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Begrüßung 

Hans-Ludwig Zachert 

Ich begrüße Sie zu unserer Arbeitstagung, bei der wir uns in diesem Jahr mit 
Phänomenen der Gewalt befassen werden und heiße Sie hier im Bundeskri­
minalamt in Wiesbaden ganz herzlich willkommen. Ein besonderer Gruß und 
Dank gilt Ihnen, Herr Staatssekretär Lintner. Sie haben sich spontan 
bereiterklärt, hierher nach Wiesbaden zu kommen und die Tagung zu 
eröffnen. Herr Minister Kanther ist wegen dringender Koalitionsgespräche, 
bei denen es vorrangig um elementare Themen der Inneren Sicherheit geht, in 
B onn unabkömmlich. 

Unser Tagungsthema heißt "Aktuelle Phänomene der Gewalt". Gewalt ist -
nicht nur in unserem Land - zur fast alltäglichen Begleiterscheinung des 
Lebens geworden. Die wachsende Zahl der Raubüberfälle, Rohheitsdelikte 
oder gewalttätigen Ausschreitungen gegen Personen und Sachen, insbeson­
dere aber die menschen verachtenden Anschläge auf ausländische Mitbürger, 
wie in Mölln oder Solingen zeugen von einem in höchstem Maße besorgnis­
erregenden Zustand unseres Gemeinwesens. So haben wir dem Thema 
"Fremden feindliche Gewalt" einen breiten Raum innerhalb des Tagungspro­
gramms gewidmet. Auch aus Frankreich und Großbritannien wollen wir uns 
von erfahrenen Fachleuten über die aktuelle Situation dort berichten lassen. 

Die Furcht vor Gewalttaten ist groß in der Bevölkerung. Ist sie auch 
berechtigt? Wie groß ist für den einzelnen das Risiko, Opfer einer Gewalttat 
zu werden? Welchen Schutz können wir als Polizei der Bevölkerung bieten? 
Und schließlich: besteht eine Notwendigkeit, private Sicherheitsunternehmen 
in die Bemühungen um Schutz vor Kriminellen einzubeziehen? Über diese 
hochbrisanten Themen werden wir sicher kontrovers diskutieren, muß doch 
in diesem Zusammenhang auch die Frage des staatlichen Gewaltmonopols 
angesprochen werden. 

Jugendliche und immer häufiger auch schon Kinder - die Zukunft unserer 
Gesellschaft - sind in zunehmendem Maße mit Gewalt konfrontiert. Ich 
denke dabei ganz besonders auch an Gewaltdarstellungen in den Medien. 
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Wir müssen uns deshalb hier fragen, ob auf diese Weise Gewalt als 
Konfliktlösungsstrategie propagiert wird? 

Daneben bieten Gewalt in Schulen, Gewalt in Fußballstadien und Gewaltta­
ten jugendlicher Rechtsextremisten Anlaß für rasches Handeln. Gleichzeitig 
müssen wir feststellen, daß der Polizei nur sehr eng begrenzte Möglichkeiten 
einer direkten Einflußnahme zur Verfügung stehen. Vor allem auch die 
Politik - und das wird am letzten Tag unser Thema sein -, ist aufgerufen, für 
die Entwicklung und Umsetzung geeigneter Konzepte zu sorgen. 

Diese kurze Darstellung einiger Aspekte, mit denen wir uns in den kommen­
den Tagen beschäftigen wollen, deutet die Vielschichtigkeit und Komplexität 
des Tagungsthemas an. Wissenschaftler und Praktiker werden uns ihre 
neuesten Erkenntnisse vermitteln, und zusammen mit Ihnen Lösungsvor­
stellungen erörtern. Es ist zu wünschen, daß davon Impulse und Anregungen 
für uns als Polizei. für den Gesetzgeber und alle jene Institutionen ausgehen, 
die dem Gewaltphänomen in gemeinsamer Anstrengung begegnen wollen und 
müssen. 

Trotz der inhaltsschweren Thematik wünsche ich Ihnen angenehme Tage in 
Wiesbaden und der Tagung einen guten und erfolgreichen Verlauf. Ich bitte 
nun Sie, Herr Staatssekretär, die Tagung mit Ihrem Einführungsvortrag zu 
eröffnen. 
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Eröffnungsansprache 

Eduard Lintner 

Ich freue mich, auch in diesem Jahr wieder die Arbeitstagung des Bundeskri­
minalamtes eröffnen zu können. Gerne hätte Herr Minister Kanther diesen 
Termin selbst wahrgenommen, doch leider ist er wegen einer weiteren Runde 
von Koalitionsgesprächen über das geplante und so notwendige 
"Verbrechensbekämpfungsgesetz 1994" verhindert. Ich überbringe Ihnen 
deshalb seine Grüße und guten Wünsche für einen erfolgreichen Verlauf 
Ihrer Tagung. 

Da die Arbeit des Bundeskriminalamtes in den vergangenen Monaten einer 
kritischen Diskussion ausgesetzt war. möchte ich diese Veranstaltung auch 
zum Anlaß nehmen, um auf den hervorragenden Beitrag des Bundeskrimi­
nalamtes und seiner Angehörigen zum Erhalt der Inneren Sicherheit in 
unserem Lande aufmerksam zu machen. 

Das Bundeskriminalamt ist - und das können wir ohne Übertreibung mit 
Stolz aussprechen - eine Polizeibehörde, die unverändert weltweit Achtung 
und Anerkennung genießt. Seit seinem Bestehen hat es einen maßgebenden 
Anteil an der Verbrechensbekämpfung und Strafverfolgung und den dabei 
erzielten Erfolgen. Nichts ist aber so gut, daß es nicht noch verbessert 
werden könnte. Nach diesem Grundsatz müssen wir natürlich auch hier 
verfahren. 

"Deregulierung" und "Verwaltungsvereinfachung" sind geradezu Mode­
begriffe geworden und auch wir verschließen uns nicht vernünftigen Ideen, 
wie die Effizienz organisatorisch und strukturell gesteigert werden kann. 
Höhere Flexibilität, kürzere Entscheidungswege, schnellerer Informations­
fluß, Bündelung und zielgenaue Verwendung von Ressourcen: Dies sind 
Stichworte für unsere Bemühungen. Wo die Erscheinungsformen der 
Kriminalität sich ändern - man denke nur an Organisierte Kriminalität -, 
muß auch der gesetzliche Rahmen zu ihrer Bekämpfung sich ändern. Daran 
arbeiten wir mit Nachdruck und Geduld. Den gleichen Auftrag, sich 
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anzupassen, hat das BKA, und ich weiß, daß auch daran immer gearbeitet 
wird. 

Meine Damen und Herren, Sie haben für die diesjährige Veranstaltung ein 
Thema gewählt, welches seit vielen Monaten im Mittelpunkt der öffentlichen 
Diskussion steht. Gewalt - vor allem auch Gewalt ausgeübt von jungen 
Menschen - ist kein neues Phänomen. Gewalt hat es immer gegeben, auch in 
Deutschland. Erinnern wir uns beispielsweise an die Halbstarkenkrawalle, 
an die sogenannten "Rocker", die in den 50er Jahren Angst und Schrecken 
verbreitet haben, die gewalttätigen Studentenrevolten in den 60er Jahren, 
den Terrorismus der 70er, die Hausbesetzungsszene und die diversen 
Anti-Bewegungen. Zu Beginn der 90er Jahre haben wir es vorrangig mit 
fremdenfeindlicher Gewalt zu tun. 

Die Bundesregierung hat unverzüglich reagiert und bereits 1987 die 
"Unabhängige Regierungskommission zur Verhinderung und Bekämpfung 
von Gewalt" - kurz "Gewaltkommission" - eingesetzt. Ich sehe mit Freude, 
daß einige Mitglieder dieser Kommission heute anwesend sind und als 
Referenten auf dem Programm stehen. Die umfangreichen Ergebnisse der 
Kommission müssen jetzt nach und nach umgesetzt werden. Im Innenmini­
sterium steht ein entsprechender Bericht über den Stand der Umsetzung kurz 
vor dem Abschluß. Das herausragende Interesse, das den Vorschlägen der 
Kommission von allen Seiten entgegengebracht wird, zeigt, welche fundierte 
Arbeit in dem füntbändigen Werk der Gewaltkommission ihren Niederschlag 
gefunden hat. 

Bei dem Begriff "Gewalt" wird seit ellllger Zeit in der Bundesrepublik 
leichtsinnig, um nicht zu sagen "ideologisch", differenziert. Da wird von 
"struktureller Gewalt" gesprochen und man meint damit den Druck, der von 
ungeliebten politischen, wirtschaftlichen, sozialen und/oder gesellschaftli­
chen Strukturen ausgeht. Oder die verhängnisvolle Unterscheidung zwischen 
"Gewalt gegen Sachen" im Unterschied zur "Gewalt gegen Personen", womit 
man - das zeigt sich heute mehr und mehr - die Gewalt an sich enttabuisiert 
hat. Aber auch jedwede Disziplin, jede notwendige Einschränkung von 
persönlicher Freiheit wird als "gewaltsam" von manchen Interessierten 
deklariert. Bei unserem Gewaltverständnis geht es speziell um Straftaten, 
bei denen sich physische Gewalt gegen Personen und/oder Sachen richtet, 
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also kurz gesagt um die "Gewaltkriminalität" . Und zur sachlich notwendigen 
Differenzierung unterscheiden wir zwischen: 

Alltagskriminalität 

organisierter Kriminalität und 

politisch motivierter Gewalt. 

Wir alle wissen, die Kriminalitätsentwicklung ist insgesamt und speziell in 
wichtigen Bereichen erschreckend: 

Mehr als 6,2 Mio. registrierte Straftaten 1992 in Deutschland, das ist eine 
Zunahme von fast 10 % in den alten Bundesländern; der verursachte 
Schaden wächst und wächst, so ist allein bei den Diebstahlsdelikten ein 
Schaden von 4,8 Mrd. DM und damit fast 1 Mrd. DM mehr als 1991 
entstanden. 

Die Bürger empfinden vor allem den gravierenden Anstieg der Massen- und 
Alltagskriminalität als bedrohlich. Hier handelt es sich um Deliktsbereiche, 
die das Sicherheitsbedürfnis der Bürger in besonderem Maße prägen, z. B. 
Wohnungseinbrüche, Autodiebstähle; und auch Handtaschenraub und 
Taschendiebstähle nahmen überdurchschnittlich zu. 

Im Bereich der Wohnungseinbrüche weist die Statistik 1992 mit über 
204 000 Fällen in den alten Bundesländern einschließlich Berlin z. B. einen 
Anstieg binnen Jahresfrist um 14,4 % auf. 

Noch höher ist die Zunahme bei Kraftfahrzeug-Diebstählen. Sie stiegen im 
alten Bundesgebiet um 30 % auf fast 116 000 Fälle an; wobei mittlerweile 
rund 60 % auch nicht wieder auftauchen. Der Schaden beläuft sich auf rd. 
1,6 Mrd. DM und zu begleichen haben ihn die Autobesitzer als Versicherte. 

Eine bedenkliche Entwicklung haben auch schwere Straftaten wie Mord, 
Totschlag, Raub oder gefährliche und schwere Körperverletzungen 
angenommen. Über 147 000 Personen wurden im vergangenen Jahr Opfer 
solcher Gewaltdelikte. 

Auch die Entwicklung der organisierten Kriminalität in der Bundesrepublik 
Deutschland erfüllt uns alle mit großer Sorge. Diese besonders gefährliche 
und schwer bekämptbare Form von Kriminalität breitet sich zunehmend aus. 
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Besonders sichtbar ist sie bei der Rauschgiftkriminalität, der illegalen 
Kraftfahrzeugverschiebung, der Prostitution, der Scheck- und Kreditkarten­
kriminalität und beim Wohnungseinbruch. 

Hinzu kommen ganz neue Deliktsbereiche, wie z. B. der illegale Handel mit 
radioaktivem Material oder Kriegswaffen un.d anderem militärischen Gerät, 
die nach dem Zusammenbruch des Kommunismus u. a. von Angehörigen der 
Westtruppen der sowjetischen Streikräfte angeboten werden. 

Nicht nur italienische Mafia-Organisationen nutzen Deutschland zunehmend 
als Aktionsraum. Die wirtschaftliche Stabilität und Prosperität Deutschlands 
entfaltet ihre Sogwirkung auch in Richtung Osteuropa und auf asiatische 
Mafia-Gruppen. So verlagern immer mehr Gruppen ihre Aktivitäten nach 
Deutschland. Zugleich geht damit eine zuvor nicht bekannte Brutalisierung 
einher. 

Auch bei den möglicherweise und tatsächlich politisch motivierten 
Gewalttaten signalisiert die Entwicklung im ersten Halbjahr 1993 keine 
Lageberuhigung. Zwar sind diese Gewalttaten bis jetzt um über 15 % 
zurückgegangen, doch wissen wir alle, daß in dieser Szene oft ein 
spektakulärer Fall ausreicht, neue Gewalttaten auszulösen. Das gewalt­
bereite Potential in diesem Bereich mahnt uns in jedem Fall zu weiteren 
Anstrengungen. Hier birgt das anstehende Superwahljahr und die zu 
erwartende Polarisierung durch rechtsextremistische Parteien, die jede 
Agitationsmöglichkeit bedenkenlos nutzen werden, zusätzliche Brisanz. 

So neu ist im übrigen das Phänomen "extremistisch" motivierter Gewalt 
nicht, denn auch in der Vergangenheit gab es diese Gewalttaten, vor allem 
durch Linksextremisten. Gerade die jüngste Entwicklung bis Oktober 1993 
belegt die gestiegene Gewaltbereitschaft der autonomen/anarchistischen 
Szene. 

In jüngster Zeit haben auch die gewaltsamen Auseinandersetzungen 
zwischen Links- und Rechtsextremisten nicht nur an Häufigkeit, sondern 
auch an Brutalität zugenommen. Die sich feindlich gegenüberstehenden 
militanten Lager der linksextremistischen Autonomen einerseits und der 
Neonazis und Skinheads andererseits suchen immer häufiger die direkte 
Konfrontation. 
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Die Angehörigen der Polizei haben fast tagtäglich mit Gewalt und Kriminali­
tät und den damit verbundenen Auswirkungen zu tun. Und wir alle stellen 
uns die Frage nach den Ursachen dieser Entwicklung. Diese Frage ist für die 
Strategie zur Bekämpfung von Gewalt und Kriminalität von größter 
Bedeutung, denn das wirksamste Gegenmittel wäre selbstverständlich die 
Beseitigung der erkannten Ursachen. Dazu hat die Gewaltkommission erst 
kürzlich alles zusammengetragen, was heute über Entstehungsbedingungen 
und Ursachen bekannt ist. Dabei hat sich wieder bestätigt: Es gibt eine Fülle 
von Ursachen; es gibt u. a. gesellschaftliche, ökonomische, soziale, 
individuelle Gründe. Ich will mich hier auf einige, aus meiner Sicht 
besonders zentrale Risikofaktoren beschränken. 

Die letzten 20 Jahre haben geistige Veränderungen gebracht, die unsere 
überkommene Wertvorstellung mit ihrem zivilisatorischen Konsens gründlich 
durcheinandergebracht und den Common sense zunehmend zurückgedrängt 
haben. Nach Angaben des Zentralinstituts für Jugendforschung in Leipzig 
sehen zwar nur 3 bis 6 % der Schüler im Alter von 15 und 16 Jahren 
Gewalt als Mittel zur Durchsetzung eigener Interessen an und ebensoviele 
geben wiederholte gewalttätige Auseinandersetzungen zu. Von Pädagogen 
und Sozialarbeitern wird aber auch beobachtet, daß Gewalt zunehmend 
brutaler und auch häufiger geduldet wird. Konflikte, die früher durch 
Gespräche, Interessenausgleich in geregelten Verfahren gelöst wurden, 
werden heute v. a. von Jugendlichen zum Anlaß für Gewalttätigkeiten 
genommen. Und nach der neuesten IPOS-Studie sind heute schon 22 % der 
Befragten in Westdeutschland und 18 % in Ostdeutschland der Auffassung, 
daß es in einer demokratischen Gesellschaft Konflikte gibt, die mit Gewalt 
ausgetragen werden müssen. Hier zeigt sich eine fundamentale Fehl­
orientierung beachtlicher Teile unserer Gesellschaft an. 

In der Vergangenheit ist wohl etwas zu einseitig für "Emanzipation von 
Zwängen" geworben worden, d. h. auch für die Befreiung von Bindungen, 
Tradition und Autorität, die für ein verträgliches Zusammenleben unver­
zichtbar sind. Die Individualisierung, um nicht zu sagen "Egoismuspflege" 
hat offenbar auch unentbehrliche Tugenden für gutes Zusammenleben 
geschwächt oder gar zerstört. Tugenden, wie Pflicht, Treue, Disziplin, 
Rücksichtnahme, Dienstbereitschaft sind als "Sekundärtugenden" verspottet 
worden. 
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Das rächt sich heute in Werteverfall, Sinnkrisen, Desorientierung, 
Vereinsamung, Egozentrisierung und eben auch in moralischer Verwahrlo­
sung und Kriminalität. 

Im Zusammenhang mit der Ursachen suche spielen die Medien eine nicht zu 
unterschätzende Rolle. Gewaltdarbietungen haben ja auch einen erheblichen 
Anteil am Programm des Fernsehens. 

Der Utrechter Professor Jo Groebel spricht in einer Studie aus dem Jahre 
1992 davon, daß im deutschen Fernsehen in einer Woche von sechs Sendern 
rund 500 Mordszenen, das sind täglich 70, gezeigt werden. Und wenn 
Kinder und Jugendliche heute mehr Zeit vor dem Fernseher verbringen als in 
der Schule, so können die Folgen nicht ausbleiben. 

Ein weiterer, nicht unwesentlicher Aspekt betrifft die Art und Weise der 
Berichterstattung in den Medien. Eine vom Bundesministerium für Frauen 
und Jugend geförderte Studie unter Leitung des hier anwesenden Professors 
Eckert mit dem Titel "Fremdenfeindliche Gewalt: Eine Analyse von 
Täterstrukturen und Eskalationsprozessen" vom Juni 1993 hat dazu 
interessante Ergebnisse erbracht: 

In Saarlouis, Hoyerswerda, Rostock, Greifswald und Hünxe wurde auch die 
Rolle der lokalen Medien im Vorfeld der fremdenfeindlichen Krawalle 
untersucht. In Saarlouis konnte festgestellt werden, daß die örtliche 
Berichterstattung Ängste und Vorurteile in der Bevölkerung geschürt hat, 
was Vorbehalte eher vergrößert hat. 

Aber gerade die überregionale Presse hat für die Entwicklung fremden feind­
licher Gewalttätigkeit in ganz Deutschland - der Studie zufolge - entschei­
dende Bedeutung. Sie hat nachweisbar Mobilisierungseffekte ausgelöst und 
Nachahmungstaten begünstigt. Auch die öffentliche Aufmerksamkeit ist ein 
Tatauslöser, selbst wenn sie negativ gestaltet ist. So stellt die schon zitierte 
Studie fest: "Zahlreiche Gewalttäter sind erst nach den Fernsehbildern nach 
Rostock aufgebrochen." 

Eine verantwortungsbewußte Berichterstattung muß diesen Effekt 
berücksichtigen und darf sich nicht aus Sensationsgier oder wegen des 
Verkaufserfolgs darüber hinwegsetzen. Überhaupt muß die Selbstkontrolle 
der Medien in Sachen "Gewalt und Sex" besser funktionieren als bisher. 
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Zumindest der Gewöhnungseffekt der Überfrachtung der Programme mit 
solchen Beiträgen stumpft ab und bewirkt eine gefährliche Relativierung der 
Wertschätzung des anderen und seiner Würde. 

Als eine Ursache speziell für die fremden feindliche und rechtsextremistisch 
motivierte Gewalt hat auch der große Asylbewerberstrom der letzten Jahre 
gewirkt. Allein im Jahr 1992 sind knapp 450 000 Asylbewerber nach 
Deutschland gekommen. Das ist die höchste Zugangszahl in unserer 
Geschichte. Das entsprach einer Steigerung gegenüber dem Vorjahr 1991 
von rund 71 %. 70 % aller in die EG strömenden Asylbewerber kommen zu 
uns. Deutschland ist damit mit großem Abstand das Hauptzielland der 
Ost-West- und Süd-Nord-Flüchtlingswanderung. Hinzuzuzählen sind als 
Zuwanderer noch legal eingereiste Ausländer, unbekannt sich im Land 
aufhaltende Personen, legale Kontingentflüchtlinge und deutsche Aussiedler, 
zusammengenommen mehr als 1 Mio. Zuzug innerhalb eines Jahres. Diese 
Zahl erreichen selbst klassische Einwanderungsländer wie die USA und 
Kanada nicht. 

Jedes auch noch so ausländerfreundliche Land gerät irgendwo an die 
Grenzen des Verkraftbaren und Erträglichen. Wie jedes andere Land muß 
deshalb auch die Bundesrepublik das Recht haben, den Zustrom von 
Ausländern zu begrenzen. Dies ist - nach langen Schwierigkeiten - durch die 
Änderung von Artikel 16 des Grundgesetzes erfolgt. Das individuelle 
Grundrecht auf Schutz vor politischer Verfolgung bleibt unangetastet und 
dem Mißbrauch wurde ein Riegel vorgeschoben. Die Regelung wirkt sich 
auch - wie erwartet - aus. hn Oktober dieses Jahres kamen mit rund 16 000 
Asylbewerbern nur noch ein Drittel der Zahl des Oktobers 1992 zu uns. Wir 
wissen allerdings, daß dies immer noch zu viele sind. Der unkontrollierte 
Zuzug von immer mehr Ausländern hat in weiten Bevölkerungskreisen 
Ängste geweckt und Verunsicherung hervorgerufen. Rechtsextremisten 
nutzen die Thematik zur Agitation und bauschen die damit verbundenen 
Probleme auf, um bei der einheimischen Bevölkerung Konkurrenzangst und 
Bedrohtheitsgefühle zu schüren. Dem muß dadurch begegnet werden, daß die 
demokratischen Parteien diese Ängste wahrnehmen und aufgreifen und sich 
um Eindämmung des offensichtlichen Mißbrauchs sorgen. Auf dieser Basis 
muß dann für das Miteinander und die Verständigung mit fremden Kulturen 
unter der Bevölkerung geworben werden. Die niedrige Toleranzschwelle 
speziell in den neuen Ländern hat sicher auch etwas mit mangelnder 
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Erfahrung im Umgang mit ganz anderen Kulturkreisen zu tun. Eine 
Bevölkerung, die 40 Jahre von der Welt abgeschlossen gelebt hat, kann 
nicht von heute auf morgen Toleranz erlernen. Eines muß aber unmißver­
ständlich klar sein: Es darf keine Sympathie, auch keine heimliche, für 
gewalttätige Übergriffe auf Ausländer und für Fremdenfeindlichkeit geben. 
Jede Zivilisation lebt auf der Basis bestimmter Grundregeln, dazu gehört der 
Verzicht auf Gewalttätigkeit zwischen den Menschen. Wer sich daran nicht 
halten will, muß dazu gezwungen werden, denn er legt die Axt an die 
Grundlagen jedes menschenwürdigen Zusammenlebens und unserer Kultur. 

Es gibt, Gott sei Dank, genügend Bekundungen der Abscheu vor solchem 
Tun und der aktiven Parteinahme für Ausländer in unserem Land, so daß 
wir aus Überzeugung feststellen können: Deutschland ist und bleibt ein 
ausländerfreundliches Land und für unsere Bevölkerung ist Gewalt kein 
Mittel der Auseinandersetzung. 

Um noch mehr über die Entstehungsursachen fremdenfeindlicher Gewalt zu 
erfahren, hat das Bundesministerium des Innern Professor Eckert gebeten, 
das Forschungsvorhaben über die Täterstrukturen fortzuschreiben und die 
Frage zu untersuchen, welche Einflußfaktoren für die Entwicklung 
fremdenfeindlicher Einstellungen und Gewaltbereitschaften verantwortlich 
sein können. 

Meine Damen und Herren, der Schutz der Bürger vor Gewalt und Kriminali­
tät ist eine der den Staat rechtfertigenden Aufgabe, also konstitutiv. Sie muß 
daher sorgfaltig und umfassend wahrgenommen werden. Bundesinnenmini­
ster Kanther hat die Innere Sicherheit konsequenterweise deshalb an die 
Spitze seiner politischen Vorhaben bis zum Ende der laufenden Legislatur­
periode gestellt und mit der Vorstellung des Sicherheitspakets '94 derzeit 
mehrheitsfähige konkrete Maßnahmen für eine noch wirksamere Verbre­
chensbekämpfung markiert. 

Dabei steht die Bekämpfung der Alltagskriminalität im Vordergrund, weil sie 
das Sicherheitsgefühl der Bürger in besonderem Maße prägt und beim 
gegenwärtigen Trend erschüttert. Ein wirksames Gegenmittel ist sicher die 
Erhöhung der Präsenz der Polizei. Dazu muß sie von Aufgaben, für die 
Beamte nicht zwingend nötig sind, entlastet werden. In diesem Zusammen­
hang können auch private Sicherheitsdienste zur Entlastung beitragen, z. B. 
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beim Objektschutz usw. Aber dazu muß auch deren Zuverlässigkeit und 
Sachkunde einer verläßlichen Normierung und Kontrolle per Gesetz 
unterworfen werden. 

Einen weiteren Schwerpunkt des Sicherheitspakets bildet die Bekämpfung 
der Organisierten Kriminalität. Sie bedroht nicht nur den Bürger, sondern 
kann auch die Funktionsfahigkeit des demokratischen Rechtsstaats 
unterminieren und im Extremfall zerstören. Die hier vorgesehenen 
Maßnahmen reichen von der Erweiterung der Aufklärungsbefugnisse des 
BND über die Einführung einer Kronzeugenregelung, auch für den Bereich 
der Organisierten Kriminalität, bis zu einem verbesserten Zeugenschutz. 
Wichtig wäre selbstverständlich auch der Einsatz technischer Mittel und 
eine realistische Gestaltung der Befugnisse verdeckter Ermittler. Hierzu 
besteht weiterhin Gesprächsbedarf. 

Schließlich geht es im Sicherheitspaket um die Bekämpfung besonders 
schwerer Gewaltdelikte. Hier fordern wir z. B. die Behebung von Schwä­
chen bei den Bestimmungen zu den Körperverletzungsdelikten, ferner eine 
Erweiterung der absoluten Haftgründe bei besonders schweren Gewalt­
delikten und eine gezielte Verbesserung der Inhaftierungsmöglichkeiten 
durch Verzicht auf die Voraussetzung einer Vorverurteilung. 

Weiter wurde innerhalb der Koalition noch folgendes verabredet: 

beschleunigtes Verfahren für Täter, die auf frischer Tat ertappt werden, 
als Regel, 

Möglichkeit, auf frischer Tat gefaßte Täter bis zu einer binnen 48 
Stunden stattfindenden Hauptverhandlung in Gewahrsam zu halten -
Hauptverhandl ungshaft, 

Ausdehnung der Kronzeugenregelung auf Delikte der Organisierten 
Kriminalität, 

Erhöhung der Strafrahmen bei Körperverletzungsdelikten, 

Maßnahmen zur besseren Bekämpfung von Schlepperbanden, die 
Scheinasylanten nach Deutschland einschleusen. 

Des weiteren müssen wir auch die Einsatz- und Funktionsfahigkeit der 
Polizei stärken. 
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Höchste Priorität hat die rasche Besetzung der freien Stellen bei der Polizei 
von Bund und Ländern. Dies sind allein beim BGS derzeit immerhin 3 700; 
bei den Länderpolizeien waren es im Oktober 1992 insgesamt über 10 000 
Planstellen. Beim BGS wird die Lücke aus heutiger Sicht bis 1996 
geschlossen werden können. Wir müssen uns auch über Aufgaben- und 
Organisationsstruktur der Polizei Gedanken machen. Die Polizei muß 
dringend von dazu geeigneten Aufgaben entlastet werden. Wir brauchen den 
fachlich gut ausgebildeten Polizeibeamten dort, wo er unverzichtbar ist und 
wofür er aufwendig ausgebildet wurde. 

Eine positive Motivation bei den Beamten muß hinzukommen. Dazu muß er 
das berechtigte Gefühl haben, sein Dienstherr stattet ihn materiell so aus, 
daß seine Leistung und seine jeweiligen Lebensumstände ausreichend 
berücksichtigt werden. Und davon sind wir in manchen Bereichen - das 
weiß ich - noch ein gutes Stück entfernt. Wir versuchen derzeit die Defizite 
Haushaltsjahr für Haushaltsjahr aufzuarbeiten. Ein Erfolg ist, daß wir trotz 
der bekannten Finanzmisere auch 1994 darin fortfahren können. 

Meine Damen und Herren, die Bekämpfung von Gewalt und Kriminalität ist 
aber letztlich nicht nur eine Aufgabe des Staates und seiner Organe, 
sondern die ganze Gesellschaft muß sich engagieren und die Sicherheits­
organe dabei unterstützen. Denn passivem Beiseitesehen oder -stehen und 
einem zunehmenden Werteverfall steht auch die Polizei machtlos gegenüber. 
Auch die Politik hat nur ein begrenztes Leistungspotential und kann nicht für 
alles verantwortlich gemacht werden, was in Schule, Erziehung, Freizeit, 
Familie, Werte- und Charakterbildung versäumt oder falsch gemacht wird. 
Der aktive Beitrag jedes einzelnen und der gesellschaftlichen Kräfte ist 
unverzichtbar, wenn Gewaltbereitschaft und -anwendung wieder auf das 
nicht vermeidbare Maß zurückgedrängt werden sollen. 

Das gilt auch hinsichtlich der schwindenden Achtung vor dem Eigentum 
anderer und ihrem Wohl. 

Ich wünsche der Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes einen guten 
Verlauf, den Veranstaltern auch wieder den bei den bisherigen Tagungen 
immer erzielten Erfolg. 
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Hat unsere Gesellschaft die Gewalttäter, 
die sie verdient? 

Phänomene, Ursachen, Prävention und 
Kontrolle von Gewalt 

Hans-Dieter Schwind 

Als die (Anti-)Gewaltkommission der Bundesregierung 1990 in ihrem 
Endberichtl) mit aller gebotenen Vorsicht gegenüber Statistik auf die im 
Langzeit-Vergleich zunehmende Gewaltkriminalität hinwies (benutzt wurde 
der Summen-Schlüssel der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS», wurde ihr 
aus bestimmten Kreisen, denen die ganze Richtung nicht paßte2), der Vor­
wurf gemacht, die Lage unnötig zu dramatisieren. Das jedoch hatte die 
Regierungskommission gerade nicht getan. Sie hatte die Situation aber auch 
nicht verharmlosen wollen, weil dazu gar kein Anlaß bestand. 

1. 7AI Entwicklungen der Gewaltkriminalität 

Immerhin hatte sich die absolute Zahl der registrierten geHihrlichen und 
schweren Körperverletzungen im Verlaufe von 25 Jahren, soweit diese in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) registriert werden konnten3), mehr als 
verdoppelt und die der Raubtaten mehr als vervierfacht. Eine Entwicklung, 
die sich nicht allein auf Probleme der Erfassungsmodalitäten abschieben 
läßt. Die deutliche Steigerung stimmte z. T. auch mit den Erfahrungen der 
Polizei überein.4) Sorgen bereiteten insbesondere auch Gewalttätigkeiten im 
Zusammenhang mit Demonstrationen, Brand- und Sprengstoffanschlägen, 

1) Schwind/Baumann u.a. (Hrsg.): Ursachen, Prävention und Kontrolle von Ge­
walt. Berlin 1990. Der Beitrag lehnt sich z.T. an das Gutachten an. 

2) V gl. dazu die Beiträge in Albrecht/Backes (Hrsg.): Verdeckte Gewalt. Plädoyer 
für eine innere Abrüstung. FrankfurtIM. 1991. 

3) Vgl. PKS-Zeitreihen. (Bundeskriminalamt) 1992, S. 16. 
4) Vgl. bei Schwind/Baumann u.a.: a.a.O. 
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Gelände- und Hausbesetzungen, Massenkrawallen und Vandalismen. Die 
Bevölkerung nahm diese Entwicklung mehr oder minder gleichmütig hin; bei 
einigen Mitbürgern stiegen die Bedrohtheitsgefühle, die Mehrzahl aber fühlte 
sich kräftig unterstützt von Verharmlosungsstrategen, die damals noch 
Teile der Presse beeinflussen konnten.5) 

1.1. Boomerang-Etfekte 

Erst die Angriffe auf Ausländer (bzw. Asylbewerber) und ihre 
Wohnunterkünfte (etwa in Hoyerswerda 1991, Rostock-Lichtenhagen 1992, 
Solingen 1993), haben erreicht, was die links orientierte Gewalt jahrelang 
nicht vermocht hat: der Bevölkerung die Gewaltwelle, die unser Land zu 
überfluten beginnt, endlich ins Bewußtsein zu rufen. Lichterketten, 
Plakataktionen und Mahnwachen waren die Folge. Sie haben das Ausland 
wahrscheinlich beruhigen können, den Tätern haben sie vielleicht auch das 
Selbstbewußtsein gestärkt; man wurde beachtet, man war endlich wer 
(Stichwort: Boomerang-Effekte). Die hier lebenden Ausländer haben sie in 
Angst und Schrecken versetzt. Inzwischen vergeht kaum eine Woche, in der 
die Medien nicht über weitere Übergriffe berichten: die (neue) Gewalt, die 
die Bevölkerung vor allem emotional erreicht hat, kommt von rechts bzw. 
von Einzeltätern oder Gruppen wie Skinheads, die sich (getrieben von 
diffusem Ausländerhaß) selber so einschätzen. Ein verändertes geistiges 
Umfeld auf Seiten der Deutschen sollte insoweit auch nicht verkannt 
werden: die Lichterketten sind nur für einen Teil unseres Volkes 
repräsentativ; den anderen Teil plagen eher (wie die Ausländer auch) 
Bedrohtheitsgefühle,6) vor allem im Osten. Angst macht (nicht nur bei alten 
Menschen) die große Zahl der zuströmenden Fremden, Angst machen 
Unterbringungsprobleme und Angst macht nicht zuletzt auch die Frage, ob 
das soziale Netz den Zuzug aushalten wird oder nicht. Angst machen auch 

5) Vgl. z.B. Berentzen: Das Märchen von der "Jugendgewalt". In: Psychologie 
heute, August 1992, S. 64 ff.; vgl. auch Kocka. In: Albrecht/Backes: Verdeckte 
Gewalt, a.a.O. 

6) Vgl. dazu Schwind: Sind wir ein Volk von Ausländerfeinden? In: FAZ vom 24. 
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die Bedeutung der Verbrechensbekämpfung bereits auf Platz 2 der gesellschaft­
lichen Ziele, die die Bevölkerung für wichtig hält, gleich hinter den Sorgen um 
den Arbeitsplatz (zit. nach WAZ vom 2. Nov. 1993). 



aggressive Bettelei1), Drogenimport und kriminelles Verhalten mancher 
Ausländer oder Ausländergruppen. Wer auf diese Umstände hinweist, wird 
von bestimmten Kreisen, denen es gelungen ist, die Definitionsmacht an sich 
zu reißen, allerdings bereits in die Ecke der Ausländerfeinde gestellt bzw. 
beschimpft. Die Leute, die so vorgehen. die also die nicht ganz 
unberechtigten Sorgen großer Teile unserer Bevölkerung diskreditieren, 
merken offenbar gar nicht, daß sie damit das Gegenteil dessen bewirken, 
was sie wollen. Man treibt die Beschimpften überhaupt erst an den rechten 
politischen Rand und trägt auf diese Weise zum dortigen 
Sympathie-Potential bei, also zur Sauerstoffzufuhr für rechte Aktionen, die 
nicht von ungefähr immer rascher zunehmen. Die geringfiigige Abnahme in 
den letzten drei Monaten8) bedeutet jedenfalls noch keine Entwarnung. Mit 
den Verbotsstrategien hat diese Entwicklung auch nicht zwingend zu tun. 
Parteiverbote sind im übrigen nicht unproblematisch. Sie führen wahrschein­
lich zur Konzentration der bisher9) eher zersplitterten und zerstrittenen 
Rechtsextremisten. 

1.2. Gewaltspirale 

Die rechte Gewalt hat wiederum der linken Gewalt (bzw. den sog. Autono­
men) ein neues Feindbild eröffnet und ferner dazu geführt, daß sich auch 
Ausländergruppen (vornehmlich Türken) entsprechend formieren. nicht 
zuletzt in Berlin. 10) Letztere agierten zunächst mit eher defensivem Charak­
ter, haben sich jedoch inzwischen - zumindest zum Teil - in gewaltorientierte 
offensive Tätergemeinschaften verwandelt, die wiederum gegen Rechtsradi­
kale mobil machen 11) oder gegen solche, die ihnen so erscheinen; Stichwort: 
"Faschos klatschen" (als Antwort auf das "Türken klatschen" der Rech­
ten).12) Hinzu kommen die Anschläge ausländischer Extremisten, die auf 
unserem Boden ihre Kriege ausfechten wie erst jüngst wieder am 4. Novem-

7) Neue Osnabrücker Zeitung vom 5. Aug. 1992, S. 7: "Niedersachsen geht gegen 
aggressive Bettler vor." 

8) Meldung der Neuen Osnabrücker Zeitung vom 12. Nov. 1993, S. 1. 
9) V gl. dazu die Übersicht in der FAZ vom 11. Dez. 1992. 
10) Vgl. z.B. den Bericht im SPIEGEL 26, 1989. S. 47-51. 
11) Vgl. z.B. den Beitrag im SPIEGEL 26. 1989, S. 47. 
12) Vgl. z.B. Bernsee: Von "Crime-Time" und "Fitschi-Klatschen". In: der krimina­

list, 10, 1991, S. 420 ff. 
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ber. Es sind jedoch nicht nur die Kurden attacken , die Sorgen bereiten; vom 
Verfassungsschutz wird auch z. B. vor Anschlägen der schiitischen Hisbol­
la gewarnt. 13) 

So hat sich neben der klassischen Gewaltwelle der registrierten Räuber und 
Schläger, die sich in den 70er Jahren dramatisch verstärkte, in den 80er 
Jahren auf hohem Niveau eher stagnierte und in den 90er Jahren wieder 
zunimmt, eine Gewaltspirale in Bewegung gesetzt, die die politisch motivier­
ten kriminellen Tätergemeinschaften rechter und linker Coleur in Schwung 
halten. Auch die Weimarer Straßengewalt hat auf ähnliche Weise begonnen. 
Andererseits trifft der Eindruck, den manche Massen-Medien über die 
derzeitige Quantität des Problems verbreiten, auch nicht ganz zu. Der Ver­
fassungsschutz 14) rechnet zur Zeit mit etwa rund 6 400 militanten Rechtsra­
dikalen und etwa 6 000 linken potentiellen Gewalttätern. Das heißt letztlich 
auch: "Minderheiten prägen das Bild der Deutschen nach außen. "15) Vor 
einer falschen Lagebeurteilung muß freilich gewarnt werden, weil die poli­
tisch motivierte Gewalt offenbar eskaliert. 

Darüberhinaus muß uns Sorgen bereiten, daß die Zahl der offenbar generell 
gewaltbereiten jungen Menschen hierzulande nicht ab-, sondern zunimmt. 
Über 90 % aller Deutschen lehnen nach Meinungsumfragen zwar jede Form 
der Gewalt als Konfliktlösungstechnik generell ab; 16) gleichwohl berichten 
die Medien 17) über sich ausweitende Gewaltphänomene schon unter Kin­
dern, insbesondere in Schulen, über Schlägereien, Quälereien, Erpressungen, 
Raubtaten usw. Fünf SChulumfragen18), die zu diesem Problem in fünf 
deutschen Großstädten durchgeführt wurden, gelangten übereinstimmend zu 

13) V gl. Lübecker Nachrichten vom 20. Juli 1993, S. 2. 
14) V gl. dazu den Verfassungsschutzbericht 1992, S. 66 und S. 20 sowie eine 

Auskunft des Bundesamtes für Verfassungsschutz vom 9. Nov. 1993 (Dr. 
Frisch). 

15) So der bekannte Politikwissenschaftler Wolfsohn auf einer gesellschaftspoliti­
schen Fachtagung des Bundesministers des Innern im Reichstag am 18. Okt. 
1993. 

16) Vgl. Schwind/Baumann u.a. (Hrsg.): FN 1, Bd. IV, S. 14; ferner Shell-Jugend­
studie (zit. n. Neue Osnabrücker Zeitung vom 4.11.92); FORSA-Umfrage, zit. im 
STERN Nr. 40, 1992, S. 38. 

17) Vgl. z.B. die Titelgeschichte des SPIEGEL vom 12. Okt. 1992 ("Gewaltwelle 
alarmiert Pädagogen"). 

18) Übersicht bei Schwind: Kriminologie, 5. Aufl., 1993, S. 198 f. 
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dem Ergebnis, daß die Zahl extrem schwieriger Schüler offenbar steigt und 
daß die Gewaltphänomene, über die die Medien berichten, bezogen auf 
bestimmte Schulformen und Schulen (primär Sonder-, Haupt- und Gesamt­
schulen mit problematischen Einzugsgebieten) tatsächlich festgestellt wer­
den. Der Bielefelder ErziehungswissenschaftIer Hurrelmann vermutet sogar, 
daß etwa 15 % eines Schuljahrganges bereits potentiell gewalttätig ist. 19) 

Das ist natürlich eine Definitionsfrage. Aus einigen Schulen wird im übrigen 
auch über Nationalitätenkonflikte berichtet. Unklar ist allerdings immer 
noch, ob die Gewalt in der Schule auf breiter Front zunimmt; ich gehe bisher 
davon aus, daß das nicht der Fall ist. 

1.3. Alarmsignale einer wachsenden Verrohung der Gesellschaft? 

Auffällig ist jedoch die große Feindseligkeit und erhebliche Brutalität, also 
die Qualität der Gewalt, die man heute (selbst schon in manchen Kindergär­
ten)20) beobachten kann und die in keiner Statistik erscheint. So hat der 
Hamburger Erziehungswissenschaftler Peter Struck21 ) auf einer Fachtagung 
schon im letzten Jahr u. a. folgendes ausgeführt: 

"Daß Schüler sich geschlagen haben ... das hat es in den zwanziger und in 
den fünfziger Jahren auch schon gegeben. Daß man aber, wenn der Mitschü­
ler blutend am Boden liegt, ihm noch mit dem Stiefel ins Gesicht tritt, das ist 
eben die neue Qualität." 

Handelt es sich insoweit auch um Ergebnisse der Streßsymptomatik bei 
Stadtmenschen, wie manche vermuten? Läßt die Fähigkeit nach, das Leiden 
anderer Menschen (insbesondere der Opfer) nachzuempfinden? Was geht in 
Jugendlichen vor, die alte Menschen ausrauben oder Unterkünfte anzünden, 
in denen Ausländer wohnen? Gleichgültigkeit? Wachsen bei uns "Killer­
kinder" heran, Kinder die töten - wie manche Medien berichten?22) Handelt 
es sich um Alarmsignale einer wachsenden Verrohung unserer Gesellschaft, 

19) Zit. n. Süddeutsche Zeitung vom 10.3.1993. 
20) Dazu: Focus, Nr. 38 vom 23.8.1993. S. 36. 
21) In: CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag (am 11. Juni 1992): Jugend und 

Gewalt in der Schule, S. 14. 
22) So die Titelgeschichte des SPIEGEL vom 1. März 1993. 
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wie der SPIEGEL vermutet23) oder um Empathieverluste bei den Kindern der 
Großstadt? Dazu paßt, daß die Brutalität der Tatdurchführung auch bei 
Hausbesetzungen (Beispiel Berlin, Mainzer Straße) und bei gewalttätigen 
(politisch gemeinten) Demonstrationen - zumindest im Langzeitvergleich -
ebenfalls deutlich zunimmt. Heute werden Molotow-Cocktails geworfen, 
Stahlkugeln werden verschossen, Steine von Hausdächern herabgestürzt 
usw. Aber das wissen Sie besser als ich. Brutalitäten kann man auch in 
anderen Lebensbereichen feststellen, etwa beim Fußball. Vor diesem Hinter­
grund möchte ich nicht zuletzt als Vorsitzender der (Anti-)Gewalt­
kommission der Bundesregierung vor einer Liberalisierung des Waffen­
rechtes, die in letzter Zeit wieder ins Gespräch gebracht wird, nachdrücklich 
warnen. Ein Blick in die USA zeigt uns, weshalb. 

2. Ursachen der Gewalt 

Warum kommt es zu dieser Eskalation der Gewalt, nicht nur bei uns, son­
dern in nahezu allen Industriestaaten der Welt? Verwildert - überspitzt 
formuliert - unsere Gesellschaft? 

Gewalt entwickelt sich ebensowenig wie der Blitz aus heiterem Himmel; 
Gewalt hat Vorgeschichten. Zu ihren Entstehungsbedingungen (die meist 
miteinander vernetzt sind) gehören z. B. (insoweit ist sich die Wissenschaft 
wohl grundsätzlich einig:24) ein gestörtes Selbstwertgefühl mit seiner 
Frustrations-Aggressions-Automatik, Lernprozesse, Einflüsse der Massen­
medien, Wertewandel und Werteverfall (auch im Sinne von sozialer Desinte­
gration25), also Beziehungsauflösung) sowie (relativ oft) au~h der Alkohol 
als konstellativer Faktor. 

Hinzu kommen spezielle Ursachen der politiSCh motivierten Gewalt, etwa 
SUndenbock-Denken bei den Rechtsradikalen und Zukunftslingste (Frieden, 

23) Ebd., S. 232. 
24) V gl. z.B. auch die Beiträge in RolinskilEibl-Eibesfeldt (Hrsg.): Gewalt in unse­

rer Gesellschaft. Gutachten für das Bayerische Staatsministerium des Innern. 
Berlin 1990. 

25) V gl. dazu Heitmeyer: Soziale Desintegration und Gewalt. In: VDJJ-Journal 
Nr. 138, 1992, S. 76 - 84. 
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Umwelt, Renten) verbunden mit politischen Ohnmachtsgejühlen bei den 
Linken. 

2.1. Gestörtes Selbstwertgefühl 

Mit negativem Selbstwertgejühl ist die Einstellung gegenüber der eigenen 
Person gemeint, wie Minderwertigkeitskomplexe und Unzufriedenheit mit 
sich selbst. Ein solches negatives Selbstkonzept ("ich kann nichts", "ich bin 
ein Versager", "was ich auch anpacke, alles geht schief') fördert mitunter 
nonkonforme Reaktionen in Belastungssituationen. So kann eine kleine 
Rempelei heute schon Schlägereien auslösen. Manche ethnisch bedingte 
Auseinandersetzungen haben auch damit zu tun, daß sich z. B. Türken in 
ihrer Ehre, die für sie große Bedeutung besitzt, verletzt fühlen. 

2.1.1. Die Wnirung "erfolgreicher Aggression" 

Darüber hinaus spielen Lernprozesse eine erhebliche Rolle. Aggressive 
Verhaltensweisen werden verstärkt und eingeübt, wenn der Handelnde das 
mit ihnen verfolgte Ziel erreicht. Beispielhaft sind die Vorgänge in Rostock­

Lichtenhagen. Der Erfolg verursacht bei dem Gewalttäter nämlich meist die 
Erwartung, in einer ähnlichen Situation durch aggressives Verhalten wieder 
erfolgreich zu sein. Diese Erwartung wird zum Beweggrund weiterer Gewalt­
tätigkeiten (sog. Wiederholungseffekt des erfolgreichen Täters). Deshalb 
hörten die Attacken in Rostock auch erst dann endlich auf, als westdeutsche 
Polizei eingesetzt wurde, die energisch gegen die Gewalttäter vorging. Aller­
dings bauen Mißerfolge Verhalten keineswegs so rasch wieder ab, wie 

Erfolge es aufbauen. Insoweit wirkt die Regel der intermittierenden Verstär­
kung: ein Verhalten, das hin und wieder zu einem Mißerfolg führt, wird im 
allgemeinen nicht auf Dauer gehemmt; es kann vielmehr besonders hart­
näckig gelernt werden. Deshalb dürfen wir nicht überrascht sein, wenn trotz 
drastischer S trafen (soweit es zu diesen überhaupt kommt) die erwarteten 
präventiven Effekte teilweise ausbleiben. 

Das letztere Resultat hat allerdings auch damit zu tun, daß die Strafe meist 
nicht der Tat auf dem Fuß folgt, sondern erst Monate später. Das sollten wir 
im Interesse der Generalprävention in bezug auf Gewaltstraftaten möglichst 
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bald ändern. Der Entwurf des Verbrechensbekllmpfungsgesetzes 199426) 

weist insoweit in die richtige Richtung: auf frischer Tat ertappte Täter sollen 
öfter als das bisher der Fall ist, in einem "beschleunigten Verfahren" abge­
urteilt werden. Aber funktioniert das? Die Gerichte stöhnen schon heute über 
ihre Arbeitsbelastung. 

Gelernt wird jedoch nicht nur durch den Erfolg, sondern auch durch das 
Beispiel: Lernen am Modell. So schafft die Darbietung gewaltsamer Modelle 
(z. B. das Erleben von Gewalt in der Familie, in der Demonstration oder 
Aktion) insbesondere für Jugendliche einen direkten Anreiz zur Nachah­
mung. Auch so ist zu erklären, daß die Gewaltwelle, die sich gegen Auslän­
der richtet, in die alten Bundesländer (und zwar per Bildschirm) herüber­
geschwappt ist: manche Medien transportieren geradezu Faschoparolen. 
Stich wort: Medienein flüsse. 

2.1.2. Sozialisierungsinstanz "Medien" 

Die Medien übernehmen immer mehr jene Aufgabe, die früher den Schulen, 
den Kirchen und den Familien oblag, nämlich Einfluß auf die Werte, Zielset­
zungen und Verhaltensstile einer Gesellschaft zu nehmen (Stichwort: 
Fernsehen als dritter Elternteil). Man gibt seine Kinder, um Ruhe zu haben, 
einfach vor dem Fernseher ab. Der Verantwortung, die für die Medien aus 
diesem Verhalten entsteht, werden insbesondere die kommerziellen Fernseh­
kanäle, wie inzwischen jedermann weiß, nicht immer gerecht. Nur der 
Deutsche Presserat27) hält die Gewalt- und gewaltlegitimierenden Darstel­
lungen in bezug auf die soziale Entwicklung junger Menschen für generell 
unschädlich, jedenfalls solange, wie nicht ein eindeutiger empirischer Gegen­
beweis vorgelegt wird, den die Wissenschaft jedoch grundsätzlich für keinen 
der Einflußfaktoren, die Gewalt fördern, vorlegen kann. Sie kann immer nur 
Wahrscheinlichkeitshinweise anbieten. So ist man auf Seiten der Medien 
fein raus. Gleichwohl scheint es auch dort so etwas wie ein schlechtes 
Gewissen zu geben. Sonst wäre nicht zu erklären, weshalb die kommerziel­
len Fernsehanstalten am 3. März 1993 eine "Konvention der Verantwor-

26) Abgedruckt in FAZ vom 14.11.1993: vom Deutschen Bundestag am 20. Mai 
1994 verabschiedet, vom Deutschen Bundesrat am 10. Juni 1994 abgelehnt. 

27) Stellungnahme vom 14.1l.1990. 
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tung"28) verabschiedet haben mit dem Ziel (wenigstens im TV-Bereich) die 
Verhältnisse im Sinne von Gewaltreduzierung zu verändern. Der Erfolg 
bleibt abzuwarten; ich bin eher skeptisch. Mein Vorschlag: Das Fernsehen 
sollte zumindest mehr als bisher auch die Opfer von Gewalttaten zeigen. 
In bezug auf den Bosnien-Krieg geschieht das bereits. 

Die Gefahren des Fernsehens werden allerdings vom Videomarkt noch weit 
überboten. So entfielen schon 1983 rund 45 % des Video-Filmangebots auf 
extreme Gewalt- und Horrordarstellungen29), die besonders von Kindern und 
Jugendlichen konsumiert werden. Nach einer neueren Untersuchung von 
Glogauer30) sehen sich solche Sendungen relativ regelmäßig mehr als 40 % 

der 13 bis 16jährigen Videokonsumenten an. Die Beispiele beginnen mit 
indizierten älteren Videostreifen wie "Man Eater", "Der Tote hing am 
Glockenseil", "Lebendig gefressen" oder "Muttertag": brutale Primitivfilme, 
die Ihnen wahrscheinlich aus einer polizeilichen Informationskassette, einem 
Zusammenschnitt solcher Filme, bekannt sind. Bekannt sind auch spezifi­
sche Telespiele, die zur Gewalt animieren. "Alles, was du tun mußt, ist 
Menschen zu erschießen", lautet auf englisch eine Anleitung. Ist ein Spiel­
abschnitt geschafft, ohne daß man selbst den elektrischen Tod erlitten hat, 
gibt es als besondere Belohnung ein "Erschießungskommando".31) Derarti­
ge Computerspiele gehören auf den Computer- und Automatenspiele­
Index. 

Die Rezipienten solcher Gewaltdarstellungen lernen Verhaltensweisen, die 
unter bestimmten Bedingungen ihr Handeln beeinflussen können. Zwar ist 
nur ein kleiner Teil der Gewalttaten von Jugendlichen unmittelbar auf 
Auswirkungen der Gewaltdarstellung in den Massenmedien zurückzuführen, 
jedoch erweitert die Darbietung gewaltsamer Modelle das aggressive 
Verhaltensrepertoire und erhöht die Gewaltbereitschaft, d. h. die Hemm­
schwellen sinken. Als real aufgefaßte und erfolgreiche Gewalthandlungen 
erwecken sie beim weniger kompetenten (insbesondere beim kindlichen oder 

28) VPRT: "Konvention der Verantwortung" - Kodex zum Umgang mit der Darstel­
lung von Gewalt und Sexualität im deutschen Fernsehen. 

29) Schwind/Baumann u. a. (Hrsg.): Ursachen, Prävention und Kontrolle von 
Gewalt, a.a.O. 

30) Zit. n. SPIEGEL, Nr. 17, 1991, S. 103 f. 
31) Aus: Neue Osnabrücker Zeitung vom 1. Juli 1989. 
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jugendlichen) Zuschauer nämlich den Eindruck eines wirksamen 
Problemlösungsverhaltens und sind insofern von nicht zu unterschätzendem 
Einfluß. Ein aktuelles Beispiel bilden wiederum die Vorgänge im Bosnien­
Konflikt: die Gewalt wird belohnt. 

Dabei liegt das Problem gar nicht so sehr bei den Nachahmungstaten. Es 
liegt vielmehr zum einen darin, daß - erfolgreich scheinende - aggressive 
Modelle ganz allmählich Einstellungen gegenüber Gewalt verlJ.ndern. 
Selbst wenn die dargestellte Gewalt nicht unmittelbar nachgeahmt wird, 
führt die ständige Überschwemmung des Bewußtseins mit Gewaltreizen zur 
Trivialisierung von Gewalt, die als alltägliches Ereignis weder als unge­
wöhnlich eingestuft, noch vermieden wird (Stichwort: GewlJhnungseffekte). 
Erfolgreich scheinende aggressive Modelle bauen also Aggressionshemmun­
gen ab. So kann sich Gewalt bei ungefestigten und überforderten Menschen 
zunehmend als Problemlösungsmittel aufdrängen. Das heißt: Kinder und 
Jugendliche lernen Gewalt als "legitime NormalitlJ.t" kennen. Gefährdet 
sind vor allem Kinder aus gewaltbetontem Milieu (sog. VerstlJ.rker­
hypothese). Die Mediengewalt bestätigt insoweit ihre eigene Umwelterfah­
rung. 

Außerdem kann das Fernsehen manipulieren. Und manche Journalisten 
nutzen die Chance. Neue Befunde von Kepplinger32) zeigen: "Einseitige 
Filmberichte über gewaltsame Demonstrationen, die die eine Seite als Ag­
gressor und die andere Seite als Opfer von Aggressionen präsentieren, 
polarisieren die Sichtweisen derer, die sich mit den Opfern identifizieren. Sie 
führen zu einer Idealisierung des eigenen Lagers und zu einer Stigmatisie­
rung der gegnerischen Seite. Auf diesen Wirkungsmechanismen beruht unter 
anderem" (wie Kepplinger ausführt) "der Effekt von Propagandafilmen, die 
Greueltaten der Gegner zur moralischen Aufrüstung der eigenen Seite 
benutzen." Um Mißverständnissen vorzubeugen: "Es geht nicht darum," wie 
Kepplinger schreibt, "ob über gewaltsame Demonstrationen berichtet wird, 
sondern wie. Zur Diskussion steht daher nicht die Pressefreiheit ( ... ), son­
dern die journalistische Berufsethik."33) Aber wer hält sich daran? Manche 
Reporter sicherlich nicht. Die Medien-Selbstkontrolle, die bisher nur bedingt 

32) Kepplinger: Die Wirkung von Gewaltdarstellungen in der aktuellen Film­
berichterstattung. Unveröffentl. Manuskript 1993, S 16 f. 

33) Ebd. 
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funktioniert, sollte auch in solchen Fällen durchgreifen; sonst werden 
feindselige Grundhaltungen (etwa in bezug auf die Polizei) nur unnötig 
bestätigt oder verstärkt. 

2.1.3. Sozialisationsinstanz "Familie" 

Hat unsere Gesellschaft etwa die Gewalttäter, die sie verdient? Tatsache ist 
doch - oder irre ich mich -, daß noch niemals zuvor eine Generation so sehr 
suggestiven Außeneinflüssen ausgesetzt war wie die letzte. Das vergessen 
wir leicht. Noch niemals wurde eine Generation zugleich aber emotional so 
allein gelassen. Vielen Kindern und Jugendlichen fehlt es an Nestwärme 
und Kontrolle bzw. an Beaufsichtigung. Wer zeigt ihnen Grenzen? Oft 
versuchen sich beide Elternteile zu emanzipieren, nicht gerade selten auf 
Kosten der Kinder, die den Egotrip stören. Die Zahl der verhaltensgestörten 
Kinder nimmt zu. Die Mutterrolle zählt in unserer Gesellschaft nicht als 
Beruf; Hausfrau ist schon eher ein Schimpfwort. Wie lautete der Slogan der 
Gewerkschaft Handel, B anken und Versicherungen (hbv), mit dem man 
unlängst Propaganda für ganz andere Zwecke betrieb? "Wer sich nicht 
wehrt, endet am Herd!" Wer anders denkt, kommt zumindest als Bundesprä­
sident nicht mehr in Frage. 

Noch niemals hat es in unserem Lande so viele Scheidungswaisen gegeben; 
zur Zeit sind es etwa 1,3 Millionen, die auf diese Weise ihr Urvertrauen34) 
verloren haben; jedes Jahr kommen 150 000 hinzu. Die Zahl der Alleinerzie­
henden wird auf zwei Millionen geschätzt.35) Ein weiterer Anstieg ist zu 
vermuten (Stichwort: Beziehungsauflösung). Alleinerziehende haben es 
meist besonders schwer, für ihre Kinder zu sorgen - vor allem dann, wenn 
sie berufstätig sind. Meistens gelingt es jedoch für die Zeit der Abwesenheit, 
feste Bezugspersonen zu finden. Aber wie ist wohl einem Kind aus einer 
geschiedenen Ehe zumute, das als "Schlüsselkind" in einer der tristen 
Betonwüsten vor den Toren der Stadt ohne Freizeitmöglichkeiten aufwach­
sen muß? Das Stern-Buch "Christiane F.: Wir Kinder vom Bahnhof Zoo"36) 

34) Vgl. dazu Wallerstein/Blakeslee: Gewinner und Verlierer - Frauen, Männer, 
Kinder nach der Scheidung. München 1992. 

35) Zit .. n. Neue üsnabrücker Zeitung vom 1. Juli 1989. 
36) 1981 
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beschreibt die Situation eindrucksvoll. Ähnliches gilt für die in sozialisti­
scher Plattenbauweise hochgezogenen Betonsilos in den neuen Bundeslän­
dern. Beispiele dafür: die Betonwüsten von Hoyerswerda (einer sozialisti­
schen Städteneugründung) und Rostock-Lichtenhagen. Die Probleme werden 
dort noch weiter durch Identifikationsschwierigkeiten und durch eine Art von 
Sinnkrise erheblich verschärft. Aggressiv macht auch die Unsicherheit der 
Situation mit dem übergestülpten (unbekannten) westdeutschen Gesell­
schaftssystem und nicht zuletzt die enttäuschten Erwartungen, die irreal 
waren. 

2.1.4. Sozialisationsinstanz "Schule" 

Die Schule ist meist nicht in der Lage (weder im Osten noch im Westen) der 
Orientierungslosigkeit und der emotionalen Vereinsamung solcher Schüler 
entgegenzuwirken. Im Gegenteil, die Verlorenheitsgefühle werden oft noch 
verstärkt. Stichworte dazu: große anonyme Schulkomplexe, große Klassen, 
Selektionsfunktion statt Erziehungsaufgabe, Lehrer, die mit Gewalt nicht 
umgehen können (weil sie das selbst nicht gelernt haben) und zu resignieren 
beginnen. Manchen Politikern ist wohl entgangen, daß es heute oft schwieri­
ger ist, zwanzig Kinder zu unterrichten als vor 20 Jahren vierzig. 

Auf der anderen Seite werden von Fachleuten die Zusammenhänge von 
schulischem Leistungsversagen und der Gewalt in der Schule immer wieder 
betont. Hat das Leistungsversagen auch etwas mit verfehlter Bildungspolitik 
zu tun? Der Hauptschulabschluß zählt heute oft nicht mehr. Der Schüler 
empfindet sein Scheitern deutlich al s Bedrohung seines Selbstwertgefühls 
und seiner späteren sozialen und beruflichen Lebenschancen. Das ist anders 
als früher. Heute muß man viel eher mit Arbeitslosigkeit rechnen, Existenz­
ängste erleben viele Kinder schon bei den Eltern, auch Frust, der aggressiv 
macht. Deshalb kann es eigentlich kaum überraschen, daß sich die Gewalttä­
tigkeiten dort häufen, wo die Zukunftschancen grundSätzlich gering sind, 
nämlich in den Sonder- und Hauptschulen, in denen sich solche 
"no-future-kids", zu denen auch Ausländer zählen, versammeln. Man 
versucht Anerkennung und ein positives Selbstwertgefühl über sozial 
abweichendes Verhalten zu erreichen, beispielsweise über Prügeleien, um 
wenigstens physische Überlegenheit demonstrieren zu können. 
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Wundern sollte man sich ferner auch nicht darüber, daß viele Jugendliche 
die Flucht in den Alkohol antreten oder in den Drogenkonsum. Man sucht 
und findet die ersehnte Zuwendung, Geborgenheit auch in Sekten oder in der 
Gruppe der Schicksalsgenossen, die gemeinsam die Zeit vertrödeln, aber 
auch diffusen Haß gegen die Gesellschaft entwickeln (die an ihnen nicht 
interessiert zu sein scheint) oder auch kriminell werden bzw. ihren Frust an 
Schwächeren, etwa Ausländern, abreagieren, die als Sündenböcke herhalten 
müssen. Dabei fällt auf, daß selbst Türken, die schon lange hier leben, 
attackiert werden, weil man ihnen offenbar das Image der Asylbewerber, 
das z. T. gar nicht gut ist, anhängt. 

2.2. Eskalation der Einftußfaktoren 

2.2.1. Wirtschaftliche Faktoren 

Wenn nach dieser, eher pessimistischen, Lagebeurteilung, auch die Progno­
se37) eher ungünstig ausfällt, so hat das damit zu tun, daß man davon 
ausgehen muß, daß die bisherigen Einflußfaktoren auch in Zukunft weiter 
fortwirken werden. Die (Dauer-)Arbeitslosigkeit, die strukturbedingt ist, wird 
eher noch zunehmen38 ) und - nicht zuletzt wegen der erheblichen Zahl von 
Zuwanderern - auch die Wohnungsnot. Der deutsche Mieterbund39) beziffert 
die Zahl der fehlenden Wohnungen, trotz Aufschwungs, im Wohnungsbau40) 

auf rund 3 Millionen. Schon heute soll es nach Angaben des Roten Kreuzes 
150 000 Obdachlose bei uns geben41 ), in der EG sind es bereits fünf Millio­
nen.42) Stehen uns Barackenringe bzw. Slumgürtel um die Großstädte nach 
südamerikanischem Beispiel bevor? Der frohere Oberbürgermeister von 

37) Warum ist eigentlich das Prognosegremium des BKA aufgelöst worden? Wir 
brauchen eine solche Institution. 

38) Der Sachverständigenrat sagt für 1994 vier Millionen Arbeitslose voraus. Zit. n. 
Neue Osnabrücker Zeitung vom 13. Nov. 1993, S. 9. 

39) So der Präsident des Deutschen Mieterbundes, Gerhard Jahn, in Bild am Sonn­
tag vom 24. Okt. 1993, S. 47. 

40) 1993 wurden rund doppelt so viele Wohnungen gebaut wie 1987, nämlich 
420 000. (Info des Bundesbauministers) 

41) Deutsches Rotes Kreuz. Zit. n. WAZ vom 13. Nov. 1993, S. 1 und Neue 
Osnabrücker Zeitung vom 13. Nov. 1993, S. 4. 

42) EG-Info, FEANTSA. Zit. in Süddeutscher Zeitung vom 16./17. Okt. 1993, S. 6. 
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München, Georg Kronawitter, hat im SPIEGEL 43) vor einer drohenden 
Verslumung der deutschen Großstädte ausdrücklich gewarnt. Bereiten wir 
den Nährboden für Straßenkriminalität, Bandenunwesen und Rauschgift­

probleme, so wie wir ihn in den Vereinigten Staaten haben? 

Inzwischen wird jeder dritte Einbruch und jeder fünfte Raub bereits im 
Rahmen der Beschaffungskriminalität von einem Drogenabhängigen ver­

übt.44) Drogen- und Gewaltprobleme werden weiter zunehmen, wenn wir für 
die Jugend nicht mehr tun als bisher. An jugendgerechten Infrastrukturen 
fehlt es aber schon heute: Jugendtreffs werden zur Zeit im Rahmen der 
Sparprogramme eher geschlossen als neu aufgebaut. 

2.2.2. Weltanschauliche Faktoren 

Inzwischen mehren sich auch die Stimmen45), die davon ausgehen, daß die 
Erziehungsmaximen der 68er Studentenbewegung bzw. die der sog. Frank­
furter Schule (Stichworte: Konfliktpädagogik, mißverstandene antiautoritäre 
Erziehung) für den Werteverfall und die Gewaltwelle mitverantwortlich sind. 
Danach sind Eltern in ihrem Erziehungsverhalten verunsichert worden, mit 
der Folge, daß sie es nicht selten einfach aufgeben, ihren Kindern Grenzen 
zu ziehen (Stichwort: resignierender oder gleichgültiger Erziehungsstil). 
Mancher mag sich dabei auch noch progressiv vorkommen. Sind das auch 
Ursachen dafür, daß sich nicht wenige Kinder disziplinlos benehmen (etwa 
schon in der Schule) und wenig Rechtsbewußtsein entwickeln (Stichwort: 
Niedergang des Normativen?)46) Brauchen wir wieder mehr Mut zur Erzie­
hung, zu der auch die Kontrolle gehört? Den Kontrollverzicht empfinden 
manche Kinder auch als Liebesentzug, nämlich Desinteresse der Eltern an 
ihrer Entwicklung. Die Nestflucht der vernachlässigten Kinder dürfte sich in 
Verbindung mit Alkohol und Drogenkonsum, den man auch noch freigeben 

43) DER SPIEGEL, 12.5.1993, S. 47ff. 
44) Kreuzer, Römer-Kleef, Schneider: Beschaffungskriminalität Drogenabhängiger. 

Wiesbaden 1991, S. 740 ff. 
45) V gl. z. B. die Tagungsbeiträge des Akademie-Gesprächs der Konrad Adenauer­

Stiftung am 8. Nov. 1993 in Bonn, Thema: "1968 und die Folgen". 
46) Vgl. Wassermann: Hüten wir uns den Krebs zu wählen - Gedanken zum 

Rechtsbewußtsein und zur Kriminalitätsentwicklung. In: Kriminalistik, 3, 1993, 
S. 146 ff. 
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will, eher weiter verstärken. Übrigens: Insbesondere Rechtsradikale kommen 
relativ oft aus kaputten Familien (Stichwort: gestörte Mutter-Kind­
Beziehung). 

Auch das Freizeitproblem wird zum Zukunftsproblem. Wer denkt darüber 
eigentlich nach? Der Freizeitwissenschaftler Opaschowski47 ) stellt schon 
die Frage, ob Kriminalität nicht vielleicht auch schon eine moderne Form 
von Freizeitbeschäftigung ist ("Klauen macht Spaß"). Gewalt hebt auch 
noch das Selbstwertgefühl. 

2.2.3. Integrationsprobleme 

Zunehmen werden vermutlich auch die Integrationsprobleme in bezug auf die 
schon hier lebenden Ausländer. Für eine bisher eher mißlungene Eingliede­
rung könnte sprechen, daß die zweite und dritte Generation der schon früher 
zugewanderten Nichtdeutschen in strafrechtlicher Hinsicht nicht unerheblich 
auffällig ist. Man muß solche Probleme ansprechen dürfen, sonst verstellt 
man sich den Blick für kriminalpolitische Aktivitäten. Der Bundesinnenmini­
ster hat dazu unlängst auf einer Tagung im Reichstag48) gesagt: "Es hat 
keinen Sinn Tabus aufrecht zu erhalten, die der Realität nicht mehr stand­
halten. "49) Man löst solche Probleme auch nicht schon dadurch, daß man 
nach dem Vorschlag der Bundesjustizministerin50), Deutsche und Nicht­
deutsche in der Polizeilichen Kriminalstatistik, also in der PKS, nicht mehr 
trennt. Was wir brauchen ist eine Verlau!sstatistik, die die PKS mit der 
Strafverfolgungsstatistik verbindet. Die Ausländerkriminalität ist ein Fak­
tum, das man aus der Lagebeurteilung nicht einfach ausklammern darf. Man 
kann es auch nicht wegdiskutieren, wie es in der anschließenden Aussprache 
wahrscheinlich wieder versucht werden wird. Mit Selektionsmechanismen 

47) Berger und Opaschowski: Animative Freizeitpädagogik. In: Schwind, Beckhaus 
und Steinhilper (Hrsg.): Präventive Kriminalpolitik. Heidelberg 1980. 

48) Vgl. Anm. 12. 
49) Zu den Realitäten gehört, daß 20 % der Gefangenen, die in Strafanstalten 

einsitzen, Nichtdeutsche sind; unter den V-Gefangenen sind es über 40 % (vgl. 
dazu Überblick in der Welt am Sonntag vom 12.5.1993); unter den V-Häftlingen 
befinden sich allerdings verkappte Abschiebungsgefangene; der Anteil der 
Ausländer der zweiten und dritten Generation an den Insassen des Jugendstraf­
vollzugs wird auf 20-30 % geschätzt. 

50) Meldung in der Bild-Zeitung am 24. Juni 1993, S. 2. 
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oder anderen Verzerrungsfaktoren (die mir natürlich alle bekannt sind) kann 
man die Phänomene m. E. jedenfalls nicht allein schon erklären. Als Ursa­
chen kommen vielmehr primär ungelöste soziale Mängellagen51 ) in Frage 
(Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot) sowie Binnen- und Außenkonflikte, die 
unter den Bedingungen des weiteren Zuzugs eher noch zunehmen werden. 

Die "multikulturelle Gesellschaft", auf die z. B. Heiner Geißler52) und 
Daniel Cohn-Bendit53 ) ihre Hoffnungen setzen, hat zumindest aus krimino­
logischer Sicht unter solchen Voraussetzungen auf Dauer bisher auf der 
ganzen Welt noch nicht funktioniert. 54) Die multikulturelle Periode kann 
daher nur als Durchgangsstadium zur Integration in Betracht kommen. 
Damit wir uns richtig verstehen: Identisch ist grundsätzlich der kulturelle 
Hintergrund der europäischen Staaten; dementsprechend ist auch die Inte­
gration von Menschen aus unseren Nachbarländern nur in Ausnahmefällen 
problematisch. Zuwanderer, die hingegen schwer integriert werden können 
(das sind öfter solche mit anderem kulturellen Hintergrund, etwa dem 
Islam), wehren sich, jedenfalls soweit das mir bisher bekannt ist, eher mit 
Kriminalität bzw. mit Haß und Gewalt. Allerdings geschieht dies grundsätz­
lich häufiger in der zweiten und dritten Generation als in der ersten. Nur bei 
manchen Gruppen der Asylbewerber scheint das anders zu sein.55) Wer die 
Augen vor diesem Phänomen verschließt, verbaut sich (wie das die Anhän­
ger des Labeling approach tun) den Weg zu präventiven Aktivitäten. Das 
sollte auch im Rahmen eines eventuellen Einwanderungsgesetzes, über das 
zur Zeit nachgedacht wird, überlegt werden. Wir werden um ein solches 
Steuerungssystem im übrigen letztlich kaum herumkommen können, ebenso­
wenig die gesamte EG, der neue kriminalgeographische Raum. 

51) So schon 1979 Albrecht und Pfeiffer: Die Kriminalität junger Ausländer. Mün­
chen 1979; und Gebauer: Kriminalität der Ausländerkinder. In: Kriminalistik, 
1981, S. 2-8. 

52) Vgl. Rheinische Post vom 10. Nov. 1993, S. 35. 
53) Interview mit Cohn-Bendit in der FAZ vom 29.10.93, S. 8. 
54) Vgl. dazu z.B. Brock, in: "Multikulturelle Gedanken zur Zeit". NDR am 17.9.93, 

19.05 Uhr. 
55) Vgl. z.B. Brandt: Kriminalitätsbelastung und Ausländeranteil - Asylbewerber als 

Opfer und Täter. In: Forum Ethik & Berufsethik 3, 1992, S. 39-52, insbesondere 
Übersicht auf S. 46. 
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Unser Hauptproblem wird allerdings in Zukunft (abgesehen vom organisier­
ten Verbrechen, Stichwort: Triaden) eher darin bestehen, mit dem Zustrom 
von illegalen Zuwanderern fertig zu werden, die keine gemeldete Arbeit oder 
Sozialhilfe beanspruchen können, ab tauchen und z. T. Straftaten verüben, 
um ihren Lebensunterhalt bestreiten zu können. Was nicht möglich sein 
wird, haben uns die Mauerschützenprozesse gezeigt. Oder werden wir auch 
insoweit eines Tages umdenken müssen? Vielleicht kann man die drohende 
Völkerwanderung (primär aus dem Osten) mit Entwicklungshilfe abwenden. 
Optimistisch bin ich insoweit allerdings nicht. 

3. Kriminalpolitische Kurskorrekturen 

Wie kann man die Gewalt-Phänomene, die bei uns zu beobachten sind, in 
den Griff bekommen? Sicherlich nicht dadurch, daß man, wie in der Vergan­
genheit oft, nur Betroffenheit äußert. Der Kanzler hat deshalb am 27. Sep­
tember 1993 zum Kampf gegen die Gewalt aufgerufen.56) Der Bundesinnen­
minister hat der Inneren Sicherheit dementsprechend hohe Priorität ein ge­
räumt.57) Immerhin: das Problem ist erkannt! Verharmloser sollen im 
Interesse der Sicherheit unseres Landes offenbar keine Chance mehr haben. 
Aber: Es darf auch nicht grundlos dramatisiert werden, weil sonst die 
Bedrohtheitsgefühle unnötig zunehmen. Wir dUrten aLso unseren Verstand 
nicht durch Ängste vernebeLn. Die Hoffnung auf Wunderwaffen oder eine 
grundlegende Veränderung unserer Gesellschaft, die manche einfordern, ist 
im übrigen irrational. 

3.1. Vorschläge der (Anti-)Gewaltkommission 

Auch die (Anti-)Gewaltkommission, der namhafte Wissenschaftler und 
Praktiker, wie der Tagungsleiter und der Polizeipräsident dieser Stadt, 
angehört haben, kann keine Patentrezepte vorlegen, wohl aber eine Diskussi­
onsgrundlage zugunsten von kriminalpolitischen Kurskorrekturen. 

56) V gl. Süddeutsche Zeitung (SZ) vom 28. Sept. 1993, S. 2; ebenso Neue Osna­
brücker Zeitung vom 28. Sept. 1993 und WAZ vom 28. Sept. 1993. S. 1. 

57) V gl. Neue Osnabrücker Zeitung vom 1. Okt. 1993, S. 2. 
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Wie sieht es mit der Umsetzung der insgesamt 158 Vorschläge aus bzw. 
welche Anregungen befinden sich in der Phase der Implementierung? Zwölf 
Beispiele dafür: 

1. Das Züchtigungsrecht als Rechtfertigungsgrund (Alibi) für die Körper­
verletzung an Kindern soll dem Vorschlag der (Anti-)Gewaltkommission 
entsprechend (um dem "Kreislauf der Gewalt" vorzubeugen) nach österrei­
chischem Vorbild abgeschafft werden. Stichwort: Änderung des § 1631 S. 2 
BGB. Die Bundesregierung hat entsprechend entschieden, der Bundesrat 
bereits zugestimmt.58 ) 

2. Der Umweltschutz wird (nach dem Willen der Verfassungs­
kommission)59), wie das nachdrücklich auch die (Anti-)Gewaltkommission 
verlangt hat, als Staatsziel ins Grundgesetz aufgenommen. 

3. Die Verlängerung des Erziehungsurlaubes, den die (Anti-)Gewalt­
kommission angeregt hatte, wurde beschlossen, und zwar ab 1992 auf drei 
Jahre. Das Erziehungsgeld wird ab 1993 für zwei Jahre bezahlt. 

4. Die Vorschläge zur Erweiterung der ambulanten Maßnahmen im JGG 
sind in der JGG-Novelle vom 1. 12. 1990 berücksichtigt worden (Stichwort: 
Diversion und Täter-Opfer-Ausgleich). 

5. Die außerbetriebliche Ausbildung ist (in den neuen Bundesländern) 
ausgebaut worden (Stichwort: Lehrstellenprogramm der Bundesregie­
rung).60) Auch dies entspricht den Vorschlägen der (Anti-)Gewalt­
kommission. 

6. Die Anregungen zur Bekämpfung der Gewalt in den Stadien sind in das 
"Nationale Konzept Sport und Sicherheit" (vom 1. Februar 1993) eingegan­
gen. Es enthält z. B. die konkrete Förderung von Fan-Projekten und das Ziel 
des totalen Alkoholverbots in allen Stadien. 

58) Vgl. SZ vom 16.117. Okt. 1993, S. 2. 
59) Vgl. SZ vom 29.10.1993, S 2; Neue Osnabrücker Zeitung vom 29. Okt. 1993, 

S.2. 
60) Das Programm, das am 1. Okt. 1993 (zur Behebung des Lehrstellenmangels) in 

den neuen Bundesländern begann. verursacht bis 1997 Kosten von 500 Millio­
nen DM (Freie Presse v. 29. Sept. 1993). 
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7. Die Vorschläge der Kommission zur Verstärkung der Bürgerbeteiligung 
werden überall diskutiert: OB-Direktwahl, demokratische Kandidatenauslese 
in den Parteien, Volksbegehren im (kommunalen) Bereich. Die Wahlpflicht, 
die Friedhelm Farthmann, der SPD-Fraktionsvorsitzende in Nordrhein­
Westfalen, einführen will61 ), kommt hingegen einem politischen Offenba­
rungseid gleich. So kann man die Politikverdrossenheit junger Menschen 
nicht bekämpfen. 

8. Das Streßbewältigungstraining wurde in der polizeilichen Ausbildung 
ausgebaut. 

9. Ausländer werden nach der Anregung der (Anti-)Gewaltkommission 
verstärkt in den Polizeidienst eingestellt. Nach meiner Vorstellung sollte 
allerdings ein deutscher Paß Voraussetzung sein, um die Identifizierung mit 
unserem Land zu erleichtern. Aus diesen Gründen ist auch die doppelte 
Staatsbürgerschaft problematisch. 

10. Durch den Asylkompromiß wurde ein Stück Begrenzungspolitik auf 
den Weg gebracht, die die (Anti-)Gewaltkommission als Voraussetzung 
effektiver Integrationspolitik angemahnt hatte. Der Begrenzung dürfte auch 
das "Asylbewerberleistungsgesetz" dienen, das seit 1.11.1993 in Kraft ist. 

11. Das OrgKG vom 15 . Juli 1992 hat der Rasterfahndung die von der 
(Anti-)Gewaltkommission eingeforderte gesetzliche Grundlage verschafft. 

12. Der Gedanke der ressortübergreifenden kommunalen Prävention setzt 
sich offenbar durch, etwa in Schleswig-Holstein und in Berlin.62) 

Der Katalog läßt sich fortsetzen. So ist z. B. auch die Reform der § § 123 
und 125 (Landfriedensbruch) im Gespräch. 

Die Beispiele zeigen, daß das Gutachten der (Anti-)Gewaltkommission 
zumindest grundsätzlich kein Papierkorb-Schicksal erleidet. Gleichwohl ist 
noch sehr viel zu tun. Das Mißerfolgsrisiko für Täter, also das Risiko für 
Gewalttäter, gefaßt, inhaftiert und rasch verurteilt zu werden, wird wahr-

61) Lt. Bild-Zeitung vom 1. Nov. 1993, S. 1. 
62) Vgl. dazu Weschke: Kommunale Prävention - Beispiel Berlin. In: BewäHi Nr. 3, 

1993, S. 261 ff. 
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scheinlich durch das Verbrechensbekämpfungsgesetz, das 1994 in Kraft 
treten so1l63), erheblich erhöht. Auf der anderen Seite darf man jedoch nicht 
die Prävention vergessen, also die Gewaltvorbeugung. Entsprechend flan­
kiert dürfte das geplante Gesetz auch im Deutschen Bundestag auf breitere 
Zustimmung stoßen. 

3.1.1. Präventionsmaßnahmen 

Inwiefern bereitet denn die Prävention bisher Sorgen? Zunächst: Wir müssen 
den Alleinerziehenden helfen (Stichworte: Kindergärten, Job-Sharing, 
Behebung materieller Unterversorgung, die auch die Kinder stigmatisiert). 
Sorgen bereiten auch Schlichtbauprogramme, die die Wohnungsnot lindern 
sollen. Eventuell baut man hier die Slums, die sozialen Problemgebiete von 
morgen. Wir müssen kindgerecht bauen! Wohnen muß Spaß machen. Auch 
der Abbau von Einrichtungen der Familienberatung und Jugendhilfe, der mit 
den Sparprogrammen zu tun hat64), läuft den Vorschlägen der 
(Anti-)Gewaltkommission, die gerade den Ausbau fordert, entgegen. Jugend­
arbeit ist, wie auch die Bundesjugendministerin immer wieder betont65), 
Prävention. Der Rotstift hat daher im Jugendetat nichts zu suchen. Die 
soziale Entwicklung unserer Jugend dürfen wir in den Verteilungskämpfen 
nicht vergessen. Sparen in diesem Bereich gleicht einer Milchmädchenrech­
nung: die Kommune muß letztlich die Zeche bezahlen. Darüber sollte auch 
der Deutsche Städtetag nachdenken. Also: Sparen ja, aber mit Verstand! 

Die Jugendlichen sollten im übrigen von der Straße herunter und einer 
sinnvollen Beschäftigung zugeführt werden. Auch unter diesem Blickwinkel 
sind das Freiwillige Soziale Jahr, für das sich inzwischen selbst der Bun-

63) V gl. Fußnote 26. 
64) Vgl. die Klagen des Deutschen Städtetags (FAZ vom 19. Okt. 1993, S. 1); 

"Städteprotest". In: Berliner Zeitung vom 19. Okt. 1993, S. 2; FAZ vom 19. 
Okt. 1993: "Die Kassen sind leer wie nie." 

65) Am 18. Okt. 1993 auf der gesellschaftspolitischen Tagung im Reichstag. 
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despräsident einsetzt66), die außerbetriebliche Ausbildung (Facharbeiter 
werden immer gesucht) und die Beschäftigungsprogramme für Arbeitslose 
bzw. für Sozialhilfeempfänger zu betrachten. 

Schließlich muß die Gewaltprlivention in der Schule ausgebaut werden. 
Insofern tut sich allerdings bisher wenig. Die Vorschläge der (Anti-)Gewalt­
kommission sind zwar in zahlreichen Landtagsanhörungen diskutiert und 
auch akzeptiert worden, wurden aber nicht in die Tat umgesetzt (Stichworte 
dazu: kleinere Klassen, Rückbesinnung auf den Erziehungsauftrag, Förde­
rung des Wir-Gefühls in der Schule durch Außenaktivitäten usw.). Ferner 
kommt die Einrichtung berufspraktischer Programme für schulüberforderte 
Störer nach französischem Vorbild in Frage sowie die Zusammenarbeit mit 
Sportvereinen (Stichwort: aktiver Sport wirkt gewaltpräventiv). Ich schlage 
zusätzlich den Aufbau mobiler Lehreinheiten vor, die die entsprechende 
Weiterbildung der Lehrer betreiben. Auch die Stunden, die die Lehrer in 
manchen Bundesländern (etwa in Niedersachsen) mehr arbeiten sollen, 
könnten zur Gewaltprävention genutzt werden, z. B. zur Besprechung der 
sogenannten Montagsprobleme der Kinder oder zur entsprechenden Weiter­
bildung der Lehrer. 

Nicht zuletzt sind auch die Anstrengungen zur Integration der schon hier 
lebenden Ausländer noch verbesserungsfähig. Die Folgen unterlassener oder 
unzureichender Integration kann man auch am Beispiel der Vereinigten 
Staaten betrachten. Ich habe das dort schon seit den Siebziger Jahren getan. 
Die entsprechenden Verhältnisse, die im Zuwanderungsland Großbritannien 
vorherrschen, werden in einem Sondergutachten dargelegt, das die 
(Anti-)Gewaltkommission eingeholt hat. Wer liest so etwas eigentlich? 

66) Der Bundespräsident hat am 5. Okt. 1993 die Dienstpflicht für alle (unter 
gerechter Einbeziehung der Frauen) gefordert. Ich stimme ihm auch aus krimi­
nalpolitischer Sicht zu. In Betracht kommt ein Jahr im Gemeinschaftsinteresse 
nach Wahl, und zwar in der Bundeswehr, im Grenzschutz, im Zivildienst, in der 
Entwicklungshilfe, im Umweltschutz. in kinderreichen Familien, im Haushalt 
von Alleinerziehenden oder im Rahmen der Erfüllung kommunaler Aufgaben. 
Nach einer Allensbach-Umfrage sind sogar 74 % der 16-29jährigen Männer und 
63 % der 16-29jährigen Frauen dafür. 
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3.1.2. Strittige KontroUmaßnahmen 

Schließlich gibt es noch eine Reihe von Vorschlägen, mit denen sich die 
(Anti-)Gewaltkommission nicht anfreunden konnte, die jedoch immer noch 
diskutiert werden. Ich greife aus Zeitgründen nur drei heraus: 

1. Man will Namensschilder oder Dienst-Nummern für Polizeibeamte 
einführen und zwar deshalb, weil auf diese Weise einzelne, strafrechtlich 
relevant handelnde Beamte leichter dingfest gemacht werden könnten. 
Hessen hat bekanntlich insoweit bereits den Anfang gemacht.67) Dagegen 
spricht jedoch die Gefahr, daß Anzeigeerstatter solche Übergriffe (etwa bei 
Großdemonstrationen) nur behaupten, um die Arbeit der Polizei lahmzule­
gen. Warten wir's ab. 

2. Man will die Strafrahmen für schwere Körperverletzung und 
Brandstiftungsdelikte erhöhen. Dabei wird jedoch übersehen, daß es nach 
der pönologischen Erfahrung so ist, daß Strafverschärfungen zwar 
kriminalitätsminimierende Wirkung besitzen, aber erst in Verbindung mit 
dem Mißerfolgsrisiko, nämlich dem Risiko gefaßt und rasch verurteilt zu 
werden, abschreckend sind. Außerdem schöpfen die Richter auch bisher 
erfahrungsgemäß den Strafrahmen keineswegs aus. Sinnvoll erscheinen 
daher eher folgende Maßnahmen: Erhöhung der Polizeipräsenz auf den 
Straßen, um das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung zu erhöhen, die Reform 
des Haftrechts sowie die Beschleunigung der Verfahren. Am Jugendstraf­
recht sollte man möglichst nicht herumdoktern. Es hat eine lange stringente 
Geschichte. 

3. Man will zur Entlastung der Polizei "Bürgerwehren", (freiwillige) 
Polizeireserven68), ehrenamtliche Sicherheitswachten69), "Guardian An­
gels"70) für die V-Bahn oder private Citystreifen71 ) aufbauen oder tut es 
bereits. Meine Befürchtung geht dahin, daß diese Wehren uns mehr Sorgen 

67) Vgl. Frankfurter Rundschau vom 22. Sept. 1993, S. 21. 
68) Diese fordert der sächsische Innenminister für Wehrpflichtige als Alternative 

zur Bundeswehr. Bildzeitung vom 21.11.93, S. 2. 
69) Münchener Merkur vom 14. Okt. 1993, S. 1: FAZ vom 28. Okt. 1993. S. 14. 
70) Z. B. in Baden-Württemberg (FAZ vom 26. Aug. 1992). 
71) Vgl. z. B. in Bochum und Osnabrück. (Vgl. z. B. Neue Osnabrücker Zeitung 

vom 30. Okt. 1993). 
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als Freude bereiten. Problematisch ist nicht nur ihr Ausbildungsstand.12) 

Besser wäre es, die Zahl der Planstellen bei der Polizei zu erhöhen. Wenn 
das nicht geht, weil das Geld fehlt, sollte man Sicherheitswachten erstens 
stark kontrollieren und zweitens ihnen nur sehr begrenzte Aufgaben zuwei­
sen. Dabei geht es auch um die Gewährleistung des staatlichen Gewalt­
monopols. 

Da Herr Quense[73), der nach mir spricht, dieses Thema wahrscheinlich 
aufgreifen wird, möchte ich auch insoweit meinen Standpunkt darlegen, der 
sich mit der entsprechenden Auffassung der (Anti-)Gewaltkommission 
wiederum vollkommen deckt. Die (Anti-)Gewaltkommission hat das Gewalt­
monopol des Staates, das im Rechtsstaat rechts staatlich ausgeübt wird, weil 
im Rechtsstaat auch jedes staatliche Handeln rechtmäßig sein muß, voll 
bejaht. Daraus ergibt sich, daß auch Übergriffe der Polizei sanktioniert 
werden müssen. Daran darf gar kein Zweifel bestehen. Wer jedoch die 
Lockerung des staatlichen Gewaltmonopols propagiert, eröffnet Freiräume 
für Privat- und Prangerjustiz (auch für Gewalt gegen Ausländer) sowie für 
die sogenannte Protestgewalt auf der Straße. Auch das Problem der Hafen­
straße, das nun hoffentlich endlich gelöst wird74), hat damit zu tun. 

Auf der anderen Seite entspricht dem Gewaltmonopol die Verpflichtung des 
Staates, seinen Bürgern ein Leben ohne Angst vor tatsächlicher oder ver­
meintlicher Bedrohung möglich zu machen. Von daher gehört es zu den 
staatlichen Aufgaben, dafür zu sorgen, "daß die Bürger (wie es Kerner 
formuliert hat) nicht nur tatsächlich abends sicher auf der Straße gehen 
können, sondern auch glauben, daß sie es können."75) Zu unterscheiden sind 
insoweit zwei verschiedene Aufgaben, die nicht zwangsläufig kongruent 
sind: die Eindämmung der Gewaltphänomene sowie die Eindämmung der 
Bedrohtheitsgefühle, die übrigens nicht nur mit Kriminalität zu tun haben 

72) So auch GdP-Chef Lutz in W AZ vom 5. Okt. 1993, S. 2. 
73) V gl. Quensel: Gewalt-Spirale oder wie man ein Monopol legitimiert. Anmerkun-

gen zum Gutachten der Gewaltkommission. In: Festschrift für 
Schüler-Springorum. Köln 1993, S. 33 ff. 

74) Das Landgericht Hamburg wies die Berufungsklagen eines Teiles der Bewohner 
der Hafenstraße gegen das Räumungsbegehren der Stadt Hamburg zurück. 
(Vgl. FAZ vom 6. Nov. 1993, S. 4). 

75) Kerner: Verbrechensfurcht und Viktimisierung. In: Haesler, W.T. (Hrsg.): 
Viktimologie. Grüsch 1986, S 155. 
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müssen. Die Aufgabe, die Bedrohtheitsgefühle der Bevölkerung ernst zu 
nehmen, bezieht sich nicht nur auf die Angst der Ausländer, sondern auch 
auf die Angst der Deutschen. Die Verschärfung von Strafvorschriften wirkt 
zweifellos angstminimierend, aber auf Dauer erfahrungsgemäß allein wenig 
abschreckend. Die Aufgabe, die Kriminalität effektiv zu bekämpfen, muß der 
Staat innerhalb des Spannungsfeldes von Freiheitsinteressen und Ordnungs­
anliegen zu lösen versuchen. Wie schwer und umstritten das im Einzelfall 
sein kann, zeigt die Diskussion, die um den sogenannten Großen Lauschan­
griff (die akustische Beweissicherung in Privaträumen), geführt worden ist 
und z. T. noch geführt wird. Beginnt möglicherweise die Zeit, in der wir uns 
von manchen lieb gewordenen, liberalen Positionen im Interesse unserer 
Bürger verabschieden müssen? 

Schluß 

Rationale Kriminalpolitik wird naturgemäß die ganze Palette kriminalpoliti­
scher Möglichkeiten auszuschöpfen versuchen. Sie sollte sinnvollerweise, 
sonst wäre sie nicht vernünftig, präventionsorientiert angelegt sein. Auf der 
anderen Seite muß es auch dem demokratischen Rechtsstaat erlaubt sein, 
wenn es anders nicht geht, zum Schutz seiner Bürger und des inneren 
Friedens auch mal die Krallen zu zeigen. 

Kollege Quensel sieht das vermutlich alles ganz anders; er stellt sozusagen 
das Kontrastprogramm dar.76) Herrn Quensel gehen die Vorschläge der 
Anti-Gewaltkommission nämlich, wie mir gut bekannt ist77), viel zu weit. 
Diese sind aber auch nur als Diskussionsangebot zu verstehen. 

Was geschieht, wenn wir nichts tun oder zu wenig? Antwort: Die Gewalt­
spirale wird sich vermutlich weiter entwickeln, immer rascher bis es dann 
(wie in manchen Großstädten der Vereinigten Staaten) für effektive Inter­
ventionen zu spät ist. 

76) S. U., Beitrag von Stephan Quensel. 
77) Vgl. dazu Quensel: Ansichten und Diskurse über Gewalt. In: MschrKrim 1992, 

S. 249-260. 
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Wenn der demokratische Rechtsstaat mit den Gewaltphänomenen kurzfristig 
(repressiv) und langfristig (präventiv) nicht fertig wird, könnte sich der 
Bürger nach einem anderen Staat sehnen, der zwar für Ordnung sorgt - aber 
vielleicht dann kein Rechtsstaat mehr ist. Der politische Spielraum ist gar 
nicht so groß, wie manche Politiker immer noch meinen. 
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Phänomene, Ursachen und Kontrolle von Gewalt 

Stephan Quensel 

Vor einem Gremium von Polizei und Staatsanwaltschaft das Phänomen der 
Gewalt auch nur andeutungsweise in Frage zu stellen, könnte auf ähnlichen 
Widerstand stoßen, wie seinerzeit der Zweifel am Fegefeuer oder - moder­
ner - die Kritik am Ödipus-Komplex. Berührt man damit doch die jeweilige 
Grundlage solcher Professionen, die Garantie des Seelenheils, das 
therapeutische Heilungsversprechen oder den Schutz vor äußerer 
Unsicherheit. 

Obwohl es uns doch verwundern müßte, daß keiner der Gutachter des vor 
drei Jahren publizierten vierbändigen Gewaltgutachtens ein einziges Wort 
über diejenigen Gewalt-Phänomene verloren hat, die uns heute beschäftigen, 
über die rechtsradikale Gewalt und über die Gewalt des organisierten 
Verbrechens, während uns heute die zentrale Frage dieses Gutachtens nach 
dem "linken Terror" mitsamt seinem Umfeld - jenseits vom Skandal -
eigentlich kaum noch interessiert. 

Ist Gewalt also eine Mode-Erscheinung, die wir, nachdem unsere Befugnisse 
und Ressourcen entsprechend erweitert wurden, rasch wieder vergessen 
können? 

Um dieser Frage etwas näher zu kommen, werde ich zunächst in den ersten 
zehn Thesen (Teil A) etwas allgemeiner auf den Hintergrund dieser 
Gewalt-Diskussion eingehen, um sodann in der zweiten Hälfte (Teil B) mit 
weiteren zehn Thesen hieraus praktische Folgerungen zu ziehen. 

Sosehr ich dabei vielfach der "pessimistischen Lagebeurteilung" durch 
Herrn Schwind (s.o.) zustimme, so sehr mächte ich doch die Kehrseite 
dieser ambivalent besetzten Medaille "Gewalt" unterstreichen, weil ich 
davon ausgehe, daß wir stets beide Seiten dieser Gewalt im Blick halten 
müssen, wenn es darum geht, ein menschenwürdig-multikulturelles 
Zusammenleben zu sichern. Die wesentliche Differenz bei der Sichtweisen 
liegt - vom politischen Standort einmal abgesehen - dann darin, ob man von 
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"der" Gewalt insgesamt spricht oder ob man doch nicht besser innerhalb 
eines solchen breiten Gewaltspektrums sehr genau zwischen höchst 
unterschiedlichen Gewaltsamkeiten unterscheiden muß, eben weil die blutige 
Nase der Schulhof-Gewalt nicht unbedingt mit der Verbrennung eines 
Türkenkindes gleichzusetzen ist. 

A. Voraussetzungen 

1. Die Rede über Gewalt, über deren Ausmaß und Ansteigen wie über 
deren Bewertung und die Notwendigkeit, sie zu bekämpfen, ist 
eindeutig; deren Wirklichkeit dagegen höchst umstritten. Dies gilt nicht 
nur für Randphänomene, sondern reicht bis ins Herz der eigentlich 
physischen Gewalt. 

Wenn wir hier also über Gewalt reden, von ihren Ursachen und ihrem 
Ansteigen, dann wissen wir offensichtlich alle, worüber wir reden. Dies gilt 
zumindest, wenn wir so allgemein und abstrakt von "der Gewalt" sprechen. 

Doch werden wir konkret, dann beginnen die Schwierigkeiten: 

Nehmen wir als Beispiel das Kerndelikt der Polizeilichen Kriminalstatistik, 
dann finden wir 1992 für die alten und neuen Bundesländer zusammen 
3 275 bekanntgewordene Mord- und Totschlagfälle, deren Zahl in den 
letzten zehn Jahren kontinuierlich gesunken ist, um freilich von 1991 auf 
1992 scheinbar um 12 % zu steigen - was allerdings nur für die leichter 
definitorisch festzulegenden "Versuche" zutraf, die zwei Drittel dieser Fälle 
ausmachen (beim Totschlag sogar 75 %), weswegen die "vollendeten" Fälle 
erwartungsgemäß wiederum um 1,3 % abgenommen haben. 

Ein Gewaltkern, für den es in den alten Bundesländern 1991 2 794 
Tatverdächtige gab, die zumeist - bei hoher Aufklärungsquote - recht 
sorgfältig durch besonders geschulte Beamte ermittelt wurden, die in 
offiziellen Statistiken festgehalten sowie jährlich breit in den Medien als 
besonders Besorgnis erweckendes Gewalt-Beispiel publiziert werden. 

Greifen wir nun, noch immer innerhalb desselben "Sanktions-Apparates" 
nach den Justiz-Statistiken, dann verlieren wir innerhalb desselben Jahres 
(mit jeweils kleinen zeitbedingten Verschiebungen) schon innerhalb dieser 
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Experten-Diskussion vier Fünftel dieser so eindeutigen Fälle: Gegenüber den 
2 794 Tatverdächtigen gab es im gleichen Jahr in den alten Bundesländern 
nur noch 575 Verurteilte nach Jugend- und Erwachsenen-Recht - obwohl 
hier doch im Gegensatz zu vielen anderen Delikten eine Einstellung wegen 
Geringfügigkeit oder die "Kinder-Kriminalität" kaum zu Buche schlägt. 

Verfolgen wir diesen Trichtereffekt noch ein Stück weiter, dann finden wir 
zuletzt gerade noch 2 % wieder, die, dem Idealtyp des Mörders entspre­
chend, eine lebenslange Freiheitsstrafe erhielten; weswegen das eigentliche 
"Risiko", Opfer einer solchen Straftat zu werden, eher bei 1:1 000 000 denn 
bei 1:100 000 liegen dürfte: 56 Fälle waren es 1990 und 55 Fälle 1991. 

Sind diese nun der Kern der Gewalt, der allen anderen Gewalt-Phänomenen 
ihre Gewaltsamkeit verleiht? Oder wäre es angesichts dieses schmalen Kerns 
vielleicht doch besser, mit meiner zweiten These zu sagen: 

2. Fß gibt nicht die Gewalt; sondern eine Fülle sozialer Handlungen, die in 
einer Gesellschaft höchst unterschiedlich als Gewalt definiert und 
bewertet werden. 

Dies liegt auch deshalb nahe, weil es nicht immer ganz einfach sein wird, 
sich darüber zu einigen, was jeweils als unerwünschte Gewalt gelten soll. 
Die in und um die Gewaltkommission herum geführte Diskussion über die 
"psychische Gewalt", Straßenblockaden, Züchtigungsrecht und eheliche 
Vergewaltigung mag dies ebenso belegen, wie etwa eine Befragung unter 
Hooligans, Skinheads oder sogenannten Autonomen. Zugespitzt könnte man 
sagen: Was jeweils als Gewalt gelten soll, ist das Ergebnis einer langwieri­
gen Diskussion; Gewalt ist ein Konstrukt. 

Wenn nun gleichwohl alle über Gewalt reden, dann muß doch etwas dran 
sein. Meine dritte These lautet deshalb: 

3. Dieses Reden über Gewalt ist kein beliebiges Gerede, sondern ein 
geordneter Diskurs, der in vorgegebenen Bahnen verläuft und dessen 
Rahmen weiter verfestigt. Der Diskurs wurzelt in Kindheitsängsten, 
beruft sich auf eine breit konsentierte Abwertung der Gewalt und teilt 
die Welt in Gut und Böse, in legitime und illegitime Gewalt. 
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So schwierig es also ist, sich konkret über die Gewaltsamkeit einer 
Handlung zu einigen, so eindeutig ist umgekehrt die gefühlsmäßig abwerten­
de Art, mit der wir - in "unserer" Gesellschaft - über Gewalt reden: Gewalt 
ist etwas Schlimmes, Böses, Negatives - und Personen, die sie ausüben 
gehören eigentlich nicht "zu uns", von der notwendigen legitimen Gewalt 
mitsamt ihrer Ambivalenz im öffentlichen Bewußtsein einmal abgesehen. 
Dies gilt im Alltag wie aber auch unter den Experten, die dem Gewalt­
Diskurs mit ihren Theorien, Tagungen und Bekämpfungsmaßnahmen das 
besondere Gewicht und den eindeutigen Rahmen verleihen. 

Das Argumentieren mit "Gewalt", das Zuschreiben von Gewaltsamkeit, das 
Versprechen, vor Gewalt zu schützen, lohnt sich also. Hierzu meine vierte 
These: 

4. Das latente Ziel solcher Diskurse ist der Gewinn von Macht, und zwar 
durch materielle Ressourcen wie durch ideelle Legitimation im Feld 
symbolischer Politik. 

Politik ist, wie wir alle wissen, weithin "symbolische Politik". Dies gilt nicht 
nur für die Zeit der Wahlkämpfe, sondern auch für uns hier, was die 
"ständige Anwesenheit der Medien" ja belegt. In diesem Rahmen können wir 
in unserer Rede von der Gewalt sehr gut das von allen anerkannte manifeste 
Ziel der Bekämpfung der bösen Gewalt unversehens-latent dazu verwenden, 
zusätzliche Mittel, Stellen und Zugriffsmöglichkeiten einzufordern bzw. uns 
als diejenigen Experten ausgeben, die am besten wissen, wie man Gewalt 
bekämpfen soll - die derzeitige Vorwahl-Auseinandersetzung zwischen FDP, 
SPD und CDU liefert dafür ein eindrucksvolles Beispiel. 

Doch diese Propaganda ist keineswegs folgenlos, was ich in den drei 
folgenden Thesen näher ansprechen will, wobei ich mit einer allgemeiner 
gefaßten These beginne: 

5. Solche Diskurse schaffen typische Gewalt-Arenen, in denen nicht nur 
die jeweils aktuell Diskutierenden miteinander ringen, sondern die allen 
offenstehen, die sich auf entsprechende Gewalt-Spiele einlassen. 
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Nehmen wir etwa die gegenwärtige "Gewalt gegen Asylanten", dann ist es 
nicht nur so, daß wir hier überlegen, was man dagegen tun soll; Politiker 
engagieren sich, die Bevölkerung reagiert mit Lichterketten, die Medien 
berichten, Rechte kochen ihr Süppchen, Linke rufen auf einmal nach der 
Staatsgewalt und: Jugendliche, die noch nicht wußten, wie sie sich zugleich 
abreagieren und Aufmerksamkeit finden können, nutzen das Feld, die neu 
eröffnete Arena, um hier, vom direkt umstehenden Publikum vielfach 
unterstützt, ebenfalls ihr "Gewalt-Spiel" spielen zu können. Ganz ähnliche 
Arenen finden wir in allen anderen Gewalt-Bereichen, wobei die Mitspieler 
wechseln, die Art der Gewalt sich verschiebt und die dahinter stehenden 
Interessen stets neue komplexe Muster ergeben. 

Dabei steht häufig ein Sachverhalt im Vordergrund, den ich in meiner 
sechsten These ansprechen will: 

6. Solche Gewalt-Arenen bieten auch einen kulturellen Rahmen zur 
Ausbildung polarer Identitäten in gesellschaftlich besonders wmmtte­
nen Macht-Ohnmacht-Bereichen. 

Wenn ich einer anderen Partei mit Erfolg das Negativ-Etikett der Gewalt­
samkeit umhängen kann, gewinne ich nicht nur einen strategischen Vorteil, 
sondern bestätige zugleich mein eigenes besseres Ich, meine Identität. 
Unversehens bestärke ich damit aber zugleich die polare "Gegen-Identität", 
sofern diese ihrerseits diese Beschreibung positiv übernimmt. 

Dies gilt in besonderem Maße in vier gegenwärtig heftig umkämpften 
Bereichen: Nämlich zunächst in der feministischen Auseinandersetzung in 
der Gegenüberstellung des gewaltsamen und vergewaltigenden Mannes 
gegenüber der von Natur aus sensibleren Frau; auch bei der schicht­
spezifischen Abgrenzung gegenüber den körperlich aggressiven Angehörigen 
der sozial unteren Schichten oder bei der Distanzierung der aggressiven 
Jugendlichen durch die so viel rationaler handelnden Erwachsenen kann 
dieses Gewalt-Etikett für beide Seiten identitäts-prägend wirken. Und 
schließlich belehrt uns die Diskussion über die besondere Art der Aus­
länderkriminalität, wie sehr wir Deutsche uns doch von der gewaltgeprägten 
Kultur vieler Ausländer unterscheiden. 
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Dieser Identitäts-Mechanismus kann übrigens auch umgekehrt dadurch 
wirken, daß man Gewalt als "Nicht-Gewalt" definiert, wie dies typischer­
weise durch Experten gegenüber ihren Klienten geschieht, etwa bei der 
neuerdings bei uns diskutierten "sexuellen Gewalt der Therapeuten", bei der 
Gutachter-Gewalt oder ganz allgemein bei der sogenannten "psychischen" 
Gewalt, die soviel harmloser erscheint, doch tatsächlich weitaus effektiver 
wirkt und größere Schäden anrichtet, als die veraltet-physische Gewalt der 
"Primitiven" - womit wir eine weitere, gewichtige Polarität angesprochen 
hätten. 

Diese Gewalt-Diskurse schaffen nicht nur Arenen und stützen Identitäten, 
sondern schaffen handgreifliche Realitäten, die ich mit einem von Foucault 
entlehnten Fremdwort in meiner siebenten These ansprechen will: 

7. In solchen Gewaltarenen werden entsprechende Gewalt-Dispositive 
aufgebaut, die ihrerseits Arena und Diskurs aufrechterhalten. Solche 
Dispositive bestehen aus Apparaten und Ideologien, die in Gewalt­
Arenen häufig zwar gegeneinander gerichtet, doch aufeinander bezogen 
sind. 

Wichtig ist dabei zunächst, daß in solchen Dispositiven Sachmittel - also 
Institutionen, Kommunikationsnetze, Organisationsstrukturen - und ideelle 
Mittel - wie Bräuche, Regeln, Gesetze, Rechtfertigungsmuster, Theorien und 
Ideologien - untrennbar miteinander verbunden sind. 

Solche Dispositive bilden das Rückgrat der jeweiligen Gewalt-Arena, wobei 
sich zumeist verschiedene Dispositive in einer solchen Arena gegenüberste­
hen - wie etwa die RAP und die entsprechenden Antiterror-Abteilungen -, 
jedoch geeint durch die in solchen Arenen ablaufenden "Gewalt-Spiele", 
was im Mit- und Gegeneinander der jeweils aktuellen An griffs- und 
Abwehrtechniken deutlich wird. 

Selbstverständlich sind dabei der Grad der Institutionalisierung wie die 
Griftbereitschaft zur Gewalt jeweils höchst unterschiedlich ausgeprägt. Man 
vergleiche etwa die Frauenbewegung mit ihren männlichen Gegenparts oder 
die Beziehung zwischen Hooligans und Polizei. 
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Solche Dispositive tendieren dazu, sich zu verselbständigen, also unabhän­
gig vom ursprünglichen Ziel eigenständige "Gewalt"-Interessen zu verfolgen: 
Der Widerstand von Aufsichtsbeamten gegen die Auflösung einer Strafan­
stalt spricht hierfür ebenso wie der ideologielose Terror sogenannter 
autonomer Gewalt. 

Die drei folgenden Thesen sollen das bisher Gesagte an drei verschiedenen 
Sachverhalten weiter verdeutlichen: 

8. Auch das viel zitierte Gewaltmonopol des Staates ist Produkt solcher 
Diskurse. Es ist nicht selbstverständlich vorgegeben und wird im 
Rahmen symbolischer Politik u. a. durch Kriminalitätsfurcht und 
entsprechendes Schutzversprechen aufrechterhalten. Es verleiht 
staatlichen Akteuren Legitimation und Ressourcen. 

Am deutlichsten wird dieser Zusammenhang immer dann, wenn diese 
Legitimation entfällt, sodaß selbst übermächtige Gewalt-Monopole tönern in 
sich zusammenfallen: Die DDR oder die jüngste Geschichte ihres großen 
Bruders gelten hier als Beleg. 

9. Die Rede über Ursachen der Gewalt verstärkt den Gewalt-Diskurs und 
nützt ihn aus. 

Wenn wir davon ausgehen, daß es die Gewalt nicht gibt, sondern stets nur 
höchst unterschiedliche Phänomene der Gewalt, dann ist es wenig sinnvoll 
von den Ursachen der Gewalt zu sprechen. 

Die gleichwohl immer wieder aufgenommene Ursachen-Suche gehorcht stets 
der assoziativen Regel, daß Übles nur aus Üblem folgen könne: So gelten 
denn die Arbeitslosigkeit und der Autoritätsverlust, das Patriarchat oder der 
autoritäre Sozialismus, die Medienpolitik oder die zu großen Schulklassen 
als Ursachen eines Phänomens, das es als solches gar nicht gibt. 

Diese Befunde verstärken auf dieser assoziativen Schiene zunächst das 
Üble der Gewalt und bestärken umgekehrt das Üble der Ursache - die ja 
solch ein gewaltiges Übel produziert -, weshalb die Gewalt dann, wie auch 
die Kriminalität ganz allgemein oder die Drogen insbesondere, den 
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unterschiedlichsten Interessen dazu dient, gegen die eigentlich angepeilten 
Ursachen vorzugehen. 

Ganz nebenbei lenkt uns schließlich diese Ursachen-Suche von unserer 
eigenen interaktiven Rolle im "Gewaltspiel" ab. Eine Behauptung, die ich in 
der insoweit abschließenden zehnten These noch einmal unterstreichen 
möchte. 

10. Gewalt-Täter, -Opfer und -Verfolger sind Akteure in einer gemeinsamen 
Arena der Gewalt. Thre Interaktionen folgen kulturell vernetzten 
Skripts, die ihnen bestinunte Handlungsmöglichkeiten eröffnen, und die 
sie durch ihre Handlungen bestätigen. Im Normalfall kontrollieren diese 
die Gewalt; im Extrem eskalieren sie sich wechselseitig. 

Diese These legt gleichsam den Grund für die anschließenden Folgerungen: 
Innerhalb der jeweiligen Arena bieten die miteinander vernetzten Dispositive 
bzw. die in ihnen festgelegten kulturellen Handlungsmuster - eben die 
"Skripts" - einen Handlungsrahmen, in dem "normalerweise" die Gewalt 
. 'geregelt", erwartbar und kontrolliert verläuft. Dies gilt selbst noch für den 
sich aufschaukelnden Exzess, der bis zu einem gewissen Grad vorausgesagt 
werden kann - wie dies etwa für die Innenstadt-Gewalt abgedrängter 
Hooligans oder für die Entwicklung des Terrorismus und seiner Folge­
Generationen geschehen ist. 

B. Folgerungen 

Welche Folgerungen ergeben sich nun aus dem bisher Gesagten? 

In den folgenden zehn Thesen werde ich zunächst vier allgemein gültige 
Schlüsse ziehen, um dann abschließend sechs konkrete Gewaltbereiche 
anzusprechen. 
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Mit meiner ersten These will ich nur darauf hinweisen, daß niemand bei 
diesem Gewaltgeschäft saubere Hände behalten kann, denn: 

11. Jeder Versuch, Gewalt zu kontroUieren, nimmt am Gewalt-Spiel teil; 
dies gilt auch für abolitionistisches Laissez faire. 

Dies gilt also ebenso für die Vertreter "legitimer" Gewalt wie für diejenigen 
Kritiker, die sich gegenüber eingeschliffenen Gewalt-Dispositiven tatenlos 
verhalten wollen. 

Wir können allenfalls versuchen, Aufschaukelungsprozesse zu verhindern 
bzw. Gewalt gleichsam nach "streetworker"-Art langsam abzubremsen. 

Hierfür kann die zweite - vielleicht tröstliche - These Hinweise bieten: 

12. Gewalt-Spiele verlaufen interaktiv-prozesshaft; langfristig: bei der 
Eindämmw1g von Gewalt; mittelfristig: im patriarehaien Bereich; 
kurzfristig: bei modischen Gewaltwellen; aktuell: im interaktiven 
Hochschaukeln gegenseitiger Gewalt. 

Die Zeit kann Wunden heilen, sofern man sie kundig unterstützt. Die 
gegenwärtige Tendenz, vor allem auf die Kriminalpolitik mit ihrem 
Straf-Dispositiv zu setzen, spricht allerdings wenig dafür, daß "Kundige" im 
Rahmen dieser symbolischen Politik gehört werden, denn: 

13. Es gibt keinen Königsweg der Gewalt-Kontrolle. Der Vielzahl 
gegenwärtiger Gewalt-Arenen entsprechend benötigen wir höchst 
unterschiedliche Kontroll-Möglichkeiten. Da (berechtigte wie nicht 
berechtigte) Gewalt Gegengewalt provoziert, sind gewaltfreie Ansätze 
zu bevorzugen. 

Besondere Schwierigkeiten dürfte in diesem Rahmen meine vierzehnte These 
bereiten. Sie lautet: 

14. Kultureigen eingebaute GewaltkontroUen sind zu fördern; institutionell 
möglicher Gewaitmißbrauch benötigt Gegenkontrollen. 

55 



In Gewalt-Dispositiven wird Gewalt gleichsam arteigen kontrolliert. Dies 
kann Exzesse dämpfen, aber auch den Gewalt-Pegel festschreiben oder bei 
bestimmten Gelegenheiten sogar ansteigen lassen. 

Eingriffe Dritter können vorhandene Kontrollen verstärken, sie können aber 
auch den "liebgewordenen" Streit eskalieren; so kann Polizeipräsenz ebenso 
beruhigend wirken wie den Konflikt verstärken - wofür manche der 
Hooligan-Ausschreitungen Beispiele liefern; und so können polizeiliche 
Kenn-Nummern nach englischem Beispiel einmal Kontrollen verstärken oder 
aber auch vorhandene Kontrollbemühungen anderer Art konterkarieren. 

Entscheidend ist, um es noch einmal zu sagen, daß ein konkretes Eingreifen 
notwendig ist, jedoch selten neutral bleiben kann, und daß ein undifferen­
ziertes Eingreifen die Gewalt eher vorantreibt denn mildern wird. 

Was besagt dies nun für die einzelnen, heute als polizeirelevant diskutierten 
Gewaltbereiche: 

15. Bei traditionellen Gewaltdelikten gibt es im Sanktionsbereich wenig 
zusätzlichen Handlungsbedarf; bei gewaltsamen Vermögensdelikten 
empfiehlt sich die Entkriminalisierung im BtMG. 

Diese These muß eigentlich kaum näher erläutert werden. Anzumerken 
bleibt, daß auch die gewaltsamer werdende Rauschgift-Arena heute nahezu 
ausschließlich Produkt einer verfehlten Kriminalpolitik ist, und daß diese 
Art der Gewalt zu Lasten der Bevölkerung wie der Betroffenen solange 
weiterwuchern wird, solange wir Drogenabhängige weiterhin in die 
"Hochschulen" von Verbrechen und Gewalt hineinschicken. 

Mit den folgenden bei den Thesen spreche ich eine Aufgabe der Polizei an, 
die tatsächlich ihr Tätigkeitsfeld sehr weitgehend bestimmt, die aber im 
offiziellen Polizeibild zu wenig vertreten ist: Ihre Rolle als Nothelfer, 
Go-Between bzw. als Vorbild: "Die Polizei, Dein Freund und Helfer". 
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Sie lauten: 

16. Familial-patriarchale Gewalt braucht zivile Hilfe und "polizeiliche 
Schlichtung" • 

17. Ordinär-jugendliche Gewalt benötigt akzeptable Alternativen, bei denen 
auch die Polizei Vorbild sein kann. 

Die Beispiele für diese Thesen reichen von der Durchsetzung eines zivilen 
Besuchsverbotes gegen schlagende Männer bis hin zu den Aktionen des 
"positiven Jugendschutzes" mit denen seinerzeit die Mannheimer Polizei 
Zugang zu besonders gefährdeten Jugendlichen fand. 

Die zentralen Problemfelder der symbolisch orientierten Diskussion, die 
freilich in der Alltagswelt der Bürger weniger eine Rolle spielen, spreche ich 
in meinen letzten drei Thesen an: 

18. Die politische Färbung jugendlicher Gewalt (sogenannte rechte 
Skin-Szene) trifft weniger diese, als deren Hintergrund im Pub6kwn 
wie in der Politik. Die strafrechtliche Verfolgung muß hier vielfach die 
fehlende soziale Infras1nlktur ersetzen. 

So schrecklich diese Taten zumeist jugendlicher Täter sind, so tief sind sie 
in allgemeinen gesellschaftlichen Überzeugungen verankert. Sowie 
seinerzeit das "Schwule kloppen" in den Augen der Täter durch unsere 
Einstellung gegenüber Homosexuellen "gerechtfertigt" wurde, signalisieren 
uns die gegenwärtigen Täter den sozialen Status von Obdachlosen, 
Behinderten, Türken und Asylanten in unserer Gesellschaft. 

So wichtig es ist, "Gewalt zu ächten", so gilt es doch vor allem, gegen 
derartige Grundeinstellungen vorzugehen, insbesondere dann, wenn sie im 
symbolisch-politischen Spiel parteipolitisch mißbraucht werden. Die 
unselige Asylanten-Debatte liefert hierfür ein gutes Beispiel. 

Insbesondere sollten wir aufbören, solchen jugendlichen Tätern das 
faschistische Etikett umzuhängen, weil wir auf diese Weise den "akzepta­
blen" Faschismus in unserer Gesellschaft eher verharmlosen. 
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Und wir sollten bedenken, daß sich heute bei uns rechter wie linker Terror 
in Zielrichtung, Ideologie und Organisation zwar unterscheiden, daß 
gleichwohl aber ungezieltes S trafen bei beiden Märtyrer und Gefolgsleute 
schafft. 

Womit wir bei der neunzehnten These sind: 

19. Die linke, gegen den ~taat gerichtete terror~tische Gewalt verlangt 
heute De-&kalation und politische Auseinandersetzung. 

Sowenig wir hier zur Zeit neue Ressourcen benötigen, so einträglich scheint 
noch immer der Legitimations-Gewinn - wie freilich auch der mögliche 
Legitimations-Verlust. Man braucht nur an die Diskussion um die sog. 
Kinkel-Initiative oder an die Vorgänge um Bad Kleinen denken. 

So bleibt uns denn nur noch die neue Gewaltdrohung, die ich mit meiner 
letzten These ansprechen möchte: 

20. Mafia-Gewalt ist bei uns weithin Folge illegalisierter Nachfrage. 
Unterschiedliche Mafia-Bereiche erfordern dUJerenzierte Reaktionen: 
Entkriminalisierung im BtMG-Bereich; Änderung der Abschiebe-Praxis 
beim Frauenhandel; Technoprävention beim Kfz-Schmuggel. Lauschan­
griffe verursachen mehr rechtsstaatliches Unheil als kriminalistischen 
Nutzen. 

Das sind eigentlich Selbstverständlichkeiten. Hier liegen in emlgen 
Bereichen genuine kriminal polizeiliche Aufgaben - etwa bei den Schutzgeld­
Erpressungen oder in der Wirtschafts-Kriminalität. In anderen Bereichen 
ersetzt der Ruf nach der Polizei dagegen die fehlende "Politik". Die 
Rauschgift-Kriminalität bietet hierfür ein naheliegendes Beispiel. 

Der Versuch, mit Hilfe dieser "Mafia-Gewalt" eine neue Gewalt-Arena 
"Organisiertes Verbrechen" aufzubauen, könnte, ähnlich wie seinerzeit bei 
der amerikanischen Alkohol-Prohibition vor 65 Jahren, uns am Ende dann 
tatsächlich eine Mafia bescheren - ganz abgesehen davon, daß der jüngste 
Vorschlag, an dieser Aufgabe auch den arbeitslos werdenden Verfassungs-
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schutz zu beteiligen, die eigentlich polizeilichen Aufgaben erheblich 
pervertieren könnte. 

Ich bin neugierig, welche Position diese Tagung in einem solchen Spiel 
einnehmen wird. 
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Junge Menschen als Täter und Opfer von Gewalt 

Herbert Selg 

Ich weiß nicht genau, über welches Thema ich jetzt zu Ihnen sprechen soll. 
Heißt es "Junge Menschen als Tater und Opfer von Gewalt", wie es im 
"vorläufigen Programm" ausgedruckt war, oder aber "Junge Menschen als 
Opfer und Ttiter von Gewalt", wie in einem anderen Papier zu lesen stand? 

Folgt man der ersten Formulierung, so könnte man den Gedanken entfalten, 
daß junge Menschen erst als Täter, dann als Opfer auffallen ... vielleicht als 
Opfer der sanktionierenden Staatsgewalt? Jeder von Ihnen weiß, daß dies 
ein diskussionswÜfdiges Thema abgeben könnte. Aber es wäre nicht gerade 
mein Spezialgebiet. Etwas wohler fühle ich mich als Entwicklungs­
psychologe, wenn ich die Reihenfolge ändern und junge Menschen erst als 
Opfer, dann auch als Täter betrachten kann. Dabei nenne ich Ihnen jetzt die 
Grobgliederung meines Vortrags mit drei Hauptteilen: 

der erste handelt von der Gewaltverbreitung, 

der zweite von der Erklarung und 

der dritte von möglichen Maßnahmen. 

1. Gewaltverbreitung 

Welche Felder von Gewalt stehen dabei im Brennpunkt des Interesses, 
welche sind "aktuell" im Sinn des Tagungsthemas? 

Nun, ich denke, ich muß auf Gewalt in folgenden Bereichen, die sich 
allerdings stark überschneiden, eingehen: 

Gewalt in der Familie, in der Schule, im Sport, in den Medien; Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche, einschließlich sexueller Gewalt; Gewalt 
gegen Frauen; und dann gibt es den Komplex der Gewalt gegen Minderhei­
ten, gegen Schwache, gegen Fremde, gegen Auslander, den der links- und 
rechtsextremen Gewalt gegen den Staat. 
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Dies sind m. E. die Bereiche, in denen die öffentliche Meinung z. Zt. recht 
nervös wirkt, mal das eine, mal das andere mehr fürchtend. 

Wenig aufgeregt sind wir bezüglich der Suizide und der Unfl111e im 
Straßenverkehr, obgleich diese als Gewalt interpretierbar sind und sie die 
beiden häufigsten Todesursachen von Kindern und Jugendlichen abgeben. 

Im ersten Bereich, auf den ich eingehe, sind junge Menschen mehr Opfer, 
weniger Täter: ich meine die Gewalt in der Familie. 

Sie um faßt einen Großteil der Gewalt gegen Kinder und Jugendliche, 
einschließlich der sexuellen Gewalt. Vielen fällt es noch schwer einzusehen, 
daß die Familie nicht nur eine Institution ist, die Nestwärme vermittelt und 
die menschlichen, vor allem die kindlichen GrundbedÜffnisse zu befriedigen 
hilft, sondern gerade auch wegen der Intimität, wegen der großen Nähe der 
Mitglieder in hohem Maße als Nest eine Brutstelle für Gewalt abgibt. 
Häufigkeiten kennen wir wohl nur sehr ungenau (Abb. 1). 

Abb. 1: 
Entwicklungstendenzen im Bereich "Gewalt" 

Kindesmißhandlung: seit 1989 gestiegen 

Sexuelle Mißhandlung: seit 1988 gestiegen 

Vergewaltigung: seit 1989 etwas gestiegen 

Gewalt in der Schule: unklar 

Gewal t im Sport: unklar 

Gewalt gg. Minderheiten, 
gg. Fremde: seit 1990 stark gestiegen 

A1lgemein Kriminalität seit 1989 deutlich 
junger Menschen: gestiegen 
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Immerhin liegen z. B. Zahlen für Kindesmißhandlungen vor. Die Häufigkeit 
der angezeigten Kindesmißhandlungen war in den 80er Jahren allmählich 
gesunken, lag 1989 mit 1 111 angezeigten Fällen auf einem Minimum und 
steigt seither wieder an. Drei Viertel der Mißhandlungen finden innerhalb 
der Verwandtschaft statt. Wir wissen: Vor allem überforderte Eltern werden 
im Familienkreis zu Tätern. 

Viel höher, etwa um das Zehn fache, sind die Zahlen bei den sog. sexuellen 
Mißhandlungen von Kindern. Einen starken Anstieg von 10 000 auf 14 000 
angezeigte Fälle gibt es hier seit 1988. Das Bundeskriminalamt schreibt dazu 
(PKS 1993, S. 118): "Dieser Anstieg könnte auf ein geändertes Anzeige­
verhalten zurückzuführen sein." Sind wir also in den letzten Jahren in 
Bezug auf dieses Delikt sensibilisiert worden? Ich zögere, mich dieser 
optimistischen Sicht des BKA anzuschließen, denn es gab vor etlichen 
Jahren durch engagierte Frauen auch eine Sensibilisierung gegen Vergewal­
tigungen, ohne daß deshalb entsprechende Anzeigen damals zugenommen 
hätten. 

Auf die Schätzung von Dunkelziffern gehe ich bewußt nicht näher ein, weil 
hier die Phantasie Purzelbäume schlägt - bis hin zur Rekordzahl von 1,2 
Millionen Opfern jährlich, welche die Bll..D-Zeitung 1990 für möglich hielt. 

Opfer sind in etwa drei Viertel der Fälle Mädchen. Täter sind fast immer 
männlichen Geschlechts. Für die Opfer-Tatverdächtigen-Beziehungen gibt 
das BKA zwar nur in 7 % Verwandtschaft an, aber in den Gesamtzahlen 
über die sexuelle Mißhandlung sind relativ harmlose exhibitionistische 
Vorfälle genauso enthalten wie Gewaltakte, in denen Kinder zum Ge­
schlechtsverkehr gezwungen werden. Exhibitionisten sind tatsächlich meist 
Fremde; doch unter denen, die mit Kindern Koitus ausüben, stellen 
Verwandte wohl den größten Anteil. Etwa 16 % der Täter sind übrigens 
selbst noch Kinder oder Jugendliche. 

Ausdrücklich will ich auch die Vergewaltigung als Bereich nennen, in dem 
junge Menschen Opfer und Täter sein können. Es gab bis 1989 einen 
allmählichen Rückgang der Zahlen, seither wieder einen leichten Anstieg. 
Opfer sind fast ausschließlich weiblichen Geschlechts, etwa ein Viertel sind 
noch Kinder und Jugendliche. Die Täter sind fast immer männlichen 
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Geschlechts. Junge Menschen bis zu 25 Jahren stellen ein Drittel der 
Tatverdächtigen. 

Aber sind alle Frauen Opfer, sind alle Männer Täter, wie man es bei 
extremen Feministinnen wie Brownmiller (1975) herauslesen kann? Ja, alle 
Frauen sind Opfer: Schwarz hat 1987 belegt, daß Frauen, die von einer 
realen Vergewaltigung hören, mit Furcht und Resignation reagieren, und sie 
werden in ihrem Selbstwertgefühl beeinträchtigt; sie nehmen psychischen 
Schaden, sind also Opfer. Aber sind deshalb auch alle Männer Täter? Ich 
denke, mit solchen Aussagen bauen extreme Feministinnen nur einen 
unnötigen umgekehrten Sexismus auf, nachdem sie sich große Verdienste 
erworben hatten, den alten männlichen Sexismus aufzudecken und zu 
reduzieren. 

Während der Bereich "Gewalt in der Familie" mit Zahlentrends aufwarten 
kann, gilt dies für die Bereiche "Gewalt in der Schule" und "Gewalt im 
Sport" kaum. Das Bundeskriminalamt führt hierzu keine Statistiken. Ob 
Gewalt in der Schule zugenommen hat, wissen wir mangels Forschung 
nicht. Die meisten von uns haben sich einer entsprechenden Meinung 
angeschlossen, ich auch. Ich glaube auch, daß Gewalt in der Schule 
zugenommen hat. Doch welcher Wissenschaftler darf sich S ätze erlauben, 
die mit "ich glaube" beginnen? Ich will damit aber vor allem meinen Respekt 
vor den Sorgen der Lehrer zum Ausdruck bringen, die es so erleben und 
immer wieder auch eine qualitative Veränderung, eine Verrohung, beklagen. 
Gewalt in der Schule ist in erster Linie Gewalt zwischen Schülern, aber 
auch zwischen Lehrern und Schülern - vielleicht auch zwischen Lehrern? -
und es ist Gewalt von Schülern gegen Sachen, die wir alle mit unseren 
Steuergeldern bezahlen müssen; gemeint ist der Vandalismus. Schüler, vor 
allem männliche, sind Opfer und Täter, aber auch Lehrer sehen sich als 
Opfer - und werden von manchen Schülern als Täter erlebt. 

Bei "Gewalt im Sport" denken wir vor allem an den Fußball - und weniger 
an die Gewalt zwischen Spielern, die uns allerdings jede Sportsendung auch 
vor Augen führt, als vielmehr an die Gewalt zwischen verfeindeten 
Fangruppen - und an Formen von Vandalismus. Tatorte sind nicht nur die 
Stadien, nein, vor allem auch die Wege dorthin. Ein Teil der Fans, vielleicht 
nur 1 %, inzwischen als "Hooligans" bezeichnet, scheint weniger das 
sportliche Erlebnis zu suchen als das Gewaltspektakel inszenieren zu 
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wollen. Sie können dabei allerdings andere mitreißen. Täter sind fast 
ausschließlich männliche Jugendliche und männliche junge Erwachsene. Es 
ist auch der Gewaltkommission nicht gelungen, einen Überblick über das 
Ausmaß dieser Gewalt zu bekommen. Ein Anstieg ist nicht wirklich 
nachgewiesen; dennoch dürften viele von uns mit gutem Grund einen 
solchen Anstieg unterstellen. 

Daß wir keine zuverlässigen Zahlen haben, führt dazu, daß die Medien ihre 
eigenen Ängste oder Interessen in ihre Aussagen projizieren, und so kommt 
es zu eklatanten Widersprüchen: Im März 1993 hat DER SPIEGEL 
anläßlich des Kindesrnordes in Liverpool die Schlagzeile "Kältetod der 
Menschlichkeit" gewählt und eine wachsende Verrohung der Gesellschaft, 
speziell der Kinder gesehen. Im gleichen Monat hat die Zeitung DIE WOCHE 
voll dagegengehalten: Jugendliche seien immer schon gewalttätig gewesen; 
von der Behauptung, daß Kinder gewalttätiger geworden seien, sei das 
Gegenteil wahr; DER SPIEGEL habe schon 1958 und 1983 Kinder- und 
Jugendkriminalität reißerisch dargestellt. Tatsächlich aber sei 1970 jede 
dritte Straftat von Minderjährigen begangen worden, 1992 hingegen nur 
noch jede vierte. 1970 jede dritte, 1992 jede vierte ... Die Suggestion für den 
eiligen Leser ist klar: Jugendkriminalität ist zurückgegangen. Dies ist wieder 
einmal ein Beispiel dafür, wie man mit Statistik die Wahrheit knapp 
vermeiden kann, denn der Prozentanteil der Jugendlichen sagt nichts aus 
über ihre Kriminalitätsbelastungszahl, d. h. über die Zahl der ermittelten 
Tatverdächtigen pro 100 000 aus der Bezugsgruppe. Diese hat tatsächlich in 
den allerletzten Jahren zugenommen - sowohl was die Gesamtkriminalität 
als auch, was speziell die Gewaltkriminalität anbelangt. Während bei 
Kindern die Kriminalitätsbelastungszahl seit 1984 praktisch unverändert 
geblieben ist, gab es bei Jugendlichen und Heranwachsenden vor allem seit 
1989 einen Anstieg um etwa 40 bis 50 %! Und während junge Menschen 
unter 21 etwa ein Viertel der Tatverdächtigen stellen, liegt ihr Anteil in der 
Gewaltkriminalität bei rund einem Drittel. Etwa vier Fünftel dieser jungen 
Menschen sind männlichen Geschlechts; bei der Gewaltkriminalität sind es 
fast 90 %. 

Damit ich an dieser Stelle nicht einseitig über die Jugend zu berichten 
scheine, will ich gerne auch die Shell-Studie "Jugend 1992" (Jugendweg der 
Deutschen Shell 1992) erwähnen, die mittels Interviews zum Urteil kommt, 
die Teilgruppe mit deutlich positiver Einstellung zur Gewalt sei relativ 
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bedeutungslos: Nur etwa 2 % befürworten Gewalt - einschließlich der 
Personen verletzung und Sachbeschädigung - während z. B. fast alle die 
Hooligans ablehnen. Also nur 2 % sind Gewaltbefürworter - das sind aber 
nach meiner Hochrechnung immerhin 360 000 und, wie Hermann Lutz von 
der Polizeigewerkschaft im November 1992 gesagt hat, es genügen ein "paar 
Chaoten", um den Staat in Verlegenheit zu bringen. Gewalt befürworten 
heißt jedoch noch nicht Gewalt ausüben. Daten aus dem Deutschen 
Jugendinstitutl) weisen aber darauf hin, daß tatsächlich ca. 2 % auch 
Gewalt gegen Sachen und Personen ausüben. Und daß evtl. Tausende als 
Zuschauer mitschuldig werden können, wissen wir spätestens seit den 
Rostocker Brandanschlägen. 

Ich muß jetzt natürlich bei diesem Gewaltbereich verweilen, der sich nur 
schlecht auf einen einfachen Nenner bringen läßt: Ich meine die Gewalt 
gegen Fremde, gegen Auslttnder, die oft auch als "rechtsextreme Gewalt", 
als "Gewalt von Neonazis" beschrieben wird, wobei aber auch die 
linksextreme Gewalt nicht vergessen werden darf. Während die linksextre­
me Gewalt dem Staat direkt schaden wollte, fügt die rechtsextreme Gewalt 
bislang dem Staat mehr indirekt großen Schaden zu, z. B. was unser 
Ansehen in der Welt anbelangt. Rechtsextrem orientierte Gewalt trifft in 
erster Linie Minderheiten und Schwache; sie ist meist fremdenjeindlich. 
Vielfach scheinen die Taten noch von politisch wenig strukturierten 
Gruppen auszugehen, aber dies kann sich ja ändern ... Manchmal ist es 
schwer zu erkennen, ob eine Tat politisch motiviert ist oder nicht. Manche 
blöken "Sieg Heil", ohne gesellschaftliche Verhältnisse ändern zu wollen, 
aber es provoziert so schön ... 

Verschiedene Quellen weisen aus, daß wir nach 1990 einen dramatischen 
Anstieg fremden feindlicher Straftaten zu verzeichnen haben. Darin besteht 
Einigkeit, obwohl im Detail die Zahlen stark schwanken. Sie lagen bis 
einschließlich 1990 bei 200 bis 300 Fällen pro Jahr, sind aber seither um ein 
Vielfaches höher. Tatverdächtig sind fast immer Männer, genauer: junge 
Männer; meist ist bei den Taten Alkohol im Spiel, und das Delikt wird 
gewöhnlich in Gruppen begangen. In Rostock waren am 3.10.1991 rund 150 

1) Schneider und Hoffmann-Lange 1993. 
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Täter am Brandanschlag gegen das Ausländerwohnheim beteiligt, und - wie 
schon erwähnt - Tausende schauten zu. 

Genug der Zahlen! Ob 100 oder 1 000, ein Anschlag wie in Rostock oder 
Mölln oder Solingen ist jeweils ein Anschlag zuviel. Der Tod ist nicht 
reversibel, und auch die psychischen Schäden der Opfer werden nie völlig 
behoben sein. 

2. Wie kommt es zu solcher Gewalt? 

Aus Diskussionen weiß ich, daß viele engagierte Erwachsene die Antwort 
auf diese Frage parat haben. Manchmal denke ich fast resignierend: Jeder 
weiß die Antwort, nur ich nicht. Jedenfalls habe ich keine, die sich in 
wenigen Minuten knapp zusammenfassen ließe. 

Es gibt wohl eine Vielzahl möglicher Bedingungen von Gewalt. Jede 
Überbetonung einer Bedingung erscheint mir unangemessen. Ich werde zwar 
auch Akzente setzen, bin mir dabei aber einer gewissen Willkür bewußt. 

Als Gewalttäter - außerhalb der Familien - überwiegen ja junge Manner 
ganz eindeutig. Die im Mittelpunkt unserer Betrachtung stehende Altersgrup­
pe, die "Jugend", umfaßt in psychologischer Definition oft schon Kinder 
unter 14 Jahren, vor allem aber noch oft junge Leute bis zu 21 Jahren und 
darüber. "Jugend" ist in vielen Augen eine Krisenzeit. Die Entwicklungs­
psychologie beginnt aber, diese generalisierende Sicht als Vorurteil 
abzulegen, denn die allermeisten Jugendlichen bewältigen ihr Leben ohne 
auffallige Krisen. Wir sprechen von Entwicklungsaufgaben, die Jugendliche 
lösen müssen. Diese Entwicklungsaufgaben sind recht zahlreich, vielfaItig 
und auch schwierig. Dazu gehört es z. B., sich vom Elternhaus zu lösen, 
einen Freundeskreis aufzubauen, in die Rolle als Mann oder Frau 
hineinzuwachsen, Sexualität zu lernen, wobei wir Älteren nur selten 
bedenken, wie entsetzlich schwer dies inzwischen durch AIDS geworden ist; 
Jugendliche müssen lernen, eine Partnerschaft einzugehen und eventuell eine 
eigene Familie zu gründen. Wesentliche Entwicklungsaufgaben sind die 
Berufswahl und Ausbildung; auch der Aufbau einer Weltanschauung mit 
einem tragfahigen Wertesystem gehört dazu, ebenso wie die Bildung einer 
Zukunftsperspektive. Als Kern all dieser Aufgaben kann man die Identitäts­
bildung ansehen: Man muß sich körperlich und seelisch akzeptieren und 
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wissen, was man ist und noch werden will. Zum Glück überfallen diese 
Aufgaben den Jugendlichen nicht in einem engen Zeitraum. Sie stellen sich 
nach und nach. Man hat Jahre, meist rund ein Jahrzehnt Zeit, sie zu lösen. 

Andernfalls kann es zu Krisen kommen; dies ist tatsächlich dann relativ oft 
der Fall, wenn sich eine sogenannte Entwicklungsaufgabe als schier 
unlösbar herausstellt, weil z. B. im beruflichen Sektor keine Angebote 
vorliegen und die Suche nach einer befriedigenden Arbeit von Frustration zu 
Frustration führt. Dann läßt sich die Zukunft nicht planen und auch kaum 
eine Partnerschaft, gewiß aber keine Familie. Und da gibt es Hunderttausen­
de von Jugendlichen, vor allem im Osten Deutschlands, denen von einem 
Jahr zum andern obendrein noch die Weltanschauung zerbrochen wurde, das 
Wertesystem, von dem sie bis dahin ihre Verhaltensnormen gewonnen 
hatten. Recht zentral gab es dabei auch ein Feindbild vom bösen kapitalisti­
schen Klassenfeind. Umgekehrt ist auch manchem Jugendlichen im Westen 
plötzlich das Feindbild vom bösen waffenstrotzenden Kommunisten 
abhanden gekommen. Feindbilder - das sind Korsettstangen schlichter 
Seelen. 

Ich will den Soziologen nicht ins Handwerk pfuschen. Aber ein Zustand, in 
dem Wertesysteme praktisch ersatzlos verlorengegangen sind, kann Anomie 
genannt werden, von der man weiß, daß sie u. a. zu erhöhter Kriminalität 
führt. Und diese Anomie oder Regellosigkeit gilt als besonders brisant, wenn 
ein eklatantes Mißverhältnis zwischen Bedürfnissen und Möglichkeiten zu 
ihrer Befriedigung besteht. 

Haben wir nicht Riesenerwartungen vor allem bei den Menschen der neuen 
Länder geweckt, ohne ihnen Wege zum Ziel anbieten zu können? Gewiß 
herrscht bei uns nicht die absolute Not wie in Bosnien oder Somalia. 
Niemand muß verhungern und niemand, der vorsichtig ist, muß erfrieren. 
Aber jeder vergleicht sich zunächst einmal mit Verwandten und Bekannten 
und Menschen aus dem eigenen Land. Da erkennt sich so mancher als 
relativ benachteiligt; und relative Not reicht aus, große Verhaltens­
unsicherheiten zu schaffen. Es entstehen Neid und Ängste, die instrumentali­
siert, d. h. erfolgreich von Rattenfängern geschürt werden können. Eine Idee 
kann noch so dumm, noch so falsch sein, es werden sich immer einige 
Trommler für sie finden, z. B. für die Idee, Ausländer seien an allem schuld, 
vor allem solche Ausländer, die gleich im äußeren Erscheinungsbild anders 
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als wir sind. Je einfacher das Feindbild, desto leichter wird es in schwachen 
Köpfen aufgebaut. Die grobschlächtige Kriminalität gegen Fremde ist nicht 
zuletzt auch ein Ausdruck von Armut im Geistigen. 

Aber gehen wir der Reihe nach, gehen wir systematisch vor. Ich will 
versuchen, psychologische Befunde über die Entstehung von Gewalt 
zusammenzufassen. Sie sind nicht eigentlich neu und sind Ihnen insofern 
schon bekannt. 

Nach meiner Überzeugung müssen wir uns der Entwicklung von Gewalt 
aber auf mehreren Analyseebenen nähern: 

Wir haben als erste Ebene, gleichsam als Basis, die gesellschaftlichen 
Einflüsse (s. Abb. 2). Als zweite Ebene ist die Vermittlungsinstanz Familie 
zu nennen. Schließlich sehe ich die individuelle Persönlichkeit als dritte 
Ebene an. 

Man könnte sich auch die Schule, die Kommune als eigene Ebenen 
vorstellen. Mit meiner Skizze von drei Ebenen setze ich einen Akzent, ohne 
die anderen vernachlässigen zu wollen. 

Sehen wir zunächst auf die unterste Ebene, die der gesellschaftlichen 
Bedingungen (s. Abb. 3). Wir treffen hier auf ein Cluster, auf gut deutsch: 
auf ein Knäuel miteinander verwobener Einflüsse. Für unser Thema ist es 
relevant, daß wir bei uns noch auf bemerkenswerte Reste einer patriarchali­
schen Gesellschaftsordnung treffen, zu der eine Betonung von Herrschaft, 
Macht, Härte und Aggressivität gehört. Wir erkennen sie an der Dominanz 
der Männer - oder umgekehrt an den Mllngeln in der Gleichberechtigung 
der Frauen. Solche Mängel fallen in der großen Politik und in den 
religiösen Institutionen ebenso auf wie am kleinen Arbeitsplatz und in der 
Familie. Für die Abhängigkeit der Frauen von dominanten Männern liefert 
jedes Frauenhaus eindrucksvolle Beispiele. Wir haben noch Reste einer 
unterschiedlichen Sozialisation für die Geschlechter, wir vermitteln auch 
noch unterschiedliche Wertvorstellungen. Denn ganz ausgestorben ist der 
Gedanke noch nicht, daß die Frau zu Kindern und Kochtöpfen gehöre, daß 
eine Berufsausbildung für sie zweitrangig und daß sie ihrem Mann untertan 
sein soll. "Er soll dein Herr sein", wird Eva nach dem Sündenfall belehrt, 
für den sie ohnehin die Hauptverantwortung tragen muß. Schon auf den 
ersten Seiten führt also die Bibel männliche Dominanz ein. 
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Abb. 2: 
Analyse-Ebenen bei der Erklärung von Gewalt 

Ebene 
(3) 

Ebene 

(2) 

Ebene 
(1) 
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Abb. 3: 
Merkmalscluster auf den drei Ebenen 

Individuum: besonders bei männl. Jugendlichen durch 
bestimmte Familien- und Peer-Einflüsse 
und bei Überforderung in Entwicklungsauf­
gaben und bei hohem Medienkonsum 

Familie: 

----~Mangel an Bindungsfähigkeit 
Mangel an Selbstsicherheit 
hohe Aggressivität 

bei eigenen ungünstigen Entwicklungs­
bedingungen und bei aktuellen 
Überforderungen (Streß ••• ) 

----~ Mangel an Liebe 
Mangel an Kontrolle der Kinder 
hohe Aggressivität (bes. Männer) 

Gesellschaft:Reste patriarchalischer Ordnung: 
u.a. männliche Dominanz, 
Aggressivität, sexismus 
Wettbewerbszentriertheit -
individuenzentriert 
Gewalt in Medien 
Militärische Werte (Waffen) 
Züchtigungsrecht ••• 
In Teilgruppen: Ar.mut ••• 
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In der Neuzeit fand die männliche Überlegenheit ihre Fürsprecher auch bei 
den Wissenschaften, z. B. bei Freud. 

Von der Dominanz nicht zu trennen ist die Aggressivität. Aggressivität (oder 
Gewalt) ist bei oberflächlicher Betrachtung in unserer Gesellschaft zwar 
verpönt, aber sie wird gerade beim männlichen Geschlecht oft weitgehend 
toleriert. Zum richtigen Mann gehört Aggressivität, andernfalls ist er ein 
Softi. Die rechtsextreme Literatur sagt es ganz deutlich: Zum Mann gehört 
der Kampf - s. Hitlers Buch "Mein Kampf'. 

Und der Wettbewerb, in dem Individuen als Sieger und Verlierer ermittelt 
werden, ist gleichsam ein Bruder der Aggressivität. Die männliche Dominanz 
und Aggressivität zeigt sich auch in verschiedenen Erscheinungsformen des 
Sexismus. Wir erkennen die Abwertung der Frau in der Doppelmoral, in der 
Prostitution, in der Pornographie und der Vergewaltigungsmythologie, und -
das ist so: Kulturen mit starker männlicher Dominanz sind auch Kulturen 
mit hohen Vergewaltigungsraten.2) 

Die Medien spiegeln die männliche Dominanz und Aggressivität und 
tradieren sie somit weiter, denn Medien sind nicht nur Abbild, wie die ARD 
z. B. am 21. April 1993 wieder einmal behaupten ließ. Medien sind immer 
auch Vorbild. Früher war zwar die Unterordnung der Frau in den Medien 
noch deutlicher. Nachrichtensprecherinnen, Kriminalkommissarinnen gab es 
lange nicht. Heute ist die Abwertung etwas subtiler, aber immer noch 
gegeben. Natürlich sind die Dinge auch sonst im Fluß. Der Mann ist nicht 
mehr so unangefochten dominant wie vor 30 oder 100 Jahren. Das 
Frauenstimmrecht ist, abgesehen von Appenzell, wo es vielleicht dem 
Tourismus zugutekommt, keine Thema mehr. 

Wenn große Normensysteme in Fluß geraten, wenn es zu einem Werte­

wandel kommt, wenn Werte in ihrer Vielfalt und Widersprüchlichkeit 
unübersichtlich werden für junge Menschen, dürfen wir uns über Verunsi­

cherungen nicht wundern, die zu Ängsten und Aggressionen führen. 

2) Sanday 1981. 
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Wir haben in unserer Gesellschaft auch den Widerspruch zwischen dem 
strengen Tötungs-Tabu einerseits und der militärischen Ausbildung 
andererseits. Wird das starke Tötungs-Tabu im Kriegsfall aufgehoben, 
brechen auch die schwächeren Barrieren, die andere Tabus umgeben, 
zusammen. So dürfen wir uns eigentlich nicht wundern, daß uns von einem 
Kriegsschauplatz wie Ex-Jugoslawien auch Nachrichten über Vergewalti­
gungen erreichen. So widerlich die Begebenheiten sind, so naiv sind wir, 
wenn wir davon überrascht sind. Übrigens ist das Wort "Kriegsschauplatz" 
entlarvend. Wir sehen vom Sessel aus zu, was uns die Welt so an 
Schauspielen über Kriege bietet. Während wir Bier, belegte Brötchen und 
Erdnüsse verzehren, sehen wir die ausgezehrten Körper von Verhungernden 
- und unser Mitleid stumpft langsam aber sicher ab. 

Da bliebe auf dieser Ebene zumindest noch darauf hinzuarbeiten, daß Kinder 
mehr geschützt werden als bislang. Das sogenannte Elternrecht, das 
Züchtigungsrecht, enthält kein deutliches Zeichen gegen Gewalt in der 
Familie. Zumindest setzt es keine klaren Grenzen, und so stehen Eltern 
weiterhin mehrheitlich positiv zur körperlichen Bestrafung von Kindern. Hier 
wird Gewalt gegen Schwächere toleriert. 

Was gehört noch zu dieser Ebene? (Vgl. Abb. 3) In Teilgruppen der 
Gesellschaft die relative Armut. Bei fehlenden Möglichkeiten, erstrebens­
werte Ziele, wie z. B. ein Auto, mit legalen Mitteln zu erreichen, rückt 
Gewalt als Problemlösungsmittel näher. Da muß die zunehmende Arbeitslo­
sigkeit genannt werden, die im Osten bei 38 % liegt, wenn man Kurzarbeit, 
Umschulungen, ABM und Frühpensionierung einmal unbeschönigt beim 
wahren Namen nennt) Ich weiß, die Gewalttäter sind nicht alle arbeitslos; 
aber viele junge Menschen fühlen sich bedroht, nach der nächsten großen 
Rationalisierungsmaßnahme überflüssig zu sein. Ich kann auf diese 
Komplexe nur hinweisen; sie können von Soziologen kompetenter 
aufgearbeitet werden, und ich rechne darauf auch im Rahmen dieser Tagung. 

Ich muß als nächstes erläutern, was ich auf der zweiten Ebene, der Familie, 
für bedeutsam erachte. Aus dem Cluster oder Knäuel von familialen 
Bedingungen für Gewalt möchte ich vor allem dies herausheben: den Mangel 

3) Sturzbecher und Dietrich 1992. 
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an Liebe und Geborgenheit, den wir bei Opfern und Tätern antreffen; die 
vielfach hohe Aggressivität der Eltern, vor allem der Väter, die sich als 
Aggression nach außen, aber auch als Aggression gegen die Partnerin und 
gegen die Kinder äußern kann. Solche Eltern lassen es auch an der 
konsequenten Kontrolle ihrer Kinder fehlen. 

Die zweite ist von der dritten Ebene bezüglich des Einflusses von Eltern auf 
ihre Kinder kaum zu trennen. In diesem Zusammenhang ist oft von einem 
Kreislauf der Gewalt4) die Rede. Es wird gelehrt, daß mißhandelte 
Menschen, also Opfer, später selber Täter werden. Diese Aussage faßt 
wichtige Erfahrungen zusammen und zeigt dennoch nur die halbe Wahrheit 
auf. Wir ahnen es, denn wir kennen alle auch Opfer, die nicht zu Tätern 
werden. Was mit Hilfe der empirischen Forschung hierzu gesagt werden 
kann, ist folgendes: 5) Eltern, die als Kinder Opfer von Gewalt waren, 
werden häufiger auch zu Tätern als andere Eltern. In einer größeren 
amerikanischen Untersuchung über Kindesrnißhandlung wurden in diesem 
Sinne 30 % früherer Opfer auch zu Tätern, 70 % also nicht; in den 
Kontrollfamilien (also Eltern, die nie Opfer waren) wurden "nur" 5 % zu 
Tätern. Diese Relation 30 : 5 besagt u. a.: Opfer werden zwar relativ oft zu 
Tätern, aber mehrheitlich eben doch nicht. Das Risiko für kindliche Opfer, 
später delinquent zu werden, erhöht sich, wenn hoher Medienkonsum, d. h. 
fast automatisch: hoher Mediengewaltkonsum hinzukommt. 

Entgegen einigen extrem vereinfachenden Thesen sind Medien weder 
allmächtig noch ohnmächtig. Gültig ist eine Risikothese, nach der Medien­
gewalt das Denken über Gewalt, die Gefühle im Umfeld von Gewalt und 
damit auch das Verhalten beeinflußt; das gilt auch für die sogenannte 
sexuelle Gewalt. Gewaltpornographie, so sagen die Amerikaner Zillmann 
und Bryant (1982) etwas grob aber prägnant, schadet der Sache, die man 
Liebe nennt. 

Das Risiko, daß junge Menschen von Mediengewalt beeinflußt werden, ist 
bei denen besonders groß, die nichts anderes kennen, soll heißen: das Risiko 
ist groß bei den Kindern, die in ihrem Alltag, in ihren Familien Gewalt als 
Zuschauer oder als Opfer erleben und dazu auch noch Gewalt vorgeführt 

4) eycle of violence; Steinmetz 1977. 
5) Kaufmann und Zigler 1987. 
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bekommen, wenn sie sich in die Medienunterhaltung flüchten wollen.6) Man 
spricht von einer These der doppelten Dosis: Wenn zu einer großen Dosis 
Familiengewalt eine große Dosis Mediengewalt hinzukommt, sind Steigerun­
gen der Aggressivität bis zum Delinquenzbereich zu befürchten. Insofern 
bleibt jeder Film, der unreflektiert brutale Gewalt als effektive Möglichkeit 
der Durchsetzung zeigt, ein Risiko für die Betrachter - und damit indirekt für 
uns alle. Es gibt auch keine Sendezeit ohne gefährdete junge Zuschauer. 

Wenn sich Eltern in unserem Kulturkreis lieblos, ablehnend und gewalttätig 
zeigen, wenn intensive Gewaltdarstellungen in den Medien dazukommen, ist 
es kein Wunder mehr, daß wir bei Kindern einen Mangel an Bindungs­
fähigkeit, sprich: an Liebesfähigkeit, feststellen müssen, dazu Mangel an 
Selbstsicherheit und einen Überschuß an Aggressivität, um nur drei mir 
wichtig erscheinende Merkmale zu nennen, die natürlich wieder miteinander 
verwoben sind. 

In der Entwicklung des aufftillig aggressiven Menschen lassen sich 
Abfolgen nachzeichnen, die ich mit Hilfe von Petermann und Warschbur­
ger7) aufzeigen will. Abb. 4 faßt wichtige Befunde zusammen: Jugendliche, 
die später delinquent werden, fallen schon in der frühen Kindheit überdurch­
schnittlich oft - z. B. durch Hyperaktivität - auf, auch durch Aggressivität, 
durch Schulleistungsmängel, die mit niedriger Intelligenz einhergehen; sie 
fallen auf durch soziale Defizite, dabei vor allem auch durch Diebstähle und 
Betrügereien. Je früher Kinder große Schwierigkeiten bereiten, desto eher 
treffen wir sie später bei den aggressiv delinquenten Jugendlichen an. 

Je häufiger Kinder in verschiedenen Situationen auffällig werden, je 
verschiedener die kindlichen Aggressionsakte sind, desto brisanter wird es. 
Wir können gar nicht früh genug beginnen gegenzusteuern. Aggressivität 
erweist sich sonst als ein stabiles Merkmal. Alle "leeren" Pfeile (in Abb. 4) 
bezeichnen nach Sicht der Autoren Ansatzpunkte für eine Intervention. 

6) Heath u. a. 1986. 

7) Petermann/Warschburger 1993. 
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Abb. 4: 
Entwicklungsverlauf antisozialen Verhaltens 
(in Anlehnung an PETERMANN 1993 bzw. LOEBER 1990) 
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Ich muß natürlich an dieser Stelle allen klinischen Psychologen eine gute 
Gewissenserforschung und eine glückliche Hand wünschen, damit nicht aus 
ihren Eingriffen ein schädliches Etikettieren, ein Abstempeln der Kinder 
wird. 

Aggressivität wird von Kindesbeinen an durch den Erfolg gelernt, den man 

mit Aggressionen hat; Aufmerksamkeit wird oft als Erfolg erlebt. Aggressi­

vität wird auch am Modell gelernt, d. h. am aggressiven Vorbild, sei dieses 

im realen, sei es im fiktiven Alltag der Medien gegeben. Aggressiv handeln 

viele auch auf Befehl und wegen des Gruppendrucks von Gleichaltrigen, 
von Peers. 

Wohl in jeder individuellen Entwicklung stößt man auf Risikofaktoren, wohl 
in jeder individuellen Entwicklung gibt es aber auch schützende, sogenannte 
protektive Faktoren, welche Aggressionshemmungen aufbauen. Im 
Normalfall sind Hemmungen gegen Gewalt größer als Neigungen zur 
Gewalt. Dazu tragen viele verschiedene protektive Faktoren bei. In der neuen 
Literatur8) werden dabei für die Jugend vor allem angeführt: 

gute Familienbeziehungen (einschließlich Kontrolle durch die Eltern), 

gute Beziehungen in der Schule, 

gute Modelle in der realen und in der fiktiven Umwelt, 

gute Gesundheit, gute Intelligenz, gute Schulleistungen, 

bei schulentlassenen Jugendlichen: interessante Arbeit. 

Damit es zu einer kriminellen Tat kommt, sind einerseits entsprechende 
Antriebe nötig und es sind andererseits die Hemmungen zu überwinden. Ich 
kann dies nur an einem Beispiel ausführen: 

Finkelhor nennt für die sexuelle Mißhandlung von Kindern vier Faktoren: 

a) Es muß eine Motivation zur Tat gegeben sein; der Täter kann sie z. B. 
durch Kinderpornographie erhöhen. 

8) Z. B. Jessor 1993. 
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b) Um interne Hemmungen zu reduzieren, können Täter z. B. Alkohol zu 
sich nehmen. 

c) ÄUßere Hindernisse werden geschickt überwunden, z. B. wird 
abgewartet, bis schützende Personen abwesend sind. 

d) Widersttinde des Opfers werden reduziert, indem man sich allmählich 
in sein Vertrauen einschleicht und schließlich vielleicht die Pornogra­
phie noch mit einer zweiten Absicht einsetzt, nämlich um dem Kind zu 
zeigen: schau die Leute im Film an, so machen es doch alle! 

Man sieht an diesen Ausführungen, daß der Hemmungsabbau tatspezifisch 
zu betrachten ist. 

Mit den Hinweisen auf protektive Faktoren bin ich ganz beiläufig in den 
letzten großen Punkt meiner Gliederung eingetreten: Was können wir tun? 

Wir trennen präventive von interventiven Maßnahmen und wir können 
innerhalb der interventiven einerseits mehr therapeutische, andererseits mehr 
strafende Maßnahmen bedenken. 

In Abb. 4 stehen ganz oben auch zwei Pfeile, von denen einer die Strafmaß­
nahmen, einer die Therapie symbolisiert. Nun sind Sie es wahrscheinlich 
nicht gewohnt, von einem Psychologen Argumente für Bestrafungen zu 
hören. Ich will Sie da auch nicht enttäuschen. Strafen stehe ich skeptisch 
gegenüber. Aber noch skeptischer stehe ich zu Vorschlägen, bei auffälligem 
Verhalten gar nicht zu intervenieren. Zwar wäre es gerade auch in 
lernpsychologischer Betrachtung richtig, aggressives Verhalten konsequent 
nicht zu beachten und auf diese Weise erfolglos bleiben zu lassen. Aber 
genau dies gelingt ja in der Regel nicht, denn wenn ein junger Mann einen 
Brandsatz in ein Asylantenheim wirft, hat er einen Erfolg durch das 
Auflodern der Flammen, oft einen weiteren durch den Beifall der 
Umstehenden und manchmal noch einen dritten durch die Medienberichte. 
Da können wir nicht tatenlos bleiben. 

Noch ein paar Anmerkungen kann ich - als juristischer Laie mit lern­
psychologischer Basis - nicht unterdrücken: Ob etwas im Sinne der 
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Psychologie eine Strafe ist, entscheidet nicht der agierende Polizeibeamte 
und nicht der urteilende Richter, sondern die Psyche des Täters. Einen 
durchschnittlichen Heranwachsenden mit 2 000 DM Monatseinkommen trifft 
ein Bußgeld von 400 DM hart. Ein Zuhälter kann diese Summe vielleicht mit 
ironischem Lachen entrichten, wird also gar nicht bestraft. Sogenannte 
Geldstrafen können zur Farce werden. Wirksame Strafen müssen möglichst 
schnell erfolgen und gerecht erscheinen. Gerecht und zweckmäßig kann die 
milde Strafe sein; aber ein Urteil sollte nicht die Straftat herunterdefinieren; 
was sich als Mordversuch oder schwere Brandstiftung aufdrängt, sollte 
nicht als Landfriedensbruch verniedlicht werden. 

Man muß in die Überlegungen die Frage einbeziehen, welche Botschaften 
der Offentlichkeit von Urteilen vermittelt werden. Wenn nach einer 
Körperverletzung schließlich eine Freiheitsstrafe auf Bewährung ausgesetzt 
wird, kann leicht der Eindruck entstehen: Gewalt ist risikoarm, die 
Staatsorgane sind schwach. Dem uneinsichtigen politischen Straftäter 
gegenüber, der ohne Skrupel Gewalt als politisches Druckmittel einsetzt, 
darf der Staat nicht schwach erscheinen. Daß der Staat vor der rechtsextre­
men Gewalt z. B. in Hoyerswerda zurückgewichen ist und diese Stadt 
sozusagen "ausländerfrei" werden ließ, war lernpsychologisch betrachtet der 
denkbar schlimmste Fehler. Er erlaubte den Tätern ein triumphales 
Erfolgserlebnis, und die Berichterstattung konnte bei Gesinnungsbrüdern zur 
Nachahmung reizen. 

Ich denke, in die allgemeinsten Überlegungen zur Strafe sollte auch die 
Frage einbezogen werden, ob oder wann sich Alkohol strafmindernd 
auswirken darf. Wer eine Straftat plant, weiß, daß er gut daran tut, 
rechtzeitig Alkohol ins Spiel zu bringen und sich bei der Tat in einer Gruppe 
gleichsam zu verstecken. So läßt sich selbst bei einem Mord kaschieren, wer 
letztlich der Haupttäter war und niemand wird am Ende wirklich bestraft. 
Ich plädiere nicht für härtere Strafen, bin jedoch dafür, daß bei Strafen 
überlegt wird, ob sie auch diesen Namen verdienen. Und Lücken im Gesetz 
müssen gewiß geschlossen werden; man denke an die Bereicherung durch 
Drogenhandel. Aber es dürfen keine neuen Papiertiger gebastelt werden. 

Denn es ist natürlich von vornherein ungünstig, wenn es Sanktions­
drohungen gibt, die der Staat praktisch nicht umsetzt. Wieviele werden denn 
bestraft, wenn sie auf der Autobahn bewußt und wiederholt falsch fahren? 
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Was aber resultiert aus solchem Kontrollmangel, den auch ich spontan als 
liberal-großzügig begrüße? Er trägt dazu bei, daß sich bei Kindern und 
Jugendlichen, die das beobachten, nicht die nötigen Einstellungen aufbauen, 
und bereits bestehende Hemmungen reduziert werden. 

Ich wollte mich zur Strafe kurz fassen. Warum liegt eigentlich der Gedanke 
an Strafen so nahe, schon seit dem alten Testament ("Auge um Auge")? 
Hoffentlich bedenken wir auch jeweils, daß Strafen selber als Ausdruck von 
Gewalt - wenn auch der Staatsgewalt - gedeutet werden und Modellwirkung 
haben können, und zwar in dem Sinne: Bestrafen ist dann in Ordnung, 
wenn man der Stärkere ist. 

Wenden wir uns therapeutischen und prl1ventiven Maßnahmen zu: Wir 
müssen helfen statt strafen.9) Speziell, was jugendliche Straftäter 
anbelangt, gibt es oder gab es eine Vielzahl therapeutischer Modellversuche, 
vor allem in den USA und auch bei uns. Wenn ich es richtig erkenne, gibt es 
einen zaghaften Trend: Weg von der Behandlung einzelner Probleme wie 
Drogensucht, Schulversagen, Suizidgefahr etc., hin zu einer umfassenden 
Gesundheitsförderung, die eher davon ausgeht, daß gefährdete Jugendliche 
oft sowohl das eine wie auch das andere Problemverhalten zeigen. Und es 
gilt dabei weniger, Fehlverhalten abzubauen als vielmehr - von Person zu 
Person verschieden - sozial angemessenes Verhalten und Widerstand gegen 
Versuchungen wie Drogen aufzubauen. IO) 

Strafe und Therapie sind wie Feuerwehreinsätze: Es brennt immer schon. 
Besser ist Prävention, als gleichsam vorbeugender Brandschutz. Wir müssen 
versuchen, junge Menschen gegen gewaltfördernde Einflüsse zu immunisie­
ren. Wir müssen aber zuvor versuchen, diese Einflüsse zu minimieren. D. h. 
wir müssen für eine angemessene Umwelt Sorge tragen - mit Arbeitsmög­
lichkeiten für alle, mit wohnlichen Kommunen, mit guten Erziehungs­
programmen von der Kinderkrippe an bis hin zur Abschaffung des Numerus 
clausus. 

Bereits vorhandene Möglichkeiten müssen wir besser nutzen. Ein Beispiel: 

Wie Sturzbecher und Dietrich für das Land Brandenburg aufweisen, 

9) Slogan des Deutschen Kinderschutzbundes. 
10) Goldstein u. a. 1987; Leeman u. a. 1993; Petermann 1993; Takanashi 1993. 
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kennen viele Kommunalpolitiker weder die Bedürfnisse von Jugendlichen, 

noch nutzen sie vorhandene Ressourcen für die Jugendarbeit. Allenthalben 

trifft man stattdessen auf die Schutzbehauptung, es fehle an Geld. Dies 

stimmt oft nicht, und so kommt es auch schon mal zu preisgünstigen 

Ausflügen labiler Jugendlicher aus Dresden bis nach Israel. 

Nötige gesellschaftliche Veränderungen habe ich schon genannt. Wenn wir 
noch einmal vor unserem geistigen Auge Revue passieren lassen, welche 
Risikofaktoren auftreten können, von den Erziehungsfehlern der Eltern bis 
zum Drogenangebot an vielen Orten, dann erkennen wir die schier unlösbare 
Aufgabe, vor der wir stehen, wenn wir etwas verändern wollen. Aber es gibt 
ermutigende Anfänge. Man kann Kinder und Jugendliche präventiv 
trainieren - zuhause, auf dem Weg über die Eltern und in der Schule, auf 
dem Weg über die Lehrer.1l) In den USA sind z. B. im PERRY-Projekt 
Angehörige besonders gefährdeter Gruppen erfolgreich beeinflußt worden, 
beginnend mit drei- bis vierjährigen Kindern aus armen schwarzen Familien. 
U. a. ging man von der Erfahrung aus, daß Eltern erreicht und umgestimmt 
werden müssen, wenn bei ihren Kindern dauerhafte Erfolge erzielt werden 
sollen. Daten aus diesem Projekt liegen inzwischen über einen Längsschnitt 
vor: Die Betreuten sind zuletzt als 19jährige noch einmal erfaßt worden. Die 
Programme wirkten sich auf ihre Einstellung zur Schule und damit auf die 
Schulleistung positiv aus, aber auch auf ihre soziale Kompetenz. Aus der 
Präventionsgruppe sind als junge Erwachsene allerdings doch 31 % durch 
delinquentes Verhalten aufgefallen; das ist eine hohe Zahl. Aber: In der 
nicht betreuten Kontrollgruppe waren es 51 %. Die Amerikaner können 
einen solchen Erfolg auch in Dollar ausdrücken: Es wird behauptet, daß pro 
Kind etwa 2 400 Dollar gespart worden sind, was die späteren Kosten für 
delinquente Jugendliche anbelangt. In diesem Projekt besserten die in erster 
Linie angesprochenen Eltern ihre erzieherische Einstellung und Kompeten­
zen. Sie lernten nicht nur, mit Kindern unmittelbar besser umzugehen, sie 
lernten auch, mit beruflichen Erziehern zu kooperieren. 

Was die Gewalt in den Schulen anbelangt, so haben wir in Deutschland 
z. B. in Nürnberg und in Hamburg Ansätze, denen zwar noch die letzten 
wissenschaftlichen Weihen fehlen; aber es ist erfreulich, daß Pädagogen 

11) Zigler u. a. 1992. 
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nicht einseitig die Schuld den Eltern und der Gesellschaft zuschieben, 
sondern sich selbst in die Pflicht nehmen. In den USA gibt es stark 
ausdifferenzierte Programme gegen schulische Gewalt.12) Der Wettbewerb 
wird in solchen Programmen zugunsten der Kooperation weniger betont. 
Bestimmte Inhalte. die sonst eher vernachlässigt werden, stehen im 
Vordergrund, z. B. Konfliktlösungsstrategien mit Alternativen zur Gewalt. 
Wohlgemerkt: Es geht weniger um Konfliktvermeidungen als um konstruktive 
Konfliktlösungen. Ich weiß jedoch nicht, ob für flächendeckende Maßnah­
men genügend Geld zur Verfügung steht. 

Wenn Gewalt in den Schulen reduziert werden soll, müssen wir nicht zuletzt 
die Lehrerausbildung verbessern, und dabei auch das Thema "Gewalt" 
genügend berücksichtigen. 

Die Schule ist ein wichtiger Teil der Gesellschaft. Doch will die Gesellschaft 
überhaupt grundsätzlich etwas ändern? Haben wir z. B. für Ex-Jugoslawien 
ernsthafte Möglichkeiten gesucht, die Gewalt einzudämmen? Fündig sind wir 
jedenfalls nicht geworden. So erkennt man tagtäglich - in der ersten Reihe 
sitzend -, daß Gewalt zwar entsetzliches Elend schafft, sie sich aber für die 
Täter lohnt. 

Kommen wir zum Schluß. Jugend braucht sichere Lebensräume - mit 
sozialer Gerechtigkeit, ohne schwerwiegende Zukunftsängste; Jugend braucht 
Grunderfahrungen, die optimistisch stimmen; sie braucht Bildung und 
braucht Hilfe in der Freizeit - sie braucht echte Aufgaben und erfüllbare 
Wunschträume. Wir sind den Kindern und Jugendlichen eine gesunde 
Umwelt schuldig, ohne die bekannten physischen Umweltverschmutzungen, 
aber auch ohne die psychische Umweltverschmutzung der Horror- und 
Gewaltpornofilme, ohne die Werbung, die Kindern allerlei Schund 
schmackhaft machen will und kann. Dazu brauchen wir mutige politische 
Entscheidungen. Jugend braucht transparente Regeln, die für alle gelten und 
an die sich auch die bekanntesten Vorbilder, eingeschlossen die führenden 
Politiker, halten. Politische Skandale hingegen zerstören viel, denn die 
Demokratiebasis und das Vertrauen in den Rechtsstaat sind - vor allem bei 
der ostdeutschen Jugend - nachweislich schwach. 

12) Deutsch 1993. 
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Wir müssen der Jugend eine konsequente Beachtung der Menschenrechte 
vorleben. Jeder Ausländer ist zunächst einmal Mitmensch - auch im Sinn 
des christlichen Liebesgebots. Erst in zweiter Linie ist ein Mensch Deutscher 
oder Türke, Weißer oder Schwarzer. 

Jugend braucht Aufmerksamkeit, freiwillig gewährte Aufmerksamkeit, nicht 
solche, die mit Brandsätzen erzwungen wird. Jeder Jugendliche braucht 
mindestens einen Erwachsenen, der ihm Vorbild und Halt geben kann. Ist 
jeder von uns fähig und bereit dazu? 

Aus der Sicht eines betroffenen Jugendlichen, eines Skinheads, klingt das 
ganz elementar so: Würdet ihr uns lieben, gäbe es uns gar nicht. 13) Und es 
gibt Eltern, die erkennen: Das sind keine Nazis; das sind unsere Kinder ... 14) 

Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Oder doch: Das Schlußwort möchte ich Albert Schweitzer überlassen. Die 
älteren unter uns werden sich noch gut erinnern; er war um 1950 herum in 
der Jugend so bekannt wie heute Michael J ackson oder Tina Turner. 

Bei Albert Schweitzer waren in unnachahmlicher Weise Denken und Tun 
zur Übereinstimmung gebracht. Irgendwann zwischen 1914 und 1917 
schrieb er beim Nachdenken über das Prinzip "Ehrfurcht vor dem Leben" 
folgende Sätze: "Unsere Zeit schlägt sich in Sinnlosigkeiten herum, wie ein 
gefallenes Pferd in seinen Strängen. Durch äußere Maßnahmen und durch 
neues Organisieren sucht sie die schweren Probleme, mit denen sie es zu tun 
hat, zu lösen. Umsonst ... Auf die Füße kommt unsere Welt erst wieder, 
wenn sie sich beibringen läßt, daß ihr Heil nicht in Maßnahmen, sondern in 
neuen Gesinnungen besteht." 

13) Thomas Hestermann 1989. 
14) Eisenberg und Gronemeyer 1993. 
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Das staatliche Gewaltmonopol - kann der Staat eine 
Aushöhlung zulassen? 

Bemhard Flümann 

Das als Frage formulierte Vortragsthema "Kann der Staat eine Aushöhlung 
des staatlichen Gewaltmonopols zulassen?" möchte ich gleich zu Beginn mit 
einem klaren und eindeutigen "Nein" beantworten. Ich sehe derzeit allerdings 
auch keine konkreten Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung oder gar 
Gefährdung des staatlichen Gewaltmonopols. Diese kategorische Feststel­
lung, die es im einzelnen noch zu belegen gilt, berührt zwangsläufig eine 
Reihe von Fragestellungen, die sich aus der zunehmenden Tätigkeit privater 
Sicherheitsunternehmen und ihrem Verständnis zu den staatlichen 
Sicherheitsorganen ergeben. 

Die Bandbreite der kontroversen Auffassungen reicht dabei von der 
Forderung, die Polizei müsse sich, auch aus Gründen ihrer eigenen 
Entlastung, bestimmter Aufgaben entledigen, bis hin zu der Befürchtung, 
durch die Tätigkeit des privaten Sicherheitsgewerbes werde das Gewalt­
monopol des Staates als tragendes Element unseres Rechtsstaates 
ausgehöhlt. 

Diese Diskussion ist nicht neu. Bereits in den siebziger Jahren wurde dieses 
Thema diskutiert und vor Gefahren in diesem Bereich gewarnt. 

Gerade in der heutigen Zeit erweist sich dieser Themenbereich von 
grundlegender Bedeutung für die Entwicklung von Staat und Gesellschaft; 
berührt er doch eine der zentralen gesellschaftlichen Herausforderungen der 
neunziger Jahre: die Gewährleistung der inneren Sicherheit und den Erhalt 
des inneren Friedens als unabdingbare Grundlage menschlichen Zusammen­
lebens in einem demokratischen Rechtsstaat. 

Ich möchte mich daher im folgenden der Frage widmen, wie dieser 
nationalen Aufgabe von staatlicher und privater Seite gemeinsam Rechnung 
getragen werden kann. 
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Beginnen möchte ich meine Überlegungen mit elmgen grundsätzlichen 
Bemerkungen zum Gewaltmonopol des Staates. Dies scheint mir für das 
Gesamtverständnis des Themenkomplexes geradezu unerläßlich, bestimmen 
doch Inhalt, Ausmaß und Grenzen des staatlichen Gewaltmonopols das 
Verhältnis zwischen staatlichen Sicherheitsorganen und privaten Sicher­
hei tsdiensten. 

Das staatliche Gewaltmonopol wird in unserem Grundgesetz zwar nicht 
ausdrücklich genannt. Es ist aber ein im Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 
und Art. 28 Abs. 1 GG) verankertes ungeschriebenes Strukturmerkmal 
unserer Verfassung. 

Unter dem Begriff des staatlichen Gewaltmonopols versteht die 
Staatsrechtslehre die ausschließliche Berechtigung des Staates zur 
Ausübung physischen Zwangs; nur er kann - um die gängige Definition von 
Max Weber zu gebrauchen.; das Monopol legitimer physischer Gewaltsam­
keit für sich beanspruchen. 

Gerade dieses spezifische Merkmal grenzt den Staat von nichtstaatlichen 
Organisationsformen ab: Er allein darf grundsätzlich das Mittel des 
körperlichen Zwangs einsetzen, um seine Ziele durchzusetzen. Folglich 
korrespondiert mit der Beschränkung der körperlichen Gewaltanwendung auf 
den Staat ein weitgehendes Gewaltverbot für Private. Denn das Gewalt­
monopol des Staates bedingt gerade, daß die Ausübung von Privatgewalt 
grundsätzlich verboten ist. 

Auf der anderen Seite ist der Staat auch verpflichtet, den bedrohten Bürger 
und seine Rechte angemessen zu schützen. Das Verbot, private Rechte selbst 
durchzusetzen - und damit zwangsläufig auch das staatliche Gewalt­
monopol - ist nur dadurch gerechtfertigt, daß der Staat den Schutz der 
Rechte seiner Bürger übernimmt und diesen notfalls auch durch Gewalt 
erzwingt. 

Dem Staat als Inhaber des Gewaltmonopols bleibt es jedoch unbenommen, 
Bürgern Befugnisse zur zwangsweisen Gefahrenabwehr innerhalb 
bestimmter Grenzen zu übertragen, sofern seine Primärverantwortung für 
den Erhalt des inneren Friedens dadurch nicht verkürzt wird. Private 
Gewaltanwendung kann folglich nur in Form staatlicher Gewaltgestattung 
erfolgen. Derartige Befugnisse des Bürgers zur Gewaltanwendung kennt 
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unsere Rechtsordnung nur unter engen Voraussetzungen bei Vorliegen 
besonderer Ausnahmesituationen. in denen der Staat selbst nicht rechtzeitig 
zu helfen vermag. Es sind dies im besonderen die Fälle der Notwehr, der 
Nothilfe, des Notstandes, der Selbsthilfe und der vorläufigen Festnahme. 

Die Möglichkeit legitimer Gewaltanwendung seitens des Staates und 
grundsätzliches Gewaltverbot für Private sind unabdingbare Voraussetzun­
gen dafür, daß der Staat eine seiner wichtigsten Aufgaben erfüllen kann: 
den Schutz seiner Bürger und damit die Gewährleistung der inneren 
Sicherheit 

Nur die alleinige Inanspruchnahme von Gewalt durch den Staat schützt die 
Schwächeren in der Gesellschaft, gewährleistet die Sicherung des 
Rechtsfriedens und verhindert dadurch einen Rückfall in die überwundenen 
Zustände von Faustrecht und Selbstjustiz. 

Die praktische Ausübung des staatlichen Gewaltmonopols ist im innerstaat­
lichen Bereich der Polizei überantwortet. Sie ist als Träger des staatlichen 
Gewaltmonopols zugleich Adressat der Schutzpflicht des Staates seinen 
Bürgern gegenüber. 

Dieser staatlichen Schutzpflicht - konkretisiert durch den gesetzlichen 
Auftrag der Polizei zur Gewährleistung der inneren Sicherheit - sind indes 
Grenzen gesetzt. Es liegt auf der Hand. daß die Polizei nicht jedes Rechtsgut 

. an jedem Ort und zu jeder Zeit umfassend schützen kann: Eine absolute 
Sicherheit des Bürgers kann auch der moderne Rechtsstaat nicht garantie­
ren. 

Diese schlichte Tatsache offenbart das zentrale Problem unseres Themas: Es 
ist das Spannungsfeld zwischen dem staatlichen Auftrag zur Gewährlei­
stung der inneren Sicherheit einerseits und seiner faktischen Durchführbar­
keit andererseits. Dieses Spannungsfeld soll im folgenden Gegenstand 
näherer Betrachtungen sein. 

Der gesetzliche Auftrag der Polizei, die innere Sicherheit zu gewährleisten, 
um faßt den gesamten Bereich der Verbrechensbekämpfung, also 
Verbrechensverhütung und Strafverfolgung. Für die Bewältigung dieser 
Aufgaben stehen bundesweit derzeit ca. 220 000 Beamte bei Schutz- und 
Kriminalpolizei zur Verfügung. 
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6,3 Mio. polizeilich registrierte Straftaten im Jahre 1992 bei seit Jahren 
ständig steigender Tendenz - die Zunahme gegenüber 1991 betrug in den 
alten Bundesländern fast 10 % - geben den Umfang der Verbrechens­
wirklichkeit nur unzutreffend wieder. Ein zwischen einzelnen Deliktsgruppen 
unterschiedlich schwankendes Dunkelfeld läßt das tatsächliche Ausmaß der 
Kriminalität häufig nur annähernd erahnen. Angesichts dieses enormen 
Kriminalitätsanstiegs ergibt sich, daß große Teile der Kriminalität - ich 
denke hierbei an Kfz-Diebstähle, Wohnungseinbrüche oder an Massendelikte 
wie Laden- und Fahrraddiebstähle - nicht in der wünschbaren Form 
bekämpft werden können. Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, wenn 
eine nachhaltige Verbesserung der polizeilichen Arbeitsbedingungen 
gefordert wird. Ich nenne als Stichworte: Besetzung der noch offenen 
Planstellen - bei Bund und Ländern sind dies rund 13 000 -, Erhöhung der 
Zahl der Planstellen, Verbesserung der Besoldung, Veränderung der 
bisherigen Laufbahnen, sei es etwa die zweigeteilte Laufbahn oder eine 
Sonderlaufbahn Polizei. Gleichzeitig wird aber auch zu Recht gefordert, daß 
der einzelne Bürger die Polizei verstärkt mit Maßnahmen zur Verbrechens­
verhütung unterstützt. 

Es ist festzustellen, daß die Nachfrage nach Sicherheit in den letzten Jahren 
erheblich gestiegen ist und wohl auch weiter steigen wird. So sehen sich 
nach einer im Auftrag des Bundesinnenministeriums vom Mannheimer 
Institut für praxis orientierte Sozialforschung (IPOS) im Mai 1993 
durchgeführten repräsentativen Bevölkerungsumfrage 70 % der westdeut­
schen und fast 90 % der ostdeutschen Befragten durch Kriminalität bedroht. 

Das stetig wachsende Bedürfnis nach individueller Sicherheit hat im Bereich 
der privaten Gefahrenabwehr einen enormen Markt mit ständig steigenden 
Umsatzzahlen eröffnet: 

Allein im Zeitraum von 1974 bis 1988 hat sich die Zahl der privaten 
Sicherheitsunternehmen mehr als verdoppelt. Im Rahmen der Umsatzsteuer­
statistik des Statistischen Buridesamtes wird die Zahl der Unternehmen im 

Bereich der "Grundstücks-, Gebäude- und Schutzbewachung" im Jahr 1990 
mit 835 angegeben. Nach Angaben des "Bundesverbandes Deutscher Wach­
und Sicherheitsunternehmen" vertritt er 345 Unternehmen mit ca. 75 000 
Beschäftigten. Daneben existieren jedoch weitere Verbände für das 
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Sicherheitsgewerbe. Nach Aussagen von Vertretern des Sicherheitsgewerbes 
sind weitere 70000 Personen im Werkschutz von Großflrmen beschäftigt. 

Angaben über den Umsatz und die Umsatzentwicklung liegen lediglich aus 
der vom Statistischen Bundesamt in zweijährigem Abstand durchgeführten 
Umsatzsteuerstatistik vor. In diese Statistik werden jedoch nur Umsatzsteu­
ervoranmeldepflichtige einbezogen, die einen Jahresumsatz von mehr als 
25 000 DM erwirtschafteten. Danach machten die Unternehmen im Bereich 
der "Grundstücks-, Gebäude- und Schutzbewachung" 1990 einen Umsatz 
von 2,28 Mrd. DM. In Wirtschafts- und Verbandszeitschriften des 
Sicherheitsgewerbes wird der Umsatz betreffend Sicherheitsleistungen für 
1990 mit 2,4 Mrd. DM und für 1992 mit 3,2 Mrd. DM angegeben. Dies 
bedeutet eine Umsatzsteigerung von fast 1 Mrd. DM innerhalb eines 
Zeitraumes von lediglich zwei Jahren. Im Bereich der Unternehmen, die 
mechanische, und elektrische bzw. elektronische Sicherheitseinrichtungen 
anbieten, liegt der Umsatz im Jahr 1992 bei ca. 8,6 Mrd. DM. Der 
Jahresumsatz für 1992 beträgt demnach für das Sicherheitsgewerbe 
insgesamt über 10 Mrd. DM. 

Diese Zahlen unterstreichen zum einen die große Bedeutung des privaten 
Sicherheitsgewerbes in Deutschland - auch als Wirtschaftsfaktor. Zum 
anderen lassen diese Zahlen die Tendenz zur Privatisierung der Gefahrenab­
wehr bei gleichzeitigem Rückgang polizeilicher Prävention erkennen. 

Angesichts dieser Tendenz ist die Diskussion um das staatliche Gewalt­
monopol neu entfacht. Von verschiedener Seite sind Befürchtungen geäußert 
worden, das Gewaltmonopol des Staates könne durch die zunehmende 
Tätigkeit privater Sicherheitsdienste allmählich ausgehöhlt werden. Sie 
werden von der Sorge getragen, mit dem Anwachsen privater Sicherheits­
kräfte könne ein neues Macht- und Gewaltpotential neben der Polizei und 
damit außerhalb staatlicher Zuständigkeit entstehen. 

Ich möchte daher den Versuch machen, den Standort der privaten Sicher­
heitsdienste bei der Gewährleistung der inneren Sicherheit im demokrati­
schen Rechtsstaat zu bestimmen. 

Die Gewährleistung der inneren Sicherheit ist und bleibt Aufgabe der 
staatlichen Sicherheitsbehörden. Diese sind aber zur Erfüllung ihres 
Sicherheitsauftrages auf die aktive Unterstützung und Mithilfe der Bürger 
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angewiesen. Gerade im Bereich der vorbeugenden Gefahrenabwehr kann und 
muß - wie bereits angesprochen - jeder Bürger selbst Vorsorge treffen, um 
der Verletzung seiner Rechtsgüter präventiv entgegenzutreten. Zunächst ist 
daher jeder selbst aufgerufen, Verantwortung zu tragen beim Schutz seines 
eigenen Hab und Gutes. Hierbei bleibt es dem einzelnen Bürger selbstver­
ständlich unbenommen, sich der Mithilfe privater Sicherheitsdienste und 
Bewachungsunternehmen zu bedienen. Die Einschaltung eines privaten 
Sicherheitsdienstes ist damit eine Möglichkeit, Eigenverantwortung 
wahrzunehmen, die - unabhängig von staatlicher Rechtsgutsicherung - dem 
einzelnen zum Schutz seiner Rechtsgüter obliegt. 

Eine Beeinträchtigung des staatlichen Gewaltmonopols ist durch die 
Tätigkeit der privaten Sicherheitsdienste nicht gegeben, wenn folgende 
Gegebenheiten beachtet werden: 

Polizei und private Sicherheitsunternehmen haben zunächst trotz gewisser 
Berührungspunkte unterschiedliche Aufgabenbereiche; Kriminalitäts­
bekämpfung und polizeiliche Prävention einerseits und private Kriminalitäts­
vorbeugung im Bereich der abstrakten Gefährdung andererseits. 

Polizei und private Sicherheitsdienste haben zudem unterschiedliche 
Befugnisse: 

Aufgrund des Verfassungsprinzips des Vorbehalts des Gesetzes bedarf das 
Eingriffshandeln der Polizei einer gesetzlichen Befugnis. Derartige 
gesetzliche Befugnisnormen sind für den repressiven Bereich in der StPO 
oder dem OWiG enthalten, für den präventiven Bereich finden sie sich in den 
Polizeigesetzen der Länder. Im Bereich der gefahren abwehrenden Tätigkeit 
räumen die Landespolizeigesetze neben der subsidiär geltenden allgemeinen 
Generalermächtigung zur Abwehr einer Gefahr der Polizei eine Reihe von 
Spezialbefugnissen ein, die sogenannten Standardmaßnahmen, wie etwa die 
Identitätsfeststellung, die erkennungsdienstliche Behandlung, die Durchsu­
chung von Personen, Sachen und Wohnungen, die Ingewahrsamnahme. 

Soweit die Polizei bei der Durchführung dieser Maßnahmen Zwang 
anwendet, unterliegt er - ebenso wie die Anwendung von Zwangsmitteln bei 
Maßnahmen der polizeilichen Verwaltungsvollstreckung - engen verfas­
sungsrechtlichen Grenzen. 

94 



Die gesetzlichen Ermächtigungen zur Anwendung von polizeilichen 
Zwangsmitteln sind neben der verfassungsrechtlichen Bindung der Polizei 
an Recht und Gesetz (Art. 20 Abs. 3 00) insbesondere durch das verfas­
sungsrechtliche Prinzip der Verhältnismäßigkeit bestimmt. Danach kommt 
die Anwendung eines Zwangsmittels nur in Betracht, wenn es geeignet, 
erforderlich und angemessen sowie im Rahmen des pflichtgemäßen 
Ermessens erfolgt. Diese verfassungsrechtlichen Beschränkungen polizeili­
cher Befugnisse haben - quasi als rechtsstaatliches Korrektiv zur alleinigen 
Berechtigung der Polizei zur innerstaatlichen Gewaltanwendung - ihren 
Niederschlag in den einzelnen Bestimmungen der Länderpolizeigesetze 
gefunden. 

Anders als der Polizei sind den privaten Sicherheitsdiensten keinerlei 
Hoheitsrechte übertragen; sie werden folglich nicht hoheitlich, sondern 
privatrechtlich tätig. Die Angehörigen der privaten Sicherheitsdienste haben 
dementsprechend keine über die bereits eingangs erwähnten "J edermanns­
rechte" (Notwehr, Nothilfe, Notstand, Selbsthilfe, vorläufige Festnahme) 
hinausgehenden Befugnisse. Auch für den Besitz und das führen von 
Schußwaffen gelten keine Sonderregelungen für Angehörige des 
Sicherheitsgewerbes, sondern die allgemeinen waffenrechtlichen Vorschrif­
ten. Den Angehörigen von privaten Sicherheitsdiensten stehen somit nur die 
gleichen Rechte zu wie jedem anderen Bürger auch. 

Polizei und private Sicherheitsdienste unterscheiden sich also sowohl von 
ihren Aufgaben, als auch in ihren Befugnissen deutlich voneinander. Diese 
bestehenden Unterschiede dürfen nicht verwischt werden, anderenfalls wäre 
der Bestand des von verfassungswegen allein dem Staat zugewiesenen 
Gewaltmonopols und damit ein tragendes Element unseres Rechtsstaates in 
Gefahr. 

Das private Sicherheitsgewerbe ist nach allem weder "Privatpolizei" noch 
"Polizeiersatz" und sollte auch nicht als solche angesehen werden. 

Polizei und private Sicherheitsdienste stehen aber auch nicht in Konkurrenz 
zueinander, sondern leisten in ihren jeweiligen Aufgabenbereichen einen 
notwendigen Beitrag zur Wahrung des inneren Friedens in unserem 
Gemeinwesen. 
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Dabei ist eine enge und effektive Zusammenarbeit anzustreben, die sich aber 
auch auf Seriosität, Integrität und Kompetenz stützen muß. 

In diesem Zusammenhang drängt sich geradezu die Frage nach dem 
Qualifikationsprofil der im Sicherheitsgewerbe Tätigen auf. Berichte über 
das Fehlverhalten von einzelnen Angehörigen privater Sicherheitsunter­
nehmen haben dazu beigetragen, diese Frage in die aktuelle öffentliche 
Diskussion zu rücken. 

Gestatten Sie mir daher zum Problem des Nachweises ausreichender 
Qualifikation im Sicherheitsgewerbe einige Bemerkungen: 

Das Betreiben eines Bewachungsunternehmens unterliegt der staatlichen 
Genehmigung. Eine beantragte Erlaubnis zur Ausübung eines Bewachungs­
gewerbes darf nach der derzeit geltenden Rechtslage des § 34 ader 
Gewerbeordnung allein dann versagt werden, wenn begründete Zweifel 
bestehen, daß der Antragsteller die erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt oder die für den Gewerbebetrieb erforderlichen Mittel nicht 
nachweist. 

Ob das obligatorisch vorzulegende Führungszeugnis aber immer die Gewähr 
dafür bietet, daß nur zuverlässige Personen dieses Gewerbe betreiben, ist 
sicher überdenkenswert. Ein Nachweis über die fachliche Qualifikation des 
Antragstellers ist jedenfalls derzeit gewerberechtlich nicht erforderlich. 
Sicherheitsbehörden und auch Interessenverbände des privaten Sicherheits­
gewerbes fordern daher seit geraumer Zeit zur Verbesserung der Qualifi­
kation der Angehörigen des privaten Sicherheitsgewerbes einen Sachkunde­
nachweis einzuführen. 

Die Einführung eines solchen Nachweises für alle in einem Sicherheitsunter­
nehmen Tätige ist neben einem Anforderungskatalog für die Zuverlässig­
keitsprüfung Bestandteil des vom Bundesinnenminister Kanther Ende 
September vorgelegten "Sicherheitspaket '94". Entsprechend ist beabsichtigt, 
eine für die Einführung eines Sachkundenachweises notwendige Änderung 
der Gewerbeordnung im von der Bundesregierung geplanten 
"Verbrechensbekämpfungsgesetz 94" vorzunehmen. 
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Für die Einführung eines Sach- und Fachkundenachweises im privaten 
Sicherheitsgewerbe sprechen gewichtige Gründe: 

Zum einen die Tatsache, daß sich das Betätigungsfeld der privaten 
Sicherheitsunternehmen erheblich ausgeweitet hat. Es reicht vom Begleit­
schutz einzelner Personen über die Bewachung von Werttransporten und 
U-Bahn-Einrichtungen bis hin zur Sicherung von Industrieanlagen, ja sogar 
ganzer Wohnviertel. 

Mit dem Zuwachs so unterschiedlicher Tätigkeiten gehen zwangsläufig auch 
erhöhte Anforderungen an das Sicherheits- und Wachpersonal einher. Dies 
gilt umso mehr, je spezifischer die konkrete Tätigkeit ist. Ich denke hierbei 
insbesondere an die Bewachung von Objekten, die ein besonderes 
Gefahrenpotential in sich bergen, wie z. B. die Objektsicherung kern­
technischer Anlagen. 

Gleiches gilt aber auch für Tätigkeiten, bei denen ein spezifisches Gefahren­
potential vom Wachpersonal selbst ausgeht, etwa durch den Gebrauch von 
Waffen. Gerade im Umgang mit Waffen erscheint im Interesse der 
Allgemeinheit ein über die bestehende allgemeine Zuverlässigkeits- und 
Bedürfnisprüfung hinausgehender spezieller Nachweis über die sachgerechte 
Handhabung erforderlich. 

Von Bedeutung scheint mir zudem der folgende Gesichtspunkt: Solange das 
Bewachungsgewerbe als "Boom-Branche" gilt, drängt eine Vielzahl von 
Personen auf diesen Markt ohne über ausreichende Kenntnisse und 
Erfahrungen in diesem Gewerbe zu verfügen. Eine Verschärfung der 
Zuverlässigkeitsvoraussetzungen durch die Einführung eines S achkunde­
nachweises böte somit auch eine geeignete Möglichkeit, dieser Tendenz mit 
Nachdruck entgegenzuwirken. 

Einer entsprechenden gesetzlichen Regelung stehen schließlich auch keine 
zwingenden verfassungsrechtlichen Bedenken entgegen. Das Grundrecht der 
freien Berufswahl nach Art. 12 GG würde zwar in Form einer subjektiven 
Zulassungsvoraussetzung beschränkt. Derartige Beschränkungen sind jedoch 
zum Schutz besonders wichtiger Gemeinschaftsgüter zulässig. Die fachliche 
und quantitative Ausweitung des Sicherheitsgewerbes sowie die wachsende 
Bedeutung dieser Branche haben neue Tatsachen und damit gewichtige 
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Gründe geschaffen, die die Einführung des Sachkundenachweises im 
Interesse des Allgemeinwohls mit Art. 12 GG vereinbar erscheinen lassen. 

Neben den privaten Sicherheitsdiensten und der Polizei existieren im Bereich 
der Gefahrenabwehr noch eine Reihe polizeilicher und polizeiähnlicher 
Unterstützungskräfte. Auf einige dieser länderspezifischen Erscheinungsfor­
men möchte ich der Vollständigkeit halber hier kurz eingehen. 

Die älteste der polizeilichen Hilfsorganisationen ist die 1947 in Berlin 
aufgestellte sogenannte Wachpolizei. Ihre Angehörigen sind festangestellt 
und werden nach einer Grundausbildung von acht Wochen ständig im 
Objektschutz eingesetzt. Im Gegensatz zur Wachpolizei besteht die 1961 
gegründete Freiwillige Polizeireserve Berlin aus berufstätigen Freiwilligen, 
die nach einem zweiwöchigen Grundlehrgang in der Regel einmal im Jahr für 
zwei Wochen im mobilen Objektschutz eingesetzt werden. 1992 wurde ihre 
Aufgabe erweitert auf die Überwachung städtischer Verordnungen, die 
Verkehrssicherung auf Schulwegen sowie auf Transport- und Kurierfahrten. 
Sowohl die Angehörigen der Wachpolizei als auch der Freiwilligen 
Polizeireserve Berlin tragen eigene Uniformen und sind bewaffnet. 

Der Freiwillige Polizeidienst Baden-Württemberg wurde 1963 ursprünglich 
für Notstands- und katastrophen ähnliche Lagen ins Leben gerufen, 
entwickelte sich aber schon bald zu einer ständigen Unterstützung der 
Polizei. Seine Angehörigen, allesamt Freiwillige, unterstützen nach einer 92 
Stunden umfassenden Grundausbildung, die auch den Schußwaffengebrauch 
beinhaltet, die Polizei hauptsächlich im Verkehrsdienst oder als "zweiter 
Mann" im Streifenwagen. Sie verrichten im Durchschnitt 15 bis 20 Stunden 
Dienst im Monat und haben im wesentlichen die gleichen polizeirechtlichen 
Befugnisse wie Polizei beamte. 

Ein anderes Konzept verfolgt die Bayerische Staatsregierung mit ihrem 
kürzlich vorgelegten Gesetzentwurf zur Erprobung einer Sicherheitswacht. 
Die bayerische Sicherheitswacht soll aus Freiwilligen bestehen, die nach 
einer etwa 40 Stunden dauernden Ausbildung unbewaffnet und ohne 
Uniform vorwiegend im Umfeld größerer Wohnsiedlungen, in öffentlichen 
Parks und Anlagen sowie im Bereich von Haltestellen öffentlicher 
Verkehrsmittel präventiv eingesetzt werden. Über ihren konkreten Einsatz 
entscheidet die örtliche Polizeidienststelle. Die Angehörigen der Sicherheits-
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wacht haben im Gegensatz zu den Angehörigen der hilfspolizeilichen 
Einrichtungen in Berlin und Baden-Württemberg bis auf die Befugnis zur 
Personalien feststellung und Zeugenbefragung sowie zur Platzverweisung 
keine polizeilichen Eingriffsbefugnisse. 

Die Bayerische Staatsregierung betont, daß es ihr bei der Sicherheitswacht 
nicht um eine Entlastung oder einen Einsatz von Bürgern anstelle der Polizei 
gehe, sondern um den Versuch, insbesondere durch die schnelle Weitergabe 
von Hinweisen und Informationen an die Polizei, zusätzliche Sicherheit zu 
erreichen. 

Das bayerische Kabinett hat sich damit bewußt für ein Konzept entschieden, 
das den Bürger aktiv in die staatlichen Bemühungen zur Stärkung der 
inneren Sicherheit einbindet. Es stößt im Hinblick auf die künftigen 
Tätigkeitsbereiche der Sicherheitswacht in ein Terrain vor, das bislang auch 
vom privaten Sicherheitsgewerbe bestellt worden ist. Nicht nur deshalb darf 
der Ausgang des sechsmonatigen Modellversuchs in den Städten Nürnberg, 
Ingolstadt und Deggendorf mit Spannung erwartet werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eine in jüngerer Zeit leider 
häufiger anzutreffende Erscheinungsform erwähnen: die Errichtung von 
Bürgerwehren. Solche Bürgerwehren, in denen Privatpersonen auf eigene 
Faust Streife gehen und ihre eigene Sicherheitspolitik machen wollen, sind 
entschieden abzulehnen. Konflikte und Übergriffe sind hier geradezu 
vorprogrammiert. Die Ausübung von Selbstjustiz kann angesichts der 
eindeutigen Zuweisung der legitimierten Gewaltanwendung an die staatlichen 
Sicherheitsorgane in einem Rechtsstaat nicht geduldet werden. 

Resümee: 

Die Gewährleistung der inneren Sicherheit ist eine der zentralen Herausfor­
derungen an Staat und Gesellschaft in den neunziger Jahren. Dieser 
nationalen Herausforderung muß von staatlicher und privater Seite 
gemeinsam begegnet werden, allerdings unter Beachtung der bestehenden 
Grenzen zwischen polizeilicher Kriminalitätsbekämpfung und privater 
Kriminalitätsvorbeugung. Tendenzen einer möglichen Aushöhlung des 
staatlichen Gewaltmonopols ist mit allem Nachdruck entgegenzutreten. 
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Die Polizei muß auch weiterhin imstande sein, ihren originären Sicherheits­
auftrag zum Wohl der Allgemeinheit zu erfüllen. Die Entlastung der Polizei 
von weitgehend polizei fremden Aufgaben und eine Konzentration auf die 
hoheitlichen Aufgaben halte ich für unabdingbar. In diesem Zusammenhang 
kann auch das private Sicherheitsgewerbe einen wertvollen Beitrag leisten. 

Es sind allerdings auch verstärkt Anstrengungen geboten, um Entwicklungen 
zu begegnen, wonach innere Sicherheit unter marktwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten eine "käufliche Ware" wird und damit ein Privileg für eine 
zahlungskräftige Minderheit. Eine "2-Klassen-Sicherheitsgesellschaft" darf 
es in Deutschland nicht geben! 

Innere Sicherheit, meine Damen und Herren, geht uns alle an. Der Staat ist 
bei der Bekämpfung der Kriminalität auf die aktive Unterstützung durch 
seine Bürger angewiesen. Die Entschlossenheit, nicht nur für den Schutz der 
eigenen, sondern auch der Rechtsgüter unserer Mitmenschen einzutreten, ist 
für die Bewahrung des inneren Friedens in unserem Gemeinwesen 
un verzichtbar . 
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Gewalt und kriminalpolitische Konsequenzen 

Hans-Ludwig Zachert 

Gewalt gehört zum täglichen Erscheinungsbild unserer Gesellschaft. Kein 
Tag vergeht ohne Raubüberfälle oder Berichte über mißhandelte Kinder. 
Gewalt unter Schülern und Auseinandersetzungen bei Sportveranstaltungen 
sind zum Alltag geworden. Gewalt ist zum Mittel der politischen 
Auseinandersetzung unterschiedlichster extremistischer Gruppierungen 
geworden. 

Leben wir in einer Zeit wachsender Gewalttätigkeit? Macht sich das Faust­
recht wieder breit? 

Die Medienberichterstattung, aber auch Äußerungen von Betroffenen und 
von Politikern suggerieren das. Die Bevölkerung - so zeigen Umfrage­
ergebnisse - ist zunehmend verunsichert. Die Kriminalitätsfurcht wächst. 
Insbesondere die Angst, Opfer einer Gewalttat zu werden, ist sehr ausge­
prägt. Es stellt sich die Frage, ob die vorhandenen Daten und Fakten ein 
Anwachsen der Gewalt belegen. 

Gewalt hat viele Gesichter. Deshalb wirft eine Auseinandersetzung mit der 
Gewaltkriminalität zunächst die Frage auf, was darunter zu subsumieren ist. 

Eine erste Möglichkeit bietet die Polizeiliche Kriminal statistik. Dort werden 
unter diesem Begriff Straftaten mit Gewaltanwendung gegen die Person 
zusammengefaßt. 

Konkret sind das die Tatbestände 

Mord, 

Totschlag, Tötung auf Verlangen und Kindestötung, 

Vergewaltigung, 

Raub, rtluberische Erpressung, rtluberischer Angriff auf Kraftfahrer, 

Körperverletzung mit Todesfolge. 
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Geftihrliche und schwere KlJrperverletzung, 

Erpresserischer Menschenraub, 

Geiselnahme und 

Angriff auf den Luftverkehr. 

In den Jahren von 1980 bis 1990 wurden für diese Deliktsgruppe jeweils 
zwischen 100 000 und 110000 Fälle polizeilich registriert. Der Anteil an der 
Gesamtheit der erfaßten Straftaten betrug rund 2,5 %. 

1991 wurden, erstmals unter Einbeziehung der neuen Bundesländer, über 
130 000 Fälle der Gewaltkriminalität in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
erfaßt. Die Zahl stieg im Jahre 1992 auf über 150 000 Delikte. Rein rechne­
risch ist dies ein Zuwachs um 12,6 %. Wegen erheblicher Anlaufschwierig­
keiten waren die Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik für die neuen 
Bundesländer für 1991 allerdings zu niedrig ausgefallen. Sie bilden damit 
keine brauchbare Basis für einen Vergleich mit den Daten für 1992. Hilfs­
weise lassen sich als Maßstab für den Kriminalitätsanstieg die Zahlen für 
die alten Bundesländer einschließlich Gesamtberlin heranziehen. Der Anteil 
dieses Deliktsbereiches an der Gesamtkriminalität ist gleichgeblieben. 

Mehr als die Hälfte der Fälle - 55,8 % - entfallen auf die gefährliche und 
schwere Körperverletzung. Raubdelikte haben einen Anteil von 37,5 %. 

Mit etwa 12 % der registrierten Straftaten liegt der Versuchsanteil bei der 
Gewaltkriminalität im Verhältnis zu anderen Deliktsbereichen vergleichswei­
se hoch. Auffallend ist die relativ hohe Belastung von Kindern, Jugendli­
chen, Heranwachsenden und Jungerwachsenen. Insbesondere bei gefährli­
cher und schwerer Körperverletzung sowie bei den Raubdelikten werden 
Angehörige der Altersgruppen bis 25 Jahre überdurchschnittlich häufig als 
Tatverdächtige ermittelt. Die Zahl der ermittelten Wiederholungstäter ist 
- insbesondere bei Raubdelikten - groß. Mit 32,9 % ist schließlich der 
Tatverdächtigenanteil Nichtdeutscher überdurchschnittlich groß. 

In eine Gesamtbetrachtung unter dem Oberbegriff "Gewaltkriminalität" 
müssen aber auch wohl andere Delikte einfließen. Ich denke dabei vor allem 
an Straftaten wie etwa die Mißhandlung von Kindern und Schutzbefohle­
nen, die vorsätzliche leichte Körperverletzung, Straftaten gegen die persönli­
che Freiheit, das Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion, an Brandstiftung 
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oder an die große Zahl der Sachbeschädigungen. Auch die Diebstähle unter 
erschwerenden Umständen gehören in diese Aufzählung. Deren Merkmal ist 
ja gerade die Anwendung einer Vielzahl von Gewaltformen, um Hindernisse 
zu überwinden und an das erstrebte Gut zu gelangen, das oft von geringerem 
Wert ist als die Sachbeschädigung, die das gewaltsame Eindringen ermögli­
chen sollte. 

Gerade die beiden letztgenannten Formen von Gewaltkriminalität in einem 
weiteren Sinne deuten darauf hin, daß Gewalt heute überall anzutreffen ist 
und zu den alltäglichen Erscheinungsformen des Lebens gerechnet werden 
muß. 1992 wurden für Sachbeschädigung und schweren Diebstahl zusam­
men annähernd 3 Millionen Straftaten registriert. Das ist fast die Hälfte 
aller Straftaten. Auch wird hier die Notwendigkeit einer effektiveren 
Bekämpfung besonders deutlich: zusammen mit einem sehr großen Dunkel­
feld weisen diese Deliktsformen besonders niedrige Aufklärungsquoten auf. 
Zu nur einem Fünftel aller Sachbeschädigungen und einem Achtel aller 
schweren Diebstähle konnten 1992 Tatverdächtige ermittelt werden. 

Welcher Betrachtungsweise von Gewaltkriminalität man sich auch 
anschließt: Wir können mit dem vorhandenen Instrumentarium nur wenig 
über qualitative Aspekte, über Ausmaß und Intensität der jeweils ausgeübten 
Gewalt aussagen. Um zu einer Schwereeinschätzung von Gewalttaten zu 
gelangen, muß im Einzelfall der Zugang zu weiteren Informationsquellen 
gesucht werden. Eine wichtige Rolle bei einer solchen Bewertung spielen 
politische Aspekte, aber auch subjektive Einschätzungen direkt Betroffener, 
der Stellenwert eines Sachverhalts in der Vorstellungswelt der Bürger und 
deren aktuelle, sich gegebenenfalls auch wandelnde Einstellung zu bestimm­
ten Werten, Rechtsgütern und Verhaltensweisen. 

Es ist demnach schwer, grundsätzlich bestimmte Delikte dem Bereich der 
Gewaltkriminalität zuzuordnen, Taten in ein Schwereraster einzuordnen, 
aber auch, sich mit Fragen zur Ursache von Gewalttaten auseinanderzuset­
zen. Ähnlich schwer fällt es, eine eindeutige und überzeugende Antwort auf 
die Frage zu finden, ob Gewalt im Zusammenhang mit Straftaten eher 
zunimmt, gleich bleibt oder möglicherweise auch eine rückläufige Tendenz 
aufweist. Hier könnte die Entwicklung eines "Gewalt-Index" weiterhelfen. So 
wird etwa vorgeschlagen, für verschiedene Lebensbereiche jeweils ein 
wissenschaftlich fundiertes differenziertes Gewaltlagebild (Quantität und 
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Qualität) für die Gegenwart zu erheben. In späteren Folgeuntersuchungen 
wäre dann zu überprüfen, was sich an den gesicherten Beobachtungen 
verändert hat. Hier eröffnete sich gleichzeitig ein Hilfsmittel für die Evaluie­
rung von Maßnahmen gegen die Gewaltkriminalität. 

In Teilbereichen helfen bestimmte Indikatoren weiter. Auf Bundesebene ist 
ihre Zahl und Aussagekraft allerdings stark eingeschränkt. So wird in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik für die Bundesrepublik Deutschland beispiels­
weise nicht aufgeschlüsselt, wie sich die Zahl der bei Gewaltdelikten 
eingesetzten unterschiedlichsten Waffen- und Werkzeugtypen oder anderer 
Hilfsmittel körperlicher Gewalt entwickelt. Erfaßt werden lediglich Angaben 
zur Schußwaffenanwendung. 

1992 wurde demzufolge in 17 481 Fällen eine Schußwaffe mitgeführt. In 
fast 11 000 Fällen wurde mit einer Schußwaffe gedroht, zu fast 90 % bei 
Raubdelikten und Straftaten gegen die persönliche Freiheit. Die Zahl der 
Drohungen hatte sich langfristig auf rund 6 000 bis 7 000 Fälle pro Jahr 
eingependelt. 1991 und 1992 waren dann jeweils deutliche Steigerungen auf 
ca. 8 000 bzw. 9 000 Straftaten zu verzeichnen. Diese Angaben beziehen 
sich auf die alten Bundesländer und Gesamtberlin. 

Geschossen wurde in einem Drittel der 6 323 Fälle im Zusammenhang mit 
einer eher harmlosen Sachbeschädigung. Nicht ganz ein weiteres Drittel der 
Schußwaffenanwendung entfiel auf eine Vielzahl weiterer Delikte. Beson­
ders bemerkenswert ist aber, daß sich mehr als 35 % auf Fälle gefährlicher 
und schwerer Körperverletzung bezogen. Bedenklich wird dieser Aspekt, 
wenn man berücksichtigt, daß dies - in den alten Bundesländern und 
Berlin - eine Steigerung um 28,5 % gegenüber dem Vorjahr bedeutet. Bei 
Mord und Totschlag nahm der Schußwaffengebrauch im Jahre 1992 dort 
sogar um über 40 % auf 381 Ftille zu. 

Dies ist umso bedeutsamer, als die Zahl der Straftaten, bei denen Schußwaf­
fen mitgeführt wurden und dann auch tatsächlich geschossen worden ist, in 
den zwei Jahrzehnten zuvor in der Tendenz rückläufig war. 

Die ersten vorliegenden Zahlen aus diesem Jahr deuten auch bei der gebote­
nen vorsichtigen Interpretation darauf hin, daß mit einem weiteren Anstieg 
der Fälle zu rechnen ist, bei denen mit Schußwaffen gedroht oder geschos­
sen wurde. 
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Unser besonderes Augenmerk gilt seit einigen Jahren jener Gewaltanwen­
dung, die im Rahmen der Organisierten Kriminalität sowie im Zusammen­
hang mit politisch motivierten Straftaten zu beobachten ist. 

Mit der Ausbreitung der Rauschgiftkriminalität seit etwa 20 Jahren ist auch 
ein Anstieg der Gewaltkriminalität verbunden. In den letzten Jahren sind 
Gewaltbereitschaft und Gewaltanwendung nochmals deutlich gestiegen. 
Organisierte Schmuggler und Großhändler, aber auch schon Straßenhändler 
verfügen in großem Umfang über Schußwaffen. Mit der Verfügbarkeit 
wächst die Gefahr, daß diese Waffen in Konfliktsituationen eingesetzt 
werden. Die Länderpolizeien haben Anhaltspunkte dafür, daß Angehörige 
der Rauschgiftszene sich auf derartige Auseinandersetzungen vorbereiten. 
Berichtet wird von Schießübungen, und auf die Gefahr, selbst getroffen zu 
werden, bereiten sich die Täter durch das Tragen schußsicherer Westen vor. 

In Subkulturen wie der Rauschgiftszene laufen Verhaltensweisen nach 
eigenständigen Regeln ab. Auseinandersetzungen zwischen Angehörigen 
dieser Szene führen in den seltensten Fällen zur Einschaltung der Polizei. 
Gewaltandrohung und -anwendung bilden Regulative, um das subkulturelle 
"Recht" durchzusetzen. 

Eine weitere Facette der Gewalt eröffnet sich in dem Bestreben von Organi­
sationen, ihre tatverdächtigen oder inhaftierten Mitglieder zu schützen. 
Durch Drohung mit und Anwendung von Gewalt wird Einfluß auf aussage­
willige Zeugen und Mitbeschuldigte, aber auch Dolmetscher und ermittelnde 
Polizeibeamte auszuüben versucht. Mehrere Landeskriminalämter haben in 
der letzten Zeit ausdrücklich auf die zunehmende Brutalisierung im Bereich 
der Rauschgiftkriminalität hingewiesen. Gewalt wird dabei sowohl physisch 
als auch psychisch ausgeübt, auch· gegen Angehörige der Betroffenen. 

Indikatoren für die zunehmende Brutalisierung im Rauschgiftgeschäft liefert 
bereits die Polizeiliche Kriminalstatistik. Von 1989 bis 1992 ist die Zahl der 
aufgeklärten Rauschgiftdelikte um 32,5 % angestiegen. Im gleichen Zeitraum 
nahm aber die Zahl der Fälle, in denen eine Schußwaffe mitgeführt wurde, 
um 81,5 % zu. 

Auch außerhalb der Rauschgiftszene hält die Gewaltbereitschaft im 
Kriminellenmilieu unvermindert an. 1992 wurden dem BKA 35 schwere 
Zusammenstöße mit insgesamt 26 Todesopfern gemeldet. In den neuen 
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Bundesländern kam es im vergangenen Jahr zu insgesamt 5 gleichgelagerten 
Straftaten. Im Jahr zuvor waren es 34 Zusammenstöße mit 16 Toten. Bei 
den Auseinandersetzungen kamen überwiegend Schußwaffen zum Einsatz. 

Für 1992 wurden 44 schwerwiegende Angriffe auf Polizeibeamte registriert, 
bei denen mehrere Beamte verletzt wurden. 

Verstärkte Eigensicherungsmaßnahmen bedeuten für die Strafverfolgungs­
behörden nur eine Konsequenz aus der gegenwärtigen Entwicklung. Die 
Furcht vor Repressalien bewirkt eine abnehmende Aussagebereitschaft von 
Zeugen und festgenommenen Straftätern. Die Einflußnahme auf Zeugen 
macht es zudem notwendig, verstärkt Maßnahmen zu deren Schutz durchzu­
führen. So werden bundesweit zur Zeit etwa 400 Zeugenschutzprogramme 
durchgeführt. 

Aus dem Lagebild der Organisierten Kriminalität (OK) für die Bundesrepu­
blik Deutschland im Jahre 1992 geht hervor, daß in über 40 % der gemelde­
ten OK-Sachverhalte Gewalt oder andere zur Einschüchterung geeignete 
Mittel zum Einsatz kamen. Statt einer Gesamtbetrachtung möchte ich 
beispielhaft auf die Organisierte Kriminalität osteuropäischer Provenienz 
hinweisen. 

Seit Öffnung der Grenzen spielt diese spezifische Erscheinungsform der OK 
in Mitteleuropa und insbesondere in Deutschland eine herausragende Rolle. 
Vor allem in der ehemaligen Sowjetunion hat sich eine Reihe von Organisa­
tionen etabliert, die ihre Aktivitäten in den Westen ausdehnen. So verzeich­
net denn auch die Polizeiliche Kriminalstatistik zunehmend Tatverdächtige 
aus den Staaten des ehemaligen Ostblocks. Neben Türken und Italienern 
registrierten wir hohe Anteile von Tatverdächtigen aus dem ehemaligen 
Jugoslawien, aus Rumänien, Polen, Bulgarien, der ehemaligen Sowjetunion, 
aus Albanien und der ehemaligen Tschechoslowakei. Sie stellen zusammen 
heute fast die Hälfte aller nichtdeutschen Tatverdächtigen. 

Zahlreiche Tötungsdelikte belegen die außerordentlich hohe Gewalt­
bereitschaft russischer, ukrainischer, georgischer und tschetschinischer 
Straftäterorganisationen. Sie sind zugleich ein Indikator für den Kampf um 
Marktanteile und Einflußsphären. 
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Ein weiterer Komplex von großer Bedeutung ist die politisch motivierte 
Gewaltdelinquenz. Sie äußert sich in Straftaten des rechts- und linksextre­
mistischen Spektrums und in Gewalttaten, in denen Ausländer Konflikte, die 
in ihrer Heimat ihren Ursprung haben, nach Deutschland importieren und 
hier austragen. 

Fremdenfeindliche, oft von Gewalttätigkeiten begleitete Straftaten, ob 
politisch motiviert oder aus einem eher diffusen Begründungszusammenhang 
heraus, haben uns in den letzten Jahren besonders erschüttert. Neben der 
Tatsache, daß bereits ausländerfeindliche Parolen für die Betroffenen einen 
Akt psychischer Gewalt darstellen können, zeigt sich besonders in diesem 
Bereich in vielen Einzelfällen eine starke, oft menschenverachtende krimi­
nelle Energie. 

Von den 1992 insgesamt gemeldeten 902 politisch motivierten Brand- und 
Sprengstoffanschlägen, einschließlich der Versuche, gehen 49 auf das 
Konto des rechtsextremistischen und -terroristischen Spektrums. Im Jahr 
zuvor waren 38 derartige Taten bekanntgeworden. 

Bei rund 600 Brand- und Sprengstoffanschlägen wurde ein fremdenfeindli­
cher Motivationshintergrund registriert. Dies bedeutet fast eine Verdoppelung 
der Anzahl im Vergleich zum Vorjahr. 

Im Bereich des Linksextremismus/-terrorismus kam es 1992 mit 137 Fällen 
zu einem leichten Rückgang der Sprengstoff- und Brandanschläge. 

Zwischen Links- und Rechtsextremisten kommt es immer wieder zu gewalttä­
tigen Auseinandersetzungen. Hier findet ein Aufschaukelungsprozeß statt. 
Insbesondere die brutaler werdenden Angriffe des rechten Spektrums gegen 
Ausländer mit dem Höhepunkt des Brandanschlags von Mölln haben 1992 
dem linksextremistischen Spektrum Anlässe für Gewaltaktionen geliefert. 

Die Zahl der Straftaten von Rechtsextremisten gegen ihre politischen Gegner 
stieg von 88 im Jahre 1990 auf 161 für 1992. Im gleichen Zeitraum wurden 
seitens des linksextremistischen Spektrums 249 Straftaten für 1990 und 752 
für 1992 registriert. Die Zahlen für die erste Hälfte dieses Jahres bestätigen 
den Trend. Es wurden 144 Angriffe von Rechtsextremisten gegen Linksextre­
misten und andere politische Gegner gemeldet. Dem stehen für den gleichen 
Zeitraum 381 Angriffe von Links gegen Rechts gegenüber. Bei der Beurtei-
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lung der Zahlen muß allerdings die unterschiedliche Qualität der einzelnen 
Delikte mit berücksichtigt werden. 

Eine weitere Folge rechtsextremistischer und fremdenfeindlicher Gewalttaten 
ist die Reaktion von Ausländern. Insbesondere im großstädtischen Bereich 
stellt die Polizei vermehrt - z. T. auch bewaffnete - Ausländerbanden fest, 
die ihrerseits mit Gewalt gegen vermeintliche Rechte vorgehen. 1992 wurden 
dem Bundeskriminalamt 35 derartige Straftaten bekannt. Bereits in der 
ersten Hälfte dieses Jahres hat sich diese Zahl annähernd verdoppelt. Die 
spannungsgeladene Atmosphäre zwischen Ausländern und tatsächlichen 
oder vermeintlichen Rechtsextremisten, auch als Reaktion auf den Brandan­
schlag von Solingen, läßt einen Fortgang des Aufschaukelungsprozesses 
befürchten. 

Auch die Brand- und Sprengstoffanschläge im Rahmen der politisch 
motivierten Kriminalität von Ausländern bleiben nicht hinter der allgemei­
nen Entwicklung zurück. Gab es 1991 noch 27 Anschläge, so stieg deren 
Zahl im Jahre 1992 bereits auf über 60 an. In mehr als 50 Fällen waren 
türkische Einrichtungen betroffen. Hier handelt es sich weitgehend um 
Reaktionen von Anhängern der kurdischen Arbeiterpartei "PKK" auf 
militärische Operationen der türkischen Regierung gegen Kurden im Osten 
und Südosten der Türkei. Mit den Aktionen von Kurden gegen türkische 
Einrichtungen in Deutschland und weiteren Staaten Europas zu Beginn 
dieses Monats erreichte diese Form der Gewaltkriminalität einen vorläufigen 
Höhepunkt. 

Neben den Sprengstoff- und Brandanschlägen waren 1992 auch an die 100 
Angriffe gegen Personen zu verzeichnen, bei denen 9 Todesopfer gezählt 
wurden. Das schwerwiegendste Ereignis des vergangenen Jahres war die 
Ermordung kurdischer Politiker in Berlin. 

Eine besondere Brisanz gewinnt die Bereitschaft, Anschlt1ge zu begehen, 
mit der gegenüber früheren Jahren günstigeren Verfügbarkeit von 
Spreng- und Zündmitteln. Sie stammen ebenso wie auch auf dem illegalen 
Markt angebotene Handgranaten ht1ufig aus den Staaten des ehemaligen 
Ostblocks. Zu den Quellen gehört auch das einstige Jugoslawien. Das 
technische Know-how zur Herstellung und Anwendung dieser Mittel kann 
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der Interessierte aus seit Jahren kursierenden subversiven Schriften 
gewinnen. 

Auch in den Fällen der politisch motivierten Gewaltkriminalität stehen wir 
vor dem Problem, eigentlich zu wenig Differenziertes über die Ursachen für 
das Handeln der Täter und ihre Motive aussagen zu können. Die Auf­
klärungsquoten liegen zwischen 10 und 23 %. Lediglich beim Rechtsextre­
mismus und -terrorismus werden in rund 60 % der Fälle Tatverdächtige 
ermittelt. Hier besteht nach wie vor Forschungsbedarf. 

Neben Aussagen zur Gewaltkriminalität, die sich aus amtlichen Statistiken 
ergeben, spielen für die Lageeinschätzung und daraus resultierende Konzepte 
und Maßnahmen subjektiver Einschätzung der Bevölkerung eine nicht zu 
vernachlässigende Rolle. Zwar wurde in einer Reihe von Untersuchungen 
der letzten Jahre die Einstellung zur Kriminalität abgefragt, es konnte dabei 
aber relativ wenig zur Gewaltkriminalität ausgesagt werden. Den Ergebnis­
sen zufolge wird Gewaltdelikten wie Körperverletzung und Raub zwar eine 
große Bedeutung beigemessen. Delikte wie Straftaten gegen die Umwelt oder 
solche, die der Massenkriminalität zuzurechnen sind, besitzen allerdings 
einen höheren Stellenwert. Eine Ausnahme bilden die Bewohner der neuen 
Bundesländer. Aufgrund der gegenüber früheren Jahren verstärkten Medien­
berichterstattung über Gewaltkriminalität werden sie vom Gedanken, Opfer 
einer Gewalttat zu werden, stärker beunruhigt als die Westdeutschen. 

Zur Rolle der Medien bei der Herausbildung eines subjektiven Bildes von 
Gewaltkriminalität gibt es relativ wenige empirische Untersuchungen. Eines 
der aktuelleren Beispiele ist die Medienanalyse im Rahmen einer Kriminolo­
gischen Regionalanalyse in Lübeck. Sie macht deutlich, daß gerade in 
Kriminalitätsbereichen, für die persönliche Erfahrungen in der Regel nicht 
vorliegen, insbesondere die Printmedien eine wichtige Informationsquelle 
darstellen. So zeigte sich für Raubdelikte, Kapitalverbrechen und Vergewal­
tigung eine deutliche Überrepräsentation in der Berichterstattung, gemessen 
am Anteil dieser Straftaten an der statistisch registrierten Kriminalität. Über 
Massendelikte wie Sachbeschädigung oder Diebstahl, die den Bürger 
wesentlich häufiger treffen können, wird hingegen vergleichsweise wenig 
berichtet. 
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Im Rahmen von Umfragen zur Opfergefahrdung durch Gewaltkriminalität 
erhalten wir weiterhin Auskünfte über die Kriminalitätsfurcht verschiedener 
Bevölkerungsgruppen. Bemerkenswert ist dabei, daß gerade Personengrup­
pen, die nach der Statistik häufig Opfer von Gewalttaten werden (und auch 
unter den Tatverdächtigen besonders häufig zu finden sind, nämlich vor 
allem männliche Jugendliche und Heranwachsende), die geringste 
Kriminalitätsfurcht aufweisen. Dagegen ist das Bedrohtheitsgefühl bei 
Frauen und älteren Menschen weitaus stärker ausgeprägt, als man dies nach 
der objektiven Gefährdungssituation annehmen müßte. 

Doch wer Angst hat, läßt sich nicht mit dem Hinweis auf ein tatsächlich 
geringes Bedrohungspotential abspeisen. Wer Angst hat, will nicht berichti­
gende Auslegungen der Kriminalstatistik, sondern will Sicherheit vor der 
subjektiv empfundenen Bedrohung. Wer Gewalt eindämmen will, muß 
deshalb die geschilderten Fakten zur Kenntnis nehmen. Muß ihre objektiven 
und subjektiven Aspekte angemessen würdigen. Um Konsequenzen daraus 
ziehen zu können, sind die Ursachen und Entstehungsbedingungen von 
Gewalt zu analysieren. 

Bereits am gestrigen NachmittagI) ist hier der Frage nach den Auslösern von 
Gewalt und den sie verstärkenden Faktoren nachgegangen worden. Wir 
haben es mit einem hochkomplexen Bündel von Einflußgrößen und Wechsel­
wirkungen zu tun, das ich an dieser Stelle weder zusammenfassend würdi­
gen kann noch will. Doch lassen Sie mich Ihren Blick nochmals auf einige 
zentrale Aspekte lenken. Das sind zum einen Aspekte, die für die kriminal­
politischen Konsequenzen von besonderer Bedeutung sind. Das sind zum 
anderen aber auch Gedanken, die die begrenzte Reichweite kriminalpoliti­
scher Reaktionen aufzeigen. 

Gesellschaftliche Strukturen und allgemein akzeptierte Werte unterliegen 
stets Wandlungsprozessen. Auch wir erleben den kontinuierlichen Wandel 
der sozialen und ökonomischen Verhältnisse und Wertvorstellungen. Viele 
beklagen in dieser Situation den allgemeinen Verfall der Werte und sehen 
darin eine wesentliche Ursache der Gewalt. Doch sollten wir uns selbstkri­
tisch fragen, ob in einer Gesellschaft, die das ökonomisch Ergiebige und das 

1) Schwind und Quensel: "Phänomene, Ursachen und Kontrolle von Gewalt". 
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technisch Machbare in den Vordergrund stellt, ethische und moralische 
Aspekte nicht einfach zu kurz kommen. 

Das Streben nach größtmöglicher individueller Freiheit und nach materiel­
lem Erfolg besitzt einen hohen Stellenwert. Eine Überbetonung individueller 
Ansprüche und Rechte überfordert aber die Solidarität der Gemeinschaft. 
Das wird in Zeiten der wirtschaftlichen Stagnation oder gar Rezession 
besonders deutlich. Entsolidarisierung aber fördert Extremismus und 
Kriminalität, fördert auch Gewalt. 

Jeder Uunge) Mensch muß lernen, Konflikte zu lösen. Er wird dabei von 
Vorbildern und von Erlebtem geprägt. Elternhaus, Schule und persönliches 
Umfeld besitzen einen erheblichen Einfluß. Biographische Analysen bei 
Gewalttätern zeigen, daß auf diesem Wege auch gewalttätige Verhaltensmu­
ster häufig regelrecht gelernt werden. 

Schulen, Kirchen, Vereine - die traditionellen Institutionen, die wertbildend 
und -stabilisierend wirken - verlieren immer mehr an Einfluß. An ihre Stelle 
treten heute die Medien. Ob die Medien den daraus erwachsenden Ansprü­
chen gerecht werden, will ich unbeantwortet im Raum stehen lassen. 

Heute wird bereits die Befürchtung geäußert, eine ganze Generation könne in 
Richtung Gewalt abdriften. Doch vor voreiligen Schlüssen ist zu warnen. 
Gewalt ist kein Problem der Jugend, sondern Angelegenheit der ganzen 
Gesellschaft. Auch im Sicherheitspaket '94 des Bundesinnenministers wird 
die gesamtgesellschaftliche Verantwortung herausgestellt. 

Es reicht nicht aus, Werte nur zu postulieren. Sie müssen auch täglich gelebt 
werden. Ihre Geltung muß durchgesetzt werden. Doch Polizei und Justiz sind 
chronisch überlastet. Immer kompliziertere, geradezu perfektionistische 
Vorschriften erschweren die Rechtsanwendung. Faktisch rechts- oder 
sanktionsfreie Räume tragen zur weiteren Erosion der Normgeltung bei. 
Fehlende oder verspätete Sanktionen mindern die Abschreckungswirkung 
des Strafrechts. All das hat ein gesellschaftliches Klima geschaffen, das die 
Tendenz zur Normverletzung begünstigt. 

Zwei Gefahren drohen die Gewaltausübung weiter zu verstärken. Da ist zum 
einen die Kapitulation vor der Gewalt, ihre Duldung, das Gewährenlassen. 
Anzeichen dafür sind vorhanden: Zeugen von Gewalttaten bleiben teil-
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nahmslos, kriminalitätsträchtige Orte werden gemieden. Viel schwerer noch 
wiegt die andere Gefahr, die Akzeptanz von Gewalt. Gewalt führt häufig, ja 
fast regelmäßig zu Gegengewalt, setzt eine Spirale der Gewalt in Gang. Wir 
haben das in der jüngsten Vergangenheit sehr deutlich an den rechtsextremi­
stischen und ausländerfeindlichen Ausschreitungen gesehen. Gewalttätige 
Übergriffe von Linksextremisten und Ausländergruppen waren die unmittel­
bare Folge. Hier droht ein fataler Teufelskreis, die Gewaltspirale wird immer 
weiter getrieben. 

Schließlich dürfen wir auch nicht übersehen, daß der Zuzug von Menschen 
aus fremden Kulturkreisen und die Aktivitäten ausländischer Straftäter nicht 
ohne Einfluß geblieben sind. Gewalt ist zu einem nicht unbedeutenden Teil 
ein nach Deutschland importiertes Phänomen. Das gilt gleichermaßen für die 
gewalttätigen Auseinandersetzungen im OK-Milieu wie für die auf deut­
schem Boden ausgetragenen Konflikte ausländischer Extremisten. Auf die 
mit dem Rauschgifthandel und dem Vordringen osteuropäischer Straftäter­
organisationen verbundene Brutalisierung des Kriminalitätsgeschehens habe 
ich eingangs bereits hingewiesen. Ähnlich verhält es sich mit dem Extremis­
mus und Terrorismus von Ausländern, die politische. religiöse oder ethni­
sche Konflikte ihrer Heimat bei uns austragen. 

Dieser Überblick über Ausmaß, Entwicklung und Entstehungsbedingungen 
von Gewalt hat bereits einige Konsequenzen, die zu ziehen sind, erkennen 
lassen. Eines ist insbesondere deutlich geworden: ein beträchtlicher Teil des 
sich abzeichnenden Handlungsbedarfs liegt außerhalb der Einwirkungsmög­
lichkeiten der Strafverfolgung und des Strafrechts. Erziehung, Werte­
vermittlung, soziale und ökonomische Sicherheit, Bildungschancen, 
Zukunftsperspektiven, Freizeitgestaltungsmöglichkeiten - das alles sind 
Faktoren, die die Entstehung und Verfestigung gewalttätiger Verhaltenswei­
sen und Strukturen beeinflussen können. Sie zu gestalten liegt nicht im 
Aufgabenbereich der klassischen Kriminalpolitik. 

Gleichwohl bestätigen diese Zusammenhänge einmal mehr Franz von Liszts 
Feststellung, daß Sozialpolitik die beste Kriminalpolitik sei. Es ist sicher 
kein Zufall, daß wir in einer Phase ökonomischer und sozialer Defizite im 

Gefolge von Rezession und Belastungen der Wiedervereinigung auch mit 
wachsenden Kriminalitäts- und Gewaltphänomenen konfrontiert werden. 
Wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Maßnahmen muß deshalb in der 
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gegenwärtigen Situation erhöhte kriminalpolitische Relevanz beigemessen 
werden. Wege aus der Perspektivlosigkeit vieler Menschen und der Abbau 
von Ängsten vor dem sozialen Abstieg, die Wiederherstellung des Vertrau­
ens in die Handlungsfähigkeit der Politik, das sind immer auch Faktoren, die 
den Entstehungsbedingungen von Gewalt Boden zu entziehen helfen. 

Aber auch im kriminalpolitischen Kernbereich zeichnet sich Handlungs­
bedarf ab. Viele der jetzt wieder diskutierten Vorschläge sind nicht gänzlich 
neu. Sie haben aber offensichtlich wieder an Aktualität gewonnen. 

Die grundsätzliche Frage, die denn auch in jüngster Zeit häufiger gestellt 
worden ist, betrifft die strafrechtliche Wertung von Gewalt. Stimmen die 
Gewichte der Strafandrohung noch? Das Strafrecht bringt das Unwerturteil 
zum Ausdruck, das eine Gesellschaft bestimmten Verhaltensweisen zumißt. 
Es bedarf einer sorgfältigen Analyse, ob der Strafrahmen für 
Körperverletzungsdelikte oder Brandstiftung im Vergleich zu den Eigentums­
delikten noch mit den gesellschaftlichen Wertvorstellungen im Einklang 
steht. Schon das Grundgesetz stellt den Schutz von Leib und Leben über den 
des Eigentums. 

Materiellrechtliche Änderungen sind auch bei den Strafvorschriften zum 
Landfriedensbruch zu prüfen. Bei Gewalttätigkeiten aus einer Menschen­
menge heraus steht die Polizei hinsichtlich der Durchsetzung des 
Strafverfolgungsanspruchs häufig vor erheblichen Problemen. Unabhängig 
von der konkreten Einsatzsituation der Polizeikräfte ist insbesondere bei 
größeren Menschenmengen nicht auszuschließen, daß das eigentliche 
Gewalttäterpotential seine Aktivitäten - gedeckt, abgeschirmt und unter 
Umständen motiviert durch die Menge - ohne größeres Risiko entfalten 
kann. 

Selbst wenn sich eine Vielzahl von Tätern an den Ausschreitungen beteiligt, 
kommt es nur zu wenigen Festnahmen. Der Polizei gelingt es vielfach nicht, 
in der Menge untergetauchte Gewalttäter zu ergreifen, die Identität der 
"Hauptakteure" und ihren jeweiligen Tatbeitrag beweiskräftig festzuhalten. 
Es ist daher erforderlich, die bisherige Strafvorschrift - unter engen tatbe­
standlichen Voraussetzungen und unter Androhung einer niedrigen Strafe -
auf die Personen auszudehnen, die der polizeilichen Aufforderung zum 
Auseinandergehen zuwiderhandeln. 
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Bei einem entsprechenden Straftatbestand ist aufgrund des Abschreckungs­
effektes zumindest mit einer Reduzierung der Menschenmenge zu rechnen. 
Dies erleichtert die polizeilichen Einsatzmöglichkeiten zur Ergreifung der 
eigentlichen Gewalttäter als auch die beweiskräftige Dokumentation der 
jeweiligen Tatbeiträge. 

Im strafprozessualen Bereich sind generell alle Möglichkeiten auszuschöp­
fen, die zu einer Beschleunigung von Strafverfahren beitragen. Aburteilung 
und gegebenenfalls Bestrafung müssen der Straftat schneller als bisher 
folgen. Wir versprechen uns davon einen spezial- wie generalpräventiven 
Effekt. Auch wird das allgemeine Rechtsbewußtsein gestärkt, wenn erkenn­
bar wird, daß Normverletzungen zu unmittelbaren Reaktionen der Strafver­
folgung und Sanktionierung führen. 

Ein weiterer Komplex von Überlegungen betrifft die geltenden Vorschriften 
zum Haftrecht. In den vom Bundesverfassungsgericht gezogenen Grenzen 
sollte es häufiger als bisher ermöglicht werden, festgenommene Gewalttäter 
auch in Haft zu nehmen. Dazu ist es erforderlich, den Katalog der Straftaten 
in § 112a Abs. 1 Nr. 2 StPO um einzelne Tatbestände zu erweitern. Ich 
denke insbesondere an Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte. schweren 
Hausfriedensbruch, Landfriedensbruch und Volksverhetzung. 

Eine solche Gesetzesänderung entfaltet sowohl general- als auch spezial­
präventive Wirkung und trägt damit vor allem im Bereich links- und 
rechtsextremistischer Gewalttaten als flankierende Maßnahme zu einer 
spürbaren Verbesserung. der Bekämpfungssituation bei. Gewalttätigen 
Situationen, in deren Folge es regelmäßig zur wiederholten Begehung von 
Straftaten des (schweren) Landfriedensbruchs und Körperverletzungs­
delikten kommt, läßt sich besser begegnen. Denn der akuten Wiederholungs­
gefahr, insbesondere für den Zeitraum des Andauerns derartiger Ausschrei­
tungen, kann Rechnung getragen werden. Berücksichtigt würde damit auch, 
daß sich unter den Wiederholungstätern häufig die Drahtzieher und Rädels­
führer befinden. 

Weiter erscheint es sinnvoll, künftig auf das Erfordernis der Gefahr der 
Begehung weiterer erheblicher Straftaten gleicher Art zu verzichten. Diese 
Beschränkung erscheint aus kriminologischer Sicht überholt, da Straftäter, 
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insbesondere im Bereich der Organisierten Kriminalität, zunehmend delikts­
übergreifend operieren. 

Auch die Voraussetzungen der Androhung von U-Haft sind zu überprüfen. 
Dabei geht es vor allem um das Erfordernis einer bereits erfolgten Verurtei­
lung innerhalb der letzten fünf Jahre. Bei schweren Gewalttaten sollte es 
auch zulässig sein, bislang nicht verurteilte Täter zu inhaftieren. 

Der hohe Anteil jugendlicher Gewalttäter gebietet es, über Änderungen im 

Jugendstrafrecht nachzudenken. Denkbaren Verschärfungen im 

Jugendgerichtsgesetz sind allerdings enge Grenzen gesetzt. Denn dem Willen 
des Gesetzgebers entsprechend steht der Erziehungsgedanke bei allen 
jugendstrafrechtlichen Sanktionen im Vordergrund. Einer Einführung 
kürzerer Jugendstrafen als sechs Monate steht deshalb die Auffassung 
entgegen, daß in einem solchen Zeitraum keine erzieherische Wirkung erzielt 
werden kann. Indes fehlt es an empirischen Belegen für diese Annahme. 

Ähnliche Schwierigkeiten bereitet es, die Strafaussetzungsmöglichkeiten bei 
Heranwachsenden einzuschränken, wenn eine Neigung des Täters zu 
Gewalttaten festgestellt wird. Der Schutz der Allgemeinheit kann hier nach 
geltendem Recht nicht Platz greifen, soweit das vorrangige Erziehungsziel 
des Jugendgerichtsgesetzes damit unterlaufen würde. 

Umstritten ist schließlich auch die Forderung, auf Heranwachsende in 
stärkerem Maße als bisher das Erwachsenenstrafrecht anzuwenden. Schon 
im geltenden Recht hat der Richter in jedem Einzelfall aufgrund der ihm 

vorliegenden Erkenntnisse zu prüfen, ob der Angeklagte nach seinem 
Entwicklungsstand als Jugendlicher anzusehen ist. Dem Ergebnis dieser 
Prüfung entsprechend wird er Jugend- bzw. Erwachsenenstrafrecht anwen­
den, auch wenn der Gesetzgeber in den tatbestandlichen Voraussetzungen 
zum Ausdruck bringt, daß die Anwendung des milderen Rechts nach seiner 
Vorstellung die Ausnahme sein sollte. 

Allerdings zeigt die Strafverfolgungsstatistik, daß nur wenig mehr als ein 
Viertel der Heranwachsenden nach den allgemeinen Strafvorschriften 
abgeurteilt werden. Auf der anderen Seite weist eine empirische Studie nach, 
daß nach dem Jugendstrafrecht härter gestraft wird als nach dem allgemei­
nen Strafrecht. Die Befürchtung, eine Verurteilung nach Jugendstrafrecht 
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stelle regelmäßig eine Bevorzugung des Heranwachsenden dar, wird 
dadurch relativiert. 

Die Androhung und Ausübung von Gewalt zählt zu den typischen Verhal­
tensmustern der Organisierten Kriminalität, um Konspiration und Abschot­
tung nach außen zu sichern. Umso bedeutsamer ist es für die 
Strafverfolgungsbehörden, neben dem Einsatz von V-Leuten und Verdeckten 
Ermittlern auch Zeugen aus dem kriminellen Milieu zu gewinnen. 

Die derzeitigen Bemühungen von Justiz und Polizei, von der Aburteilung und 
Ermittlung gegen Einzeltäter weg und hin zur Zerschlagung von ganzen 
Täterstrukturen zu kommen, verlangen adäquate Mittel, darunter auch die 
Einführung einer Kronzeugenregelung im Bereich der Organisierten Krimina­
lität. Wir versprechen uns von einer solchen Vorschrift verschiedene 
Vorteile. 

Ähnlich wie der V -Mann kommt der Aufklärungsgehilfe direkt aus der 
Szene und umgeht so ethnisch bedingte oder andere Abschottungsver­
suche der Täter. 

Die meist langjährige Zugehörigkeit zur Szene läßt erwarten, daß 
umfangreiches Wissen vermittelt werden kann. 

Zugleich würde die bislang gegebene Besserstellung von Straftätern in den 
Bereichen der Betäubungsmittelkriminalität und des Terrorismus durch die 
dort vorhandenen Sonderregelungen beseitigt. 

Allerdings müssen wir auch sehen, 

daß mit der Einführung einer solchen Kronzeugenregelung die Aufwen­
dungen für Zeugenschutzmaßnahmen erheblich steigen werden, 

und daß der eine oder andere Straftäter versuchen wird, sich Vorteile 
zu verschaffen. 

Bei den Länderdienststellen vorliegende Erfahrungen mit dem § 31 BtMG 
haben gezeigt, daß durch dessen Anwendung insbesondere im Bereich der 
organisierten BtM-Kriminalität ungewöhnliche Ermittlungserfolge erreicht 
werden konnten. Von entscheidender Bedeutung hierfür war allerdings 
immer, daß am Anfang die Aussagebereitschaft eines zentralen Bandenmit­
glieds stand und dessen umfangreiche und detaillierte Angaben zunächst 
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nicht bekanntwurden. Gelingt es dann mit Hilfe umfangreichen Beweismate­
rials die Mittäter festzunehmen, kommt es in der Mehrzahl der Fälle zu 
weiteren Geständnissen. Die in diesem Zusammenhang von den Länder­
dienststellen gemachten Erfahrungen lassen erwarten, daß derartige Erfolge 
auch im Bereich der Organisierten Kriminalität außerhalb des Betäu­
bungsmittelgesetzes zu erwarten sind. 

Flankierend dazu ist der Schutz von Zeugen zu verbessern, um sie vor 
Einschüchterungsversuchen besser zu schützen. Dazu muß verhindert 
werden, daß Aussagewillige von den Angeklagten und ihren Hintermännern 
identifiziert werden können. Ein Ausschluß von Angeklagten und Verteidi­
gern bei der Vernehmung gefährdeter Zeugen wäre ein geeigneter Weg dazu. 
Auf diese Weise könnte die Sicherheit und die psychische Stabilität derarti­
ger Zeugen verbessert werden. Nach den polizeilichen Erfahrungen aus 
Zeugenschutzmaßnahmen sind darüber hinaus flankierende Maßnahmen 
erforderlich, um einen effektiven Schutz zu gewährleisten. Ich denke dabei 
vor allem an die Ergänzung bzw. Schaffung von Rechtsgrundlagen 

zur Anfertigung und Nutzung von Tarnpapieren, 

über ein Auskunftsverweigerungsrecht bezüglich der getroffenen 
Schutzmaßnahmen, 

zur Verbesserung des Schutzes inhaftierter Zeugen im Strafvollzug. 

Ebenso wichtig ist es, bei allen Strafverfolgungsmaßnahmen und Sanktio­
nen das Opfer nicht zu vergessen. Das Bedürfnis des Opfers geht eher in 
Richtung Schadens wiedergutmachung. Die Bestrafung des Täters ist oft 
zweitrangig. 

Wird der Täter gefaßt und angeklagt und kennt er die Spielregeln des 
Strafprozesses, darf und wird er die Tat leugnen. Wegen der Überlastung 
der Gerichte erlebt er eine zeitlich lange Phase, in der er nicht zu seinem 
Fehlverhalten stehen muß. 

Das Opfer empfindet dieselbe Zeitspanne als zusätzliche Kränkung, weil 
dabei seine Opferrolle angezweifelt und außerdem versucht wird, ihm eine 
Mitschuld zuzuweisen. Es bleibt wenig Raum dafür, daß der Täter Verant­
wortung übernimmt, sich entschuldigt oder eine Schadenswiedergutmachung 
versucht. Aus Sicht des Opfers wäre dies aber von größter Bedeutung. Wird 
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der Täter schließlich verurteilt, hält er sich in der Regel für ausreichend 
gestraft und glaubt, daß von ihm keine weitere Leistung erwartet werden 
könne. 

Der Strafprozeß geht somit oft an den Bedürfnissen der unmittelbar Betrof­
fenen vorbei; der Konflikt zwischen Täter und Opfer wird nicht tatsächlich 
aufgearbeitet. 

Auch für die Polizei wird zunehmend deutlich. daß unsere Gesellschaft die 
Opfer lange Zeit aus dem Blick verloren hat, daß wir sie in unserem 
Rechtssystem vor allem als persönliche Beweismittel ansehen und dabei 
meist völlig unangemessen mit ihren akuten psychosozialen Problemen 
umgehen. 

Doch die Strafverfolgungsbehörden sind in extrem hohem Maße von der 
Anzeigebereitschaft der Bürger abhängig. Nur ein geringer Teil (nämlich 
deutlich unter 10 %) der Ermittlungen werden von den Behörden selbst oder 
von anderer Seite her in Gang gebracht. Wir sind also auf die Opfer-Zeugen 
angewiesen. Das drückt sich noch viel zu wenig in angemessenen "Service­
Angeboten " an die Opfer aus. 

Das Opfer darf nicht zum bloßen Instrument werden. Viele Anzeigen bei der 
Polizei sind vor allem Hilferufe - und dies hatte man sich bei der Einrichtung 
des Gewaltmonopols des Staates ursprünglich auch so gedacht. Der Staat 
will als Gegenleistung für den Gewaltverzicht des einzelnen die Unversehrt­
heit der Bürger und Bürgerinnen garantieren. Darüber hinaus hat er eine 
möglichst schonende Zeugenbehandlung sowie eine Unterstützung beim 
"Heilungsprozeß" zu gewährleisten. 

Die zunehmende Bewaffnung von Straftätern, insbesondere im OK-Milieu, 
die Funde von Waffenlagern, vor allem bei Rechtsextremisten, machen es 
erforderlich, über eine Verschärfung des Waffenrechts nachzudenken. Die 
Verhältnisse in den USA stehen uns allen vor Augen. Zwar haben wir 
schon heute ein im internationalen Vergleich recht restriktives Waffenrecht. 
Dennoch müssen wir im Rahmen von Ermittlungsverfahren immer wieder 
feststellen, daß Überwachungsdefizite und Mißbrauchsmöglichkeiten 
bestehen. Diese Lücken müssen wir zu schließen versuchen, auch wenn das 
in einem Europa offener bzw. sehr durchlässiger Grenzen zunehmend 
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schwerfällt. Flankierend erscheint es auch angebracht, den Strafrahmen für 
das unerlaubte Führen einer Waffe heraufzusetzen. 

Lassen Sie mich abschließend noch einmal kurz auf Gewaltdarstellungen in 
den Medien zu sprechen kommen. Sie sind ein heikles, nach wie vor 
umstrittenes Thema. Jüngst hat der Deutsche Journalistenverband derartige 
Beiträge nachdrücklich verurteilt. Am Montag dieser Woche haben die 
privaten Fernsehsender eine Einrichtung der freiwilligen Selbstkontrolle ins 
Leben gerufen. Die Auswirkungen solcher Maßnahmen lassen sich noch 
nicht absehen. Sollten sie keinen hinreichenden Erfolg zeigen, ist staatliches 
Handeln im Bereich des Jugendmedienschutzes angebracht. Das gilt auch für 
den Video-Bereich. 

Die Aufzählung von Maßnahmen, die zur Eindämmung von Gewalt beitragen 
können, ließe sich noch weiter fortführen. Denn vieles ist zu tun. Der 
einzelne und die Gemeinschaft sind gleichermaßen gefordert. Mit der 
Änderung von Rechtsvorschriften allein ist es nicht getan. Wir müssen auch 
ihren Vollzug sicherstellen. Namentlich Polizei und Justiz müssen in die 
Lage versetzt werden, dem Recht Geltung zu verschaffen. Über die bestehen­
den Defizite haben wir bereits anläßlich der Tagung im vergangenen Herbst 
eingehend debattiert. 

Eines ist uns allen klar: es gibt keine Patentrezepte, vor allem gibt es keine 
einfachen Rezepte. Was immer wir unternehmen, um der Gewalt Herr zu 
werden, es wird schwierig in der Umsetzung sein und erst mittelfristig 
Wirkungen zeigen. Das sollte allerdings niemanden davon abhalten, das als 
notwendig Erachtete in die Tat umzusetzen. 
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Fremdenfeindliche Gewalt in der Bundesrepublik 
Deutschlandl ) 

Eike Hennig 

so sind wir ... der Ansicht, daß diese Partei nicht 
polizeilich, sondern politisch bekämpft werden muß ... Die 
Aufgabe der Polizei kann es nur sein, den Nationalsoziali­
sten Dolch und Pistole aus der Hand zu winden und sie zu 
zwingen, sich im Rahmen der bestehenden Gesetze zu 
betätigen. Die geistige Auseinandersetzung mit ihnen muß 
den dazu berufenen Parteien überlassen bleiben ... ''2) 

Die Situation ist da: Rechtsextremismus und fremdenfeindliche Militanz 
werden alltäglich. Die Schere zwischen dem seit längerem schon vorhande­
nen Potential an entsprechenden Meinungen und Einstellungen und 
manifesten Taten wie Organisationsrollen beginnt sich zu schließen. Nicht 
das Meinungspotential wird größer, sondern die Barrieren, solche 
Meinungen zu äußern bzw. sogar Tat werden zu lassen, werden geringer}) 
Früher schon habe ich darauf hingewiesen, es sei nicht die Attraktivität 
demokratischer Organisationen und Parteien, die vor dem Rechtsextremismus 
"schütze", sondern die hohen Eintrittsbarrieren der rechten Gruppen selbst 
ebenso wie die antizipierten Ängste vor Stigmatisierungen und Sanktionen 
seien Gründe für deren geringe Mitglieder- und Aktivistenzah1.4) Diese 

1) Um den überblickhaften und eher antippenden als ausführenden Charakter der 
Ausführungen etwas zu relativieren, werden mit Absicht vor allem eigene 
weiterführende Betrachtungen erwähnt. Selbstverständlich soll damit der 
eigene Beitrag nicht überschätzt werden. - Zum Forschungsstand vgl. 
Pfahl-Traughber, 1993. 

2) Regierungsrat Hermann Bach. Darmstadt-Vortrag auf der Nachrichtenkonferenz 
vom 28./29.4.1930. 

3) Hennig 1993e. 
4) Hennig 1982, 1985. 

121 



Situation hat sich offenbar seit 1990 geändert.5) Ohne die Republikaner 
steigen die Mitgliederzahlen von 1990 bis 1992 um 30 %; gleichzeitig aber 
wird die Lage der BRD dadurch gekennzeichnet, daß andere intermediäre 
Instanzen - von den Vereinen bis zu den Parteien - zerfallen, jedenfalls an 
Reputation verlieren. Der ehemals plural-gesellschaftlich besetzte Raum 
wird zum Handlungsfeld entfremdeter politischer Apparate, einer politischen 
Klasse, deren Produktionsmittel die Verteilung öffentlicher Einnahmen ist. 
Der rechte Extremismus wandert zur Mitte und wird ein quasi-normaler 
"Protest".6) 

Dieses Zusammentreffen zerfallender intermediärer Instanzen mit einem 
alltäglich werdenden Rechtsextremismus, der mehr und mehr in lokale 
Milieus eintaucht und jugendkulturspezifische Züge eines besonderen 
Rebellenturns annimmt, macht die Brisanz der politischen Entwicklung in 
der BRD besonders seit 1991/92 aus. Zusätzlich wird diese Brisanz durch 
die aufkommende politisch-ökonomische Krise und durch rapide soziale 
Wandlungen "aufgemischt", d. h. es gibt nicht nur ein latent-bedrohliches 
Potential, sondern es mehren sich Zeichen der Aktualisierung und des 
Ausagierens dieser brisanten Mischung. 

Ich möchte zuerst eine theoretische Vorbemerkung voranstellen, um an die 
Alltäglichkeit des Rechtsextremismus eine ebenso alltägliche Theoriesicht 
heranzutragen. Danach möchte ich einen Blick auf die Situation eines 
Korrelats längerfristiger Entwicklungen und aktueller Auslöserreize werfen, 
um andiskutieren zu können, warum es 1991/92 zu diesem Anstieg der 
Mitgliederzahlen, vor allem aber der fremdenfeindlichen bzw. insgesamt 
gegen alle Arten von "Gemeinschaftsfremden" gerichteten schweren Gewalt 
kommen konnte. Lediglich mit einigen Randbemerkungen möchte ich dabei 
die schwere, überforderte und einsame Rolle der Polizei bzw. die Gewährlei­
stung des staatlichen Gewaltmonopols angesichts einer in größeren Teilen 
unzivilen Gesellschaft streifen. 

5) Hennig 1990a, 1990b, 1991a. 
6) Hennig 1992, 1993c. 
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1. Einige Bemerkungen zu einer theoretischen Perspektive 

Rechtsextremismus und fremden feindliche Militanz, diese Äußerungen und 
Verhaltensweisen sollen als Produkt einer Kosten-Nutzen- bzw. Aufwand­
Ertrag-Kalkulation, d. h. als "rational choice" aufgefaßt werden.7) Mit einem 
vergleichsweise geringen Aufwand wird eine maximale Aufmerksamkeit und 
Folgendiskussion erzielt, ohne höhere Anteile rechtsextremer Wähler wären 
z. B. abgehängte Stadtteile großstädtischer Metropolen "nie" in die Presse 
gekommen8), ohne ein militantes Auftreten, ein martialisches Erscheinungs­
bild und ohne militante Aktionen würde die Lage, würden die Ansichten 
bestimmter Jugendlicher "nie" zum Thema allgemeinerer Diskussionen. Zur 
Diskussion aus Sicht des utilitaristischen "rational-choice"-Ansatzes gehört 
ferner, diese Einstellungen und Verhaltensweisen mit Gesellschaft und 
Politik in Verbindung zu setzen. Rechtsextremismus ist ohne entsprechende 
Symbole in der Gesellschaft nicht erklärbar. Diese Symbole werden 
rechtsextrem interpretiert und in Handlungen umgesetzt. Diese allgemeine 
Aussage soll folgendermaßen exemplifiziert werden: 

Um auf die Ziele - positiv - "Deutschland den Deutschen" oder - negativ -
"Ausländer raus" hinzuweisen, um diesem Ziel näher zu kommen, werden 
politisch-gesellschaftliche Bilder des allgemeinen Diskurses über Asyl und 
Migration mit Stichworten wie "Trittbrettfahrer", "Wirtschaftsasyl anten " , 
"Das Boot ist voll", "Überfremdung" etc. aufgegriffen und extrem zugespitzt. 
Extrem zuspitzen heißt, diese Stichworte ihrer normal-alltäglichen 
Nur-Verbalität und Folgenlosigkeit zu berauben. Die extreme Zuspitzung 
besteht darin, daß die Tathemmnisse der Gesellschaft aufgehoben werden 
- Hemmnisse, die aus den rechten Gruppen und Aktionszentren heraus 
interpretiert werden als Dekadenz, Kompromisse etc., denen der an- und 
eingepaßte Normalbürger ausgesetzt ist -, Hemmnisse der Konformität, von 
denen sich aber die eigene Bezugsgruppe als Avantgarde (Neonazis) oder 
als Rebellen (Skins) frei zu fühlen glaubt. Die fremdenfeindliche Tat führt 
nicht von der Gesellschaft weg, sondern sie erklärt sich als Ausführung 
heimlicher Konsequenzen gesellschaftlicher Wunschvorstellungen. Getan 
wird das, was in den Gruppen als der verborgene Kern des gesellschaftli­
chen Diskurses herausgefunden worden ist. Fremdenfeindlichkeit ergibt sich 

7) Esser 1993, S. 231 ff. 
8) Hennig und Kieserling 1991. 
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also als Interpretation gesellschaftlicher Symbole, als die Definition der 
Situation: die Zeit ist reif, es ist angesichts der "einströmenden" Fremden 
"fünf nach zwölf', Bilder der Apokalypse werden beschworen, Bilder, die 
dann keine Zeit mehr für Diskussionen lassen, sondern Haltung fordern: Das 
Thema ist radikal, ergo muß die Thematisierung extrem ausfallen.9) 

Schließlich ist Fremdenfeindlichkeit auch ein strategisches Handeln, eine 
Gruppenstrategie und eine Tatenkette, ein Zeichen in der lokalen Öffentlich­
keit. Problematisch - vor allem aus der Sicht der Polizei (Frage: Raster­
fahndung gegen Rechte? Was wären die Suchkriterien?) - sind die geringen, 
wenig reliablen (kaum wiederholbaren) und kaum validen (minimal 
stimmigen) Informationen über die Strategie, über die Regeln, denen diese 
Handlungen und Gruppen folgen. Die neuen Regeln vor allem der außeror­
dentlich inhumanen direkt-körperlichen Gewalt, z. B. durch Tritte gegen den 
Kopf des bereits besiegten Gegners, werden mit der Geste der Fassungslosig­
keit und aus Sicht (idealisierter?) Regeln von gestern (als man noch Mann 
gegen Mann kämpfte und Demutsgesten respektierte) interpretiert und bleiben 
so unverständlich. Problematisch sind auch die geringen Kenntnisse über die 
neuen Gruppenstrukturen; denn die Mehrheit der jugendlich-männlichen 
Täter entstammt nicht mehr formellen Gruppen, definiert sich nicht mehr 
politisch-programmatisch, sondern stößt aus der Nachbarschaft in eine 
wenig strukturierte informelle Subkultur der Gewalt und Handlungsbereit­
schaft. Auch die sozialen Merkmale dieser Gruppen entfernen sich immer 
mehr von den traditionellen Eindeutigkeiten, auch sozial sind die Gruppen 
sehr heterogen, sind nicht eindeutig al s Gruppen z. B. der marginalisierten 
und wenig privilegierten Unterschicht jugendlichen beschreibbar. Traditionell 
sozialarbeiterliche Gegenstrategien und an Devianz wie Unterprivilegierung 
ansetzende Vorbeugungen greifen somit nicht mehr direkt, wenngleich sie 
vermutlich auch nicht schaden. So ergibt sich sehr schnell eine Front­
stellung von Polizei und Rechtsextremen bzw. alltäglich-fremden feindlich 
handelnden Jugendlichen, wobei die Polizei schon informativ für diese 
Konfrontation schlecht gerüstet ist. Rechtsextremismus als "rational choice" 
und dann noch in einem Umfeld klammheimlicher Sympathie oder eines 
offen akklamierenden Mobs konfrontiert die Polizei offensichtlich mit einer 
neuen Konstellation, in der zunächst einmal die Gewährleistung des 
staatlichen Gewaltmonopols nicht mehr sicher erscheint. Der neuen 

9) Hennig 1985. 
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Situation des Rechtsextremismus aus der Perspektive eines interpretativ 
erweiterten "rational choice"-Modells - der Rechtsextremist als Symbol 
Interpreting, Situations Defining, Strategie Acting Man (SSSM) -
entsprechen bislang weder die gesellschaftlichen noch die polizeilichen 
Gegenmaßnahmen, von den Präventionen ganz zu schweigen. Dagegen 
funktioniert seitens Gesellschaft und Politik die Lieferung immer neuer 
symbolischer Impulse, die rechtsextrem bzw. alltäglich-fremden feindlich 
aufgreifbar sind. Polizeilich nicht verhinderte spektakuläre Aktionen ebenso 
wie mehrtägige Ausschreitungen vermitteln zudem den Nimbus der 
"Unschlagbarkeit" und verstärken Nachfolgehandlungen, beflügeln Mit- und 
Nachläufer, erleichtern so den Schritt, sich bei entsprechenden informellen 
Gruppen handlungsweise einmal einzuschalten. Ein Zirkel, der am ehesten 
aufgebrochen werden kann, wenn die symbolischen Auslöseranreize 
unterbleiben und das Gewaltmonopol wieder "dem Staat" zugeschrieben 
wird. Eine Aufklärungsquote von 20,1 % - wie immer diese dann auch von 
der Bundesregierung nach oben interpretiert wird10) - ist zu niedrig, wirkt 
wohl ähnlich wie der Sog von Aktionen, die aus Sicht der Akteure 
erfolgreich durchgeführt werden konnten. 

2. Einige Bemerkungen zur Aktualisierung des Potentials 1991/92 

Um den "explosiven" Anstieg rechtsextrem motivierter schwerer Gewalttaten 
um 75 % von 1991 auf 1992 in den alten und neuen Teilen der BRD zu 
diskutieren, möchte ich eine These entwickeln. 

Ab 1990/91 treffen auch mit dem Ergebnis rechtsextrem motivierter Gewalt 
aus Kreisen einer zahlenmäßig und an Militanz zunehmenden, vorwiegend 
maskulinen Minderheit länger- und kurzfristige Tendenzen der Desintegrati­
on des politisch-sozialen Systems der BRD zusammen. 

Die längerfristigen Tendenzen - etwa seit Mitte der 80er Jahre - sind 
vornehmlich sozialisatorisch und sozioökonomisch bedingt. Sie betreffen 
Reaktionen auf den ökonomischen Wandlungsprozeß der Flexibilisierung 
und auf die soziale "Auflösung traditioneller Milieus und Bindungen"l1) 

10) Vgl. BT-Drucksache 12/4440. 
11) S. Hradil 
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ebenso wie eine "output"-orientierte Kritik an unkonventionellen Formen 
politischer Partizipation, am Wertewandel und an der Betonung sog. 
"weicher" politischer Themen für eine "Erlebnisgesellschaft" . Die kurzfristi­
gen Auslöserreize betreffen die Lemfähigkeit oder Entfremdung bzw. 
Selbstreferenz des politischen Systems angesichts bedrohlich wahrgenom­
mener und gedeuteter Verunsicherungen (wie Migration, Kriminalität, 
Zukunftsängste). Das System ist deklamatorisch, symbolisch und regulativ 
nicht (mehr) in der Lage, dem "output"-orientierten Einstellungsset, den 
materiellen Themen und Verunsicherungen wie der wachsenden Anomie 
heterogener Minderheiten an vormals gesichert empfundenen Rändern der 
"Wohlstandsgesellschaft" deeskalierend Rechnung zu tragen. Bedeutende 
Themen - wie z. B. die ökonomische Krise, Wohnungsprobleme, Europa, 
Einwanderung, politisches Asyl, Parteienverdruß, rechtsextrem motivierte 
Militanz, Kriminalität - liegen zu lange "brach", um dann parteipolitisch zu 
Zwecken des Machterhalts und der Delegitimation feindlicher Parteien 
besetzt zu werden. Diese Dominanz des Politischen gegenüber der Politikl2) 

verschiebt zwar die Parameter der Mitte nach rechts, entspricht dennoch 
aber nicht den ErwartungshaItungen anomisch eingestellter Minderheiten, 
wie sie sich schon 1989 in der Wahl der Republikaner zusammengefunden 
haben. 13) 

Meine These lautet: 

Längerfristig bedingte Defizite der demokratischen politischen Kultur, ein vor 
allem 1991 und 1992 in Hoyerswerda und Rostock schwächliches 
Gewaltmonopol, ein Mangel an (vor)gelebter Demokratie und, angesichts 
schwindender gesellschaftlicher Reichtümer, die objektiv abnehmenden 
Fähigkeiten zur politischen Regulation durch Verteilung sind eine Seite, 
manifest werdende sozioökonomische Krisenfolgen (wie z. B. Arbeitslosig­
keit, Stellenabbau, Einstellungsstop, Reduktion und Verteuerung sozialer 
Sicherheiten), die politische Delegitimation und ein sich nach "rechts" 
wendender "Protest" sind die andere Seite. 

12) Hennig 1993b, bes. S. 222-225. 
13) Hennig 1992; Hennig, Kieserling und Kirchner 1991. 
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Ökonomische Krise und politische Änderungen in der Vermittlungsbeziehung 
von Staat und Gesellschaft (durch eine rapide voranschreitende Delegitima­
tion intermediärer Instanzen und alltäglicher Kohärenz) bilden die objektive 
Seite, denen politische Hinweisreize vor allem auf die Migrationsprobleme 
und sozialisatorisch bedingten Defizite in Teilen der um 1970 geborenen 
Jugendkohorte zum Durchbruch verhelfen. Anders als Mitte der 60er und 
70er Jahre äußert sich dabei sozialer wie politischer Protest nicht mehr von 
"links" her gegen das System, sondern propagiert aus "rechter Sicht" eine 
immanente Radikalisierung oder eine "rechts-nostalgische" Reaktion. 

Von den 40er und 50er Jahren hin zu den 70ern hatte sich die - weitgehend 
auf ihren akademischen Teil verkürzte - deutsche Jugend rapide geändert, um 
Internationalismus (= Anti-Nationalismus) und Demokratie zu adaptieren. 
Seit den späten 70er/frühen 80er Jahren regen sich als Gegentendenzen eine 
Militarisierung und eine Intellektualisierung innerhalb des "rechten Lagers"; 
aber erst mit der Bewegung von Skins und "Normaljugendlichen" seit 1990 
artikuliert sich maßgeblicher auch eine nicht-alternative und nicht­
akademische Jugendkultur als Variation subkultureller Gewalt und 
Gemeinschaft. Für die Öffentlichkeit fällt dieser "backslash" besonders 
provozierend aus, hatte sie sich doch in der BRD-alt an eine eher "links­
alternative" und "demokratische" Jugendmehrheit gewöhnt, hatte man doch 
die Probleme jugendlicher Statusinkonsistenz von hoher Bildung und 
geringem Einkommen ebenso wie Fragen der relativen Deprivation des 
Auseinanderfallens hoher Ansprüche, normativer Aufstiegspostulate und 
geringer Realisierungschancen weitgehend übersehen. Jugend galt als 
"demokratischer Selbstläufer", eher noch als Träger eines unkonventionellen 
Aufbruchs von den" grassroots" her. Dieses Bild kippt 1990/91 und führt zu 
großer Irritation. Woher also kommen die "neuen", "rechten" Jugendanteile? 
Diese Frage verweist auf weiße Flecken und löst entsprechend hektische 
Rufe nach "auctoritas" zurück hinter Summerhill aus. Reflektiert ist dieser 
Mut zur Erziehung nicht, weil er einer kenntnisreichen Analyse gegenwärti­
ger Sozialisation ermangelt. 

Nachdem - vergleichsweise kurz nach der Bundestagswahl vom Dezember 
1990 - die Beitrittseuphorie bzw. Problemausblendung den Akkulturations­
differenzen beider deutscher Teilkulturen und der weltpolitischen Krisen­
dynamik weicht, aktualisiert sich auf dem Humus der langfristigen Latenz ab 
1991 ein mittelbar politisch induzierter Gewaltexzeß. Die zunehmend stärker 
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auf materielle Themen einschwenkende Gesellschaft interessiert sich nur 
direkt im Nachklang spektakulärer Gewalttaten stärker für das Thema 
Rechtsextremismus. Mehrheitlich ist man seit Mitte 1992 von Regierung und 
Opposition gleichermaßen deutlich enttäuscht, zweifelt an der Kompetenz 
beider Großparteien zur Lösung wichtiger Probleme. Mittelfristig nimmt die 
Enttäuschung über den "output", über das Leistungsvermögen diverser 
demokratischer Institutionen bzw. Organisationen des öffentlichen Lebens 
- insbesondere Bundestag, Bundes- wie Länderregierung, Gewerkschaften, 
Parteien, Opposition - zu. Vormalige Integrations-, Legitimations- und 
Partizipationsmodi verlieren an Akzeptanz, ohne daß andere Institutionen 
bzw. Einrichtungen des öffentlichen Lebens an deren Stelle treten würden. 
Es bildet sich so eine privatistische und anomische Stimmung heraus, 
politische Institutionen und Parteien werden als entfremdet angesehen und 
entwickeln ihrerseits immer hermetischere Formen der Selbstreferenz. Als 
chronique scandaleuse und weit verbreitete Vorteilsnahme wird dies 
öffentlich wahrgenommen)4) 

Solche mittel- bis längerfristigen Prozesse des Orientierungsverlustes und 
der Delegitimierung korrelieren ab 1990/91 - ansatzweise in der BRD-alt 
schon 1989 - mit einem politisch induzierten Meinungsklima, das kurzfristig 
als Stimulus, als Auslöserreiz, für rechts motivierte Gewalt, mehr aber noch 
für autoritär-aggressive Apathie fungiert. Entsprechende politische Formen 
in den alten und neuen Landesteilen der BRD sind dabei zu unterscheiden, 
was z. B. die Tatunterschiede 1991 von Hoyerswerda und Hünxe bzw. 1992 
von Rostock und Solingen oder die Gegenüberstellung der Öffentlichkeiten 
des Mobs und der Lichterketten belegen mögen. Diese Differenzen verweisen 
auf gewichtige Akkulturationsunterschiede der beiden deutsc~en Teil­
gesellschaften. Längerfristig sind in der BRD-alt Sozialisationsprozesse und 
Folgen des sozioökonomischen Wandels zu bedenken; längerfristig wirken 
aus der Konkursmasse der DDR mangelnde zivilgesellschaftliche Strukturen, 
überzogene wohlstandschauvinistische Einstellungen und irreale Hoffnungen 
auf kurzfristige Leistungen des politischen Systems. 

Kurzfristig entzündet sich dieses brisant-anomische Gemisch insbesondere 
1991 in Teilen speziell der männlichen Jugend bzw. Heranwachsenden an 

14) Scheuch 1992. 
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der Lunte politischer Lernpathologie und irrational-konfliktträchtiger 
Thematisierungen. Der Anstieg rechtsextrem motivierter Gewalttaten und das 
Anwachsen entsprechender männlich-jugendlicher Täter- und 
Sympathisantenkreise - nicht aber der Meinungspotentiale - beleuchtet eine 
positive Korrelation sozioökonomischer Krisenfolgen, sozialer Deutungs­
muster, die von aggressiven Ausgrenzungen bzw. Gemeinschaftsmythen im 

Kontext negativ besetzter Wandlungs- und Migrationsprozesse leben, und 
politisch-induzierter Auslöserreize im Kontext z. B. der Asyl- bzw. 
Anti-Einwanderungsland-Debatte oder auch des naiven Plädoyers für offene 
Grenzen einer offenen Republik. Die seit 1988 ansteigende Zahl einer neuen 
Asylantengeneration, keine politischen Asylbewerber im engeren Sinne, 
sondern "Wohlstands-li und "Krisenflüchtlinge" im weiteren Sinne, decken 
Grenzen der zivilen Gesellschaftsverfassung, der Lernfähigkeit des Systems 
und des Diskursvermögens der Öffentlichkeit auf.1 5) 

Längerfristige Tendenzen, die seit 1991 akut werdenden Krisenphänomene 
und aktuelle Unterlassungen (z. B. Hoyerswerda) oder inadäquate 
Verhaltensweisen (z. B. das Ausbleiben symbolischer Politik) bauen mit am 
Klima der Delegitimation von Politik, innerhalb dessen die Zunahme 
rechtsextrem motivierter schwerer Gewalttaten oder auch die Interpretation 
der Wahl einer rechten Partei als "Protest" eine Manifestation neben 
anderen darstellen. In lila misere du monde" hat für Frankreich gerade 
Pierre Bourdieu dicht beschrieben16), wie angesichts einer solchen 
Korrelation längerfristiger Trends und kurzfristiger Auslöser eine Vielzahl 
an sich kleiner Schritte sich zu fremdenfeindlicher Gewaltakzeptanz 
verdichten; für die Bundesrepublik wäre vergleichbar auf Wilhelm 
Heitmeyers Langzeituntersuchung17) oder auf Rudolf Leiprechts Studie " ... 
da baut sich ja in uns ein Haß auf ... "18) hinzuweisen. Rechtsextremismus 
ist insofern lider kleine, häßliche Bruder gesellschaftlicher Modernisie­
rung" 19), aber er bedarf neben längeren Vorbereitungen auch der Aktualisie­
rung, eines legitimierenden Klimas, um zumeist in einem Gruppenkontext den 
Übergang von Einstellungen zu Verhaltensweisen herbeizuführen. 

15) Hennig 1993a, 1993d. 
16) Bourdieu 1993. 
17) Heitmeyer 1992. 
18) Leiprecht 1990. 
19) Möller 1993. 
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Gewalt entzündet sich an solchen Problemkomplexen bzw. an deren 
symbolischer oder personeller Verdichtung, die aus Sicht der jeweiligen 
Minderheit gleichermaßen wichtig sind wie sie vernachlässigt werden. Die 
langfristigen Entwicklungen und die kurzfristigen Auslöserimpulse "müssen" 
sich - folgt man diesen modellhaften Überlegungen - in einem Punkt bzw. 
besser, im Bereich einer Schnittmenge treffen. Diese Schnittmenge ergibt 
sich aus der seit 1986/87, seit dem "Historikerstreit" , aufgewerteten 
historischen "Normalisierung" - eine Enttabuisierung, die das vormalige 
Tabu keineswegs positiv aufhebt -, aus der seit 1990/91 stärkeren Betonung 
einer kollektiv-nationalen Identität bzw. eines deutschen Patriotismus oder 
eines pragmatischen Nationalismus und aus dem akuten Zusammentreffen 
von Migration und Krise. So stellt Kurt Möller zum Ende seiner Bemerkun­
gen über "Zusammenhänge der Modernisierung des Rechtsextremismus mit 
der Modernisierung der Gesellschaft" fest20), die Migrationsproblematik 
erweise sich "ziemlich schnell" als "Hauptkristallisationspunkt des rechten 
Extremismus": "Sie bildet den realen und nicht nur phantasierten Hinter­
grund für die weitere Verbreitung von Bedrohungsgefühlen bei Einheimi­
schen". 

Es ist ein Fakt, daß es in der BRD Fremdenfeindlichkeit als Einstellung gibt 
- ähnlich wie in anderen Staaten, beispielsweise Frankreich und Großbritan­
nien. Meinungsumfragen der Jahre 1991 und 1992 zeigen allerdings keine 
bedeutende Zunahme. Diese Frage polarisiert die Gesellschaft.21) Eine 
Sekundäranalyse der Eurobarometer 1988 und 1992 durch Dieter Fuchs, 
JUrgen Gerhards und Edeltraud Roller vom Wissenschaftszentrum Berlin 
zeigt - wenngleich sehr vorsichtig und zurückhaltend -, daß die Einstellung 
zu den Anderen von deren Zahl und Fremdheit abhängt.22) Länder mit einem 
relativ geringeren Ausländeranteil wie z. B. Spanien, Portugal und Irland 
erweisen sich als fremden freundlicher als vor allem die BRD (West), 
Frankreich und Belgien. Offen aber ist es, wie solche diffusen Einstellungen 
in fremden feindliche Aktionen umschlagen oder einmünden; selbst die 
rechten Parteien und Organisationen weisen ja auf ein Spektrum von der 

20) Möller 1993, S. 9. 
21) Wiegand 1993. 
22) Fuchs. Gerhards und Roller 1993. 
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Ausländerkritik, über die Ausländerfeindlichkeit bis zur gewaltsamen Aktion 
gegen Fremde hin.23) 

Für das hier vertretene Modell der Kohärenz langfristiger Strukturfaktoren 
und Sozialisationsprozesse mit kurzfristigen Aktualisierungen, Thematisie­
rungen und Auslöserimpulsen spricht, daß die Täterstatistik eine Individuali­
sierung wenig plausibel erscheinen läßt. Nur 7 % der entsprechenden 
Tatverdächtigen (N = 3 684) sind 1992 älter als 30 Jahre, während 35 % 
der männlichen (N = 3 679) und sogar 59 % der weiblichen (N = 185) 
Tatverdächtigen bis zu 17 Jahre alt sind. 71 % der männlichen und 83 % 
der weiblichen Tatverdächtigen sind bis zu 20 Jahre alt, wurden also bis 
1975 geboren.24) Die Sozialisationsverläufe dieser Jugendlichen sind 
- unterschiedlich für Ost und West - daraufhin zu betrachten, wie eine 
gravierende Orientierungslosigkeit zum Haß gegen die Repräsentanten einer 
multikulturellen Gesellschaft und zur magischen Suche einer gewalt­
betonten, wenig strukturierten Gemeinschaft führt. Die Rolle der Auslöser­
reize, des Meinungsklimas und des situativen Kontextes - z. B. auch der 
Mitläufer- und Nachahmereffekte - muß mit dieser Sozialisationsanalyse 
verknüpft werden. Das Klima der fremdenfeindlichen Gewalt wird von einer 
wachsenden Minderheit vor allem männlicher Jugendlicher getragen; die 
emotionalen, sozialen und intellektuellen Bedürfnisse dieser Jugendlichen 
sträuben sich gegen zivile Verhaltensweisen und ein entsprechendes 
Konfliktverhalten, wollen z. B. durch massive Gewaltsamkeit auf eigene 
Probleme hinweisen. Für ihre Aggression, die durch keine verinnerlichte 
Moral im Zaum gehalten wird, die also keine zivilen Grenzen erfahren und 
verinnerlicht hat, wählen diese Jugendlichen bevorzugt eine Fremdgruppe, 
gegen die auch aus der Mehrheit der Gesellschaft und seitens des politischen 
Systems Aversionen und verbale Ausgrenzungen vorgetragen werden. Dabei 
stellen die tatverdächtigen Jugendlichen nur die Spitze eines Eisbergs dar. 
Zu erwähnen ist auch das Wahl verhalten vergleichbarer Altersgruppen, 
wenngleich repräsentative Wahlstatistiken seit. 1989 zeigen, daß es eine 
Tendenz zur Normalisierung, d. h. zur Angleichung an gesellschaftliche 
Durchschnittswerte gibt (Hamburg: 19.9.1993). Männliche Jungwähler 
weisen teilweise verstärkt die Neigung auf, rechte Parteien zu wählen, ihre 

23) Hennig 1993d. 
24) Vgl. BT-Drucksache 12/4440. 
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Wählerkarriere also an diesem Rand zu beginnen. Ebenfalls bedenkenswert 
ist die Ablehnung, die jüngere Menschen - vor allem im Ostteil der BRD -
Asylbewerbern entgegenbringen, worauf Meinungsbefragungen hinweisen. 
All diese Jugendlichen - einschließlich selbst der Tatverdächtigen und auch 
der meisten Skins25) - verfügen nicht über ein geschlossenes, programma­
tisch darstellbares rechtsextremes Weltbild - anders als die erste Generation 
von Neonazis in der BRD der späten 70er/frühen 80er Jahre (z. B. Michael 
Kühnen). Gerade die Brüche der nicht-programmatischen Deutungen und die 
überwiegend informelle, im lokalen Umfeld verwurzelte Organisationsrolle 
weisen auf die gestiegene Alltäglichkeit fremdenfeindlicher Einstellungen 
und auch Gewaltaktivitäten hin. 

Zusammenfassung: 

In Teilen der männlichen Jugend haben die rapiden Wandlungsprozesse seit 
1989, der Anstieg und die Änderungen der Ausländerpopulationen seit 1988, 
in Verbindung mit längerfristig angelegten Sozialisationsdefiziten und einer 
anwachsenden Gewaltakzeptanz 1990/1991 die Qualität einer anomischen 
Situation angenommen. Die politisch unsensible, von Folgewirkungen 
abstrahierende Thematisierung der Migrationsprobleme, das Propagieren 
nationaler Identität und des "ethnos" vor dem "demos" in Verbindung mit 
ausländerfeindlichen Meinungssegmenten und die von Wilhelm Heitmeyer 
beschriebenen und sozial heterogenen Jugendteilen zugewiesenen Modi der 
Übertragung, Umformung und Instrumentalisierung bei der Verarbeitung 
realer Probleme zu fremden feindlichen Einstellungen und Verhaltensweisen 
fallen 1991 zusammen und kulminieren in den bekannten Gewaltakten von 
1991 und 1992. 

Die Defizite an ziviler Sozialisation, d. h. an Strukturierung und Grenzerfah­
rung, ebenso wie die Migrationsprobleme bzw. der Mangel einer demokrati­
schen Einwanderungs- und Menschenwürdedebatte sind kurzfristig nicht zu 
kompensieren. Um so wichtiger wird die Präsentation des staatlichen 
Gewaltmonopols und ein politischer Stil bzw. eine politische Symbolik, die 
mit der tendenziell anomischen Situation erheblich behutsamer umgehen. 

25) Farin und Seidel-Pielen 1993. 
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Verurteilungen der personalen Gewalt bei gleichzeitiger Darstellung von 
Migranten als struktureller Gewalt gegen Deutsche hätten zu unterbleiben. 
Auf diese Art aber wird seit Hoyerswerda gleichzeitig fremden feindliche 
Gewalt zurückgewiesen und Einwanderung als das "eigentliche Problem" 
bezeichnet.26) An solche Brüche oder an die Rederei von "Überfremdung" 
können die Sozialisationsdefizite und die sozioökonomisch bedingten 
Verarbeitungsmuster der Instrumentalisierung von Anomie anknüpfen, um 
Fremdenfeindlichkeit als Einstellung - als "Protest" -, aber auch als 
Verhalten zu legitimieren. 

Politik ist gefordert: Eine Debatte über die Realisierung menschenwürdiger 
Verhältnisse für Deutsche und Nicht-Deutsche in den Grenzen des 
Staatsgebietes ist notwendig, um der Migrationsproblematik als Haupt­
kristallisationspunkt Rechnung zu tragen. Zu fragen ist nach einer 
Einwanderungsquote oder - anders ausgedrückt - nach einer Aufnahme­
quote. Das Potential für eine menschenwürdige Integration in den Bereichen 
Arbeit, Wohnen, Erziehung wäre gesellschaftlich auszuhandeln und dann 
mit Möglichkeiten der politischen Partizipation zu verbinden. Frankfurt a. M. 
mit einem Ausländeranteil von fast 30 % der Bevölkerung zeigt, daß diese 
Diskussion nicht unbedingt nur von den absoluten Zahlen abhängt. Zugleich 
ist eine Debatte über sinnvolle Perspektiven für Jugendliche einzuleiten. 
Demokratische Normen und Institutionen, aber auch Grenzen sollten 
erfahrbar werden. Niemand wird als "Neonazi" oder Skin geboren. Die 
Polizei kann lediglich normative Eckwerte armieren; demokratische Prozesse 
der Sozialisation und die Bildung moralisch kontrollierter Persönlichkeiten 
kann kein Gewaltmonopol auslösen, es kann sie aber schützen, was in 
mancher lokaler Öffentlichkeit vor allem der neuen Bundesländer bereits 
verspielt erscheint. 

Fazit: 

Ab 1991/92 scheitert das Projekt einer zivilen deutschen und einer 
multikulturellen deutsch-ausländischen Gesellschaft. Solingen ist 
diesbezüglich ein Symbol, so wie sich in Nordrhein-Westfalen 1993 

26) Biedenkopf- vgl. Hennig 1991b, bes. S. 22f. 
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fremden feindliche Gewaltaktionen immer weniger auf Asylbewerber 
konzentrieren. Sowie die Täterkreise immer alltäglicher werden, immer 
weniger rechtsextrem organisiert sind. In der BRD-alt wird diese negative 
Aufhebung der multikulturellen Utopie 1989 bereits manifest und bestimmt 
die Wahl chancen der Republikaner und führt in Verbindung mit einer 
wachsenden Unzufriedenheit mit dem "output" politischer Institutionen zu 
einer politisch-sozialen Polarisierung z. B. zwischen Anhängern der Grünen 
und der Republikaner. 

Die soziale Basis des multikulturellen Projektes schwindet seit 1988, als ein 
zahlenmäßig starker neuer Asylbewerberzustrom aus Südosteuropa die BRD 
erreicht. Die Anzahl solcher Ausländer, die sich nicht selbständig 
ökonomisch reproduzieren, nimmt zu und fällt mit ernsten Krisenzeichen in 
der BRD zusammen. An entsprechende Akzeptanzprobleme wird der 
Migrationsprozeß nicht angepaßt, die Einwanderungsfrage bleibt ungestellt. 
Parallel zu diesen Problemen weist auch die zweite Generation der 
Ausländer darauf hin, daß die Hoffnung einer automatischen Integration 
zerfliegt. Ethnische Segregation hat in der BRD eher zu- als abgenommen. 
Eine bewußte Integrationspolitik - neben z. B. der allgemeinen Schulpflicht 
und der arbeitsrechtlichen Gleichbehandlung - ist nicht betrieben worden. 

Nach dem Versagen der beiden Projekte der zivilen und multikulturellen 
Gesellschaft stellen Daniel Cohn-Bendit und Thomas Schmid ein 
möglicherweise letztes politisches Konzept vor: "Heimat Babylon"27) - eine 
Paradoxie, die politisch-kulturell zu verwirklichen ist, wenn nicht das Bild 
einer Agglomeration ethnisch und sozial segregierter Gemeinschaften, voller 
wechselseitiger Aus- und Abgrenzungen heraufdämmert: "Heimat Babyion" 
oder "Portress LA".28) Die Polizei kann (und muß!) dabei, wie es das 
hessische Innenministerium 1930 formuliert29), dem Gegner nur den Dolch 
aus der Hand ringen. Der demokratischen Aufgabe selbst hätten sich 
Gesellschaft, Öffentlichkeit und Politik zu stellen.30) 

27) Cohn-Bendit und Schmid 1992. 
28) Davis 1992. 
29) Hennig 1983, bes. S. 11,13.18 ff .. 370. 
30) Rödel, Frankenberg und Dubiel 1989, bes. S. 177; Hennig 1993 e. 

134 



Indem die Polizei das staatliche Gewaltmonopol gewährleistet - so weit dies 
irgend möglich ist -, steuert sie vor allem jeder weiteren Militarisierung und 
Unzivilität in der Gesellschaft entgegen. Über die persönliche Notwehr 
hinausgehende Selbstschutzaktionen (wie sie mit hohem moralischen Pathos, 
aber geringem analytischen Aufwand z. B. Ralph Giordano propagiert 
- ohne etwaige subjektiv wohl unbeabsichtigte Folgewirkungen zu bedenken) 
tragen ebenfalls zur Eskalation der Gewaltspirale und Legitimationszirkel 
bei - vor allem, wenn sie als öffentlicher Aufruf vorgetragen werden und so 
Notwehrmaßnahmen im Fall der direkten Konfrontation durch öffentliche 
Propaganda in ein anderes Licht rücken. Ein Klima der Gewalt und Angst 
und Eskalation und Hinweisreize sollte weitestgehend vermieden bzw. sogar 
abgebaut werden, damit die Chancen der Zivilisierung gesellschaftlicher 
Konflikte wieder zunehmen. Zivil bedeutet lediglich - und dies sehr schlicht -
nicht gewaltsam. Zivil heißt also, die Konflikte existieren weiterhin, aber die 
gesellschaftlichen Verkehrs formen und der Umgang der Konfliktparteien mit 
den Konfliktstoffen ändern sich bzw. werden durch Einsatz des staatlichen 
Gewaltmonopols geändert. 31) 

31) Hennig 1993 b. 
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Rassistisch motivierte Belästigungen und Übergriffe in 
Großbritannien und die Entwicklung einer kommunal 

abgestimmten Gegenstrategie1) 

Benjamin Bowling 

1. Einführung 

Aus den wenigen Unterlagen, die zum Thema "rassistische Gewalt" in 
Europa zur Verfügung stehen, scheint hervorzugehen, daß die britische 
Regierung dieses Problem als besondere Verbrechensform etwas früher 
erkannt hat, als viele ihrer europäischen Nachbarn.2) Bis die anderen 
europäischen Länder dieses Problem Anfang der 90er Jahre angegangen 
haben, hat man in Großbritannien seit fast einem Jahrzehnt an einem 
staatlichen Konzept gearbeitet. Das ist jedoch kein Grund für Selbstgefällig­
keit seitens der englischen Politiker. Umfragen und Untersuchungsberichte 
zeigen. daß dieses Problem immer noch so hartnäckig ist. wie zu Beginn der 
80er Jahre; daß Angehörige ethnischer Minderheiten weiterhin Angst vor 
Überfällen haben, und daß wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung rassisti­
scher Gewalt immer noch fehlen. 3) Das ist schon Grund zur Beunruhigung 
und macht es erforderlich, daß die Unzulänglichkeiten in der derzeitigen 
Praxis der Behörden weiterhin im Auge behalten werden müssen. 

Ein Weg, den die Zentralregierung, die Stadt- bzw. Kommunalverwaltung 
und die Polizei in den letzten Jahren beschritten, um ihre Antwort auf 
rassistische Gewalt zu verbessern, ist die Entwicklung untereinander 
abgestimmter Strategien gegen dieses Problem. Dieses Papier stützt sich auf 
die Erfahrungen aus einem Projekt im Sinne der Handlungs-Forschung, 
wobei das Ziel dieses Projektes die Entwicklung einer umfassenden, auf 

1) Eine frühere Fassung dieses Referates wurde als "A local response to racial 
violence" in Bjorgo und Witte (Hrsg.): Racist Violence in Europe. London 1993 
veröffentlicht. 

2) Evrigenis 1985; Ford 1990; Read und Sirnpson 1991. 
3) House of Cornrnons 1986; Horne Office 1989; Dunhill 1989; Gordon 1990. 
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kommunaler Ebene ausgearbeiteten Reaktion auf Rassendiskriminierung und 
rassisitische Angriffe im Ostlondoner Stadtteil Newham zwischen 1987 und 
1991 war.4) In diesem Referat wird zunächst der Hintergrund des Projektes 
beschrieben, mit Schwerpunkt auf der Entwicklung eines inter­
institutionellen Ansatzes gegen rassistische Gewalt. Dann werden die in 
dem Ostlondoner-Projekt gemachten Erfahrungen zusammengefaßt und 
schließlich werden die Folgerungen aus diesen Erfahrungen dargestellt für 
diejenigen, die vielleicht anderswo einen ähnlichen Weg gehen wollen.5) 

2. Die Entwicklung einer auf konnnunaier Ebene abgestinnnten Reaktion auf 
rassisitische Gewalt 

Zu Beginn der 80er Jahre wurde die rassisitische Gewalt mit der Veröffentli­
chung des Berichts des Innenministeriums mit dem Titel Racial Attacks 
(1981) zu einer politischen Grundsatzfrage in Großbritannien. In diesem 
Bericht gab der Innenminister bekannt, daß die Sorgen über die "scheußli­
chen Verbrechen" der rassistisch motivierten Überfälle berechtigt waren, 
daß sie viel häufiger geschahen als bisher vermutet, und daß sie vielleicht 

4) Saulsbury und Bowling 1991. 
5) Teilnehmer am Osloer Workshop fragten, inwieweit es möglich sei, anhand von 

einer einzelnen Fallstudie allgemeingültige Feststellungen zu treffen. Wie jede 
Fallstudie, weist diese eine Reihe von atypischen Aspekten auf, durch die sie 
einmalig wird (Yin 1989). Zweifellos werden ähnliche Maßnahmen an anderen 
Orten, wo andere soziale und politische Faktoren herrschen, sich anders 
entwickeln. Trotzdem scheint es wahrscheinlich zu sein, daß vieles von dem, 
was man in N orth Plaistow beobachtet hat, sich an vielen Orten wiederholen 
wird. Nur durch die Dokumentation solcher Erfahrungen wird dies deutlich. Wie 
Yin (1989) argumentiert, müssen Fallstudien genau wie quantitative Umfragen 
repliziert werden. Nachweise aus North Plaistow haben tatsächlich Beobachtun­
gen bezüglich früheren koordinierten Maßnahmen zur Verbrechens vorbeugung 
in Großbritannien bestätigt (Hope 1985, Weatheritt 1986). Auf der Basis der in 
North Plaistow gemachten Erfahrungen bieten wir Hinweise bzw. Vorschläge 
darüber an, wo sowohl das Potential als auch die Grenzen wirksamer Maßnah­
men liegen können. So hat es auch Martin Rein angedeutet: "Das Verständnis 
hängt von der Erzählung relevanter Geschichten ab, d. h. eine aus vergangenen 
Erfahrungen hergeleitete Geschichte, welche die Ereignisse bei deren Entfalten 
interpretiert und eine Lehre für künftige Maßnahmen zieht, indem angedeutet 
wird, wie z. B. die Zukunft aussehen könnte, wenn bestimmte Schritte eingelei­
tet werden." (Rein 1976, 265-266) 
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sogar zunahmen.6) Der Bericht und die anschließende Debatte darüber, was 
hinsichtlich der rassistischen Gewalt unternommen werden sollte, führten zu 
der Entwicklung von Richtlinien in verschiedenen Organisationen, die vorher 
nicht mit solchen Aufgaben beauftragt waren. Die Londoner Polizei (Metro­
politan Police) führte 1982 Aufzeichnungs- und Überwachungsverfahren 
ein, und der Stadtrat von Groß-London (Greater London Council) führte 
1983 Richtlinien gegen Rassendiskriminierung bei seinem Wohnungsamt 
ein.?) Viele andere Polizeien und kommunale Verwaltungen folgten diesem 
Beispiel im Laufe der 80er Jahre.8) 

Außer der Entwicklung von Konzepten in den einzelnen Dienststellen, 
konnte man in den 80er Jahren zunehmend eine Zusammenarbeit zwischen 
der Polizei, dem kommunalen Wohnungsamt und anderen Behörden beob­
achten. Die Idee, daß ein interinstitutioneller Ansatz das beste Mittel zur 
Vorbeugung und Bekämpfung von besonderen Verbrechensarten ist, tauchte 
seit den 50er Jahren in den Grundsatzpapieren von Polizeibehörden und 
Innenministerium auf.9) Einen solchen Ansatz hielt man für besonders 
nützlich bei Straftaten wie z. B. Rassendiskriminierung und Belästigun­
gen.1 0) Der Bericht des Innenministeriums von 1981 drängte darauf, daß die 
für die Bekämpfung von rassistischen Angriffen zuständigen Behörden 
Vereinbarungen für eine Zusammenarbeit treffen sollten. Das, so wurde im 
Bericht angedeutet, würde ein "schnelles und geschlossenes" Handeln 
ermöglichen, das zwischen Kommunalbeamten (wie Lehrern und 
Sozialwohnungsverwaltern) und der Polizei abgestimmt wurde. 11 ) Als die 
rassistische Gewalt zur politischen Grundsatzfrage wurde, hat sich die 
Abstimmung zwischen den Behörden als wichtigste Maßnahme erwiesen. 
Die Idee der Zusammenarbeit zwischen der Polizei und anderen Behörden 
paßte sehr gut zu den Empfehlungen aus dem Bericht von Lord Scarman 
über die Unruhen in BrixtonlLondon l2) und zu der Diskussion über die 
Probleme hinsichtlich der Polizeiarbeit und der Beziehungen zwischen den 

6) Horne Office 1981, S. iii. 
7) House of Cornrnons 1982; Greater London Council 1984. 
8) Siehe Ginsburg 1989; Hesse et al. 1992; Bowling 1993. 
9) Horne Office 1982, 1991 a; Weatheritt 1986, Gordon 1987. 
10) Horne Office 1981, 1982, S. 3. 
11) Horne Office 1981, S. iv. 
12) Scarrnan 1986. 
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Rassen im Bericht des Ausschusses für Innenpolitik 1981-82.1 3) In beiden 
Berichten wurde die Notwendigkeit von Maßnahmen betont, mittels derer die 
Polizei Kontakte zu den Bewohnern der Gegend, in der sie arbeiteten, 
unterhalten könnten. Außerdem wird in beiden Berichten ein Rahmen für 
Beratung und Kooperation zwischen der Polizei und den Kommunen 
verlangt. 14) 

Aus der Literatur geht hervor, daß es bereits 1981 eine Ad-hoc-Abstimmung 
zwischen Polizei und Behörden, Ämtern und freiwilligen Organsiationen 
gab. 15) Später wurde in einer "Pilotstudie" zwischen 1984 und 1986 in vier 
Londoner Stadtteilen ein ausdrücklich "interdisziplinärer Ansatz" durch die 
Londoner Polizeieinheit, die für die Beziehungen zwischen Bevölkerungs­
gruppen zuständig ist, bezüglich der Problematik rassistischer Gewalt 
angewandt. Das führte wiederum zur Entwicklung einer Kriminalpolitik, die 
den behördenübergreifenden Ansatz überall in London förderte) 6) Die 
Kommunalverwaltungen, von denen einige anfangs nur widerwillig bereit 
waren, mit der Polizei zusammenzuarbeiten I7), haben etwa ab der Mitte der 
80er Jahre damit begonnen, an gemeinsamen Initiativen teilzunehmen.1 8) 

Andere Behörden, wie z. B. Victim Supportl9) und Stadträte für Rassen­
gleichheit, spielten auch allmählich eine immer aktivere Rolle bei den 
interinstitutionellen Initiativen in dieser Zeit.20) 

Bis Mitte der 80er Jahre haben schließlich eine Reihe von Behörden, Ämtern 
und freiwilligen Organisationen den interinstitutionellen Ansatz befürwortet. 
Jedoch ist es bemerkenswert, daß die verschiedenen Institutionen unter­
schiedliche Motive für ihr Engagement hatten. Organisationen, die solche 

13) House of Commons 1982. 
14) § 106 des englischen Gesetzes über die Polizei und Beweismittel im Strafver­

fahren (Police and Criminal Evidence Act) sah einen Rahmen vor für die 
Ergreifung von Maßnahmen durch die Polizei zur "Einholung der Meinungen 
von Bürgern bezüglich der Polizeiarbeit und deren Zusammenarbeit mit der 
Polizei bei Präventionsmaßnahmen im jeweiligen Ort" (siehe auch House of 
Commons 1986. S. xv). 

15) London Race and Housing Forum 1982. 
16) Metropolitan Police 1986; House of Commons 1986. 
17) Z. B. Greater London Council 1984; Keith und Murji 1990. 
18) House of Commons 1986: London Borough of Newham 1986. 
19) Opferhilfe. 
20) Kimber und Cooper 1990. 
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Minderheiten vertreten, die ganz unmittelbar mit rassistischer Gewalt 
konfrontiert werden, gaben zur Begründung an, daß der koordinierte Ansatz 
ein Forum herstellen würde, durch das man die Polizei und andere Behörden 
von der Existenz des Problems rassistischer Gewalt überzeugen könnte und 
somit dafür sorgen könnte, daß etwas gegen die Täter unternommen wird.21) 

Von einem sehr optimistischen Standpunkt her haben sie einen solchen 
Ansatz als Mittel zur Bekämpfung von Rassismus angesehen, mit dem man 
auch die Ursachen für Rassendiskriminierung überwinden könnte.22) Die 
kommunalen Verwaltungen neigten dazu, die Ansichten der privaten 
Organisationen zu bestätigen und betrachteten die behördenübergreifende 
Zusammenarbeit als Mittel, mit den lokalen Organisationen die Opfer zu 
unterstützen und Forderungen gegenüber der Polizei und den örtlichen 
Wohnungsämtern geltend machen zu können.23) Die Polizei - im Gegensatz 
zu den kommunalen Behörden und privaten Institutionen - sah die Vorteile 
in der "Vertrauensbildung und dem Verständnis zwischen den Behörden und 
der Herstellung einer gemeinsamen Basis für einen verstärkten Informati­
onsaustausch" .24) Sie hat sich auch überlegt, daß ein solcher gemeinsamer 
Ansatz die Polizei davon entlasten würde, allein für die Schaffung sozialer 
Bedingungen, unter denen rassistisch motivierte Vorfälle weniger wahr­
scheinlich waren, verantwortlich zu sein.25) Jede dieser Begründungen für 
die Befürwortung einer Koordination mag berechtigt sein, aber es ist wichtig 
zu erkennen, daß die Gründe manchmal auch in Widerspruch zueinander 
stehen können. 

1986 hat die Sonderkommission des Parlamentsausschusses für die Bezie­
hungen zwischen Rassen und für Einwanderung26) die bisher besten 
Argumente für die Entwicklung einer interinstitutionellen Strategie gegen 
rassistische Gewalt vorgetragen. In ihrem Bericht kommt die Kommission zu 
der Schlußfolgerung, daß ein interinstitutioneller Ansatz nicht einfach ein 
Mittel ist, mit dem die Polizei noch effektiver arbeitet oder mit dem sie intern 

21) London Race and Housing Forum 1982; Manchester Community Relations 
Council 1986. 

22) London Race and Housing Forum 1982. 
23) Greater London Council 1984; London Borough of Newham 1986. 
24) Metropolitan Police 1986; House of Commons 1986, S. 29. 
25) Metropolitan Police 1986. 
26) Commons Horne Mfairs Select Committee on Race Relations and Immigration. 
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Problembewußtsein schafft, sondern dieser Ansatz sollte auch Maßnahmen 
von anderen Behörden fördern, besonders eine koordinierte Reaktion auf 
rassistische Vorfälle im allgemeinen und in Einzelfällen ... Wir betrachten 
einen interinstitutionellen Ansatz als entscheidend für die Entwicklung einer 
wirksamen Reaktion auf rassisitische Vorfälle, und wir zollen denjenigen 
Tribut, die an der Entwicklung eines solchen Ansatzes gearbeitet haben 
(1986, S. xiv). 

Die Kommission stellt fest, daß es keine Garantie dafür gibt, daß behörden­
übergreifende Maßnahmen gut funktionieren und daß sie die Entwicklung 
eigener Konzepte zur Bekämpfung des Problems durch die einzelnen 
Behörden nicht ersetzen können. Sie stellte auch fest, daß sich Polizei und 
kommunale Verwaltungen in letzter Zeit auf verschiedenen Foren gegenseitig 
kritisiert hätten. Ungeachtet solcher Probleme hat die Kommission empfoh­
len, "daß alle Polizeien und Ämter, in deren Zuständigkeitsbereichen es eine 
nennenswerte Anzahl von Bewohnern gibt, die einer ethnischen Minderheit 
angehören, sich ernsthaft mit dem Gedanken auseinandersetzen sollten, 
interinstitutionelle Maßnahmen gegen rassistische Vorfälle zu ergreifen" .27) 

Die Kommission hat weiterhin empfohlen, daß das Innenministerium dafür 
sorgen sollte, das Know-how für die besten Methoden zur Realisierung eines 
interinstitutionellen Ansatzes zu verbreiten, woraufhin das Innenministerium 
die Entwicklung eines Maßnahmen- und Forschungsprojektes eingeleitet hat, 
das als das North Plaistow Racial Harassment Project28 ) bekannt wurde. 
Im folgenden werden Erfahrungen dargestellt, die aus der behördenüber­
greifenden Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene gemacht werden konn­
ten. 

3. Einführung des Projektes 

1987 haben die Londoner Polizei, die Londoner Stadtteilverwaltung 
Newham, der Newham-Rat für Rassengleichheit (NCRE)29), die Opferhilfe 

27) House of Commons 1986, S. xv. 
28) Projekt zur Bekämpfung rassistisch motivierter Belästigungen (Saulsbury und 

Bowling 1991). 
29) Newham Council for Racial Equality. 
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(VSN)30) und das Innenministerium eine kommunale interinstitutionelle 
Partnerschaft zur Entwicklung einer umfassenden Strategie gegen rassisti­
sche Angriffe und Rassendiskriminierung in North Plaistow, einer Wohn­
siedlung in Ostlondon, gegründet.31 ) Die Ziele dieses Projektes waren die 
Prävention von Rassendiskriminierung und rassistisch motivierten Angriffen, 
die Unterstützung von Opfern, die Identifizierung von Tätern, das Ergreifen 
von Maßnahmen gegen Täter und die Lösung des Problems der Nichtanzeige 
von V ornmen bei der Zusammenarbeit der beteiligten Behörden und 
Organisationen. Ein lokaler Lenkungsausschuß, bestehend aus Beamten 
oder Wahlbeamten der jeweiligen Ämter, höheren Polizeibeamten und 
leitenden Vertretern der anderen Organisationen, wurde einberufen, um die 
Projektentwicklung zu überwachen. Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus 
Verbindungsbeamten der Polizei, Mitarbeitern des Wohnungsamtes, Sozial­
dienst, Schulbehörde und von Verwaltungsabteilungen sowie Vertretern des 
NCRE und des VSN, wurde gebildet, um die Arbeiten des Projektes durchzu­
führen. Vom Innenministerium wurde ein Berater32) herangezogen, der die 
Arbeitsbeziehungen unter den beteiligten Behörden und Institutionen 

30) Victim Support Newham. 
31) Hier sollten nun ein paar Worte zum Ort selbst gesagt werden: Ostlondon, von 

dem North Plaistow ein Teil ist, hat eine lange Tradition des Rassenhasses, der 
Gewalt und der Abschottung des Gebietes gegen Außenseiter, besonders gegen 
ethnische Minderheiten. Ostlondon wird als die geographische Herkunft der 
Skinheads und der Ursprung des Ausdrucks "Paki-bashing" (Pakistaner "klop­
pen") als Beschreibung für die systematischen Angriffe auf die hier wohnenden 
Asiaten (ca. 1969) betrachtet. Mitte der 70er Jahre waren Gegenden in 
Ostlondon Schwerpunkte für rassistische Gewalt und es waren dort auch 
ausdrücklich rassistische (rechtsextremistische) Parteien (wie z. B. die 
Nationale Front) bei Wahlen am erfolgreichsten (Husbands 1983). Diese 
Gewalttätigkeiten setzten sich während der 70er und 80er Jahre fort, mit 
Eskalationen zwischen 1978 und 1981 und wiederum 1985 (Hesse et al. 1992). 
Während der Mitte der 80er Jahre hat Newham auch zahlreiche Zusammenstöße 
zwischen der Polizei und asiatischen Selbstverteidigungsgruppen erlebt. Das 
Problem der rassistischen Gewalt wurde im Laufe dieser Zeit sehr politisiert, 
wie man anhand der oft erbitterten Streitgespräche zwischen der Polizei, den 
kommunalen Behörden und Gemeindeorganisationen in den lokalen Medien 
feststellen kann. 1987 (zu Beginn des North-Plaistow-Projekts) zeigten die 
Polizeistatistiken, daß Newham die höchste Rate angezeigter rassistischer 
Vorfälle in Groß-London hatte (364), und daß die Wohnsiedlung Plaistow North 
die höchste Zahl der gemeldeten Fälle in Newham hatte. 

32) Saulsbury, Berater der Innenministeriums. 
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orgamsleren und ermöglichen sollte. Ein vom Innenministerium bezahlter 

Forscher33 ) half dem Berater und übernahm die Auswertung des Projektes. 

Die Aufgabenbeschreibung für das Projekt wurde unter Verwendung einer 
Methode, die als "Problemlösungsmodell" bekannt war34), erstellt. Dieses 
Modell umfaßte die Darstellung des Problems, die Entwicklung von Strategi­
en, die Ausführung und die Auswertung. 

4. Darstellung des Problerm 

Als ersten Schritt hat die Arbeitsgruppe eine objektive Beschreibung der 
Rassendiskriminierung und der Reaktionen hierauf erstellt.35) Diese 
Beschreibung umfaßte eine Analyse der Polizeiberichte, einer Reihe von 
Gruppengesprächen mit den Mitarbeitern der kommunalen Behörden und 
Organisationen und einer Opferbefragung.36) Die Befragung der Einwohner 
bestätigte die amtlichen Unterlagen und die lokale Einschätzung, daß 
Rassendiskriminierung ein ernsthaftes Problem im Untersuchungsbereich 
war. Etwa jeder fünfte farbige Mann und jede fünfte farbige Frau aus der 
Karibik sowie jeder sechste Asiate bzw. jede sechste Asiatin gaben an, daß 
er bzw. sie innerhalb eines Zeitraumes von 18 Monaten Opfer eines rassisti­
schen Vorfalls geworden waren. Es handelte sich dabei vor allem um 
rassistische Beleidigungen, Beschimpfungen, Drohungen und Sachbeschädi­
gungen, aber auch Steinwürfe, schwere tätliche Angriffe und Brandstiftung 
wurden angegeben. Die asiatischen Frauen hatten die meiste Angst vor 
rassistischen Angriffen. Drei Viertel von ihnen hatten "sehr viel" oder "recht 
viel" Angst davor, daß sie oder Mitglieder ihrer Familie Opfer werden 
könnten. Wenn Täter identifiziert wurden, waren es hauptsächlich Gruppen 
von männlichen Weißen im Alter zwischen 11 und 25 Jahren. In einzelnen 

33) Bowling. 
34) Goldstei n 1990. 
35) Saulsbury und Bowling 1991, dort Anhang 4; Bowling (in Bearbeitung). 
36) Die Befragung stützte sich auf eine Zufallsstichprobe von 751 Personen und 

eine "repräsentative" Stichprobe von asiatischen Probanden, die zusammen 
eine gesamte Stichprobengröße von 1 150 Bewohnern des Untersuchungs­
gebietes ausmachten. 163 Befragte gaben an, daß sie das Opfer eines rassi­
stisch motivierten Vorfalls gewesen seien; hiervon haben 114 Einzelheiten 
über ihre Erlebnisse berichtet. 
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Fällen kannte das Opfer den Täter. Es gab einige besondere Orte, wo diese 
Vorfälle am häufigsten vorkamen, aber es war schwieriger festzustellen, 
wann sie gehäuft passierten. 

Viele der Befragten waren der Ansicht, daß die Kommunalverwaltung nicht 
besonders hilfsbereit gegenüber Opfern von Rassendiskriminierung waren. 
Von den Opfern, die sich mit der Polizei oder mit dem Wohnungsamt in 
Verbindung setzten, sagten weniger als jedes zehnte Opfer, daß es mit der 
Art und Weise, wie sein Fall behandelt wurde, sehr zufrieden war, während 
fast jedes fünfte sagte, es sei sehr unzufrieden gewesen. Als häufigste 
Gründe für diese Unzufriedenheit wurden genannt, daß die Behörden nicht 
genug getan hätten, um zu helfen, daß sie es versäumt hätten, das Opfer 
bezüglich seines Falles auf dem Laufenden zu halten, oder daß die Mitarbei­
ter den Anschein erweckten, als seien sie an dem Fall nicht interessiert. 8 % 

der Opfer waren der Meinung, daß das Ausmaß an Rassendiskriminierung in 
den letzten fünf Jahren abgenommen hätte, knapp die Hälfte nahmen an, es 
sei ungefähr gleich geblieben und 28 % dachten, es sei schlimmer geworden. 

In den Gruppeninterviews wiesen die Mitarbeiter aller Behörden und 
Organisationen auf Schwächen bezüglich der Art und Weise hin, wie sie 
gegenüber den Opfern und Tätern reagiert hätten und boten selbst Vorschlä­
ge an, wie sie ihre Reaktionen verbessern könnten. Insbesondere betonten sie 
die Einschränkungen durch gesetzliche Vorgaben und die fehlende Kommu­
nikation hinsichtlich rassistischer Vorfälle innerhalb und zwischen den 
einzelnen Behörden und Organisationen. 

5. Entwicklung eines Aktionsplanes 

Im Anschluß an die Beschreibung der Situation begann die Arbeitsgruppe 
mit der Entwicklung einer Reihe von Initiativen, mit denen man verschiedene 
Aspekte des Problems der Rassendiskriminierung und der rassistischen 
Angriffe angehen wollte. Obwohl der Arbeitsauftrag der Arbeitsgruppe 
soviel Freiheit einräumte, wie sie für notwendig erachtete, um notwendige 
Maßnahmen durchzuführen, wurden diese durch bereits vorhandene 
rechtliche und verwaltungstechnische Vorschriften zur Rassendiskriminie­
rung behindert. Weiterhin mangelte es zunächst an personellen und materiel­
len Ressourcen. Mitglieder der Arbeitsgruppe - von denen alle erfahrene 
Mitarbeiter aus den einzelnen Organisationen waren - waren nur ungern 

147 



bereit, Maßnahmen zu empfehlen, die über das hinausgingen, was in der 
eigenen Behörde üblich war, und die zusätzliche Mittel erforderten. Die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe verteidigten die In teressen ihrer eigenen 
Organisation und beachteten deren einschränkende Vorgaben. Sie sahen 
zutreffend voraus, daß ihre Ämter und Organisationen sich neuen Ideen 
widersetzen würden. Die Aufgabe, die ihnen gestellt war, verlangte, daß sie 
sich von ihren normalen Handlungsweisen distanzieren sollten und den 
Umgang mit Rassendiskriminierung durch die eigene Behörde den Mitarbei­
tern anderer Abteilungen und Organisationen erklären sollten. 

Trotz mancher Schwierigkeiten wurde ein Aktionsplan erstellt, der mehr als 
20 Einzelmaßnahmen enthielt. 37 ) Die meisten bestanden aus verbesserten 
Verfahrensweisen einzelner Behörden, wie beispielsweise der gezielte 
Einsatz von Polizeistreifen und ein spezielles Präventionsprogramm der 
Polizei, verbesserte Beleuchtungen und architektonische Verbesserungen im 

öffentlichen Raum durch den Technischen Dienst der Kommunalverwaltung, 
schnellere Reaktionen durch das Wohnungsamt und die Einführung von 
Aufzeichnungs- und Überwachungsverfahren in Schulen durch die Schulbe­
hörde. Diese Maßnahmen wurden mit dem Ziel entwickelt, die Kommunikati­
on und die Zusammenarbeit zwischen Behörden und Organisationen zu 
verbessern, einschließlich der Entwicklung von Kommunikationssystemen 
zwischen Wohnungsamt, Polizei und Opferhilfe sowie die Erstellung einer 
Informationsbroschüre für Opfer. 

6. Durchführung Wld Auswertung 

Die Entwicklung einer angemessenen Auswertungsstrategie für das Projekt 
war nicht einfach. Das Projekt befaßte sich mit dem Verhalten mehrerer, 
sehr unterschiedlicher Behörden und Organisationen, die mehrere unter­
schiedliche Ziele ins Auge gefaßt hatten, wie z. B.: die Verbesserung der 
Kommunikation und der Kooperation zwischen den Behörden und Organisa­
tionen; die Verhinderung von rassistischen Übergriffen und Rassendiskrimi­
nierung; die Ermutigung der Opfer, solche Vorfälle anzuzeigen; die Ermitt­
lung der Täter und die Unterstützung von Opfern. Die Auswertung sollte 

37) Saulsbury und Bowling 1991, Anhang 5. 
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erbringen, ob diese Initiativen tatsächlich vor Ort ausgeführt werden 
konnten, und ob sie das Ausmaß der Rassendiskriminierung erkennbar 
verringert hatten. 

Jede Behörde bzw. Organisation übernahm die Verantwortung für die 
Umsetzung der Initiativen, an denen sie beteiligt waren. Bei der Evaluation 
wurde jedoch deutlich, daß die Arbeitsgruppe und der Lenkungsausschuß 
versäumt hatten, allen ausreichend klar zu machen, wie die Aktionsprogram­
me auszuführen waren. Gespräche mit Mitgliedern des Lenkungsausschusses 
und der Arbeitsgruppe ergaben, daß Änderungen der Arbeitsabläufe in ihren 
Organisationen nicht deutlich genug nach unten, an die untere Arbeitsebene, 
weitergegeben worden waren. Einige Führungskräfte wurden nicht ausrei­
chend genug informiert über den Zweck des Projekts bzw. ihre Verantwor­
tung hierfür. Vor allem aber waren die Mitarbeiter vor Ort, welche die 
Maßnahmen durchführen sollten, über ihre AufgabensteIlung nicht gut 
genug informiert. Es wurde deutlich, daß viele der Initiativen nicht vollstän­
dig durchgeführt worden waren, und einige waren sogar überhaupt nicht 
ausgeführt worden. Im Schlußbericht zum Projekt findet man das Ergebnis, 
daß die Präventionsarbeit der Polizei, die Opferhilfe sowie die Art und 
Weise, wie man mit den Tätern umging, größtenteils unverändert gegenüber 
den Verfahrensweisen vor dem Projekt geblieben waren.38) 

Ähnlich wie in vielen anderen Entwicklungsprojekten gab es in North 
Plaistow ebenfalls überehrgeizige Erwartungen, unvorhergesehene Ein­
schränkungen und falsche Voraussetzungen. Die beteiligten Ämter und 
Organisationen waren sich einig, daß ein koordinierter Ansatz mit mehreren 
Behörden bedeutsame Vorteile gegenüber isolierten Maßnahmen hatten. 
Aber die Mehrheitsmeinung, daß man ohnehin nur Gutes von einer größeren 
Koordination erwarten kann, täuscht über die Tatsache hinweg, daß die 
einzelnen Ämter und Organisationen unterschiedliche offene und verdeckte 
Motive für ihre Beteiligung an solchen ressortübergreifenden Bemühungen 
haben,39) Eine Koordination dient generell der Schaffung eines umfassenden 
Maßnahmenkatalogs, der Neuordnung von gegensätzlichen Zielen und 
Vorstellungen, der Vermeidung von unnötiger Doppelarbeit, der Schließung 

38) Saulsbury und Bowling 1991, S. 54-61. 
39) Blagg et al. 1988. 
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von Lücken bei Dienstleistungen und der Verteilung der geforderten Mit­
te1.40) Zusätzlich zu diesen Zielen wird jedes Amt bzw. jede Organisation 
eigene Motive für die Befürwortung einer interinstitutionellen Koordination 
haben, die aus den jeweils unterschiedlichen gesetzlichen Zuständigkeiten, 
Organisationsstrukturen und Arbeitsmethoden resultieren. Es muß jedoch 
berücksichtigt werden, daß die Ziele einer Behörde nicht unbedingt mit denen 
anderer Organisationen kompatibel sind und daß sie sogar manchmal im 

Gegensatz zueinander stehen.4 1) 

Es wurde z. B. im Verlauf dieses Projektes vorgeschlagen, daß mit Beteilig­
ten eines rassistischen Vorfalls gemeinsame Gespräche mit städtischen 
Mitarbeitern und Polizeibeamten geführt werden sollten. Aber dieser 
V orschlag ist nie umgesetzt worden, weil man festgestellt hat, daß die 
rechtlichen Vorschriften der einzelnen Behörden nicht kompatibel waren. 
Bei der Vorbereitung von Zivilklagen, haben die Verwaltungsabteilungen 
einen opferorientierten Ansatz gewählt, d. h. man hat die Darstellungen des 
Opfers als objektive Beschreibung des Vorfalls übernommen und handelte 
bis zu einem gewissen Grade als dessen Fürsprecher. Im Gegensatz dazu war 
der Ansatz der Polizei von den Voraussetzungen des Strafgesetzbuches 
bestimmt, und das bedeutete, daß sie die Aussagen des Opfers, der Zeugen 
und des mutmaßlichen Täters in Frage stellen mußte. Daher konnte ein 
gemeinsames Gespräch nicht vereinbart werden. 

Der Versuch, die Zusammenarbeit mehrerer Organisationen zu koordinieren, 
führt allein nicht zur Lösung der Probleme. Ein solcher Versuch wird auch 
nicht die Versäumnisse einzelner Ämter bzw. Organisationen ausgleichen, 
die mit ihren Problemen nicht fertig werden. Ganz sicher wird ein solcher 
Ansatz nicht die Organisationsprobleme innerhalb von Ämtern und Organi­
sationen beheben. Positiv ausgedrückt: Die interinstitutionelle Koordination 
kann vor allem die bereits wirksamen Maßnahmen einzelner Ämter und 
Organisationen nur verstärken. 

Diejenigen, die eine Zusammenarbeit mit mehreren Behörden und Organisa­
tionen planen, müssen zunächst genau abklären, welche gemeinsamen Ziele 
vorhanden sind und ob eine Zusammenarbeit der beste Weg zur Erreichung 

40) Rein 1983. 
41) Sampson et al. 1988. 
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dieser Ziele ist. Nachdem man sich über die allgemeinen Ziele geeinigt hat, 
müssen die Behörden und Organisationen konkretere Vereinbarungen 
treffen, z. B. welche Teile ihrer Arbeitsabläufe koordiniert werden sollen, 
wie das geschehen soll und was man damit erreichen will. 

Obwohl der interinstitutionelle Ansatz auf eine effizientere Verwendung 
vorhandener Mittel abzielt, sollte man den Bedarf an zusätzlichen Finanz­
mitteln zur Entwicklung gemeinsamer Initiativen nicht übersehen. In North 
Plaistow z. B. mußten Mitarbeiter zusätzliche Zeit für die Sammlung, 
Analyse und Auswertung von Informationen sowie für die Entwicklung und 
Ausführung gemeinsamer Maßnahmen aufbringen. Einige Initiativen müssen 
finanziell unterstützt werden, zumindest in Form von "Starthilfen". Bei 
unserem Projekt wurde die Aufgabe, neue Initiativen zu entwickeln, nicht 
ausgeführt, weil es keine Garantie dafür gab, daß Mittel hierfür zur Verfü­
gung stehen würden. Denjenigen, die ein Koordinationsprojekt beginnen 
möchten, sollte die finanzielle Lage des Projektes von Anfang an ganz klar 
dargelegt werden, und die Kosten sollten unter den sich beteiligenden 
Behörden und Organisationen gerecht verteilt werden. 

Das Versäumnis, Gemeindemitglieder in das Projekt einzubeziehen, führte zu 
Enttäuschungen während dieses Projektes. Die Teilnahme von Gemeinde­
mitgliedern am Lenkungsausschuß und an der Arbeitsgruppe war zwar 
ursprünglich beabsichtigt, aber man hatte damit wenig Erfolg. Infolgedessen 
konzentrierte sich das Projekt fast ausschließlich auf die Behörden. In 
unserem Abschlußbericht zum Projekt haben wir dies einer unnötig restrikti­
ven Definition des Begriffs "örtliche Gemeinde" und Schwächen im Verfah­
ren, Gemeindemitglieder einzubeziehen, zugeschrieben. Daß diese Konflikte 
das Projekt beeinträchtigt haben, kann man daran erkennen, daß eine 
gemeinsame Definition der Rassendiskriminierung nicht zustandegekommen 
ist. Auch am Ende des Projektes gab es immer noch Meinungsverschieden­
heiten zwischen den örtlichen Polizeibeamten und den Wohnungsamt­
mitarbeitern darüber, ob ein Vorfall rassistisch motiviert oder einfach ein 
Streit zwischen Nachbarn war. Eine ressortübergreifende Zusammenarbeit 
erfordert einen Konsens bezüglich der Grundvorstellungen, auf denen 
geplante Maßnahmen basieren. Obwohl Konflikte förderlich sind, um 
Änderungen zu erreichen, bedrohen sie auch die Grundlage einer Zusammen-
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arbeit.42) In North Plaistow bedeutete das, daß Vorschläge vermieden 
wurden, bei denen eine Einigung unter den teilnehmenden Behörden und 
Organisationen als unmöglich eingeschätzt wurden. Wenn solche Vorschlä­
ge überhaupt geäußert wurden, dann wurden sie schnell wieder verworfen 
in dem Glauben, daß eine Meinungsverschiedenheit das Prinzip der Zusam­
menarbeit in Frage stellen könnte. 

Schließlich gab es immer wieder Einschränkungen oder Zwänge durch 
überkommene Verfahrensweisen, Arbeitsabläufe und den gesetzlichen 
Rahmen der jeweiligen Institutionen, aber auch durch solche, die externer 
Natur waren und nicht von der jeweiligen Behörde bzw. Organisation zu 
vertreten waren. Einige Beamte, wie z. B. Wohnungsamtmitarbeiter, die für 
die Überwachung von Fällen von Rassendiskriminierung zuständig sind, 
verlassen sich generell auf die finanzielle Unterstützung durch die Zentral­
regierung. Die Staatsanwaltschaften43) treffen die endgültige Entscheidung 
darüber, ob Vorfälle von Rassendiskriminierung oder rassistische Übergriffe 
strafrechtlich verfolgt werden, und die endgültige Beurteilung jeder solchen 
Verfolgung liegt letztendlich wieder bei den Gerichten. Die Politik der CPS, 
der höheren Führungskräfte der Polizei, der Gerichte, der Bewährungshelfer 
und der Abteilungen der Zentralregierung beeinflussen das Resultat 
(straf- )rechtlicher Schritte, die Einführung neuer Vorschriften und die 
Zuteilung finanzieller Mittel. 

7. Empfehlungen für andere europäische Länder 

Die aus diesen Erfahrungen hervorgehende Frage lautet: Wie können die 
Ergebnisse dieses Projektes denen nützen, die ein kommunal unterstütztes 

42) Sampson et al. 1988. 
43) Crown Prosecution Service (CPS). 
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Projekt gegen rassistische Gewalt in anderen europäischen Ländern ent­
wickeln wollen ?44) 

Erstens sollte man auf die Faszination hinweisen, die von der Idee eines 
interinstitutionellen Ansatzes ausgeht. Die Idee, daß alle staatlichen und 
freiwilligen Organisationen, die für die Bekämpfung rassistischer Gewalt in 
einer bestimmten Gemeinde zuständig sind, zusammenarbeiten sollten, um 
Opfern zu helfen, Täter zu verfolgen und Angriffe zu verhindern, ist 
vielversprechend. Ein solches Konzept erscheint - oberflächlich betrachtet -
als etwas, was ohne Zweifel "gut" ist, und theoretisch hat die Idee eine große 
Anziehungskraft. Das Verhalten von Tätern bei rassistischen Angriffen oder 
bei Rassendiskriminierung könnte z. B. sowohl durch Bewährungshelfer, 
Sozialarbeiter, Jugendleiter, Lehrer als auch durch die Polizei, 
Wohnungsamtsmitarbeiter und Gerichte sanktioniert werden. Demgegenüber 
könnten die Opfer solcher rassistischer Übergriffe oder Belästigungen durch 
Mitarbeiter von Fachabteilungen und Fachgruppen unterstützt werden, wie 
z. B. von Victim Support45), Wohnungsamt, Gemeindeverwaltung, 
Mieterschutzverbände, Kirchengruppen, Lehrerschaft und Bürger. Wer 
könnte sich einem solch unstreitig wichtigen Sozialproblem widersetzen? In 
der Tat haben abgestimmte Maßnahmen zwischen der Polizei und anderen 
Ämtern Vorteile gegenüber isolierten Maßnahmen einzelner Behörden. 

Auch wenn die Faszination der interinstitutionellen Idee nicht geleugnet 
werden kann, ist es jedoch wichtig, daß Einschränkungen bei der Realisie­
rung nicht übersehen werden dürfen. Es ist klar, daß z. B. die ressortüber­
greifende Zusammenarbeit allein nicht die Probleme des Rassismus und der 
Gewalt lösen kann. Am wichtigsten ist es, sich einzugestehen, daß koordi­
nierte oder gemeinsame Maßnahmen wirksame Arbeitsweisen einzelner 
Ämter bzw. Organisationen nicht ersetzen können. Die wichtigste Vorausset-

44) Man sollte wissen, daß die Idee koordinierter Maßnahmen seit langem in Europa 
bekannt ist, und auch andere Erfahrungen außerhalb Englands gemacht wurden 
(s. Cathy Lloyd in King 1991). Workshopteilnehmer haben Erfahrungen mit 
wirksamen, auf kommunaler Ebene koordinierten Maßnahmen gegen rassistisch 
motivierte Angriffe mitgeteilt, z. B. in Brummendal. Das norwegische Ministeri­
um für Kommunalverwaltung hat neulich die interinstitutionelle Zusammenarbeit 
von kommunalen Ämtern und Institutionen zum Teil ihrer Strategie zur 
Bekämpfung rassistischer Gewalt gemacht. 

45) OpferhiIfe. 
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zung für das Gelingen einer Zusammenarbeit ist, daß die nationalen und 
lokalen Polizeibehörden, Wohnungsämter, Sozialdienste, Schul- und 
sonstige Behörden, die für ethnische Minderheiten zuständig sind, dafür 
Sorge tragen, daß zunächst ihre eigenen Interventionsstrategien erfolgreich 
und angemessen sind, bevor sie versuchen, eine gemeinsame Politik zu 
entwickeln. 

Man sollte auch die Schwierigkeiten der Realisierung koordinierter Maßnah­
men gegen rassistische Gewalt in North Plaistow im Auge behalten. Wie die 
Ostlondoner Erfahrung zeigt, werden die Behörden, Organisationen und 
Gemeinden, die auf "rassistische Gewalt" reagieren, das Problem unter­
schiedlich definieren, konkurrierende Ansichten über die Ursachen des 
Problems haben, und daher unterschiedliche Ansichten darüber haben, wie 
die Prävention bzw. die Reaktion auf dieses Problem aussehen soll. Man 
muß damit rechnen, daß Ansichten darüber, worin das Problem liegt und 
was getan werden soll, naturgemäß kollidieren werden. Laut Berichterstat­
tung über die gewalttätigen Ausschreitungen im Sommer 1992 in den 
europäischen Ländern, wird das Problem "Gewalt gegen Ausländer" 
tragischerweise genauso häufig der Anwesenheit der Ausländer selbst 
zugeschrieben, wie auch dem wiederauflebendem Nationalismus, der 
Fremdenfeindlichkeit oder dem Rassenhaß. Es ist klar, daß die begriffliche 
Erfassung des Problems Auswirkungen auf die Entwicklung eines Lösungs­
ansatzes hat. 

Die an einer interinstitutionellen Initiative Beteiligten können auch unter­
schiedliche erklärte und nicht erklärte Motive für eine Zusammenarbeit 
haben, die entweder nicht kompatibel sind oder sogar kollidieren, z. B. 
wollten einige Vertreter ethnischer Minderheiten einen solchen Ansatz dazu 
benutzen, mehr Polizeischutz zu bekommen. Dieses Ziel war jedoch nicht 
mit der Absicht der Polizei vereinbar, die Last der Verantwortung für die 
Bekämpfung dieses Problems "auf mehrere Schultern" zu verteilen. Auch 
wenn die Entscheidungsträger sich darüber einig sind, was getan werden 
sollte, gibt es weitere Probleme bei der Durchführung jeder koordinierten 
Strategie, auf die man sich einigt. Die für die Ausführung von einzel­
behördlichen oder behördenübergreifenden Konzepten zuständigen Beamten 
bzw. Mitarbeiter können sich z. B. Anweisungen, die eine Änderung ihrer 
Arbeitsabläufe bewirken, widersetzen. 
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8. Schlußfolgerungen 

Rassistisch motivierte Gewalt hat viele Erscheinungsformen: von gewaltsa­
men Übergriffen gegen ethnische Minderheiten - wie man letzten Sommer in 
Rostock und anderswo erlebt hat -, über sporadische Fälle von Brandstif­
tung, tätliche Übergriffe oder sogar Mord an Personen, die einer ethnischen 
Minderheit angehören, bis zu lang anhaltenden Belästigungskampagnen 
gegen Familien, die zu einer ethnischen Minderheit zählen. Egal in welcher 
Form, sind diese rassistischen Angriffe und Belästigungen "zweifellos die 
widerlichsten und zerstörerischsten Aspekte von ... Rassendiskriminie­
rung46) und sie müssen erfolgreich bekämpft werden." Die Frage, "wie man 
rassistische Gewalt bekämpft, ist daher eines der drängendsten Probleme für 
Schwarze und andere ethnische Minderheiten, für anti-rassistische Aktivi­
sten, Polizeien und Regierungen überall in Europa. "47) Insbesondere müssen 
die Polizei und die kommunalen Behörden (besonders die Sozialwohnungs­
baubehörde/das Wohnungsamt) und Organisationen, die ethnische Minder­
heiten vertreten, auf rassistische Gewalt in jeder Form vorbereitet und in der 
Lage sein, darauf angemessen zu reagieren. 

Der Vorschlag, daß verschiedene Behörden und Institutionen zusammenar­
beiten sollten, um dieses Problem in Griff zu bekommen, ist verheißungsvoll, 
aber er steckt voller praktischer Probleme. Der fehlende Konsens hinsicht­
lich der Definition, Erklärung und Bewältigung des Problems schmälert die 
Grundlage für gemeinsame Aktionen. Kommunale Organisationen müssen 
sich darüber im klaren sein, was sie selbst als einzelne Behörde tun können, 
um rassistisch motivierte Gewalt innerhalb ihrer Zuständigkeitsbereiche und 
gesetzlichen Vollmachten zu verhindern. Gemeinsame, abgestimmte Maß­
nahmen werden am effektivsten sein, wenn die zusammenarbeitenden Ämter 
und Institutionen bis zur Grenze ihrer eigenen Handlungsmöglichkeiten 
gegangen sind und nun noch weiter gehen möchten. 

Schließlich ist die Art und Weise, wie eine Gemeinde an einem solchen 
Ansatz beteiligt wird, von entscheidender Bedeutung. Rassistisch motivierte 

46) Anmerkung von Kenneth Baker, ehemaliger Innenminister, im Vorwort zum 
zweiten Bericht der Inter-Departmental Racial Attacks Group. Horne Office 
1991. 

47) Hesse et al. 1992, S. XXVi-XXVii. 
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Gewalt ist ein Problem, das kaum gelöst werden kann, wenn eine Gemeinde 
zerstritten ist. Es könnte sich als unmöglich erweisen, einen Konsens unter 
den Bewohnern eines Ortes zu finden, wenn einige ebenso stark gegen die 
Anwesenheit von ethnischen Minderheiten sind, wie andere gegen Rassismus 
und Rassenhaß. 

Der Erfolg, mit dem die Zentralregierung und die kommunale Verwaltung, die 
Polizei und die Gemeindemitglieder selbst die in diesem Papier skizzierten 
Probleme lösen, wird Einfluß darauf haben, in welchem Umfang Rassismus 
und rassistisch motivierte Gewalt im kommenden Jahrzehnt unter Kontrolle 
gebracht werden können oder ob sie eskalieren. 
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Ausländerfeindliche Gewalt in Frankreich 

Gilbert Bonnemaison 

Zu einer Zeit, in der der Aufbau der Europäischen Union immer größere 
Dimensionen annimmt, müssen wir mehr denn je die immensen Ressourcen 
unseres Kontinents gemeinsam nutzen, aber auch die Alltagsprobleme 
unserer Gesellschaften gemeinsam angehen, da diese sich in vielerlei 
Hinsicht sehr ähnlich sind. 

Die Phänomene "Rassismus" und "Ausländerfeindlichkeit" stellen eine 
schwerwiegende Gefahr dar und erfordern energische Reaktionen seitens der 
politisch und rechtlich Verantwortlichen unserer Länder. Diese Phänomene 
lassen Verhaltensweisen wiederaufkommen, die man endgültig verbannt zu 
haben glaubte - denn wie schon Bert Brecht sagte: " ... Der Schoß ist 
fruchtbar noch, aus dem das kroch! ... " Das Wiederaufflammen und das 
Ausmaß, die zweifellos mit der derzeitigen wirtschaftlichen und sozialen 
Krise in unseren Gesellschaften zusammenhängen, müssen uns ein 
Warnsignal dafür sein, wie schwach unsere Abwehrmechanismen gegen die 
der menschlichen Natur und somit indirekt unseren Gesellschaften 
innewohnenden Todesinstinkte sind. 

V or nunmehr vier Jahren hat die französische Regierung eine beratende 
Nationale Menschenrechtskommission eingesetzt, deren Aufgabe unter 
anderem darin bestand, die Phänomene des Rassismus und der 
Ausländerfeindlichkeit aufmerksam zu verfolgen und auch die Wirksamkeit 
von Gegenmaßnahmen zu bewerten. 

Ich werde mich weitgehend auf den von dieser Kommission erarbeiteten 
Bericht beziehen und ihn durch eigene Erfahrungen ergänzen, die ich als 
Bürgermeister einer Stadt im Vorortbereich von Paris und Verantwortlicher 
für die Entwicklung einer Kriminalitätspräventionspolitik auf nationaler 
Ebene gemacht habe. Denn es ist derselbe Nährboden, erzeugt durch die 
wirtschaftliche und soziale Krise, welcher die Ursache für die folgenden 
beiden Arten unsozialen Verhaltens darstellt: die massive Kriminalität in 
den Städten und der Rassismus. Bei beiden wird der andere und dessen 
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Rechte negiert und es werden diejenigen Verpflichtungen nicht respektiert, 
die ein jeder gegenüber dem anderen hat, um in der Gemeinschaft leben zu 
können. 

Eine Überschneidung zwischen urbaner Kriminalität und Rassismus ist nicht 
nur aufgrund einer gemeinsamen Ursache gegeben. So ist es in der Tat kein 
Zufall, wenn solches Ausgrenzungsverhalten in ein und denselben 
Stadtvierteln erfolgt. Genau in denjenigen, wo die oben erwähnte Krise die 
schwerwiegendsten Auswirkungen zeigt: Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot, 
Zerfall der Familien, Verlust der elterlichen Autorität, Schulversagen, 
Alkoholismus und Drogensucht. 

Seit 1991 nehmen rassistische und ausländerfeindliche Handlungen in 
Frankreich ab, nachdem zehn 1 ahre lang ihre Anzahl relativ hoch war. Auf 
Rassismus, der sich im wesentlichen gegen Nordafrikaner richtet, waren 505 
Gewaltakte zurückzuführen, bei denen 25 unschuldige Menschen getötet und 
289 verletzt wurden (zwischen 1980 und 1982). Gab es 1989 noch 89 
rassistische Gewalthandlungen, so waren es 1992 nur noch 28. 
Kriminalitässtatistiken soll ten zwar immer mit gewisser Vorsicht behandelt 
werden, jedoch kann aufgrund der sehr hohen Aufmerksamkeit der Polizei­
und lustizbehörden in diesen Fragen davon ausgegangen werden, daß die 
Zahlen der Realität nahekommen. 

Die den Rechtsextremisten zugeschriebene Gewalt ist hingegen weniger 
rückläufig. Eine Erklärung hierfür ist das Phänomen der Skinheads und ihre 
Ausbreitung in unseren Ländern, insbesondere ihre Tendenz, die 
Fußballfans zu unterwandern, wodurch Vorfälle ausgelöst werden, die 
durch die zuständigen Behörden schwer zu verhindern sind. 

Diese Bewegung hat sich international formiert, was eine enge 
Zusammenarbeit der Dienststellen erfordert. Skins aus Nordfrankreich 
treffen sich regelmäßig mit Skins aus Belgien und Deutschland. Die 
Staatsanwaltschaft GöttingenIDeutschland hat ein Verfahren gegen einen 
Verlag in der Bretagne eingeleitet, der in Deutschland neonazistische bzw. 
revisionistische Schriften vertreibt. Es besteht die äußerst große Gefahr der 
Banalisierung. Was vor einigen Jahren noch undenkbar war, ist heute 
üblich. Rassismus und Antisemitismus scheinen für einige nur eine 
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Einstellung unter vielen zu sein, was uns das Ausmaß der vor uns liegenden 
erzieherischen Aufgabe verdeutlicht. 

Wie ich bereits in der Einleitung sagte, sind die starke Verstädterung und die 
derzeitige Krise der Nährboden für Kriminalität und Rassismus. Dennoch 
sollten wir uns nicht darüber hinwegtäuschen, daß einige Vorfälle eher 
darauf ausgelegt sind, sich auf dubiose Art und Weise der strafrechtlichen 
Verantwortung zu entziehen, als daß es sich tatsächlich um das Ergebnis 
sozialer Diskriminierung handel t. 

Lastet man anderen und insbesondere Polizeibeamten rassistisches 
Verhalten an, läßt man zu, daß Vertreter von Recht und Ordnung 
beschuldigt werden, und daß ihnen objektives Verhalten bei der Ausübung 
ihres Amtes abgesprochen wird. Dies berührt die schwierige Frage des 
Rassismus in Polizeibehörden. 

Jedoch kann man ebensowenig die Bildung von Banden schwarzer 
Jugendlicher leugnen, die sich offen rassistisch äußern. Dieses Zurückziehen 
auf sich selbst und auf diejenigen, die die gleiche Hautfarbe haben bei 
Ablehnung der Weißen, ist moralisch genauso zu verurteilen wie der 
Rassismus gegenüber Schwarzen und Nordafrikanern. 

In diesen benachteiligten Stadtvierteln zeigt sich dessen Unsinnigkeit in 
ihrem ganzen Ausmaß. Die Bewohner dieser Stadtviertel sind alle mit 
denselben Schwierigkeiten konfrontiert. Die Krise macht keine Unterschiede 
und trifft alle gleich hart, ungeachtet der Hautfarbe, der Religion und der 
ethnischen Abstammung. 

Das Irrsinnige solcher Verhaltensweisen gipfelt in einer sich jüngst 
entwickelnden neuen Form von Ausgrenzung und Haß, d. h. in der Gewalt 
zwischen einzelnen Stadtvierteln. Die sogenannten Zulubanden hassen 
alles, was andersartig ist, natürlich die Weißen, aber auch die andere 
Jugendbande aus dem Nachbarviertel, die ihr in allen Punkten gleicht. Ich 
sagte bereits, unsere erzieherische Aufgabe ist schwierig. 

Wir müssen unser ganzes Augenmerk auf die Auswüchse der Rivalitäten 
zwischen den Stadtteilen richten. Sie arten oft zu Verfemungen aus, die den 
Versuch kaschieren, Hehler- oder Drogennetze zu etablieren und dem 
eigenen sowie auch anderen Stadtteilen ein parallel geltendes, individuelles 
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Recht aufzuzwingen. Es ist unter diesen Voraussetzungen notwendig, mit 
Nachdruck und wohldurchdacht zu handeln, um die Bildung mafioser oder 
der Mafia nacheifernder Strukturen zu verhindern. Die Existenz eines 
partnerschaftlichen Miteinanders birgt hier die besten Erfolgsaussichten. Die 
Schaffung oder Stärkung von kulturellen, sportlichen und anderen 
integrativen Institutionen und Verbänden - parallel zu den polizeilichen 
Maßnahmen - sind wesentliche Faktoren für einen Erfolg. 

Ganz allgemein nun einige Zahlen zur Lage der Ausländerfeindlichkeit in 
Frankreich. Zahlen sind eine Sache, die Wahrnehmung des Phänomens 
durch die Bevölkerung eine andere. Neun von zehn Franzosen stellen 
übereinstimmend fest, daß Rassismus verbreitet ist und sich in erster Linie 
gegen Nordafrikaner und weiter gegen Schwarze richtet. 65 % sind der 
Ansicht, daß deren Anzahl in Frankreich zu hoch ist. Es zeigt sich deutlich, 
daß die moslemische Religion oder zumindest deren integristisches Weltbild 
den Rassismus stark schürt, wobei die Mehrheit jedoch bereit ist, gegen diese 
Tendenz durch die Unterzeichnung einer Petition anzugehen. Jeder Dritte ist 
bereit, einen wegen rassistischer Handlungen verurteilten Kaufmann zu 
boykottieren. Vor allem aber geht die allgemeine Tendenz dahin, die 
Integration von Ausländern über Wohnbereich und Schule zu erleichtern 
und dabei gleichzeitig die Neuzuwanderung nach Frankreich stark zu 
begrenzen. 

Hieraus leiten sich folgende Feststellungen ab: 
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Die Mobilisierung der Sicherheitsbehörden und die Anrufung der 
Gerichte sind wirkungsvoll. Das systematische Vorgehen gegen die 
Bildung kleiner Aktivistenzellen und gegen die Helfershelfer zur 
Verbreitung propagandistischen Materials verhindert mittelfristig 
möglicherweise gewalttätigere Aktionen. Bekämpft werden müssen alle 
Handlungen gleichermaßen, unabhängig von Kontext und Tätern. Die 
Polizei- und Justizbehörden müssen makellos und untadelig arbeiten, 
da sie sonst die Polemik schüren würden, die wiederum nur den 
Extremisten nützt. 

Die Beteiligung von Initiativen gegen Rassismus an der Umsetzung der 
Öffentlichkeitsarbeit der Strafverfolgungsbehörden gibt dieser neue 
Impulse und bringt sie vor allem dazu, ihre Ergebnisse öffentlich 
darzulegen. Dies ist für die Bildung der öffentlichen Meinung wichtig, 



aber auch, um zu einer weiterhin starken Mißbilligung dieser 
Verhaltensweisen beizutragen. Ich sagte bereits, daß man sich vor 
jeglicher Bagatellisierung hüten muß, da sonst die Bekämpfung von 
Kriminalität und Rassismus immer schwieriger wird. 

Weder irgend welche Sonderverfahren noch Sondergerichte sind 
wünschenswert. Unsere Demokratien sind hinlänglich gerüstet, gegen 
diese Verhaltensweisen mit den Waffen des allgemeinen Rechts 
vorzugehen. Jedoch muß sicherlich bei Polizeibeamten und Richtern ein 
besonders scharfes Bewußtsein dafür geweckt werden, daß der 
Bearbeitung dieser Art von Straftaten Priorität zukommt. hn 
Mittelpunkt der Ausbildung müssen die Verhaltensweisen stehen, die 
die Ausgrenzung und Ablehnung des anderen widerspiegeln. 

Früher einmal war es allgemein üblich zu sagen, es sei Aufgabe der Polizei, 
die Schwachen zu schützen. Die Ausgegrenzten sind die Schwachen unserer 
Gesellschaften und verdienen von daher den besonderen Schutz seitens 
unserer Institutionen. Diese Gruppe hat enorm zugenommen; ich zähle dazu 
mißhandelte Frauen und Kinder sowie Ausländer. Anhand unserer 
Statistiken können wir sehen, daß dies diejenigen Gruppen sind, von denen 
unser Justiz- und Polizeisystem am wenigsten Notiz nimmt. 

Wenn auch keine Sonderverfahren eingerichtet werden müssen, würde ich 
doch vorschlagen, daß wir über besondere S trafen für diese delinquenten 
Verhaltensweisen nachdenken sollten. Von den schwersten Fällen einmal 
abgesehen, wäre es vorzuziehen, Strafen anzuwenden, die eine erzieherische 
Wirkung auf die Betroffenen, die Gesinnungsgenossen und auch auf die 
öffentliche Meinung haben. Dies ist einer der Aspekte der erzieherischen 
Dimension, die ich zuvor angesprochen habe. 

Es reicht jedoch nicht aus, daß unsere Gesellschaften Diskriminierungen 
verurteilen, dem Rassismus den Krieg ansagen und unsere Strafgesetzbücher 
mit neuen Sanktionen überfrachten. Dies ist sicherlich nützliches, 
unerläßliches Beiwerk einer jeden Politik, die den Rassismus einzudämmen 
versucht. Jedoch ist die Verbesserung der gesellschaftlichen Beziehungen 
grundlegende Voraussetzung für die Verringerung von Kriminalität und 
Rassismus. 
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Wie jedermann weiß, ist der Abbau von Arbeitslosigkeit und 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten ein sicheres und dauerhaftes Mittel für die 
Verringerung zwischenmenschlicher Spannungen in unseren Gesellschaften. 
Dies ist einleuchtend, jedoch sind unsere Gesellschaften heutzutage weder in 
der Lage, diese Schwierigkeiten zu verringern, noch wissen sie eine Lösung, 
und sie sehen sich einer ungeheueren Herausforderung gegenüber, bei der 
wir, wie mir scheint, weder das Ausmaß richtig eingeschätzt, noch alle 
Möglichkeiten für eine entsprechende Lösung ausgeschöpft haben. Wie kann 
Menschen, die unter mehr oder weniger schwierigen Bedingungen leben, ein 
Gefühl für ihren gesellschaftlichen Nutzen vermittelt werden, wo doch die 
Diskrepanz zwischen deren und dem für normal gehaltenen Lebensstandard 
zu Frustrationen führt? 

Was ist zu tun, um ein staatsbürgerliches, demokratisches Bewußtsein zu 
schaffen, wenn Ausgrenzung zum Massenphänomen wird? Ich denke, wenn 
unsere Gesellschaften sich gemeinsam bemüht haben werden, hierauf eine 
Antwort zu finden, werden wir nicht weit von einer Lösung entfernt sein. 
Leider haben wir die erforderliche Reife noch nicht erlangt, doch werden 
Veranstaltungen wie die heutige zweifellos einen Schritt nach vorne 
ermöglichen. 

Es sind nicht die kriegerischen Auseinandersetzungen, die unsere Städte 
sicherer machen, sondern Partnerschaft und demokratische Mitwirkung. 
Denn wir können es uns nicht erlauben, mit unserer Sicherheitspolitik 
Frustrationen und Wut zu erzeugen, die zur Aufrechterhaltung der 
Ausgrenzungen, die sie doch einzudämmen versuchen, beitragen. Unsere 
Maßnahmen müssen von der Anerkennung der Rechte und Pflichten jedes 
einzelnen getragen werden, denn nur Erziehung, Kultur, Ausbildung und 
Gerechtigkeit für alle sind Garanten unseres - entschuldigen Sie bitte den 
martialischen Ausdruck - Sieges über Drogen, Kriminalität und Rassismus. 

Wir werden den Fatalismus gegenüber den Problemen der Kriminalität, des 
Hasses und der Furcht erst dann zum Wanken bringen, wenn eine wahre 
Kultur der Solidarität sowohl zwischen Individuen, als auch zwischen 
Individuen und sozialen Gruppen sowie zwischen den Generationen ihren 
angemessenen Platz in unseren Ländern wieder eingenommen hat. 
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Dies wird dann geschehen, wenn es unseren Gesellschaften gelungen ist, 
gemeinsam ein Minimum an staatsbürgerlichem Bewußtsein zu definieren 
und das zu finden, was allen gemeinsam ist, über alle durch die 
Wirtschaftskrise entstandenen Gegensätzlichkeiten und Erschütterungen 
hinweg. 

Dies läßt sich nicht verordnen, aber ich bin der Ansicht, daß die Suche nach 
Mitteln, dies zu erreichen, zu den vorrangigen Aufgaben der mit 
Sicherheitsfragen befaßten Institutionen gehören sollte, insbesondere bei der 
präventiven Dimension ihres HandeIns. 

Man kann die Probleme "Ausländerfeindlichkeit" und "Rassismus" kaum 
ansprechen, ohne auf das Problem der latenten Gewalt in unseren 
Gesellschaften einzugehen. Ausländerfeindlichkeit äußert sich nicht nur in 
politischen Auseinandersetzungen und politischen Stellungnahmen, sondern 
es besteht auch ein enger Zusammenhang mit der uns umgebenden Gewalt: 
mit Gewalt in unserer Welt und ihren Kriegen, mit Gewalt gegenüber Armen 
und Ausgegrenzten. 

Aber auch mit Gewalt, wie sie durch unser Fernsehen, unser Kino, unsere 
ganze Palette der visuellen Darstellung gezeigt wird. Diese Darstellung von 
Gewalt offenbart eine tiefe Mißachtung des Menschen. Für unsere Kinder 
erscheint dies alles nur noch wie ein grenzenloses Spiel, bei dem am Ende 
die Toten auferstehen, die Verletzungen verschwinden, und deshalb 
rechtfertigt dies "als Spiel" die Anhäufung von Szenen der Folter, des 
Sadismus .... Es gibt keine Grenze mehr zur Wirklichkeit, die uns ähnliche 
und letzten Endes austauschbare Bilder zeigt. Richtig oder falsch? Kreuzen 
Sie das entsprechende Feld an, wie es bei manchen Spielen heißt. 

Ich gehöre zu jenen, die diese künstliche Darstellung von Gewalt ablehnen. 
Die Fiktion ist tödlich geworden; ich lehne es ab, daß wir diesbezüglich 
weiterhin solche Nachsicht, ja geradezu Nachlässigkeit walten lassen. Sie 
wissen, daß Frankreich bei den GATT-Verhandlungen dafür eintritt, den 
kulturellen Bereich auszusparen. Ich mächte dies auf den Bereich der 
Gewalt ausdehnen. 

Man wird einwenden, daß die Zensur einer anderen Zeit angehört und man 
wird mir den Wirtschaftsmarkt und seine Regeln entgegenhalten. Aber wir 
müssen dieser Kultur der Gewalt und des Hasses eine Moral entgegenstellen, 

167 



wenn wir wollen, daß unsere Gesellschaften weiterhin demokratisch 
funktionieren. 

Als Schlußfolgerung hätte ich zwei Vorschläge zu unterbreiten: 

Über die Europäische Menschenrechtskonvention zeichnet sich eine 
gemeinsame Definition von Rechten ab, die den europäischen Menschen 
beschreiben. Ich habe den Eindruck, daß zwischen allen europäischen 
Regierungen bezüglich der Ablehnung der Ausländerfeindlichkeit 
Übereinstimmung herrscht. Weshalb wäre also nicht eine europäische 
Definition dieser Straftaten denkbar? Dies würde das Europa, das wir 
wollen, stark prägen, indem damit begonnen wird, der Zusammenarbeit 
von Polizei und Justiz einen lebensnahen Inhalt zu geben. Jede 
Regierung würde sich, ausgehend von einer vom Europäischen 
Parlament verabschiedeten und vom Europäischen Gerichtshof 
bestätigten Definition, verpflichten, ein entsprechendes Gesetz vom 
eigenen Parlament verabschieden zu lassen. Dies würde im übrigen 
gewisse polizeiliche Verfolgungsmaßnahmen erleichtern. 

Unbestreitbar stellt der Zusammenhang zwischen Medien und Gewalt 
ein Problem dar. Ich schlage vor, daß man mehrmals an einem 
europäischen runden Tisch zusammenkommt, mit dem Ziel, eine 
unparteiische Kommission zu ernennen, die von den europäischen 
Behörden beauftragt wird, ein Pflichtenheft zu dieser Frage und den 
gegebenenfalls zu ergreifenden Maßnahmen zu erstellen. 

Ich glaube nämlich nicht, daß die Zensur das geeignete Mittel ist, die 
Auswüchse der audiovisuellen Medien zu verringern. Jedoch glaube ich an 
die Tugenden des Ansporns, des Strebens und der Kreativität. Sollten nicht 
Festspiele, Preise, ja sogar finanzielle Beteiligungen oder andere Initiativen 
ins Leben gerufen werden für Filme, Fernsehserien und Comics, deren 
Hintergrund dann nicht die verschiedenen Formen der Kriminalität wären? 
Findet das Publikum keinen Gefallen an Formen der Kultur und des 
Zeitvertreibs mit mehr Bürgersinn? Oder fehlt der kollektive Wille, die 
erforderlichen Talente zutagetreten zu lassen? Ich habe die Frage kürzlich in 
Brüssel gestellt, denn ich bin der Ansicht, daß sich ein europäischer 
politischer Wille Bahn brechen müßte. 
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Es gibt noch weitere erfolgversprechende Maßnahmen, und wir sollten uns 
auf jeden Fall vor Augen halten, daß die besten Investitionen im Bereich der 
Prävention und nicht im Bereich der Bekämpfung liegen, und zumindest 
Gleichrangigkeit bei den Bemühungen geboten ist. Soweit wir die Gründe 
und Ursachen für Ausländerfeindlichkeit und Rassismus kennen, sollten wir 
nicht warten, bis diese ein für unsere demokratischen Gesellschaften 
unerträgliches Niveau erreichen, ehe wir mit präventiven Maßnahmen 
beginnen. Was die Repression angeht, so sollte jede Maßnahme für den 
Gemaßregelten gleichzeitig eine Mahnung sein, den rechten Bürgerweg 
einzuschlagen und zu bewahren. 
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Gewalt und die Verantwortung der Medien 

Bodo H. Hauser 

Seitdem die Darstellung von Gewalt im Fernsehen ein Ausmaß erreicht hat, 
das durch die vielen Kanäle noch potenziert wird, ist das Thema überra­
schend schnell in das Fadenkreuz der öffentlichen Kritik geraten. 

Zunächst einige Zahlen. Mediacontrol hat vom 15. August 1993 bis 
22. August 1993 "Gewalt im Fernsehen" beobachtet, mit folgendem Ergebnis: 
Insgesamt liefen in 240 Programmstunden 472 . Gewaltakte, Dauer 115 
Minuten und 16 Sekunden. Daß also Gewalt im Fernsehen gezeigt wird, 
zuviel Gewalt, ist eine Tatsache. Und noch eine wichtige Zahl: Samstags 
sitzen nach 23.00 Uhr noch 300 000 bis 500 000 sechs- bis dreizehnjährige 
Kinder vor dem Bildschirm, also zu einer Zeit, in der nach Untersuchungen 
Gewaltszenen besonders häufig gezeigt werden. 

Das ist die Ausgangslage, aber wie steht es um den Einfluß, welche Wirkung 
hat Gewalt im Fernsehen? Gerade diese Auswirkungen von Gewalt im 

Fernsehen, sind wissenschaftlich sicher bis heute nicht bewiesen. Daß die 
Aggression durch solche Szenen wächst, wird in vier verschiedenen Thesen 
vertreten: 

1. Ein aggressives TV-Programm kann nur dann aggressives Verhalten 
auslösen, wenn es auf vorher vorhandene Frustrationen des Zuschauers 
trifft. 

2. Aggressive Darstellungen führen über längere Zeiträume durch 
Gewöhnung und Abstumpfungseffekte zu größerer tendenzieller 
Gewaltbereitschaft. 
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3. Aggressive Fernsehinhalte werden nach dem Muster des 
Reiz-Reaktions-Schemas in das eigene Verhaltensrepertoire übernom­
men und 

4. ein durch vorangegangene Frustration ausgelöster Erregungszustand 
des Zuschauers wird durch Fernsehkonsum verstärkt oder zumindest 
au frechterhal ten. 

Dem stehen zwei Theorien gegenüber, die behaupten, die Aggressionen 
würden abnehmen: 

1. Dargestellte Aggressionen leiten stellvertretend die Aggressionen des 
Zuschauers ab und vermindern deshalb reale Gewalt. 

2. Gewaltdarstellung zieht auf der individuellen Wirkungsebene - außer in 
pathologischen Einzelfällen - keine reale Gewalt nach sich. 

Soweit diese Theorien. 

Wir wissen also, daß es eine einfache Wenn-dann-Wechselbeziehung nicht 
gibt. Wir wissen aber auch, daß den Medien potentiell eine Verstärker­
funktion, mehr als eine Verursacherrolle im engeren Sinne, zukommt. 
Dennoch - aus seriöser wissenschaftlicher Sicht - gibt es keine direkten 
Wirkungszusammenhänge zwischen fiktionaler Gewaltdarstellung im 

Fernsehen und der beängstigenden Brutalisierung innerhalb unserer 
Gesell sch aft. 

Ich bin für die Abrüstung auf dem Bildschirm, bezweifele aber, ob sie die 
Gewaltbereitschaft - vor allem unter Jugendlichen in der Gesellschaft -
wesentlich ändern würde. Festzuhalten bleibt: Die Beiträge mit hohem 
Gewaltpotential sind Quotenrenner im Wettbewerb der Fernsehstationen. 
Heißt das, der Zuschauer ist in seiner Mehrheit ein übler Voyeur, der sich 
gerne am Unglück anderer Menschen - die ihn andererseits nicht direkt 
persönlich tangieren - ergötzt? Ist das das Bild von der heutigen Medien­
realität? Oder ist es die Angstlust, das Aufregende erleben wollen, die 
objektive Gefahr auf dem Bildschirm bei gleichzeitigem Gefühl der Sicherheit 
und Geborgenheit im heimischen Wohnzimmer? Ist es also der Zuschauer 
selbst, der alle Diskussionen um die notwendige Eindämmung der Gewalt in 
den Medien so schwierig macht? 
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Allensbach hat ermittelt, daß drei Viertel der Deutschen weniger Bildschirm­
gewalt wollen. Ich kann das schwer nachvollziehen, wenn ich die hohen 
Einschaltquoten für "reality tv" oder andere Gewaltdarstellungen sehe. 

Die Fernsehkritikerin Barbara Sichtermann sagt: "Es ist die Wirklichkeit, die 
Gewalt hervortreibt, nicht das Fernsehen. Fernsehen kommt immer erst 
danach. Die Gewalt, die in Comics, Western, Krimis, Nachrichten und 
neuerdings im 'reality tv' angeboten wird, ist längst da, bevor das Fernsehen 
sie dokumentiert, inszeniert, ritualisiert oder ästhetisiert. Auch der 
Voyeurismus ist vorhanden, bevor diese Programme ihn bedienen. Dem 
Nutzer schadet nicht 'reality tv', sondern ein Leben, das nichts übrigläßt, 
als Glotzen. Kinder, die vor dem Kasten abgeliefert werden und ihn 
schließlich als besten Freund jeder anderen Gesellschaft vorziehen, leben in 
Verhältnissen, die auch im Vor-TV-Zeitalter keine Musterknaben aus ihnen 
gemacht hätten." Die Neigung bei Katastrophen und Unfällen stehenzublei­
ben und zu gaffen und doch zugleich besonders ängstlich zu sein, macht 
vieles deutlich. "Gewalt im Fernsehen" braucht eine wache Kritik in den 
Printmedien, aber keine Überwachungsinstanz. Im Grundgesetz wird die 
Freiheit der Berichterstattung garantiert. Ein wichtiges Gut, die Würde des 
Menschen, sein Recht der persönlichen Ehre sowie der Schutz der Jugend, 
sind ebenso wichtige Ziele. 

Für den Journalisten ist gerade in den Nachrichten und Magazinen der 
Ansatz einer journalistischen Wirklichkeitsvermittlung in Form authentischer 
Reportagen zu leisten, die zudem dokumentarischen Zielen verpflichtet sein 
sollten. Wir können die Wirklichkeit nicht schöner machen, als sie ist. In 
diesem Bereich halte ich eine Abrüstung auf dem Bildschirm für wirklich­
keitsfremd und damit für nicht möglich. 

S ollen wir die Berichterstattung aus dem ehemaligen Jugoslawien 
einstellen? Können wir nicht über die Vorgänge in der ehemaligen 
Sowjetunion berichten? Das sind nur zwei Beispiele, bei denen pure Gewalt 
auch über den Bildschirm kommt. Und - was ich noch schlimmer finde -
diese Bilder kommen mit der Erkenntnis einher, daß man mit Gewalt etwas 
erreichen kann. 

Mir geht es also um die Gewalt in den anderen Bereichen des Fernsehens, 
die nicht im Rahmen der Nachrichten und Magazine liegen. Den Programm-
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verantwortlichen und Programmachern ist ein behutsamer Umgang im 
Öffentlich-rechtlichen Fernsehen mit Gewaltdarstellungen seit jeher auferlegt 
und wichtig. 

Schon die 19. Mainzer Tage der Fernsehkritik 1986 haben das Thema 
"Gewalt in der Welt - Gewalt im Fernsehen" unter allen denkbaren Aspekten 
öffentlich diskutiert. Und die Programmacher wissen, daß sie wachsam sein 
müssen und immer wieder ist fiktiver wie dokumentierter realer Gewalt 
gegenüber zu fragen: was kann, was darf, was soll, was muß sein? 

Für das ZDF gibt es eine Palette von Regeln und Vorgaben durch den 
Rundfunk-Staatsvertrag und vor allem bei den detaillierten Ausführungsbe­
stimmungen in Form von Richtlinien, die vom Fernsehrat kontinuierlich auf 
Einhaltung überwacht werden. Sie reichen unserer Meinung nach aus, im 
ständigen internen wie öffentlichen Dialog miteinander, immer sensibler und 
genauer im Umgang mit diesem Problem zu werden. Wobei der schmale Grat, 
den es oftmals bei Entscheidungen der Darstellung real vorhandener oder 
fiktiver Gewalt, etwa bei Krimis oder Actionsfilmen, zu beschreiten gilt, 
nicht verkannt werden soll. Es bedarf da ständiger aktueller Einzelüber­
prüfungen und gegebenenfalls Korrekturen früherer Entscheidungen. 

Die Anbindung an Entscheidungen der Bundesprüfstelle oder der freiwilligen 
Film-Selbstkontrolle, wie im Rundfunk-Staatsvertrag vorgesehen, kann 
dabei nur erste vorläufige Anhaltspunkte liefern. Zum Beispiel hat das ZDF 
mit seinem Fernsehrat beschlossen, grundsätzlich keine indizierten Filme 
auszustrahlen, obwohl der Staatsvertrag das unter gewissen Bedingungen 
und zeitlichen Einschränkungen zuließe. Dennoch muß uns insgesamt Sorge 
machen, daß die Vermehrung der Programme zu Massierungen von 
Gewaltdarstellungen auf den Bildschirmen geführt hat - mit Gottseidank 
schon wieder abnehmender Tendenz -, wie neueste Untersuchungen zeigen. 
Aber die Tatsache, daß zum Beispiel das ZDF in der Zählung von Professor 
Merten mit 2,25 % Gewaltanteil am günstigsten von allen Programmen 
dasteht, darf noch keineswegs beruhigen. Unsere Wachsamkeit muß 
weitergehen, zum Beispiel beginnen Aggressionen bei der Wortwahl oder der 
Lautstärke, beim Bildschnitt oder überhaupt bei der Ästhetik über den 
gezeigten Inhalt hinaus. 
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Im Christentum ist mit Schreckensbildern und Höllenstürzen auch Angst 
verbreitet worden. In Theaterstücken und Märchen und romantischer 
Horrorliteratur wird mit der Ausmalung des Gräßlichen, des Abgründigen im 
Menschen nicht gegeizt. Doch bei den laufenden Bildern des Fernsehens in 
der Familiensituation zu Hause kommt es mehr noch auf die Art und Weise 
und auch auf die richtige Proportion an. 

Die verfassungsrechtliche Prüfung der aktuellen Rechtslage beim Thema 
"Gewalt im Fernsehen" zeigt wenig Handlungsspielräume, aber auch wenig 
Handlungsbedarf für den Gesetzgeber, soweit es um unmittelbare Eingriffe 
zur Beschränkung von Gewaltdarstellungen im Fernsehen geht. Es existieren 
bereits strafrechtliche und rundfunkrechtliche Regelungen gegen Gewalt­
darstellungen, die im Spannungsfeld zwischen dem Schutz von Jugendlichen 
einerseits und der Kommunikations- und Kunstfreiheit auf der anderen Seite, 
eine Grenze markieren. Mit Überwachungsinstanzen und Gesetzen kommt 
man also nicht weiter. 

Vornehmlich wird im Wettbewerb die Spirale der Programmverflachung von 
denjenigen kritisiert, die sie erst ermöglicht haben. Und dann wird nach dem 
medienmündigen und dem medienresistenten Bürger - einem Bürger also, der 
den vielfältigen Versuchen des flimmernden Bildschirms eigene Entschei­
dungen der Auswahl entgegensetzt - gerufen. Ich frage mich, ob es diesen 
Bürger überhaupt gibt? Und wenn es ihn denn gibt, ob er das denn will? 

Einziger Ausweg scheint für mich, daß die Medienschaffenden sich um eine 
Medienethik bemühen müssen, die versucht, Gewalt zu begrenzen. In der Tat 
frage ich mich manchmal, ob in bestimmten Sendungen Extremisten und 
Gewalttätern nicht allzu leicht eine Bühne im Scheinwerferlicht geboten 
wird. Und obwohl die Videoclip- und Computer-Generation heutzutage aus 
allen Feldern täglich Gewalt aufnimmt und die Abstumpfung der Gefühle 
geradezu zum Programm wird, frage ich mich, ob nicht gerade in den Medien 
die Menschlichkeit zu kurz kommt, ob in solchen Darstellungen durch das 
Fernsehen Hilfe bei der Gewaltfrage geleistet werden kann. Fernsehen kann 
bei diesem Prozeß nur begleiten, im besten Falle ein günstigeres Klima 
schaffen. Die entscheidenden Ursachen liegen nach meiner Ansicht 
woanders. 
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Perspektivlosigkeit und Orienti erungskri sen verstärken die Gewalt­
bereitschaft bei den Jugendlichen. In den Schulen muß die Vertiefung 
sozialer Maßstäbe und die Einübung sozialen Verhaltens wieder stärker 
neben die bloße Wissensvermittlung gestellt werden. Und auch der 
Gewaltbegriff hat sich gefährlich verschoben; denn die tiefer liegenden 
Ursachen der heutigen Gewaltbereitschaft können bis in die 60er Jahre 
zurückverfolgt werden. Zwischen der erlaubten Gewalt gegen Sachen und 
der unerlaubten Gewalt gegen Personen wurde fein unterschieden und 
Gewaltfreiheit und Gewaltlosigkeit auseinanderdividiert. 

Pseudointellektuelle und Konfliktpädagogen haben jahrzehntelang Nischen 
geschaffen, in denen Gewalt als zulässig erachtet wurde. Die Folge: Der 
Verlust an Rechtstreue. Diese kann man aber einer Gesellschaft nicht 
verordnen, sie muß wachsen. 

Bundesinnenminister Manfred Kanther hat unlängst gesagt: "Ein unscharfer 
Gewaltbegriff ist mitverantwortlich dafür, daß in Deutschland derzeit der 
innere Friede gefährdet ist." Und er hat weiter Worte gesagt, die man lange 
nicht mehr öffentlich gehört hat und die sicherlich Widerspruch auslösen 
werden: "Dazu würden die Sekundärtugenden gehören: Fleiß, Ordnung, 
Ausdauer, Kameradschaft und Heimatliebe." Und weiter: "Dazu ist eine 
Erziehung zur Rechtstreue notwendig und die Anerkennung des staatlichen 
Gewaltmonopols sowie die Wiederherstellung des Erziehungsauftrages in 
Schule und Betrieb." 

Das mögen in dieser Zeit sicherlich viele nicht gern gehört haben. Ich glaube 
allerdings, daß dort die Ursachen für die zunehmende Gewalt in der 
Gesellschaft eher zu finden sind, als in den Medien. 

Richard von Weizsltcker hat vor ein paar Wochen gesagt: "Gewalt ist eine 
böse Krankheit unserer Gesellschaft, zu deren Entstehung wir fast alle 
irgendwo bewußt oder unbewußt beitragen." 

In diesem Sinne hat sicherlich das Fernsehen eine Mitverantwortung. 
Fernsehen muß die Wirklichkeit darstellen. Der Reporter bleibt auch dann 
Reporter, wenn er Schreckliches zu berichten hat. Aber sicherlich ist es 
notwendig, gerade in der harten Konkurrenzsituation der zahlreichen 
Fernsehkanäle, eine gemeinsame Medienethik zu finden, die dazu beiträgt, 
das Klima der Gewaltbereitschaft in der Gesellschaft abzubauen. 
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Angesichts der weltpolitischen Situation, den wirtschaftlichen Schwierigkei­
ten und dem Egoismus des Einzelnen in dieser Gesellschaft, bin ich 
allerdings nicht sehr optimistisch. 
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Kollektive Gewalt -
Allgemeine Entstehungsbedingungen von 

Jugendbanden und die Eskalation der Gewalt 
im Einwanderungskonflikt 

Roland Eckert und Helmut Willems 

In diesem Beitrag zur Gewaltdebatte steht zum einen der Versuch im Vorder­
grund, die fremden feindliche Gewalt im Kontext der allgemeinen jugendli­
chen Gruppen- und Subkulturbildung zu thematisieren, die für moderne 
Gesellschaften von Beginn an (und mit der Entwicklung der Massenmedien 
nun zunehmend) von Bedeutung ist. Zum zweiten geht es darum, die frem­
denfeindliche Ausrichtung der jugendlichen Gewaltbereitschaft in den 
neunziger Jahren als Ausdruck eines neuen gesellschaftlichen Konfliktes um 
die Einwanderung zu verstehen und jene Eskalationsstufen nachzuzeichnen, 
die zur Intensivierung, Diffusion und Generalisierung der Gewalt bei Teil­
gruppen der Jugendlichen führten. 

1. Ztm Stand der Theoriebildung 

Der gegenwärtige Diskurs über Jugendgewalt thematisiert in starkem Maße 
die fremden feindliche und rechtsradikale Gewalt der letzten Jahre und 
konzentriert sich auch in den Ursachenvermutungen überwiegend auf aktuel­
le Strukturveränderungen, Erziehungsdefizite oder Krisensituationen. Ange­
sichts dieser Focussierung auf die Gegenwart geraten sowohl langfristige 
Strukturaspekte moderner Gesellschaften als auch historische Vorläufer und 
Parallelen der gegenwärtigen Gewaltphänomene aus dem Blick, obwohl sie 
für ein Verständnis der aktuellen Gewaltphänomene von Bedeutung sein 
können. Denn jugendliche Bandenbildung, wie sie uns derzeit vor allem als 
fremden feindliche Gewalt entgegentritt, hat es in der modernen Gesellschaft 
von Beginn an gegeben und steht seit jeher im Zentrum soziologischer, 
kriminologischer und sozialpädagogischer Fragestellung. Eine Fülle von 
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Erklärungsmodellen werden angeboten und gewinnen je nach Lage der Dinge 
einmal mehr, einmal weniger Plausibilität. 

1.1. Die soziologische Tradition 

Seit Emile Durkheim wissen wir, daß mit zunehmender gesellschaftlicher 
Differenzierung die primäre soziale Kontrolle durch Verwandtschaft und 
Nachbarschaft zurückgeht und auch durch sekundäre, institutionalisierte 
Kontrollorgane nicht lückenlos ersetzt werden kann. Zugleich gehen wir 
davon ausi), daß widersprüchliche und darum anomische Situationen von 
Menschen höchst unterschiedlich beantwortet und verarbeitet werden und 
darum ein sozialstruktureller Determinismus der Analyse zu kurz greift. Wir 
wissen aus den Arbeiten der Chicago-Schule, daß die Form der Antwort auf 
Anomie vor allem von konkret verfügbaren Handlungsmöglichkeiten und 
Gelegenheitsstrukturen abhängt;2) wir wissen speziell für die Gruppenbil­
dung von Jugendlichen, daß in ihnen expressive Orientierungen und Reaktio­
nen auf Frustrationen häufig vor instrumentellen Kalkülen stehen.3) Wir 
können ferner davon ausgehen, daß viele Handlungsmuster dann plausibel 
werden, wenn wir die Lebenssituation der "abweichenden Jugendlichen" vor 
Augen haben: demonstrative Männlichkeit als Antwort auf frauenzentrierte 
Familien; Lust- und Augenblicksorientierung als sinnstiftende Eingrenzung 
der Aspirationen, wenn der Lebenslauf nicht mehr planbar ist; Spannungs­
suche als Reaktion auf Monotonie von Umwelt oder Langeweile in Arbeit 
und Nicht-Arbeit; Härte als Garant der Autonomie bei sozialer Ohnmacht; 
partikularistische Solidarität - "Ich bin der Freund meines Freundes und der 
Feind seiner Feinde" - bei der Unbekanntheit oder Unwirksamkeit universali­
stischer Ordnungen in Religion und Recht; Territorialität als Symbolsystem 
der Selbstverteidigung.4) Schließlich können wir die verschiedensten 
Sozialisationsschäden als "Risikofaktoren" ausmachen und die kriminellen 
Karrieren nachzeichnen, die sich aus der Interaktion zwischen den als 
abweichend etikettierten Jugendlichen und den Agenten sozialer Kontrolle 
ergeben können. 

1) Merton 1979. 
2) Cloward u. Ohlin 1961. 
3) Cohen 1961. 
4) v. Trotha 1974. 
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Dennoch bleiben all diese Erklärungsansätze merkwürdig partiell und 
unverbunden. Kausalitätsvermutungen lassen das Phänomen selbst zerfa­
sern. Zu einem radikalen Schluß kommt der schottische Sozialpsychologe 
Emler, nachdem er eine Fülle von potentiellen Faktoren für abweichendes 
Verhalten Jugendlicher nach allen Regeln der statistischen Kunst, aber ohne 
Erfolg getestet hat: "Everything points to the conclusion that a delinquent 
reputation is actively chosen and striven for by at least some juveniles, and 
that for those who choose it, it has certain positive features."5) 

Möglicherweise müssen wir uns mehr und mehr zu einer ähnlichen Konklu­
sion durchringen, wenn wir von den wenig erfolgreichen Versuchen zurück­
kehren, jugendliche Subkulturen, friedliche, weniger friedliche oder gar 
gewaltbereite (Halbstarke, Hippies, Punks und Rocker, Hooligans und Skins, 
Alternative und Autonome) sozial strukturell zu verorten. In ihrer Entstehung 
lassen sich häufig noch Klassenkontexte und Wohnumfelder lokalisieren. Im 
Maße der medialen Verbreitung ihrer Handlungsmuster aber verblaßt dieser 
Zusammenhang zunehmend. So waren einerseits die revoltierenden Studen­
ten und Hippies, die Aktivisten des Underground und die Protagonisten der 
Alternativbewegung sicherlich Kinder des Bildungsbürgertums; die alternati­
ven "Szenen" haben aber längst Zuzug aus Arbeiter- und Angestellten­
milieus und wirken gerade hier als "Kulturschleusen" . So konnte anderer­
seits das Center for Contemporary Cultural Studies in Birmingham die 
jugendlichen Subkulturen der Teddyboys, der Mods, der Rockers und der 
Skinheads noch als Antithesen sowohl zur Stammkultur der Arbeiterklasse 
als auch zur dominanten Kultur der Mittelschicht begreifen;6) als weltweite 
Kultgemeinschaften haben diese Gruppen aber längst ihr Saatbeet verlassen 
und werden offenbar aktiv 'gewählt'. Dafür mag auf der subjektiven Seite 
der wählenden Jugendlichen durchaus der individuelle Nutzen maßgeblich 
sein, den Emler für die "bad reputation" herausgearbeitet hat; handlungs­
theoretisch-individualistische Erklärungen können hier also durchaus 
angemessen sein. Dies um so mehr, als Spannung, Kampf und Gewalt von 
Menschen als positive Stimulation erlebt werden kann (worüber die nächste 
Videothek hinreichend Evidenz vorhält). Aber auch Wahlakte haben persön­
liche und kulturelle Voraussetzungen. Daher sind im folgenden auf der einen 

5) Emler 1985, S. 161. 
6) Brake 1981; Clarke u.a. 1979. 
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Seite die Generierung von spezifischen Interessen unter Jugendlichen zu 
thematisieren, auf der anderen Seite der Prozeß, in dem die Kultur die 
wählbaren Verhaltensmodelle bereitstellt. Möglicherweise gewinnen wir auf 
diese Weise eine größere Einsicht in die Zusammenhänge als durch die 
traditionellen "Ursachen-", oder besser: Risikofaktorenforschung. 

1.2. Identitätsbildung unter Bedingungen der Gel~konkurrenz 

Auf der Seite der Person ist insbesondere der Prozeß der Interessen­
formation unter Jugendlichen zu thematisieren. Nachdem die Verwandt­
schaft es weithin aufgegeben hat, die Partnerwahl zu kontrollieren, nachdem 
die kirchliche Sexualmoral über Teilgruppen hinaus fast nur noch als 
dumpfes Schuldgefühl wirksam wird, haben sich nicht nur die Selbstver­
wirklichungschancen, sondern hat sich auch die Geltungskonkurrenz unter 
Jugendlichen verstärkt. Die Konkurrenz im Persönlichen beginnt heute früher 
und endet - wenn überhaupt - später. Wie überall, wo Konkurrenz herrscht, 
müssen sich Anbieter und Nachfrager persönlicher Beziehungen profilieren. 
Selbststilisierung von Jugendlichen ist eine Strategie auf dem Beziehungs­
markt, im Kampf um das knappe Gut der Anerkennung und der erotischen 
Zuwendung. Neben der Schule und Lehre wird hier die Freizeit als ein 
Variationsbereich wichtiger, in dem persönliche Kompetenzen und Gratifika­
tionen ausgetestet werden. Hier mag sich vieles zunächst zufällig "ergeben"; 
positive und negative Befriedigungen und Bestätigungen werden aber eine 
erste Selektion von Interessen stattfinden lassen. Jugendliche werden sich 
auf Aktivitäten spezialisieren, in denen sie sich als erfolgreich erfahren 
haben, und dies kann durchaus die "bad reputation" sein nach dem Motto: 
"Und wenn sie mich nicht lieben, so sollen sie mich doch fürchten." Dabei 
werden sie feststellen, daß Aktivitäten nicht beliebig kompatibel sind. 
Gerade weil Jugendliche Identität auch über Abgrenzung herstellen, werden 
unterschiedliche "Programmfarben" - um einen Begriff der Rundfunkanstal­
ten zu gebrauchen - miteinander unvereinbar. Drastisch tritt dies in den 
abweichenden Subkulturen zutage. Niemand kann Rocker und Popper, Punk 
und Skinhead zugleich sein. Ähnliches gilt aber auch für die übrigen 
Gruppenkulturen, die sich in Sport und Jugendarbeit, in der Musik und am 
Computer herausbilden. Alle werden in sich zusammengehalten durch 
Vorstellungen darüber, was "echt gut" oder aber "ätzend" ist. Zudem haben 
Gruppen interne Rangordnungen (auch dort, wo die Leistung nicht, wie es im 
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Sport oder am Computer der Fall ist, eindeutig meßbar ist), die als 
Motivationsvehikel ähnliche Bedeutung gewinnen wie die Statusunter­
schiede in den beruflichen Hierarchien.?) 

Das Engagement in speziellen Gruppen und die gruppenspezifische Selbst­
stilisierung sind bei den Jugendlichen jedoch typischerweise von begrenzter 
Dauer. Die Identitätsbildung Jugendlicher ist nicht ein kontinuierlicher 
Prozeß der Reifung, er ist aber ebensowenig ein auf eine einmalige 
"Adoleszenzkrise"8) begrenzter Vorgang, sondern er ist in den meisten 
Fällen ein offener und oftmals chaotischer Suchprozeß, in dem "trial and 
error" die Steuerung übernehmen. Identität ist in ihm weitgehend vorläufig. 
Dieser Vorläufigkeit sind sich viele Jugendliche durchaus bewußt, wie Lenz 
(1988) gerade bei den "maskulin-orientierten" Jugendlichen aus der Arbei­
terklasse festgestellt hat. 

1.3. Medien als Anbieter von Verhaltensmustern 

Dieser jugendlichen Suche nach den höchstpersönlichen Interessen- und 
Leistungsbereichen entsprechen auf der Seite der Kultur Märkte von 
Verhaltensmodellen, die für Jugendliche über Massenmedien weltweit 
annonciert werden. Durch das immer differenziertere Verbundsystem der 
Massenmedien ist ein fundamentaler Wandel in Gang gekommen, der die 
sich heute entwickelnde Weltgesellschaft von einfachen Stammes­
gesellschaften und ebenso von Hochkulturen, ja sogar der industriellen 
Klassengesellschaft des 19. und frühen 20. Jahrhunderts, trennt. Traditio­
nelle Kulturen zeichneten sich durch tendenziell hoheitliche Verwaltung von 
Deutungsmustern über Priester, Richter und Ärzte aus. Das entfaltete Kom­
munikationssystem der Moderne hat dazu geführt, daß Kultur als "Markt" 
von Sinnwelten reorganisiert wird. Während die traditionellen Orientierung­
smächte (Nachbarschaft, Verwandtschaft und Kirche) dem Menschen wenig 
Wahlmöglichkeiten gelassen haben, mit wem er wohnen, wen er lieben, was 
er glauben sollte, werden heute Werthaltungen und Zugehörigkeiten wählbar. 
Zwar gibt es noch die Sinn-Oligopole der Kirchen, die ihren angestammten 
Markt gegen Kleinanbieter von Sinn, wie die vielen Jugendsekten und 

7) Siehe dazu: Eckert, Drieseberg und Willems 1990. 
8) Erikson 1966. 
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Selbsterfahrungszirkel, zu behaupten versuchen;9) zwar behaupten sich die 
Partizipationstrusts der Parteien. (Beide stützen sich übrigens direkt oder 
indirekt auf fiskalische Alimentationen über das staatliche Steuermonopol.) 
Neben ihnen gibt es aber andere "Identitätsagenturen " , die sich massen­
medial annoncieren (vgl. z. B. die Fernsehkirchen der USA), gibt es politi­
sche Kondottieri, die spezifische Ressentimentgruppen zusammenschließen 
können (und bei Erfolg über Wahlkampfkostenerstattung ebenfalls staatli­
cher Finanzierung teilhaftig werden). Und schließlich gibt es eben auch 
Jugendgruppen, die durch demonstrative Abweichung die Medien mobilisie­
ren und so Modelle für andere Jugendliche annoncieren;10) Modelle, die 
rasch ihr Saatbeet auf dem kalifornischen Campus oder im mittelenglischen 
Slum verlassen und sich rund um die Welt verbreiten. 

Die ehemals hierarchisch verwaltete Hochkultur ist also nicht einfach durch 
eine nivellierte Allerwelts- oder Massenkultur abgelöst worden, wie die 
konservativen Philosophen zu Beginn des Jahrhunderts fürchteten, vielmehr 
ist eine Fülle von miteinander konkurrierenden Spezial kulturen entstanden. 
Speziell für Jugendliche bedeutet dies, daß unter dem Ansturm der Massen­
medien das Kartell der traditionellen Erziehungsmächte von Nachbarschaft, 
Familie, Schule und Kirche zusammengebrochen ist. Seit den Zeiten des 
Kofferradios - und heute perfekter mit dem walk-man - haben schon Jugend­
liche einen direkten "Draht" zum Marktplatz der Interessen, Stile und Mei­
nungen, der von den "Erziehungsberechtigten" kaum mehr kontrolliert 
werden kann; das Prinzip der Zuteilung von Information und Meinung ("ad 
usum Delphini") wird weitgehend durch Angebot und Nachfrage ersetzt. 
Jugendliche sind dabei nicht nur Nachfrager. In dem Maße, wie sie kreativ 
sind, neue Töne, Kleider, Frisuren, Philosophien und vor allem: Aktions­
formen produzieren, wird ihre Abweichung durch Aufmerksamkeit prämiert. 
Denn die "Weltkultur" lebt von den "Nischen", in denen sich "Variationen" 
stabilisieren können, bevor sie in den Markt überführbar sind. Gerade 
jugendliche Subkulturen, die sich von der allgemeinen Kultur abgrenzen und 
als Gegenkultur verstehen, sind als Spezialitäten- und GeWÜfzlieferanten für 
die allgemeine Küche immer begehrt. Es dauerte nur wenige Jahre, und die 
Punkfrisur war in der Haute Couture angelangt. 

9) Eckert 1983. 
10) Eckert 1973. 
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Damit unterliegen jugendliche Subkulturen auch den Mechanismen der 
Mode. Öffentliche Aufmerksamkeit verarbeitet die Überfülle der 
Informationen durch sequentielle Anordnung. Ein Thema, ein Problem hat 
seine Konjunktur und wird schließlich von einem anderen abgelöst. Neue 
Subsinnwelten und Spezialkulturen in Sport und Musik, Politik und Religi­
on verallgemeinern sich also in der Form einer massenmedial getragenen 
Mode, bis die Themen ausgereizt sind und sich das Interesse der Journali­
sten und die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit neuen Reizquellen zuwendet. 
Medien sind, so gesehen, nicht nur für Absatz und Verbreitung, sondern 
auch für den Verschleiß der neuen Ausdrucksformen verantwortlich. Auch 
jugendliche Subkulturen haben ihren Zyklus. Die originären Spezial kulturen 
bedauern diesen Prozeß häufig als Kommerzialisierung und Inflationierung 
ihrer Symbole. Sie reagieren darauf mit der erneuten Produktion von Exklu­
si vität. 11 ) 

1.4. Stimulation fundamentaler Gefühlslagen 

Die Diversifikation der Kultur im Zeichen des Medienmarktes ist freilich 
nicht ein völlig beliebiger und chaotischer Prozeß. Vielmehr zeigt sich, daß 
in ihm tiefsitzende menschliche Bedürfnisse angesprochen und stimuliert 
werden. Einmal geht es um das "Stimulierungsniveau" (Berlyne), das Men­
schen anstreben und das interindividuell variiert. Die Leute, die ein hohes 
Stimulierungsniveau anstreben, können als "sensation seekers" (Zucker­
mann) bezeichnet werden. Jüngere Leute haben hier höhere Werte als alte. 
Neben diesen Stimulierungsbedürfnissen spielen die "Instinktresiduen" eine 
bedeutsame Rolle. Wie beispielsweise Werbepsychologen wissen12), können 
"Kindchenschema" und "sexuelle Auslöserreize" zur Aktivierung, also zur 
Erzeugung innerer Erregung und Spannung, genutzt werden. Auch Aggressi­
on und Gewalt stimulieren. Im Unterschied zum Kindchenschema und zur 
Sexualität, in der noch angeborene Auslöserreize zu entdecken sind, sind die 
Anlässe für Kampf und damit verbundene Spannungserzeugung hochgradig 
an kulturelle Vordefinitionen gebunden. Was oder wer als Gegner, Rivale, 

11) Diederichsen 1985. 
12) Kroeber-Rie1 1992, S. 69. 
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Feind erlebt wird, ist kulturell kodiert, muß erlernt werden. Das ändert 
jedoch nichts an der Stimulation selbst. Stimulation über Kampf und Gewalt 
war in früheren Kulturen zumeist in ein übergreifendes Deutungssystem, in 
militärische oder religiöse Zusammenhänge eingebunden. Die Expansion des 
Kulturmarktes führt in der Gegenwart zu einer Spezialisierung von Anbie­
tern auf immer spezifischere Stimulierungsbedürfnisse. Dies läßt sich an 
vielen Sportarten, aber auch an Pornographie und Gewaltdarstellung zeigen. 
Daraus kann jedoch nicht geschlossen werden, daß sexuelle oder aggressive 
Aktivitäten insgesamt heute ein höheres Niveau erreichen würden. Dagegen 
steht im Falle der Gewalt das immer umfassendere Gewalttabu, das zusam­
men mit der staatlichen Monopolisierung der legitimen Gewaltanwendung 
expandiert ist. Ob die in den Medien dargestellten Gewalthandlungen nach­
geahmt werden, hängt davon ab, ob sie "anschlußfähig" sind, d. h. ob sie 
innerhalb der Lebenssituation der "Fans" Sinn machen. Realitätsferne 
Horrorfilmel3) sind darum auch bei hyperrealistischer Darstellung vermut­
lich weniger gefährlich als Actionfilme, die die Lebenslage von Jugendlichen 
in modernen Städten zum Ausgangspunkt nehmen ("The Warriors"). Ein 
Videoclip, in dem im Diskothekenmilieu auf einen liegenden Rivalen einge­
treten wird, ist eher als Modell geeignet als ein Western, der in einer "ande­
ren" Welt spielt. Für die Übernahme von medialen Modellen ist also neben 
der Stimulation der "subjektive" Sinn entscheidend, der Aggressions­
hemmungen überwinden und Legitimationen für Gewaltanwendung liefern 
kann. Dieser Sinn kann im Alltagsmilieu der Jugendlichen über Skripts von 
Eifersucht, Ehre und Rache produziert werden, im politischen Kontext über 
Ideologien, die den jeweiligen Gegner dehumanisieren und die "Notwendig­
keit" der Gewalt bzw. des "Heldentums" begründen. 

1.5. Gewalt als Merkmal von Interaktion 

Dieser Verweis auf die mit Gewaltakten verknüpften subjektiven Sinnvor­
stellungen und Rationalitäten ist von Bedeutung, wenn man Gewalt nicht 
nur als psychische Disposition oder Kompetenz einzelner Personen definiert, 
sondern auch als Charakteristikum sozialer Situationen, d. h. als eine 

13) Eckert u. a. 1990. 
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spezifische Form von Interaktion zwischen Menschen und zwischen sozialen 
Gruppen.1 4) 

Eine täterorientierte Perspektive reicht daher insgesamt nicht aus, wenn es 
darum geht, die Gewalteskalation und die Gewaltentwicklung der letzten 
Jahre zu erklären. Sie verstellt den Blick auf die Handlungsanteile anderer 
gesellschaftlicher Akteure und Gruppen und läßt uns die Gewalt vorschnell 
als Jugendproblem oder als Problem am politischen Rand mißverstehen. Wir 
müssen die täterorientierte Perspektive ergänzen um eine andere Perspektive, 
die die gewalttätige Handlung der einzelnen Täter und Gruppen einbettet in 
ein gesellschaftliches Beziehungsgeflecht, in dem dann auch andere Akteure 
und Institutionen und ihre Handlungen und Nicht-Handlungen eine wichtige 
Rolle spielen. Eine solche interaktionistische Perspektive geht von der These 
aus, daß Gewaltbereitschaften, Gewaltlegitimationen und Vorstellungen von 
den Kosten und Risiken des Gewalthandelns in Interaktionsprozessen 
erzeugt und verändert werden. Von daher ist aus einer konfliktorientierten, 
interaktionistischen Perspektive heraus zu erkunden, welche Interessen und 
Motive bei den verschiedenen Akteuren im Spiel sind und in welchen Situa­
tionen sich Gelegenheiten und Anreize zur Gewaltanwendung ergeben. Die 
Frage der Legitimation von Gewalt, also die "guten" Gründe, die für die 
Gewaltrechtfertigung gegenüber Dritten in politischen Konflikten eine große 
Rolle spielen, ist für die gegenwärtige "rechte und fremdenfeindliche Gewalt" 
freilich insofern von geringerer Bedeutung, als die Rechtfertigung der Gewalt 
bei den hier aktiven kriminellen, fremdenfeindlichen und rechtsradikalen 
Gruppen meist schon intern gelöst ist. Anders als etwa in der Ökologie­
bewegung wird hier keine kontinuierliche Gewaltdebatte geführt. Gewalt als 
Ausdruck ritueller Inszenierung von Männlichkeit oder als alltägliches 
Mittel der Interessendurchsetzung und Konfliktlösung ist in dieser Szene 
vielfach selbstverständlich, zumindest, wenn es sich um Ziele und Opfer 
handelt, die als "minderwertig" gelten. Zu ihrer Anwendung bedarf es daher 
weniger einer intellektuellen und argumentativen Legitimation als vielmehr 
geeigneter Situationen, in denen Sanktionen nicht zu befürchten sind und die 
Gewaltanwendung als erfolgreich und effizient erfahren werden kann. 

14) Mummendey.u. a. 1984, S. 72-75. 
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1.6. Zwischenergebnis 

Die neuere Geschichte gewaltorientierter jugendlicher Subkulturen erhält im 
Lichte der spezifisch modernen oder "postmodernen" Marktförmigkeit der 
Kultur eine neue Einordnung: In ihnen verbinden sich spezifische, von 
insbesondere männlichen "sensation seekers" positiv bewertete psychische 
und physische Reizzustände mit entsprechenden, medial weltweit verbreite­
ten Kulturmustern. Dieser Zusammenschluß von hochbewerteten emotiona­
len Erlebnissen ("action") und kulturellen Mustern ("Kämpfer", "Krieger") ist 
ein zentraler Aspekt der Identitätsfindung von Jugendlichen. Dies hat nicht 
notwendigerweise etwas mit "Politik" zu tun, wie an der Tradition "unpoliti­
scher", aber gleichwohl gewaltorientierter und sich in Gewaltsymbolen 
äußernden Jugendkulturen deutlich wird. Gleichwohl können politische 
Konflikte und Orientierungen den Spannungs- und Stärkebedürfnissen eine 
neue Dynamik geben, denn mit einer ideologischen Rechtfertigung werden 
potentielle Restriktionen und Tabus der Gewaltanwendung überwunden. Dies 
galt bereits für einige Randgruppen im Kontext des Ökologiekonfliktes und 
gilt heute auf breiter Basis15) für den Einwanderungskonflikt. 

Die Tatsache, daß es "unpolitische" Gewaltbereitschaften gibt, die sich in 
weltweit verbreiteten medialen Modellen wiedererkennen können, sollte uns 
aber nicht dazu verleiten, die Konflikte selbst zu bagatellisieren, in die sie 
sich einbringen und über die sie sich legitimieren können. Jeder Konflikt hat 
seine eigenen Ursachen und seine eigene Logik, die nicht auf vorgängige 
Aggressivität zu reduzieren sind. Vielmehr lassen sich für jeden Konflikt 
Ausgangsbedingungen, Interaktionsprozesse und Eskalationsformen nach­
weisen, die für die Ausbreitung und Intensivierung der Aktionen maßgeblich 
sind. Dies sei im folgenden für den Einwanderungskonflikt ausgeführt. 

2. Fremdenfeindliche Gewalt: Acht Stufen der Fßkalation 

Wir haben eine Reihe von fremdenfeindlichen Anschlägen und Krawallen in 
ihrer Entwicklung rekonstruiert und sind der Frage nachgegangen, welche 
Interaktions- und Eskalationsprozesse die verschiedenen Ereignisse kenn­
zeichnen, welche Rolle allgemeine politische Diskussionen spielen, inwiefern 

15) Wi11ems 1993. 
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lokale Konflikte als Kristallisationspunkte dienen, und schließlich welche 
Diffusions- und Nachahmungseffekte für die Eskalation der Gewalttätigkei­
ten kennzeichnend sind. Die Ereignisse, die wir analysiert haben, umfassen 
sowohl kollektive fremdenfeindliche Krawalle und Pogrome wie in Hoyers­
werda und Rostock mit entsprechenden "copy cat riots" (Nachahmungs­
ereignisse ) in Wismar und Quedlinburg, al s auch Anschläge einzelner 
fremdenfeindlicher Gruppen (Brandanschläge wie in Hünxe und Saarlouis). 
Grundlage für die Rekonstruktion waren die Berichte in den Medien, Doku­
mentationen zu den Ereignissen von anderen Institutionen (Polizei, Aus­
länderbehörden) sowie ergänzend Experteninterviews mit Kommunalpoliti­
kern, Polizeibeamten, Sozialarbeitern, Ausländerbeauftragten, Richtern und 
vereinzelt auch mit beteiligten Jugendlichen. 16) Es tritt eine deutliche Se­
quenz von Eskalationsstufen zutage: 

2.1. Gemeinden vor dem Problem der Aufnahme von Asylbewerbern 

Die Welle fremdenfeindlicher Gewalt der neunziger Jahre hat sich vor dem 
Hintergrund eines enormen Anstiegs der Asylbewerberzahlen und der nach 
der Wende offenen Frage des Verbleibs der Gastarbeiter aus Vietnam, 
Mozambik und Angola in der ehemaligen DDR entwickelt (die häufig nicht 
mehr in ihre Heimatländer zurückkehren wollten, wie dies ihre DDR­
Verträge vorgesehen hatten). Diese Probleme wurden durch die dramatischen 
politischen Veränderungen der Jahre 1989-91 in Osteuropa ausgelöst, die 
kaum jemand vorhergesehen hat. Die damit verbundenen Ängste und Sorgen 
in der Bevölkerung sowie die Probleme in den Kommunen, die durch die 
Aufnahme der Aussiedler und der Asylbewerber bedingt waren, sind poli­
tisch lange unterschätzt worden. 

Die Asylverfahrenspraxis hat die Hauptlast der wohnungspolitischen und 
sozialen Bewältigung der Aufnahme von Asylbewerbern weitgehend auf den 
Kommunen abgeladen. Diese waren durch die jeweiligen Zuteilungs­
entscheidungen häufig überlastet, ihre Handlungsspielräume waren entspre­
chend eingeschränkt. Sie waren auf die vielfältigen Probleme und Konflikte, 
die sich in Folge der Aufnahme von Asylbewerbern und ihrer Versorgung 

16) Eine ausführliche Darstellung der Eskalationsprozesse liefert die Studie von 
Willems 1993; die folgenden Fußnoten 17-21 beziehen sich auf diesen Text. 
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ergeben, nicht vorbereitet und daher in der Bewältigung der damit verbunde­
nen Diskussionen, Spannungen und Auseinandersetzungen überfordert. 

An einem Beispiel wollen wir die kommunale Praxis bzgl. der Aufnahme 
und Betreuung von Asylbewerbern darstellen. Wir haben dazu eine Stadt 
gewählt, die keineswegs als Synonym für Fremdenfeindlichkeit und Gewalt 
steht, die aber - wie viele andere deutsche Klein- und Mittelstädte - dennoch 
mit fremdenfeindlicher Gewalt konfrontiert ist. 

Saarlouis ist eine saarlt1ndische Kreisstadt mit ca. 38 500 Einwohnern. 
Nach Aussagen des Bürgermeisters der Stadt hat es seit Mitte der achtzi­
ger Jahre durch Zuweisung erste spürbare Erhöhungen der Asylbewerber­
zahlen gegeben. 1987 und Anfang 1988 waren es 90 bis 100 Personen. Im 
Laufe des Jahres 1989 ist die Zahl auf 313 Personen angewachsen. Im 
Oktober 1992 betrug nach Auskunft des zustt1ndigen Sozialarbeiters die 
Zahl der Asylbewerber ca. 600 Personen, die in fünf Sammelunterkünften 
und ca. 40 Wohnungen untergebracht waren. 

Durch den Zustrom und die Zuteilung von Asylbewerbern sah sich die 
Stadt gezwungen, bei einer ohnehin schlechten Wohnsituation öffentlich 
um Wohnraum für Asylbewerber zu werben. In den Regionalzeitungen 
fanden sich eine Vielzahl von Annoncen, in denen die Stadt die Bevölke­
rung um die Vermietung von Wohnraum an die Stadt als Mieterin bat, um 
diese den Asylsuchenden zur Verfügung stellen zu können. Durch diese 
Anmietungen wurden die Wohnungen dem übrigen Markt entzogen, was 
mit Konflikten und Problemen verbunden war. So ist dem Pressedienst der 
Kreisstadt Saarlouis vom 20.8.1990 zu entnehmen: Der Oberbürgermei­
ster habe mehrfach "in der Vergangenheit auf die zunehmend katastropha­
len Verhl1ltnisse in den Gemeinden hingewiesen. Über die den Gemeinden 
zwangsweise auferlegten Pflichten zur Unterbringung von Asyl­
bewerbern, Obdachlosen, Aus- und Übersiedle rn sammle sich sozialer 
Konfliktstoff, insbesondere bei den 'normalen Wohnungssuchenden' an." 
Dem entspricht auch die Aussage des Bürgermeisters, den wir zu dieser 
Problematik befragt haben: "Hier kommen junge, alleinstehende Mütter zu 
mir in die Verwaltung. Sie stehen vor mir und fragen natürlich, warum 
die Stadt Geld hat, um Wohnungen für Asylbewerber anzumieten und 
entsprechend herzurichten, und sie selbst gehen leer aus. Die Leute sind 
dann natürlich unzufrieden und fühlen sich ungerecht behandelt. " 
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Eine verantwortungsvolle Politik, die ihr Handeln auch an möglichen 
Konsequenzen ausrichtet und sich daher vorweg um Akzeptanz bemühen 
würde, war angesichts der Entwicklung der Asylbewerberzahlen in vielen 
Kommunen kaum möglich. Die Konsequenz: die Anwohner und Nachbarn 
von Asylunterkünften wurden mit Entscheidungen konfrontiert, an denen 
sie nicht beteiligt waren und die für sie schon aus diesem Grund nur 
schwer zu akzeptieren waren. 

In Saarlouis zeigte der anhaltende Zustrom von Asylbewerbern schon bald 
seine Wirkung in der Bevölkerung. Bedenken und Ängste wurden nicht nur 
hinter vorgehaltener Hand geltußert, sondern offen bekundet. Zwar konnte 
die Unterbringung von asylsuchenden Familien und Einzelpersonen in 
Wohnungen oder Hltusern in unterschiedlichen Stadtteilen noch relativ 
problemlos durchgeführt werden; doch im Vorfeld der Planung von Sam­
melunterkünften entwickelte sich nicht nur in der Opposition im Stadtrat, 
sondern vor allem in der Bevölkerung heftiger Widerstand. Um dem 
Einzug der Fremden Einhalt zu gebieten, wurden Unterschriftensammlun­
gen veranstaltet, Proteste organisiert und Bürgerinitiativen gegründet. 

Solche Probleme und Schwierigkeiten waren für eine Vielzahl von Kommu­
nen in Deutschland typisch. Ihre Ursachen liegen weniger in fehlendem 
guten Willen der (kommunalen) Politiker und Behördenvertreter als vielmehr 
darin, daß die Versorgung von unerwartet vielen Asylsuchenden mit Unter­
künften und Verpflegung in einer Zeit finanzieller und wohnungsmarkt­
politischer Engpässe notwendigerweise kompliziert und schwierig ist. Wenn 
die Städte ihrer Verpflichtung zur Unterbringung von Asylbewerbern nach­
kommen, für das Anmieten von Unterbringungsmöglichkeiten Sorge tragen, 
den Lebensunterhalt gewährleisten, die Asylbewerber beraten und betreuen, 
führt dies bei der einheimischen Bevölkerung zu Konkurrenzgefühlen und 
Vorstellungen einer ungerechtfertigten Bevorzugung von Asylbewerbern, die 
sich in Protesten und Beschwerden äußern. 

2.2. Konflikte zwischen Anwohnern, Asylbewerbern und der konununalen 
Verwaltung 

Neben den Schwierigkeiten der Kommunen bei der Unterbringung und 
Versorgung der Asylbewerber und den damit entstandenen (neuen) Konkur­
renz- und Konfliktlinien zwischen Asylbewerbern und einheimischen Bevöl-
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kerungsgruppen (Wohnungssuchende, Sozialhilfeempfänger, Anwohner von 
Asylbewerberheimen etc.) führten jedoch auch die Verhaltensweisen von 
einzelnen Asylbewerbern zunehmend zu Beschwerden. Zugleich sahen die 
Kommunen sich aber auch mit Konflikten der Asylbewerber untereinander 
konfrontiert, die nicht selten zu Gewalttätigkeiten führten und durch das 
Eingreifen der Polizei reguliert werden mußten. Die Vorurteile und Befürch­
tungen im Umfeld der Wohngebäude von Asylbewerbern, die z. T. bis zum 
Rechtsstreit vor Gericht geführt haben, fanden hier teilweise ihre Bestätigung 
und führten immer wieder zu Konflikten: 

"Das geht von Uberlauter Musik, die sie im Sommer nachts hinter dem 
Haus machen, zum Feuer, zum Lagerfeuer, wo sie grillen und kochen. Das 
geht so weit, daß sie ihre Geschtifte in Nachbargtirten erledigen, daß sie 
in den Garten von Nachbarn gehen, GemUse holen usw. Das ist Wahnsinn 
fUr die Leute. Dann rufen die Leute immer wieder, daß die Polizei kommen 
soll. ( ... ) Wir haben hier in Saarlouis ein sehr hohes Straftatenpotential 
von Ausltindern, das muß man ganz ehrlich sagen. (. .. ) Wir haben fast nur 
noch mit Ausltindern zu tun. Das geht Uber Betrugsdelikte, Uber Eigen­
tumsdelikte, einfachen Kaufhausdiebstahl. In diesen Ftillen müssen Poli­
zei und Stadtverwaltung eingreifen, sei es nur, daß sie den Müll immer 
wieder durch eine Firma beseitigen lassen müssen. "17) 

Saarlouis ist kein Einzelfall, weder was die kommunalen Probleme und 
Schwierigkeiten angeht, noch was die Entwicklung ausländerfeindlicher 
Stimmungen betrifft. Eine Analyse der Vorfeldereignisse ausländerfeindli­
cher Krawalle in einer Reihe von anderen Städten (Hoyerswerda, Rostock, 
Greifswald, Hünxe) in den letzten zwei Jahren zeigte, daß den kollektiven 
Krawallen und ausländerfeindlichen Taten jugendlicher Banden meist 
erhebliche Spannungen zwischen Asylbewerbern und der ansässigen Bevöl­
kerung vorausgingen und daß sich der Protest und Widerstand z. B. gegen 
die Asylbewerberwohnheime meist schon in Form von Petitionen, Unter­
schriftensammlungen, formalen Beschwerden etc. manifestiert hatte. Die 
vorhandenen Spannungen und Empörungen wurden jedoch in der Regel 
nicht ernst genommen oder unterschätzt; Versuche von kommunalpolitischer 
Seite, hier zu vermitteln, Gespräche aufzunehmen und über neue Lösungen 

17) V gl. Saarbrücker Zeitung vom 20./21.6.1992. 
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nachzudenken, gab es nur selten - und wenn, dann kamen sie wie in Ro­
stock-Lichtenhagen meist zu spät. Auch dort waren es lokalpolitische 
Versäumnisse vor Ort und das Unvermögen der Politiker, die gespannte 
Situation zwischen der Bevölkerung und den Asylbewerbern zu entschärfen, 
die zu einer emotionalen Eskalation im Vorfeld der Krawalle und fremden­
feindlichen Aggressionen beitrugen. Unmutsäußerungen, Proteste sowie eine 
Unterschriftenaktion der Bevölkerung mit dem Ziel auf akute Probleme 
hinzuweisen, wurden nicht gehört. Folglich fühlten sich die Menschen in 
Rostock-Lichtenhagen mit ihren Sorgen und Ängsten nicht ernst genommen, 
sie fühlten sich im Stich gelassen. Dies erklärt wohl die breite Toleranz und 
Unterstützung der Anwohner, die den Randalierern Beifall klatschten. Die 
angreifenden Jugendlichen konnten sich als eine "Art politische Vorhut 
begreifen, die agiert, während der Staat versagt."18) 

Die Beziehungen zwischen Asylbewerbern und einheimischer Bevölkerung 
wurden so durch Ablehnung, Mißtrauen und Argwohn bestimmt, ohne daß 
man dafür schon vorgängige fremden feindliche Motive oder Xenophobie 
annehmen müßte. Rassistische Vorurteile, ethnische Stereotype und frem­
den feindlich-nationalistische Parolen gewinnen für manche Bürger erst 
angesichts konkreter Erfahrungen, Probleme und Konflikte an Evidenz und 
Plausibilität. (Freilich können diese hinsichtlich der individuellen Bewälti­
gung erschütterter lebensweltlicher Gewißheiten und Strukturen eine wichti­
ge kognitive und psychische Funktion spielen.) Die lokale Medien­
berichterstattung zu diesem Thema schürte diese Ängste und Vorurteile in 
der Bevölkerung, die sich bei manchen aufgrund negativer eigener Erfahrun­
gen im Alltag bestätigten und insgesamt eine ablehnende feindliche Atmo­
sphäre zwischen Asylbewerbern und ansässiger Bevölkerung schufen. 

Noch einmal zu Saarlouis: Neben der tatsachlichen Wohnungsnot und der 
öffentlich geführten politischen Diskussion wurde insbesondere in einem 
regionalen Wochenblatt das Klima in und um Saarlouis in Sachen Asyl­
politik "angeheizt" durch Schlagzeilen wie: '''Kurgaste' nach Saarlouis? 
StadtgtLrtnerei soll ' Hilton' für Romas, Sintis und Zigeuner werden -
Bürgerinitiative protestiert _"19) oder "Bungalow für Asylanten - Stadt 

18) V gl. 'Der Spiegel', 36, 1992, S. 20. 
19) Vgl. Fuchs vom 8.8.1990. 
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Saarlouis schlligt alle Rekorde". "In Neuforweiler fand Kurdenfamilie eine 
'Nobelherberge' für 2 000 DM Miete. "20) So ist dann auch vom "Bonner 
Großzügigkeitsministerium" die Rede, das es ermögliche, Asylbewerber in 
Luxusherbergen unterzubringen, wohingegen "notleidende deutsche 
Familien" (. .. ) wegen einer Unterstützung von vielleicht 100 DM hundert 
Versuche machen müssen, um etwas zu ernten)]) 

Die Entwicklung fremdenfeindlicher Einstellungen bis hin zu der Toleranz 
von und Bereitschaft zur Gewaltanwendung wurde also ganz erheblich 
durch politisches und bürokratisches Handeln und Nicht-Handeln im Vor­
feld und die dadurch bedingten Lernerfahrungen beeinflußt. Die gewalttäti­
gen Krawalle entwickelten sich keineswegs aus dem Nichts heraus, sondern 
vor dem Hintergrund vorhandener Konflikte und Spannungen zwischen 
Asylbewerbern, einheimischer Bevölkerung und Verwaltung. Dies jedoch 
wurde von den politischen Parteien und Verwaltungen nicht wahrgenommen 
oder aber in seiner sozialen Sprengkraft weit unterschätzt. 

2.3. Der parlamentarische Asylstreit als Gelegenheit für rechtsradikale 
Gruppen 

Hier spielen nun auch die politischen Entscheidungen und Nicht­
Entscheidungen eine Rolle, die nicht auf kommunaler Ebene, sondern auf 
Länder- und Bundesebene angesiedelt sind. Angesichts des starken Zu­
stroms von Asylbewerbern und der damit verbundenen Probleme und Kon­
flikte vor Ort hat der Streit in den großen Parteien um die Asylpolitik und 
das Ausbleiben schneller Entscheidungen die politischen Gelegenheits­
strukturen für rechtsradikale und gewaltbereite Gruppen verändert. Die 
politischen Parteien zeigten sich lange Zeit unfähig, sich in der Sache zu 
verständigen und gemeinsame Konzepte zu entwickeln oder auch nur ange­
sichts der sich abzeichnenden Spannungen und Unzufriedenheit zu verdeut­
lichen, daß auch die Sorgen und Probleme vor Ort ernst genommen werden. 
Die Stimmungen und Probleme vor Ort wurden statt dessen oft moralisch 

20) V gl. Fuchs Nr. 1 vom 24.1.1990. 
21) Vgl. Fuchs Nr.1 vom 24.1.1990. 
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diskreditiert ("Rassisten", "Faschisten") oder aber für den Parteien streit 
instrumentalisiert ("SPD-Asylanten ").22) 

In dieser Situation konnten rechtsradikale Gruppen ihre ausländerfeindli­
chen Problemdefinitionen und Forderungen in den öffentlichen Diskurs 
einbringen und so die öffentliche Meinung hinsichtlich der Asylproblematik 
beeinflussen. Dies wiederum hat die großen Parteien in Bewegung gebracht, 
die in einer Reihe von Fällen, z. B. in Frankfurt und Bremen und schließlich 
in Baden-WÜfttemberg, ihre Wahl programme anpaßten. Damit wurden bis 
dahin tabuisierte und marginalisierte rechte politische Themen und Forderun­
gen von den großen Parteien aufgegriffen und konnten sich auf der formalen 
politischen Agenda plazieren. Ausländerfeindliche Einstellungen und 
Gewaltbereitschaften wurden so normalisiert und legitimiert. In relativ 
kurzer Zeit haben sich so fremden feindliche Einstellungen und entsprechen­
de Gewalttoleranzen in Teilen der Bevölkerung in ganz erheblichem Maße 
verstärkt. 

Diese Veränderung der öffentlichen Meinung, insbesondere die Intensivie­
rung fremden feindlicher Einstellungen und Handlungsbereitschaften bei 
gleichzeitigem Vertrauensverlust in die etablierten Parteien, hatte nun (für 
den weiteren Verlauf und die Genese fremdenfeindlicher Gewalt) bedeutsa­
me Rückwirkungen auf die gewaltbereiten Subkulturen einerseits und rechte 
Parteien und Organisationen andererseits. 

2.4. Der Ausbruch der Gewalt und die Anerkennung durch das Umfeld 

Mit dem Streit um die Asylpolitik und dem damit einhergehenden 
Legitimationsgewinn fremdenfeindlicher Einstellungen und Meinungen in der 
Bevölkerung vor Ort machten diese Gruppen die Erfahrung, daß ihre Gewalt­
bereitschaft, sofern sie sich gegen Asylbewerber richtete, nicht zur 
generellen gesellschaftlichen Ächtung, Stigmatisierung und Sanktionierung 
führte wie früher, sondern im Gegenteil, bei Teilen der Bevölkerung Ver­
ständnis, Sympathie und auch Unterstützung fand. Dies äußerte sich am 
deutlichsten bei den großen fremden feindlichen Krawallen in Hoyerswerda 
1991 und in Rostock-Lichtenhagen im Jahr 1992. In der Regel haben die 

22) V g1. dazu auch Thränhardt 1993. 
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Jugendlichen aber längst vor den spektakulären fremden feindlichen Ereig­
nissen bereits in einer Vielzahl von alltäglichen fremdenfeindlichen Hand­
lungen und Aktionen die Erfahrung gemacht, daß sich ihnen niemand entge­
genstellt, daß sie risikolos und konsequenzenlos gegen Asylbewerber- und 
Gastarbeiterheime vorgehen können und dabei eher noch Unterstützung aus 
der einheimischen Bevölkerung bekommen. Dieser erfahrene Zuspruch war 
von großer Bedeutung sowohl für die Selbstdefinition der rechten und 
gewalttätigen Gruppen, als auch für die weitere Eskalation der Gewalt. Die 
gewalttätigen fremdenfeindlichen Gruppen konnten sich damit zum ersten mal 
als Vertreter allgemeiner Interessen definieren und durch die klammheimli­
che oder auch offene Unterstützung durch Teile der Bevölkerung eine neue 
politische Identität und kollektive Bedeutung gewinnen. Viele haben sich als 
nationale Avantgarde, als Kämpfer für deutsche Interessen verstanden und 
sich in dieser Rolle historische Bedeutsamkeit zuschreiben können: als 
Verteidiger der Rechte der einheimischen Bevölkerung. 

2.5. "Erfolgserlebnisse" angesichts der Schwäche staatlicher Kontrollorgane 

Die dramatische Steigerung fremdenfeindlicher Einstellungen und Gewalt­
handlungen seit 1991 läßt sich jedoch nicht allein auf die gestiegene Zunah­
me von Asylbewerbern, die Entwicklung der Probleme vor Ort und die 
Selbstblockade der politischen Parteien und Verantwortungsträger zurück­
führen. Auch der Verweis auf bereits existierende gewalttätige Gruppen, die 
angesichts der allgemeinen Fremdenfeindlichkeit ein neues, sinnstiftendes 
Betätigungsfeld gefunden haben, vermag nicht hinreichend zu erklären, in 
welchem Ausmaß und mit welcher Intensität sich die fremdenfeindlichen 
Angriffe fortsetzen konnten. Um die Dynamik und die Diffusion der Gewalt 
zu verstehen, bedarf es daher zusätzlicher Überlegungen. Hier spielt vor 
allem die Erfahrung der Gewalttäter (und derer, die es noch werden sollten), 
daß Gewaltanwendung ein effizientes und "erfolgreiches" Mittel ist, eine 
wichtige Rolle. Wo und weshalb konnten solche Erfahrungen gemacht 
werden? 

Insbesondere die Schwächen der Kontrollinstanzen (vor allem in den neuen 
Bundesländern) sowie die Unterstützung und der Schutz durch die Bevölke­
rung haben es den Gewalttätern ermöglicht, ihr Handeln als erfolgreich und 
zudem als relativ risikofrei zu erfahren. Die Veränderung der Bilanz von 
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Gratifikationen einerseits, Kosten und Risiken bei der Anwendung von 
Gewalt andererseits haben zur weiteren Eskalation und Ausweitung der 
Krawalle entscheidend beigetragen. Die gewalttätigen Gruppen in Hoyers­
werda und Rostock, später auch in Wismar und Quedlinburg konnten über 
mehrere Tage und Nächte Angriffe und Aktionen gegen Asylbewerber- und 
Ausländerheime durchführen und schließlich auch gegen die Polizei selbst 
vorgehen, ohne daß diese in der Lage war, die Ausschreitungen zu kontrol­
lieren und die Täter festzunehmen. 

An allen Orten, in denen Gewalt ausgebrochen und eskaliert ist, zeigen sich 
klare Parallelen, was die Dynamik der gewalttätigen Krawalle angeht. Es 
gibt sowohl vergleichbare Verhaltensstrukturen der Tätergruppen und 
Sympathisanten als auch ähnliche Eskalationsmechanismen, die eine be­
stimmte Eigendynamik in den Gewaltzyklus einbringen. Die mangelnde 
Polizeipräsenz und ihre praktizierte Zurückhaltung vor allem in der jeweili­
gen Aufschwung- bzw. Anfangsphase des Gewaltzyklus führte unmittelbar 
zu einer weiteren Eskalation der Gewalt. Die Angreifer, gewaltbereite, 
ausländerfeindliche Kinder und Jugendliche, werden in ihrer Gewalt­
bereitschaft durch vermeintliche Schwächen ihres Gegners, der Polizei, 
bestärkt und stimuliert. Es entstehen anomische Situationen, Phasen der 
Gesetzlosigkeit und Regellosigkeit, die das Gefühl entstehen lassen "selbst­
regulierend in ein starres System" eingreifen zu können und mit dem Mittel 
der Gewalt tatsächlich etwas zu erreichen. Die Gewalttäter machen die 
Erfahrung, daß massive kollektive Gewaltanwendung risikolos durchgeführt 
werden kann, selbst gegen die Polizei. Dies ist eine Erfolgserfahrung, die 
ständig neue Motivation und Stimulanz für die Auseinandersetzungen 
erzeugt. 

2.6. Medial vermittelte Eskalation: Ausbreitung Wld NachahmWlgseffekte 

Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen haben für die Entwicklung frem­
den feindlicher Gewalttaten in ganz Deutschland entscheidende Bedeutung, 
weil sie Mobilisierungseffekte hatten und Nachahmungstaten andernorts 
auslösten. Angesichts der Ereignisse machten die gewalttätigen Gruppen die 
Erfahrung, daß die massive Anwendung von Gewalt "erfolgreich" ist. Erfolg­
reich jetzt nicht nur in dem Sinne, daß sie risikolos ausgeübt werden kann 
und mediale Selbstinszenierung ermöglicht, sondern erfolgreich im Hinblick 
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auf die Durchsetzung politischer Ziele und die Lösung lokaler Konflikte. 
Durch die Anwendung von Gewalt ist es in Hoyerswerda und Rostock 
gelungen, die Verlegung von Asylbewerbern in andere Unterkünfte zu 
erzwingen und "die Stadt ausländerfrei zu machen", wie es im ausländer­
feindlichen Jargon heißt. Diese Erfahrungen "erfolgreicher" Gewaltanwen­
dungen sind von entscheidender Bedeutung für die Diffusion und Eskalation 
von Gewalt. Das Lernen am Erfolg bzw. am erfolgreichen Modell hat daher 
gerade für die Erklärung einer wellenartigen Eskalation und Ausweitung von 
Gewaltaktionen nach spektakulären Einzelerfolgen eine große Bedeutung. 

Sowohl die Ereignisse von Hoyerswerda als auch die von Rostock-Lichten­
hagen hatten wahre Mobilisierungs- und Rekrutierungseffekte hinsichtlich 
fremdenfeindlicher und rechter Gewalttaten und haben zu einer Intensivie­
rung und Verstetigung von Gewaltereignissen über Wochen hinweg geführt. 
Nach Hoyerswerda kam es noch in der gleichen Woche zu Brandanschlägen 
und Angriffen auf Asylbewerberheime und Aussiedlerwohnheime in Deuben, 
Saarlouis, Saarwellingen, Thierdorf bei Dresden, Freiburg, Essen. Selbst 
das zeitlich etwas später folgende Attentat in Hünxe (Westfalen) war, wie 
wir mittlerweile wissen, durch die Erfahrung von Hoyerswerda ausgelöst 
und stimuliert worden. Die Täter glaubten, nun auch in ihrer Stadt etwas tun 
zu müssen und zu können. Der gleiche Mobilisierungseffekt kann auch nach 
den "erfolgreichen" Krawallen in Rostock Ende August aufgezeigt werden. 
Insbesondere in Quedlinburg und Wismar kam es zu heftigen Nachfolge­
ereignissen, bei denen wie in Rostock-Lichtenhagen ein hohes Maß an 
Gewalt und Aggression über Tage hinweg aufrechterhalten wurde. Darüber 
hinaus kam es zu einer Verstetigung und Veralltäglichung von Gewaltan­
schlägen gegen Ausländer über mehrere Wochen hinweg. 

Insbesondere in bezug auf die Eskalation und Diffusion von fremdenfeindli­
cher Gewalt und anderen kollektiven Gewaltformen werden daher bestimmte 
Funktionen der Medien deutlich (die freilich unabhängig von den Intentionen 
derer sind, die verantwortlich zeichnen): 

198 

Durch die flächendeckende Berichterstattung über spektakuläre Ereig­
nisse und insbesondere über politisch motivierte Gewaltanwendungen 
kommt den Medien im Kontext der fremdenfeindlichen Gewalt­
entwicklung (aber auch im Kontext der neuen sozialen Bewegungen der 
siebziger und achtziger Jahre) eine wichtige Koordinierungs- und 
Informationsfunktion zu. Der relativ geringe Grad organisatorischer 



Verfestigungen und infrastruktureller Vernetzung in den fremden feind­
lichen Subkulturen hat nicht zuletzt auch damit etwas zu tun, daß die 
Information und Mobilisierung von Gleichgesinnten und Unterstützern 
in der Regel durch die Berichterstattung in den Medien sichergestellt 
wird. 

Durch spektakuläre Aktionen und insbesondere durch Gewaltanwen­
dung können radikale Gruppen zudem die Aufmerksamkeit der Medien 
erlangen und eine Berichterstattung der Ereignisse, aber auch der 
Hintergründe und Absichten der Täter sicherstellen. Die Medien stellen 
also eine Art Aufmerksamkeitsprämie für Gewaltanwendung bereit. 
Viele Gewaltereignisse im Kontext politischer Auseinandersetzungen 
und Konflikte sind möglicherweise auch gezielt auf die mediale Bericht­
erstattung hin inszeniert. Für die Gewaltakteure gilt es daher auch 
immer al s ein Kriterium des Erfolgs ihrer Aktionen, wenn sie damit 
überlokal in den Medien präsent sind. Darüber hinaus hat die Bericht­
erstattung über Gewalttätigkeit auch individuelle Belohnungseffekte: 
Für manchen jugendlichen Gewalttäter entwickelt sich aufgrund der 
medialen Aufmerksamkeit ein Gefühl kollektiver Bedeutsamkeit und 
eine entsprechende subkulturelle Aufwertung vom Schläger zum Kämp­
fer zum Helden. 

2.7. Generalisierungsprozesse: Die Ausweitung der Opfergruppen, die 
Verhärtung der fremdenfeindlichen Szene und die Organisation von 
"Gegengewalt" 

Fremdenfeindliche und rechtsradikale Einstellungen und auch entsprechend 
motivierte Gewaltbereitschaften und Gewalttaten hat es in den letzten 
Jahrzehnten in Deutschland immer gegeben. Insbesondere rechtsradikale und 
rassistische Ideologien, ethnozentrische Vorurteile und ihre Verbreitung weit 
über den rechten Rand hinaus werden daher von manchen Autoren als 
Hintergrund auch für die gegenwärtige Fremdenfeindlichkeit vermutet. Diese 
grundlegenden Denkweisen und Bewußtseinsstrukturen seien in einer Phase 
der Rezession, der kollektiven Verunsicherung und der "imaginierten" 
Bedrohung erworbenen Wohlstands bei vielen Bürgern als eine Art patholo­
gische Angstreaktion wieder durchgebrochen. Insofern ist es durchaus 
berechtigt, wenn gelegentlich auf diese Kontinuität verwiesen wird. Dennoch 
gilt es auch hinsichtlich der fremdenfeindlichen Gewalt in den neunziger 
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Jahren zunächst empirisch zu fragen, welche spezifischen historischen 
Bedingungen und Erfahrungen ihr zugrundeliegen; und auch, was sie von 
dem bekannten Phänomen der Fremdenfeindlichkeit unterscheidet. Auf eine 
Reihe von situativen Faktoren der Entwicklung und Eskalation der fremden­
feindlichen Gewalt in den neunziger Jahren haben wir in dem letzten Kapitel 
bereits hingewiesen. Hier soll nun ein weiterer Aspekt hervorgehoben wer­
den. 

Die fremdenfeindliche Gewalt entwickelte sich diesmal gerade nicht auf 
Basis tradierter, im kollektiven Bewußtsein bereitgestellter gesellschaftlicher 
Feindbilder und Vorurteile des Rechtsradikalismus (Juden, Türken etc.), 
sondern hatte einen ganz spezifischen Kristallisationspunkt und - wenig­
stens am Anfang - ein klar umrissenes Feindbild und Opferbild: die "Asy­
lanten" oder speziell noch die angeblichen "Schein- oder Wirtschafts­
flüchtlinge". Dieses Feindbild vom "Scheinasylanten" , der nicht berechtigt 
sei, hier zu sein, dessen Versuch, hier zu bleiben, als kriminell eingestuft 
wurde und dessen Anwesenheit in der Nachbarschaft als Provokation 
empfunden wurde, hatte für die Entwicklung und Ausweitung der Fremden­
feindlichkeit wichtige Konsequenzen: 

Man konnte den "Scheinasylanten" ablehnen und bekämpfen, auch ohne in 
den Verdacht zu geraten, Rassist oder Rechtsradikaler zu sein. Die Recht­
sprechung, die großen Parteien und nahezu alle bedeutenden gesellschaftli­
chen Institutionen und Organisationen waren sich hinsichtlich der lllegitimi­
tät und Ablehnung der "Scheinasylanten" einig. Angesichts der relativ 
niedrigen Anerkennungsquote wurde der Begriff des Scheinasylanten 
projektiv zur Vorverurteilung aller Asylbewerber verwendet und somit als 
politischer Kampfbegriff benutzt. Dies hat fremdenfeindliche Reflexe, Aver­
sionen und Schuldzuweisungen etabliert, die dann auch jenseits der primä­
ren Feind- und Opfergruppe der "Scheinasylanten" stets neue (sekundäre) 
Opfer- und Feindgruppen finden konnten: zunächst die Polen, "Kohlen" und 
"Fidjis" in den neuen Bundesländern, dann auch die Linken, die Schwulen, 
die Behinderten und schließlich die Türken. Und es hat jenen Mut gemacht 
und den Boden bereitet, die rassistischen Ideologien anhängen und für die 
der "Asylant" nur stellvertretend für alle Fremden und alles "Nicht­
Völkische" und "Nicht-Deutsche" steht. Natürlich haben viele in der Bevöl­
kerung diese Ausweitung der Feindbilder und potentiellen Opfergruppen hin 
zu einem allgemeinen Rassismus und einer allgemeinen Fremdenfeindlichkeit 
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nicht mitgemacht. Dieser Prozeß hat sich vielmehr weitgehend auf den Kern 
der fremden feindlichen , rechten und gewaltbereiten Gruppen beschränkt. 
Daher geht mit der Ausweitung der Opfergruppen auch eine Verhärtung und 
Isolation der "rechten und fremdenfeindlichen Szene" einher. Ausdruck und 
Anzeichen der zunehmenden Verhärtung, Verkapselung und Selbst­
bezüglichkeit der gewalttätigen Fremdenfeindlichkeit ist vor allem die Tatsa­
che, daß selbst brutalste Anschläge mit erheblichen Opfern noch Nachah­
mungs- und Mobilisierungseffekte haben. Während nach Hünxe und Mölln 
noch für eine kurze Zeit ein Rückgang der Anschläge und auch Distanzierun­
gen innerhalb der fremdenfeindlichen Szenen registriert werden konnten, hat 
der Anschlag von Solingen in einer Vielzahl von Städten zu Nachahmungs­
taten geführt. Die Brutalisierung und Verhärtung drückt sich auch darin aus, 
daß trotz der bekannten tödlichen Folgen, ja man müßte sagen, wegen ihnen, 
es verstärkt zu Brandanschlägen gegen Wohngebäude und Unterkünfte von 
Ausländern kommt. Doch mit der Ausweitung der Opfergruppen auf alles 
Fremde, alles Undeutsche und "Unbekannte" geht nicht nur eine Verhärtung 
und Brutalisierung der rechten und fremdenfeindlichen Szene bis hin zum 
Terrorismus einher, sondern zugleich auch die stärkere Organisation von 
"Gegengewalt" . Während sich die bisher vom Fremdenhaß in erster Linie 
betroffenen Asylbewerber lediglich in Notwehrsituationen gelegentlich zur 
Wehr setzten und allenfalls in den gewaltbereiten Autonomen und 
Antifa-Gruppen eine selbsternannte "Gegenwehr" hatten, hat sich mit der 
Ausweitung der Opfergruppen auf die Türken die Basis für eine kontinuierli­
che und starke "Gegengewalt" entwickelt. 

2.8. Die Formation einer Bewegung? 

Betrachtet man die Entwicklung des Einwanderungskonfliktes, so sind 
ähnliche Stadien erkennbar, wie wir sie aus der Entwicklung des Jugend­
protests und des Ökologiekonfliktes in den siebziger und achtziger Jahren 
kennen. Ungeachtet dessen, daß Jugendprotest und Ökologiekonflikt mora­
lisch ganz anders zu bewerten sind, kann diese Parallele den Ernst der Lage 
dokumentieren und Anhaltspunkte zu vorsichtigen Prognosen geben. Es 
zeigen sich ganz ähnliche Entwicklungssequenzen, wie sie im Ökologie­
konflikt zu verzeichnen waren. Aus ungelösten Problemen ergeben sich an 
vielen Orten Spannungen, die in lokalen Konflikten eskalieren. Gewalttätige 
Auseinandersetzungen mobilisieren die öffentliche Aufmerksamkeit, die 

201 



Medien transportieren die Handlungsmodelle regional, national und welt­
weit. Die lokalen Szenen beginnen sich zu einer außerparlamentarischen 
Opposition zu vernetzen. Die Ausbildung einer parlamentarischen Fraktion 
ist dann oft nur eine Frage der Zeit. Die etablierten Parteien übernehmen 
Teile des Programms, ohne die neu entstandene Partei wieder aus dem 
Parlament verdrängen zu können. Im außerparlamentarischen Bereich 
bleiben fundamentalistische, gewaltbereite und terroristische Gruppierungen 
aktiv, die mit hoher Effizienz die öffentliche Aufmerksamkeit erregen und 
wach halten können. 

3. Schlußfolgerungen 

Die Verselbständigung jugendlicher Gruppen gegenüber Elternhaus, Schule 
und Kirche ist in der Struktur der modernen Bildungsgesellschaft angelegt. 
Ebenso unausweichlich fungieren die in den letzten siebzig Jahren entstan­
denen und nun weltumspannenden Massenmedien als Anbieter von speziali­
sierten Handlungsmodellen, an denen sich ebenfalls spezialisierte Jugend­
kulturen orientieren. Die Wahlentscheidungen der Jugendlichen werden 
teilweise von spezifischen Lebenslagen vorbestimmt, die aus den Beziehun­
gen in der Herkun fts familie, den Erfahrungen in der Schule und auf dem 
Arbeitsmarkt entstammen; zu einem anderen Teil werden aber psychophysi­
sche Dispositionen, die von den Medien stimuliert werden, zum Selektions­
kriterium. Dabei spielen auch Kampf und Gewalt eine Rolle. Entsprechende 
Erfahrungen werden von Jugendlichen üblicherweise im Konsum von 
Kampf- und Gewaltfilmen gesucht und in den Kämpfen um die Fußball­
stadien oder die Territorien des Wohnviertels ausagiert. 

Wenn freilich in der Gesellschaft politische Konflikte aufbrechen, die parla­
mentarisch oder justiziell nicht gelöst werden oder gelöst werden können, 
eröffnet sich diesen Jugendlichen die Karriere vom Schläger zum Kämpfer 
und vielleicht zum Helden. Entsprechende Phänomene waren bereits in den 
siebziger und achtziger Jahren im Konflikt zwischen "antiimperialistischer" 
Linker und Hausbesetzerszene sowie Ökologiebewegung einerseits und dem 
Staat andererseits zu verzeichnen. Derzeit haben Gewaltbereitschaften im 
Kontext des Einwanderungskonfliktes, der sich seit 1989/90 dramatisch 
zugespitzt hat, neue Legitimationen und Anerkennung durch ein gesellschaft­
liches Umfeld gewonnen, das sich in der Konkurrenz um Wohnraum, Ar-
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beitsplatz und Sozialhilfe sieht. In diesen Konflikten läßt sich eine Abfolge 
von Eskalationsstufen erkennen: 

Die Einwanderung von Aussiedlern und Asylbewerbern führt dazu, daß 
Kommunen zunehmend mit der Aufnahme überfordert werden. 

Zwischen Asylbewerbern, Anwohnern und Kommunalverwaltungen 
kommt es zu zunehmenden Spannungen. Lokale Berichterstattung heizt 
Ressentiments weiter an. 

Die Dramatisierung des Asylstreits im Parteienwettbewerb bei gleichzei­
tiger Unfähigkeit, die Asylverfahrenspraxis zu reformieren, eröffnet 
Chancen für rechte und rechtsextremistische Politiker sowie für gewalt­
bereite Gruppen. 

Die ersten Angriffe gegen Asylbewerberunterkünfte machen die Unter­
stützung des Umfeldes deutlich und vermitteln den rechtsradikalen und 
fremdenfeindlichen Gruppen das Gefühl, stellvertretend für andere zu 
handeln. 

Schwache und verunsicherte Polizeipräsenz in den neuen Bundeslän­
dern reduzieren das Risiko für die ersten Täter. Gewaltanwendung 
gegen Asylbewerber und Aussiedler ist zunächst relativ risikolos und 
erweist sich zudem als erfolgreich: Die Asylbewerber werden abgezo­
gen. 

Die Medienberichterstattung macht die erfolgreiche Gewalt zum Modell 
für landesweite Nachahmung: spektakuläre Ereignisse lösen Mobilisie­
rungs- und Eskalationswellen bundesweit aus. 

Fremdenfeindliche Gewalt wird über die Asylbewerber hinaus auf 
andere Opfergruppen generalisiert. 

Die Genese einer fremdenfeindlichen Bewegung ist in diesen Eskalations­
phasen in ersten Ansätzen erkennbar. Ob sie sich landesweit konstituieren 
und stabilisieren kann, wird (abgesehen von der weiteren Entwicklung der 
Einwanderung) davon abhängen, 

a) ob es möglich ist, spektakuläre Kämpfe sowohl zwischen rechts- und 
linksextremen Gruppen al s auch zwischen Polizei und rechtsextremen 
Gruppen zu verhindern, mit denen fremdenfeindliche Gruppen öffentli­
che Aufmerksamkeit und Solidarisierung zu erzeugen versuchen wer­
den; 
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b) ob die Parteien des Deutschen Bundestages darauf verzichten werden, 
"Überfremdungsängste" und Gefühle der Konkurrenz und der Benach­
teiligung gegenüber Fremden im Wahlkampf zu mobilisieren; 

c) ob es gelingt, all denen, die sich selbst (oder andere Menschen, an 
denen ihnen liegt) von Arbeitslosigkeit, Mietsteigerung und Sozialab­
bau bedroht sehen, das Vertrauen in eine soziale Marktwirtschaft 
wiederzugeben. 
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Verbrechensfurcht und Reaktionen der Bevölkerung 
auf GewaIt 

Edwin Kube 

1. Ausgangslage 

Das vorhandene oder mangelhafte Sicherheitsgefühl der Bevölkerung war 
bei uns lange Zeit kein Thema. Dies galt sowohl für die Wissenschaft wie 
auch die Praxis. Erst mit den - vor allem in den 70er Jahren - aufgekomme­
nen Opferbefragungen geriet auch die Kriminalitätsfurcht in den Blickpunkt 
des Interesses)) Bedrohtheitsgefühle, Kriminalitätsangst oder eben 
Verbrechens- bzw. Kriminalitätsfurcht wurden als sozial relevantes 
Phänomen erkannt. Zumindest die Praxis hatte zuvor überzogene Angst oder 
Furcht als weitgehend situationsunabhängiges und - im Sinne mangelnder 
Wirklichkeitsanpassung - als irrationales Persönlichkeitsmerkmal begriffen. 

Bei näherer Betrachtung bieten sich für die Analyse der Bedrohtheitsgefühle 
vier Dimensionen an: 

die Ebene, auf die sich die Furcht bezieht, nämlich die gesellschaftliche 
Makroebene, die Nachbarschaftsebene sowie die personale Ebene; 

die kognitive Komponente, nämlich die persönliche Risikoeinschätzung 
(subjektives Viktimisierungsrisiko), die affektive Komponente, also das 
Sicherheitsgefühl bzw. die Kriminalitätsfurcht, sowie die Verhaltens­
komponente im Sinne von Vermeidungsverhalten oder der Vornahme 
von Schutzvorkehrungen; 

1) Vgl. etwa Schwind, Ahlborn und Eger u. a.: Dunkelfeldforschung in Göuingen 
1973/74. Eine Opferbefragung zur Aufhellung des Dunkelfeldes und zur 
Erforschung der Bestimmungsgründe für die Unterlassung von Strafanzeigen. 
Wiesbaden 1975; Stephan: Die Stuttgarter Opferbefragung. Eine 
kriminologisch-viktimologische Analyse zur Erforschung des Dunkelfeldes unter 
besonderer Berücksichtigung der Einstellung der Bevölkerung zur Kriminalität. 
Wiesbaden 1976. 
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die Art der Bedrohung - etwa durch Diebstahl, durch Körperverletzung 
oder Raub; 

der situative Kontext, der sich insbesondere durch die konkrete 
Örtlichkeit (Furcht in der Wohnung, auf der Straße, im Wohnviertel 
oder in der Innenstadt) oder durch den Zeitfaktor (etwa Furcht am 
Abend oder am Tage) ergibt.2) 

Diese Differenzierungen sind von besonderer Bedeutung, da die Ausprägung 
der Furcht von den erwähnten Dimensionen abhängig ist. So weisen nach 
den Opferbefragungen der 70er und 80er Jahre erwartungsgemäß die 
Befragten grundsätzlich eine hohe allgemeine gesellschaftsbezogene 
Besorgnis hinsichtlich der Kriminalitätsentwicklung auf; dagegen ist das 
durchschnittliche Niveau persönlicher Befürchtungen, selbst Opfer einer 
Straftat zu werden, eher niedrig. Ältere Menschen und Frauen sind in ihrem 
Sicherheitsgefühl beeinträchtigter als jüngere Männer, obwohl letztere 
deutlich häufiger Opfer krimineller Handlungen - insbesondere von 
Gewaltdelikten - werden. 3) 

2. Angst und Furcht 

Die richtige Bewertung des Bedrohtheitsgefühls bei der Bevölkerung setzt 
einige Bemerkungen zu den Begriffen Angst und Furcht voraus. 

Angst ist nach Martin Heidegger eine das menschliche Dasein speziell 
auszeichnende Gestimmtheit.4) Als ständige und vielfach unbequeme, ja 
zuweilen lähmende Begleiterin ist sie unserem Leben inhärent. Sie ist 
Ausdruck der weitgehend unbestimmten Bedrohtheit und Verletzlichkeit des 

2) Dazu etwa Schneider: Einführung in die Kriminologie. Berlin, New York 
(3. Aufl.) 1993, S. 93: Die Verbrechensfurcht ist beispielsweise in U-Bahnen 
bei weitem größer als es dem Viktimisierungsrisiko entspräche. "Man fühlt sich 
in der Masse der Fahrgäste verlassen, einsam, verletzbar, eingeschlossen und 
ausgeliefert. Die Umgebung ist oft unordentlich, schmutzig und unfreundlich. 
Fremde lungern herum. Straftaten in öffentlichen Verkehrsmitteln sind 
besonders sozial sichtbar." 

3) V gl. Schwind: Kriminologie. Eine praxisorientierte Einführung mit Beispielen. 
Heidelberg (5. Aufl.) 1993, S. 304 ff. m.w.H. 

4) Zit. n. Icklin: Angst mit menschlichem Gesicht. In: Innovatio 5/1990, S. 48. 
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Menschen. Sie tritt demnach als Folge einer mehr oder weniger bewußt 
vorgenommenen Einschätzung der Bedrohtheit auf, und zwar dann, wenn die 
eigenen Kompetenzen zur Bewältigung der Situation als ungenügend 
eingeschätzt werden.5) 

Man kann aber Angst nicht nur als negativ empfundene Bedrohung 
definieren; sie bedeutet zuweilen auch Appell und Warnung, ja sie kann 
sogar zur Persönlichkeitsentwicklung beitragen. Angst wird zudem mitunter 
als Mutprobe gesucht und als Angstlust erlebt. 

Angst wird sehr häufig synonym mit Furcht benutzt. Selbst in der 
motivationspsychologischen Literatur unterscheidet man nicht eindeutig 
zwischen beiden Begriffen.6) Auch den Fachterminus Kriminalitätsfurcht 
verwendet man nicht selten inhaltsgleich mit dem Begriff der Kriminalitäts­
angst. Manche Kriminologen - etwa Klaus Boers 7) favorisieren 
"Kriminalitätsfurcht", während andere Experten - beispielsweise Harald 

Arnold8) - "Kriminalitätsangst" bevorzugen. 

Mit Sf/jren KierkegaartP) ist festzustellen, daß sich Angst auf nichts 
Bestimmtes richtet, sondern in dem Verhältnis des Subjekts zu sich selbst 
kulminiert. Dagegen ist Furcht an ein Objekt gebunden. Wer sich fürchtet, 
weiß also wovor. Fühle ich mich dagegen von Vielem, letztlich dem 

5) Dazu im einzelnen Killias: Vulnerability: Towards a Better Understanding of a 
Key Variable in the Genesis of Fear of Crime. Violence and Victims, Vol. 5, 
No. 2, 1990, S. 97 ff. Killias unterscheidet drei Dimensionen der Verletzbarkeit, 
nämlich "exposure to risk", "seriousness of consequences" und "loss of 
control". Vgl. auch Lindesay: Fear of crime in the elderly. In: Journal of 
Geriatrie Psychiatry, Febr. 1991, S. 55 f. Zur Bewältigungsforschung siehe 
Brüderl (Hrsg.): Theorien und Methoden der Bewältigungsforschung. 
Weinheim, München 1988, insbes. S. 25 ff. 

6) Dazu Boers: Kriminalitätsfurcht. Ein Beitrag zum Verständnis einer sozialen 
Situation. In: MschrKrim 2, 1992, S. 67 m.w.N. Vgl. auch Bilsky, Mecklenburg, 
Pfeiffer u. a.: Kriminalitätsfurcht und kriminelle Viktimisierung im Leben älterer 
Menschen in den alten und neuen Bundesländern. Zwischenbericht zur 
KFN-Opferbefragung 1992. Hannover 1993, S. 5. 

7) Boers, a.a.O., S. 75 f. 
8) Arnold: Verbrechensangst und/oder Furcht vor Viktimisierung? (Kriminologi­

sche Forschungsberichte) Zwanzig Jahre Südwestdeutsche Kriminologische 
Kolloquien. Freiburg 1984, S. 185 ff. 

9) Kierkegaard: Der Begriff Angst. Vorworte. Düsseldorf 1952, insbes. S. 40. 
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Unbestimmten bedroht - fehlt also der Objektbezug - schlägt Furcht in Angst 
um. Während Angst nicht selten handlungsunfähig macht, gegebenenfalls 
Aggressivität hervorruft, ist Furcht grundsätzlich geeignet, in unübersichtli­
chen Situationen als eine Art Kompaß zu dienen. Ein prinzipielles Ziel der 
Kriminalpolitik sollte daher sein, Kriminalitätsfurcht nicht in Kriminalitäts­
angst diffundieren zu lassen. 

Nebenbei bemerkt, bestand - wie der Sinologe Ralf Trauzettel im einzelnen 
belegt10) - in der altchinesischen Philosophie und Literatur die starke 
Tendenz, jede sich abzeichnende Angst in Furcht zurückzubannen. Damit 
sollten gerade der Orientierungsrahmen und Handlungsspielraum des 
Mutigen, dem stets auch Furcht zugebilligt wurde, bewahrt bleiben - wie man 
sieht, ein auch für unser Thema durchaus funktionaler Ansatz. 

Daß solche Begriffsdefinitionen keine "bloße Spielerei" sind, zeigt ein Blick 
auf die fremdenfeindlichen Straftaten. So schändlich derartige Kriminalität 
auch stets ist, stellt sich bei deren präventiver Bekämpfung das Problem, ob 
- außerhalb der im engeren Sinn rechtsextremistischen Täterschaft -
Straftäter eher von Fremdenangst und daraus ableitbarem Fremdenhaß 
bestimmt sind oder bei ihnen Furcht vor den Zuwanderern wegen der Gefahr 
des eigenen Besitzstandsverlustes besteht. Wie die empirische Studie von 
Helmut Willems, Stefanie Würtz und Roland Eckert11 ) verdeutlicht, ist bei 
einem nicht unerheblichen Prozentsatz der Delinquenten letzteres der Fall; 
zumindest sehen sich diese Täter als Avantgarde einer (scheinbar) breiten 
Bevölkerungsschicht. Dabei wird zum Zwecke des Legitimationsgewinns der 
vorkommende Mißbrauch des Asyl- und Sozialrechts emotionalisiert. 

Diese bedrohtheitsbezogene Bewertung fremdenfeindlicher Straftaten 
beschreibt der französische Marxist Marcel Gauchet und strebt dabei 
konkludent an, einen gewaltpräventiven Ansatz zu konzipieren: Ausländer­
haß sei eine aggressive Ablehnungshaltung, die sich nur in einem vernach-

10) Chinesische Reflexionen über Furcht und Angst. In: Saeculum 4, 1992, 
S .307 ff. 

11) Fremdenfeindliche Gewalt. Täterstrukturen und Ausbreitungszyklen (im Druck). 
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lässigbaren Ausmaß mit irrationalen Ängsten, einer Selbstbewertung im 
Sinne von eigener Überlegenheit und einer auf Fremde projizierten 
Sündenbockfunktion erklären lasse. Das Wesentliche sei vielmehr die 
sozialpolitische Konfiguration, wobei die Besitzenden die Besitzlosen zur 
Toleranz gegenüber den noch Besitzloseren aufforderten. Bei zunehmender 
Zahl von Gewalttaten verstärke sich als Reaktion - unter anderem - der Ruf 
nach mehr Toleranz und Hilfsbereitschaft. 12) In diese von Gauchet 
kritisierte Richtung äußert sich etwa der bekannte Sozialphilosoph JUrgen 
Habermas: 13) "Die relativ deprivierten Schichten... identifizieren sich 
besonders deutlich mit der ideologischen Übermacht des eigenen Kollektivs 
und wehren alles Fremde ab. Das ist die Kehrseite eines überall wachsenden 
Wohlstandschauvinismus. " 

Die Befürchtungen der sozial Gefährdeten sollten nach Gauchets Meinung 
ernstgenommen und im Rahmen sozial- und rechtspolitischer Maßnahmen 
berücksichtigt werden. Eine "Beruhigung" werde sich erst ergeben, wenn die 
Lage als kontrolliert bewertet werde und sich gerade betroffene unterprivile­
gierte Einheimische nicht mehr einer subjektiv empfundenen ungewissen 
Entwicklung ausgeliefert sehen. "Weder noble Empfindungen noch 
moralische Deklamationen werden uns vor dem Ressentiment und der 
Gewalt retten, sondern eine politische Intelligenz... mit festgefügten 
Prinzipien von Macht und Recht")4) Mit der neuen Asylgesetzgebung und 
der Eindämmung sozialrechtlichen Mißbrauchs durch Anwendung von AFIS 
(Automatisches Fingerabdruck-Identifizierungssystem) sind sicherlich 
kriminogene Faktoren - insbesondere auch auf der deutschen Täterseite -
abgebaut worden. 

Auch wenn man den Aussagen Gauchets grundsätzlich ablehnend 
gegenübersteht und seinem (hier nicht dargestellten) ideologischen Rahmen 
nicht folgt, sind seine spezifischen Aussagen zu Angst bzw. Furcht und 
deren Dämpfung nicht ohne weiteres wegzuwischen. Denn Angst und Furcht 

12) Gauchet: Die bösen Überraschungen des vergessenen Klassenkampfes. 
In: Freibeuter, H. 53, 1992, S. 82 ff., insbes. S. 93 ff. Vgl. auch Jeismann: 
Angststörung. FAZ Nr. 82 vorn 7.4.1993, S. N. 5. 

13) Habermas: Faktizität und Geltung. Beiträge zur Diskurstheorie des Rechts und 
des demokratischen Rechtsstaats. Frankfurt (3. Aufl.) 1993, S. 652. 

14) Gauchet: Die bösen Überraschungen ... , a.a.O., S. 97. 
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den Menschen bloß ausreden zu wollen, wird leider weitgehend erfolglos 

bleiben.1 5) Mit diesen Ausführungen soll nicht die rechtsradikale und 
insgesamt fremdenfeindliche Gefahr relativiert werden. Angedeutet werden 
soll vielmehr, daß Angst und Furcht in Teilen der Bevölkerung gerade bei 
manchen verblendeten und stupiden, insbesondere jungen Menschen 
offenbar kriminogen wirken können. Neben effektiven Strafverfolgungs­
maßnahmen sollten notwendige Präventionskonzepte dies berücksichtigen. 
Beachtet werden müssen natürlich bei solchen Konzepten vor allem auch die 
Isolationsgefühle und Furchtpotentiale ausländischer Mitbürger. Denn akute 
Kriminalitäts- und Viktimisierungsfurcht, die sich auf Mord und Brandstif­
tung konzentrieren, sind eines Rechts- und Sozialstaates unwürdig. 
Außerdem besteht die Gefahr der Gewalteskalation gerade zwischen jungen 
Menschen "beider Seiten". 

3. Erklärungsansätze zur Kriminalitätsfurcht 

Nach Klaus Boers - der selbst ein interaktives Erklärungsmodell favorisiert 
- haben sich in der Vergangenheit drei Ansätze zum Verständnis der 
Kriminalitätsfurcht entwickelt: 16) Die Viktimisierungsperspektive, die 
Soziale-Kontroll-Perspektive und die Soziale-Problem-Perspektive. 

Das zentrale Element der Viktimisierungsperspektive stellte - gerade in der 
Vergangenheit - die Annahme dar, daß die Kriminalitätsfurcht auf einer 
(nicht bagatellhaften) individuellen Opferwerdung basiere. Im Interesse der 
Verhütung überzogener Kriminalitätsfurcht lag daher die Abnahme der Zahl 
von Viktimisierungen; gegenüber dem einzelnen wurde die Eliminierung von 

15) V gl. auch Heitmeyer: Gesellschaftliche Desintegrationsprozesse als Ursachen 
von fremdenfeindlicher Gewalt und politischer Paralysierung. In: Aus Politik 
und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament B 2 - 3/93 vom 
8.1.1993, S. 6 f., der allerdings den Angstcharakter hervorhebt, und Klinger: 
Soziale Konflikte und offene Gewalt. In: Deutschland Archiv, 2, 1993, S. 153. -
Zu Angst und Furcht von Ausländern siehe o.V.: "Bleib weg von Fadime". Der 
Spiegel, 30, 1993, S. 59 ff. 

16) Boers: Kriminalitätsfurcht, a.a.O., S. 70, in: Boers, Ewald und Kerner u. a. 
(Hrsg.): Sozialer Umbruch und Kriminalität in Deutschland, Mittel- und 
Osteuropa. Bonn (im Druck). Ähnlich Bennet: Tackling Fear of Crime. 
In: Horne Office Research and Statistics Department Research Bulletin, 28, 
1990, S. 14 ff. 
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Tatanreizen und Tatgelegenheiten propagiert, d. h. etwa das Meiden 
riskanter Orte zu riskanten Zeiten oder die Verbesserung der Sicherungs­
technik in Gebäuden oder Wohnungen. Da die zentrale Annahme der 
Viktimisierungsperspektive empirisch nicht nachgewiesen werden konnte - so 
waren selbst Opfer von Gewalt- und Sexualdelikten nur wenig stärker 
verunsichert als Nichtopfer - integrierte man in den Ansatz das Element der 
mittelbaren Viktimisierung. Darunter versteht man die Kenntnis von 
Opferwerdungen im sozialen Nahbereich, etwa von Freunden oder 
Bekannten. In empirischen Studien fanden sich insoweit moderate 
Zusammenhänge mit der Kriminalitätsfurcht; weitaus stärkere Korrelationen 
ergaben sich jedoch zwischen der persönlichen Risikoeinschätzung und der 
Kriminalitätsfurcht. Bisherige Untersuchungen zeigen vorwiegend, daß die 
allgemeine Kriminalitätsfurcht insbesondere im Zusammenhang mit der 
persönlichen Risikoeinschätzung für Gewaltdelikte und der Geschlechts­
variablen im Zusammenhang steht. 

Die Soziale-Kontroll-Perspektive hebt die Relevanz der sozialen 
Destabilisierung der Nachbarschaft für das Entstehen von Kriminalitäts­
furcht hervor. Boersl7 ) weist darauf hin, daß auch hier die empirische 
Ertragslage den Ansatz nicht umfassend stützt. Zwar zeigen sich in Studien 
für hochbelastete Wohngebiete höhere Furchtraten der Bewohner. Dennoch 
sind Zeichen des baulichen und sozialen Verfalls von Wohnbereichen 
allenfalls moderat mit der Kriminalitätsfurcht verknüpft. Auch insoweit 
korreliert das Unsicherheitsgefühl vorwiegend mit der persönlichen 
Risikoeinschätzung. 

Es leuchtet ein, daß bei der Soziale-Kontroll-Perspektive die Verantwortung 
für Kriminalitätsprobleme und Defizite im Sicherheitsgefühl der Bevölkerung 
auf die Ebene der Kommune und Nachbarschaft verlagert wird. Das 
Gemeinwesen ist bei diesem Ansatz gehalten, Präventionsprogramme mit 
dem Ziel der sozialen Stabilisierung von Wohnvierteln zu initiieren und 
durchzuführen. Übrigens haben bisherige Evaluierungen solcher Programme 
den nur geringen Einfluß präventiver Sozialmaßnahmen auf die 
Kriminalitätsfurcht in der jeweils untersuchten Nachbarschaft verdeutlicht. 
Erfolgversprechender erscheinen insoweit Ansätze des Community Policing 

17) Kriminalitätsfurcht, a.a.O., S. 72 f. 
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und der Intensivierung polizeilicher Präsenz. Letzteres zeigte sich insbeson­
dere bei dem Foot-patrol-Experiment in Newark, New Jersey.18) 

Auch andere empirische Untersuchungen - wie die Bochumer Dunkelfeld­
studien (1978 und 1989) von Hans-Dieter Schwind u. a. - erbrachten, daß 
das Ausmaß des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung von dem Ausmaß der 
subjektiv wahrgenommenen Polizeipräsenz abhängt. Solche Erkenntnisse 
führten - nebenbei bemerkt - in den USA zu dem ernstgemeinten Vorschlag, 
möglichst große rothaarige Polizisten im Sinne einer empfundenen 
"omnipresent protection" einzusetzen; die Idee ist sicherlich unter dem 
Aspekt der Auffälligkeit von Polizei uniformen 19) oder der privaten 
Benutzung von Streifenfahrzeugen im eigenen Wohn- bzw. Dienstbezirk 
zumindest überlegenswert. 

Die Soziale-Problem-Perspektive hebt die Bedeutung der Berichterstattung 
in den Massenmedien für die Kriminalitätsfurcht hervor. Überzogene Furcht 
sei vor allem auch eine Folge der die Gewaltkriminalität dramatisierenden 
Medien. Vermutet wird, daß eine solche Informationsverzerrung zwar nicht 
die personalen Kriminalitätseinstellungen beeinflußt. Auf der gesellschaftli­
chen Ebene dürften sich jedoch Auswirkungen ergeben; dies gilt beispiels­
weise für die durchweg20) bekundete Auffassung Befragter, daß sich die 
Kriminalitätsbelastung außerhalb des eigenen Wohnbereichs erheblich 
negativer darstelle. Allerdings sind insoweit die komplexen Wirkungsweisen 
massenmedialer Beeinflussung auf unterschiedliche Personengruppen mit 
unterschiedlichen Einstellungsmustern zu berücksichtigen. Fragen wie die 
nach dem Einfluß massenmedialer Kriminalitätsberichterstattung auf 

18) Boers: Kriminalitätsfurcht, a.a.O., S. 73 m.w.N. Vgl. auch Kube: Kriminalitäts­
vorbeugung - eine auch kommunale Aufgabe. In: Archiv für Kommunal­
wissenschaften, 2, 1993, S. 337 ff. Zu Community Policing vgl. die gleichnami­
ge Schrift von Dölling und Feltes (Hrsg.). Holzkirchen 1993, insbes. S. 9 ff. 
Zur Polizeipräsenz siehe Kube: Systematische Kriminalprävention. Wiesbaden 
(2. Aufl.) 1987, S. 155 m.w.N. Zum Newark-Projekt vgl. Plate, Schwinges und 
Weiß: Strukturen der Kriminalität in Solingen. Wiesbaden 1985, S. 193. 

19) Schwind: Kriminologie, a.a.O., S. 309. 
20) Anders bei Befragten in den neuen Bundesländern bezüglich Diebstahl, 

Einbruch, Vandalismus und Gewalt in Gruppen, siehe Bilsky, Mecklenburg und 
Pfeiffer u. a.: Kriminalitätsfurcht und kriminelle Viktimisierung im Leben älterer 
Menschen in den alten und neuen Bundesländern. Zwischenbericht zur 
KFN-Opferbefragung 1992. Hannover 1993, S. 6. 
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Bestrafungserwartungen der Öffentlichkeit sind daher nicht ohne weiteres zu 
beantworten. Offen bleibt bisher des weiteren die Frage, ob und gegebenen­
falls inwieweit der selektiven Wiedergabe der Kriminalitätslage subjektiv 
nicht teilweise die Bedeutung einer bloßen "Phantasiekriminalität" 
beigemessen wird. Diese Tendenz dürfte vor allem dann gegeben sein, wenn 
nicht aus dem überschaubaren lokalen Bereich berichtet wird, sondern 
Gewaltkriminalität als "importierte" Nachricht erscheint.21) 

Daß die subjektiven Einschätzungen der persönlichen Gefährdung durch 
Kriminalität rationale Aspekte aufweist, zeigt z. B. die im Dezember 1992 
durchgeführte EMNID-Befragung.22) Die größte Gefährdung wird darin 
gesehen, "im Straßenverkehr zu verunglücken" und "Opfer eines Ein­
bruchsIDiebstahls zu werden". Die Durchschnittswerte verdeutlichen, daß die 
Gefährdung insgesamt allerdings nur als mittelhoch eingestuft wird Geweils 
3,1 auf einer Skala von 1 = "sehr gering" bis 5 = "sehr stark"). 

Vergleicht man die Antworten der ost- und westdeutschen Befragten, so 
fällt - erwartungsgemäß - die im allgemeinen höhere Gefährdungs­
einschätzung der Bewohner in den neuen Bundesländern auf. So äußerten 
etwa 40 % der Ostdeutschen, daß sie durch einen Raubüberfall "stark" oder 
"sehr stark" gefmdet seien, während diese Einschätzung nur 24 % der 
Westdeutschen vornahmen. 

Insgesamt wird jedoch bei dieser Umfrage deutlich, daß die Gewalt­
kriminalität, die nach der Polizeilichen Kriminalstatistik im Jahre 1992 
2,4 % der registrierten Gesamtkriminalität (ohne Verkehrsdelikte) ausmacht, 
nicht völlig überrepräsentiert ist. Die Definition der Gewaltkriminalität in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik ist zudem zu eng gefaßt. Würden z. B. 
einfache vorsätzliche Körperverletzungen, Nötigungen und Bedrohungen 
einbezogen, dann würde bereits ein Straftatenanteil von ca. 5,5 % erreicht. 

21) Vgl. in diesem Zusammenhang Kube: Systematische Kriminalprävention, a.a.O., 
S. 150 m.w.H. und Taschler-Polacek und Lukesch: Viktimisierungsangst als 
Folge des Fernsehkonsums. Eine Studie an älteren Frauen. In: Publizistik 35, 
1990, 4, S. 443 ff. 

22) EMNID: Einstellungen' der Bundesbürger zu Fragen der Inneren Sicherheit, 
Dezember 1992. Bielefeld 1992, S. 1 ff. 
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4. Ftwcht vor krimineller Gewalt 

Oft wird fälschlich angenommen, daß steigende Kriminalitätszahlen das 
Sicherheitsgefühl der Bürger zunehmend beeinträchtigen. Gerade die 
Entwicklung in den 80er Jahren in der Bundesrepublik hat jedoch 
Gegenteiliges gezeigt. So schnellte etwa die Gewaltkriminalität Anfang der 
80er Jahre nach oben. Dessen ungeachtet ergeben empirische Befunde, daß 
der Anteil von Bürgern, die sich in ihrem Wohnumfeld unsicher fühlen, 
zwischen Mitte der 70er und Ende der 80er Jahre kontinuierlich gesunken 
ist. Manfred Murck gibt hierfür einige plausible und zum Teil empirisch 
belegbare Erklärungen:23) So habe die Entwicklung in anderen gesellschaft­
lichen Bereichen einen möglichen negativen Effekt auf das Sicherheitsgefühl 
als Folge der Kriminalitätszunahme quasi aufgefangen. Der weiter gestiegene 
Wohlstand und insbesondere die Zunahme des Versicherungsschutzes habe 
die Bürger mit einem "Puffer" versehen, der sie Eigentumsdelikte leichter 
ertragen ließ. Die gesamtgesellschaftliche Entwicklung erschien vielen stabil 
zu sein, insbesondere habe auch die zunehmende Gleichberechtigung der 
Frauen und ihre stärkere Einbeziehung in das öffentliche Leben zu einem 
ausgeprägteren Selbstbewußtsein geführt. Immer weniger Frauen hätten sich 
der Kriminalität - insbesondere auch Gewaltdelikten - ohnmächtig 
ausgeliefert gefühlt. Das Ausmaß der subjektiv empfundenen Verletzbarkeit 
habe abgenommen. 

Es hat den Anschein, daß für die erste Hälfte der 90er Jahre die Entwick­
lung der Verbrechensfurcht eine Trendwende vollzogen hat und der 
Furchtpegel parallel zu der sich zum Teil erheblich verschlechternden 
Kriminalitätsentwicklung verläuft. 

Für diese Aussage sprechen neuere empirische Untersuchungen: So hat das 
BKA zusammen mit dem Max-Planck-Institut fUr ausltindisches und 
internationales Strafrecht im Herbst 1990 eine Untersuchung zum 
Kriminalitätsdunkelfeld, zum Sicherheitsgefühl und zu anderen Fragen der 

23) Murck: Wahn oder Wirklichkeit? In: Deutsche Polizei, 2, 1993, S. 6 ff. 
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Inneren Sicherheit durchgeführt.24) Repräsentativ wurden dabei Bürger in 
den alten und erstmals auch in den neuen Bundesländern (damals noch 
DDR) befragt. 

Die Ergebnisse dieses empirischen Vergleichs der Kriminalitätssituation in 
beiden Teilen Deutschlands vor und nach der Grenzöffnung zeigen, daß die 
Kriminalitätsunterschiede in der früheren DDR und in der alten Bundesrepu­
blik keineswegs so extrem waren, wie aufgrund der an sich unvergleichbaren 
kriminalstatistischen Daten oft angenommen wurde. Ein wesentlich höheres 
Opferrisiko gab es zwar bei Pkw-Diebstahl (im Westen dreimal so hoch wie 
im Osten) und bei Raub sowie bei sexueller Nötigung Ueweils etwa doppelt 
so hoch). Bei Wohnungseinbruch, Körperverletzung und verschiedenen 
Diebstahlsformen waren die Bewohner der DDR dagegen nur wenig geringer 
belastet. Bei Fahrraddiebstahl lag das Risiko sogar etwas höher als im 
Westen. 

In der Zwischenzeit ist jedoch bekanntlich von einem kräftigen Kriminali­
tätsanstieg in den neuen Bundesländern auszugehen. 1992 haben die 
kriminalstatistischen Daten insgesamt bereits das Niveau der alten 
Bundesländer erreicht. Eine Ausnahme ist allerdings für die Rauschgift­
kriminalität festzustellen, die in den neuen Ländern (noch) keine so große 
Rolle spielt wie im Westen. 

Ein auf den ersten Blick paradoxes Ergebnis des MPIIBKA-Projektes betraf 
das Sicherheitsgefühl. Obwohl das Kriminalitätsniveau zum Befragungs­
zeitpunkt in den neuen Ländern niedriger lag als in den alten Ländern, 
übertraf die Verbrechensfurcht im Osten die im Westen deutlich. Nach 
langer medienpolitischer Abstinenz und statistischer Manipulation der 
Kriminalitätslage in der früheren DDR wurden die Menschen nun einer 
ungewohnten Flut von Kriminalitätsberichten ausgesetzt. Die ganz 
beachtliche Zunahme der Kriminalitätsfurcht hing dort offenbar - zunächst -
mehr mit der Medienberichterstattung als mit der Kriminalitätswirklichkeit 
und Kriminalitätszunahme zusammen. Insoweit dürfte die Soziale-Problem­
Perspektive zur Erklärung beitragen können. Übrigens zeigte eine internatio­
nale Vergleichsstudie zu Viktimisierung und Kriminalitätsfurcht, die 1989 

24) Kury, Dörrnann und Richter u. a.: Opfererfahrungen und Meinungen zur Inneren 
Sicherheit in Deutschland. Wiesbaden 1992, S. 45 ff. 
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unter Beteiligung des BKA durchgeführt wurde, die Ende der 80er Jahre 
eingetretene Trendwende bei der Kriminalitätsfurcht in Westdeutschland. Im 
internationalen Vergleich nahm die alte Bundesrepublik eine mittlere 
Position bei der Kriminalität, jedoch die Spitzenposition bei der Kriminali­
tätsfurcht - bezogen auf Gewaltdelikte in der Öffentlichkeit und auf 
Wohnungseinbruch - ein.25) 

Neben der erwähnten, vom Max-Planck-Institut und dem BKA durchgeführ­
ten Studie liegen bisher für die Bundesrepublik Deutschland zwei weitere 
repräsentative Opferbefragungen für die Zeit nach der Grenzöffnung vor. Die 
eine der beiden Studien, bei der die Befragung im April 1991 stattgefunden 
hat und die von einer Forschungsgruppe aus Berlin, Tübingen und Hamburg 
realisiert wird26). ist noch nicht abgeschlossen, denn die Ergebnisse einer 
weiteren Befragung, die im Sommer 1992 durchgeführt wurde und auch die 
alten Bundesländer einbezog, sind noch nicht umfassend veröffentlicht. 

Die bisher publizierten Ergebnisse der Studie verdeutlichen, daß 
Kriminalitätsfurcht - zur Vermeidung unangemessener Überschätzungen -
deliktsdifferenziert zu erheben und auszuwerten ist. Bei einer solchen 
Vorgehensweise relativieren sich die dramatischen Steigerungsraten bei der 
Verunsicherung der Bürger in den neuen Bundesländern. Während bei der 
Abfrage der allgemeinen Kriminalitätsfurcht im April 1991 dort das Niveau 
doppelt so hoch wie das in den alten Bundesländern im Herbst 1990 
festgestellte war, sind bei Erhebung spezieller, deliktsbezogener Furchtpegel 
selbst bei schweren Delikten wie Raub nicht derartig beunruhigende Werte 
festzustellen. Im Frühjahr 1991 waren danach allenfalls ein Viertel der 
Großstadtbewohner(innen) insoweit "sehr beunruhigt", und noch nicht 
einmal ein Achtel schätzte das Risiko, ein Opfer solcher Straftaten zu 
werden, als "sehr wahrscheinlich" ein. Die Forscher gehen davon aus, daß 
das hohe Niveau der allgemeinen Kriminalitätsfurcht in Ostdeutschland vor 
allem darauf zu beruhen scheint, daß plötzliche Veränderungen in der 
Kriminalitätsstruktur - und dabei auch neue Phänomene schwerer Kriminali­
tät - eingetreten sind.27) Dafür spricht zudem, daß bei einer IPOS-Umfrage 

25) van Dijk, Mayhew und Killias: Experiences of Crime across the World. 
Deventer, Boston 1990, S. 77 ff. 

26) Boers, Ewald und Kerner: Sozialer Umbruch und Kriminalität ... , a.a.O. 
27) Boers in: Boers, Ewald und Kerner a.a.O., S. 38. 
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vom Mai 1993 die Angaben zur persönlichen Beunruhigung durch 
verschiedene Kriminalitätsformen - im Vergleich zum Vorjahr - im Osten 
inzwischen - wohl infolge Gewöhnung - deutlich geringer ausfallen, 
während sie im Westen relativ konstant blieben.28) 

Bei der Studie fällt die generelle Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit 
einschlägigen Erkenntnissen aus westeuropäischen Untersuchungen auf. 
Auch hier spricht auf den ersten Blick wenig für die sogenannte Viktimisie­
rungsperspektive, wonach die Kriminalitätsfurcht mehr oder weniger auf 
direkten Opfererfahrungen beruhe. Die Ergebnisse dürften aber zum Teil 
dadurch verzerrt werden, daß junge Männer, die generell nur eine geringe 
Kriminalitätsfurcht zeigen, unter den Opfern stark überrepräsentiert sind. 
Hier könnte auch mitspielen, daß für junge Männer Angst und Furcht 
gemeinhin als unmännlich gelten, die auch dann nicht zugegeben werden, 
wenn man bereits Opfer wurde. 

Bedrohungspotentiale im sozialen Nahbereich - etwa die soziale Destabili­
sierung der Nachbarschaft, die Kommunikation über Opfererfahrungen oder 
das Wohnen in einer Großstadt - korrelieren teilweise deutlich stärker mit 
der persönlichen Risikoeinschätzung für Gewalt- und Sexualdelikte als mit 
der allgemeinen oder spezifischen Kriminalitätsfurcht. Kriminalitätsfurcht 
stand dagegen mit der persönlichen Risikoeinschätzung und der Einschät­
zung der Bewältigung von Bedrohungssituationen im Zusammenhang. 
"Insgesamt waren die bi variaten Zusammenhänge zwischen Opfervariablen 
und persönlicher Risikoeinschätzung (zum Teil erheblich) deutlicher als mit 
der Kriminalitätsfurcht ausgeprägt, wobei Erfahrungen mit einem bestimmten 
Delikt wiederum am stärksten mit der Risikoeinschätzung für dieses Delikt 
korrelierten."29) Die Viktimisierungserwartung wirkt sich erst dann auf eine 
größere Kriminalitätsfurcht aus, wenn die Verletzbarkeit entsprechend hoch 
eingeschätzt wird. Relevant erwies sich zum Teil auch das Ausmaß der 
subjektiv empfundenen Stabilität der Nachbarschaft; insoweit erwies sich 
die Soziale-Kontroll-Perspektive als bedeutsam. 

28) IPOS (institut für praxis orientierte sozialforschung): Einstellungen zu aktuellen 
Fragen der Innenpolitik 1993 in Deutschland. Mannheim 1993, S. 75. 

29) Boers: Kriminalitätsfurcht, a.a.O., S. 17. 
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Die jüngste Ost-West-Studie hat das Kriminologische Forschungsinstitut 
Niedersachsen (KFN) im Auftrag des Bundesministeriums für Familie und 
Senioren auf der Basis einer Befragung im Frühjahr 1992 durchgeführt. 
Vorrangiges Ziel der Untersuchung war es, Aufschluß über das persönliche 
Sicherheitsgefühl bzw. die Kriminalitätsfurcht älterer Menschen zu 
gewinnen sowie das Ausmaß ihrer kriminellen Viktimisierungserfahrungen 
zu analysieren. 

Nach Auffassung der beteiligten Wissenschaftler bedürfen die Ergebnisse zu 
Kriminalitätsfurcht und Sicherheitsgefühl einer differenzierten Bewer­
tung: 30) Zum einen sei festzustellen, daß die pauschale Aussage, die 
Bundesbürger im allgemeinen und ältere Menschen im besonderen würden 
ein hohes Maß an Kriminalitätsfurcht aufweisen, von der Datenbasis nicht 
gestützt werde. Dasselbe gelte für die Aussage, die persönliche Bedrohung 
durch Kriminalität stelle für ältere Menschen ein vorrangiges Problem dar. 
Des weiteren heißt es in dem Zwischenbericht des Instituts: "Die Ergebnisse 
der KFN-Studie verweisen vielmehr einerseits auf eine ubiquitäre Verbrei­
tung allgemeiner, gesellschaftsbezogener Besorgnisse bezüglich des 
Kriminalitätsproblems in allen Altersgruppen und Regionen der Bundesrepu­
blik und darauf, daß Vorsichtsmaßnahmen, die individuelle Freiheitsgrade 
beschränken, von vielen Befragten - insbesondere älteren Menschen -
getroffen werden. Andererseits sind gleichzeitig sowohl persönliche 
Befürchtungen als auch individuelle Risikoeinschätzungen, selbst 
tatsächlich Opfer einer Straftat zu werden - also die affektive und kognitive 
Komponente eines mit Kriminalität assoziierten personalen Bedrohungser­
lebens -, im Mittel eher als gering bis moderat zu bezeichnen. Ebenso ist der 
relative Stellenwert krimineller Bedrohungen im Gesamtkontext von 
Bedrohungen des persönlichen Sicherheitsgefühls von allenfalls mittlerer 
Bedeutung. "31) 

Allerdings gibt es - was der Bericht unterstreicht - eine kleine Gruppe 
hochängstlicher Personen; diese Menschen finden sich vermehrt in den 
höheren Altersgruppen. Unter den Personen ab 60 Jahre sind dies vor allem 
Frauen, Bewohner der neuen Bundesländer, Bürger in Großstädten sowie 

30) Bilsky, Mecklenburg und Pfeiffer u. a.: Kriminalitätsfurcht und kriminelle 
Viktimisierungen ... , a.a.ü., S. 8. 

31) Ebd., S. 8 f. 
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Alleinlebende. Auch hier zeigt sich wieder das Paradox, daß einerseits 
Gewaltdelikte - auch von der Opferseite betrachtet - in erster Linie junge 
Menschen betreffen, andererseits die hochängstlichen Personen sich 
vermehrt unter den älteren Menschen befinden. Vermutlich wird das in der 
Studie festgestellte Absinken der inzwischen vergleichbaren Opferbelastung 
der über 60jährigen in Ost- und Westdeutschland an dem Furchtniveau 
(sowohl der Extremgruppe sowie der sonstigen älteren Personen) kurz- und 
mittelfristig nichts ändern, zumal das Gewaltdelikt nach wie vor im Leben 
des Einzelnen statistisch gesehen ein höchst seltenes Ereignis darstellt. 
Jedoch vermitteln die Ergebnisse, daß unmittelbare emotionale Folgen einer 
Viktimisierung (z. B. sozialer Rückzug) bei älteren Menschen ausgeprägter 
sind als bei jüngeren. Auch hier ist jedoch die Einschätzung der eigenen 
Verwundbarkeit von besonderer Bedeutung für die Kriminalitätsfurcht. 

Am Rande sei erwähnt, daß nach der Studie Opferhilfeeinrichtungen 
insgesamt nur sehr selten genutzt werden. Dies gilt besonders für die Gruppe 
der Frauen ab 60 Jahre. Offensichtlich gibt es für diesen Personenkreis hohe 
emotionale Zugangsschwellen zu derartigen Institutionen. - Schließlich ist 
noch das große Interesse an Wiedergutmachung auf seiten der betroffenen 
Opfer hervorzuheben. Dies trifft auf alle Altersklassen zu und gilt selbst bei 
schweren Delikten, also auch Gewalttaten, allerdings weniger ausgeprägt. Zu 
einem ähnlichen Ergebnis kommen bezüglich des Interesses an Wiedergutma­
chung Michael C. Baurmann und Wolfram Schtidler in ihrer Hanauer 
Untersuchung. 32) Bei dieser Studie wurde auch das PräventionsbedÜffnis 
der Opfer deutlich. Knapp 36 % der Gewaltopfer zeigten das Delikt an, weil 
sie eine Tatwiederholung verhindern wollten. In dieselbe Richtung geht auch 
das Strafbedürfnis der Geschädigten. Vermutlich äußert sich darin nicht 
zuletzt das subjektive Viktimisierungsrisiko dieses Personenkreises. 

5. Funktionale Kriminalitätsfurcht 

Auch wenn die beiden zuletzt beschriebenen Studien die persönliche 
Kriminalitätsfurcht entdramatisieren, ist - worauf Hans-Dieter Schwind 

32) Ebd., S. 19 ff. und Baurmann und Schädler: Das Opfer nach der Straftat - seine 
Erwartungen und Perspektiven. Wiesbaden 1991, S. 283 ff. 
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besonders hinweist33 ) - Kriminalitätsfurcht aus polizeilicher und kriminal­
politischer Sicht stets relevant, vor allem dann, wenn diese Furcht überhöht 
ist. Erwähnt seien in diesem Zusammenhang nur die Gefahr von Selbstjustiz 
und Selbstbewaffnung, die "Bystander"-Mentalität, nämlich aus Angstlust 
"gaffen" statt helfen (etwa durch sofortige Information der Polizei oder - bei 
Gewalt auf dem Schulhof - durch einen Beitrag zur Solidarisierung der 
Herumstehenden mit dem Opfer), des weiteren die Tendenz, daß ein 
überzogenes Bedrohtheitsgefühl der Bevölkerung auch überzogene 
kriminapolitische Forderungen (und damit eventuell unverhältnismäßige 
Maßnahmen) auslösen kann und schließlich mögliche Vertrauensverluste 
beim Bürger und Einbußen des Ansehens der Polizei, was die Bereitschaft 
der Bevölkerung zur Mitarbeit an der Kriminalitätsvorbeugung und 
-aufklärung erheblich beeinträchtigen kann. Zur Zeit ist gerade des Entstehen 
selbsternannter Bürgerwehren oder Guardian Angels sorgfältig zu 
beobachten und gegebenenfalls zu unterbinden oder zumindest zu 
kontrollieren. 

Auf einen möglichen, nachhaltig wirksamen Negativeffekt überzogener 
Verbrechensfurcht sei zusätzlich hingewiesen: Eine derartige Furcht kann 
insbesondere Großstadtbewohner davon abhalten, sich - zumal bei 
Dunkelheit - außerhalb der Wohnung aufzuhalten. Damit werden öffentliche 
Straßen und Plätze vor allem nachts weniger frequentiert. Wer sich dennoch 
dort aufuält, bekommt wegen der Menschenleere zusätzliche Unsicherheits­
gefühle vermittelt. Unsicherheit beeinträchtigt Kontaktbedürfnisse sowie 
Hilfsbereitschaft. Nehmen potentielle Täter diese Situation wahr, so wird 
ihnen die Tatbegehung als ungefährlicher erscheinen. Denn Gegenwehr des 
Opfers ist nur bedingt zu erwarten. Intervention Dritter wird unwahrschein­
lich (Stichwort: bewußtes Wegschauen). Damit ist fraglich, ob die Polizei 
überhaupt alarmiert wird. Die als mögliche Folge eintretende Kriminalitäts­
steigerung bekräftigt auf Täter- und Opferseite die subjektive Einschätzung 
der "Realität" )4) 

33) Schwind: Kriminologie, a.a.O., S. 304 und Rogalle: Umstrittene Engel. 
In: Focus, 9, 1993, S. 30 ff. 

34) Dazu und zum Thomas-Theorem Kerner: Kriminalitätseinschätzung und Innere 
Sicherheit. Wiesbaden 1980, S. 47 m.w.N. 
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Eine Gefahrenkomponente derartig angenommener Entwicklungszusammen­
hänge besteht auch in der möglichen Umverteilung des Opferrisikos auf 
sozial Schwächere.35) Wer etwa auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen 
ist, könnte als Folge größeren Risiken ausgesetzt sein. Die Erfahrungen mit 
der Einrichtung beispielsweise des sogenannten Frauentaxis in einzelnen 
Städten zeigen, daß eine gezielte Gefahrenreduktion - schon finanziell -
nicht leicht zu erreichen ist. Daneben könnten sich aus furchtinduzierten 
Verhaltensänderungen - etwa im Rahmen bestimmter Schutzmaßnahmen -
qualitative Deliktsverlagerungen ergeben. Zu denken ist etwa an zunehmende 
Überfälle bei "flächendeckender" wirksamer Sicherungstechnik an 
Gebäuden. Allerdings zeigen empirische Studien, daß ein angenommenes 
hohes Viktimisierungsrisiko und überhöhte Verbrechens furcht zwar Einfluß 
auf das Vermeidungsverhalten (z. B. Ausgehreduzierung am Abend), aber 
keinen signifikanten Einfluß auf das Schutzverhalten (z. B. Installierung 
sicherungstechnischer Einrichtungen) ausüben. 3 6) 

Auch wenn es nahezu unmöglich ist, den Level der funktionalen 
Verbrechensfurcht festzulegen, d. h. den Ausprägungsgrad, bei dem 
einerseits Furcht Steuerungsmittel zur Vorsicht und angemessenen 
Zurückhaltung sowie zur sachgerechten Gefahrenabwehr darstellt, 
andererseits Furcht nicht in Angst diffundiert und das Vertrauen in die 
Umwelt untergräbt, dürfte bei uns eher eine Trendumkehr "zu weniger 
Furcht" nötig sein. Dies ist im einzelnen jedoch nur schwierig zu beweisen. 
So stellt sich - auf einen einfachen Nenner gebracht - beispielsweise die 
Frage, ob Bevölkerungsgruppen mit geringem Opferrisiko, aber ausgeprägte­
rer Verbrechensfurcht (wie - nicht wenige - alte Menschen) persönlichkeits­
typisch ängstlicher sind als der Bevölkerungsdurchschnitt,37) dem Täter als 
"weniger attraktive Zielobjekte" erscheinen oder nur wegen ihrer berechtigten 
Furcht und dem daraus folgenden Vermeidungsverhalten geringeren 
Opferbelastungen ausgesetzt sind. Empirische Studien legen die Annahme 
nahe, daß etwa über 60jährige tatsächlich - und zwar auch dann, wenn 
deren Lebensstil (z. B. Ausgehhäufigkeit am Abend oder Aufsuchen 

35) Kube: Systematische Kriminalprävention, a.a.O., S. 148 m.w.H. 
36) Kube: Systematische Kriminalprävention, a.a.O., S. 148. 
37) So bezogen auf Frauen Vilsmeier und Taschler-Polacek: Viktimisierungsangst. 

Der "Ruf nach Recht und Ordnung" und Allgemeine Ängstlichkeit - Eine 
Umfrage unter älteren Frauen. In: MschrKrim, 74 (3) 1991, S. 174 ff. 
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"riskanter" Orte) kontrolliert wird - seltener Opfer von Straßenkriminalität 
als jüngere Altersgruppen werden.38) Immerhin handelt es sich in der 
Bundesrepublik Deutschland bei den über 60jährigen um einen Bevölke­
rungsanteil von mehr als 20 %. 

Die Verminderung der allgemeinen Verbrechensfurcht dürfte aber nur 
schwierig zu bewerkstelligen sein. So kann offensichtlich die Polizei nur 
wenig dazu beitragen, da z. B. - wie bereits der Bremen-Report (1973) 
nahelegte - gerade die Furchtsamen von vornherein skeptisch gegenüber der 
Polizei sind und überwiegend die Meinung kundtun, die Polizei sei ihren 
Aufgaben nicht gewachsen. Auch können Sicherheitskampagnen eher die 
Furcht verstärken, da besonders Skeptische sich darin bestärkt fühlen, daß 
die eigene Furcht zu Recht bestehe, wenn Sicherheit thematisiert werde.39) 

Diese Reaktion zeigte sich übrigens bei in Großbritannien evaluierten 
Neighbourhood-watch-Projekten, und zwar zu Beginn der Realisierung des 
Programms. 

Die staatlichen und kommunalen Maßnahmen zur möglichen Beeinflussung 
der (allgemeinen) Kriminalitätsfurcht sind vielfältig, wenn auch in ihren 
Wirkungen nicht differenziert prognostizierbar:40) Gefragt sind vor allem 
Konzepte zur Veränderung des subjektiven Viktimisierungsrisikos und der 
empfundenen Verwundbarkeit des potentiellen Opfers sowie zu den 
raumbezogenen Rahmenbedingungen. Die Maßnahmen reichen daher von 
einer professionell aufgemachten Kriminalberichterstattung bei Polizei und 
Justiz über sachgerechte Informationen im Rahmen des Kriminalpolizeilichen 
Vorbeugungsprogramms, gemeinsame soziale Anstrengungen im Sinne 
kommunaler Hilfe (vgl. etwa Kurse für Selbstverteidigung von Frauen oder 
die Einrichtung sogenannter Frauentaxis) bis zu verstärkter Polizeipräsenz 
und von der Straße unmittelbar zugänglichen "Polizeiläden" sowie 
Auskunftspersonen auf Bahnhöfen des öffentlichen Nahverkehrs. Lernen 
sollten wir insbesondere von den Community-policing-Modellen in den 
USA, in Großbritannien und Kanada; Sicherheit wird dort als gemeinsame 

38) Clarke, Ekblom und Hough u. a.: Elderly Victims of Crime and Exposure to 
Risk. In: The Howard Journal of Criminal Justice, Febr. 1985, S. 1 ff. 

39) Dazu Kerner in Haesler (Hrsg.): Viktimologie. Grüsch 1986, S. 155. 
40) Bennet: The Effectiveness of a Police-Initiated Fear-Reducing Strategy. In: The 

British Journal of Criminology, Vol. 31, I, 1991 S. 1 ff. 
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Aufgabe von Polizei und Bürgern angesehen, wobei Polizei vorrangig den 
Bürgererwartungen zu entsprechen hat. Lernen sollten wir des weiteren von 
den Ansätzen kommunaler Kriminalprävention bei uns. 41) Denn gemeinde­
bzw. stadtteilbezogene Polizeiarbeit und bürgernahe Auseinandersetzung mit 
Kriminalität (insbesondere Gewalt) - etwa in Kriminalpräventiven Räten -
dürften übertriebene Viktimisierungsbefürchtungen, also das subjektive 
Viktimisierungsrisiko, und schließlich auch überhöhte Kriminalitätsfurcht 
abbauen helfen. 

Furchteindämmende Maßnahmen werden nicht zuletzt durch das Baurecht 
ermöglicht.42) Dabei geht es insbesondere um die verbesserte Wahrnehmung 
von Frauenbelangen. Die Sicherheit von Bewegungs- und Aufenthaltsräu­
men außerhalb des Hauses spielt für Frauen eine große Rolle. Aus Furcht 
oder gar Angst vermeiden sie zuweilen bestimmte als unsicher empfundene 
Wege und schränken damit ihren Bewegungsraum ein. Gemäß § 1 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 1 BauGB soll bei der Bauleitplanung die Sicherheit der Wohn­
und Arbeitsbevölkerung berücksichtigt werden. Dies bedeutet aber auch, daß 
Bauleitpläne grundsätzlich sogenannte Angsträume zu vermeiden haben. 
Frauenbelange können bei der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung 
Berücksichtigung finden; dazu zählt vor allem die Infrastruktur in der Nähe 
der Wohnung (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1 bis 15 BauNVO). 
Auch läßt das Bauplanungsrecht vielfältige Möglichkeiten zu, "tote Zonen" 
(z. B. Vor- und Nachsprünge von Gebäuden oder Eingangsbereichen) zu 
vermeiden. Dies kann beispielsweise durch die Festsetzung von Baulinien in 
der Nähe von öffentlichen Verkehrsflächen geschehen. Gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 4 BauGB können Flächen für Nebenanlagen festgesetzt werden; 
Tiefgarageneinfahrten sollten über diese Vorschrift gerade für Frauen sicher 
angeordnet werden. Weitere Festsetzungen könnten sich etwa auf Gehweg­
breiten, Regelungen für Bepflanzungen, Nutzungsvorgaben in Gebäuden 

41) Vgl. Koch und Bennett: Community Policing in Canada and Britain. In: Horne 
Office Research and Statistics Department Research Bulletin, No. 34, 1993, 
S. 36 ff. sowie Kube: Kriminalitätsvorbeugung - Eine auch kommunale Aufgabe, 
a.a.O., S. 334 ff. 

42) Wallraven-Lindl und Beller-Schmidt: Frauenbelange in der verbindlichen 
Bauleitplanung. In: Baurechtliche Zeitschrift für das gesamte öffentliche und 
zivile Baurecht (BauR), 5, 1992, S. 549 ff. und Kube und Koch: Kriminalpräven­
tion. Lehr- und Studienbriefe Kriminologie, Nr. 3. Hilden 1992, S. 72 ff. sowie 
Rolinski: Wohnhaus architektur und Kriminalität. Wiesbaden 1980, S. 159. 
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- auch im Sinne einer vertikalen Gliederung -, Standortbestimmung eines 
Frauenhauses beziehen. 

Angstzonen gibt es weithin noch - besonders des Nachts - auf Bahnhöfen 
und Haltepunkten im öffentlichen Personen nahverkehr. Insoweit haben sich 
allerdings in Großstädten - etwa in Amsterdam - inzwischen vielfaltige 
Konzepte zur Einbindung von Personal für Auskunfts- und Präventions­
zwecke bewährt.43 ) So sind in Amsterdam seit 1989 im Hauptbahnhof 
18 "Service-Mitarbeiter" tätig. Eine Untersuchung erbrachte, daß diese 
Mitarbeiter 70 % ihrer Zeit der Informationsvermittlung und sonstigen 
Dienstleistungen gegenüber Fahrgästen widmen sowie 15 % der Arbeitszeit 
präventiv tätig sind, indem sie etwa auf unbewacht gelassenes Gepäck 
aufmerksam machen, die Bahnpolizei bei Verdacht des Drogenhandels 
benachrichtigen und Taschendiebstähle verhindern. Die restliche Zeit wird 
für Reparatur- und Aufräumarbeiten verwandt. Bei einer Befragung von 
Reisenden stellte sich heraus, daß 73 % von ihnen den Einsatz der 
Service-Mitarbeiter als Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit ansehen. In 
diesen Gesamtrahmen gehören übrigens auch Konzepte insbesondere zur 
Sicherheit junger Frauen wie Disko-Abholdienste oder Programme zum 
Zusteiger-Verkehr.44) Zu verweisen ist hier insbesondere auf Konzepte, wie 
den in Cloppenburg oder Bad Berleburg getesteten Zusteiger-Verkehr, eine 
Art organisierten Trampens im Nahbereich. 

6. Schlußbemerkung 

Mit Kerner45) ist festzustellen, daß es sich schon lohnt, dafür etwas zu tun, 
daß alle Bürger nicht nur tatsächlich abends auf die Straße gehen können, 
sondern auch glauben, es tun zu können. Dafür muß - zumindest in 
Großstädten - etwas unternommen werden. 

43) Dazu Kube: Kriminalitätsvorbeugung - Eine auch kommunale Aufgabe, a.a.O., 
S. 339 m.w.N. Vgl. zur Situation in Berlin beim öffentlichen Personennahver­
kehr - Mobiler Ordnungsdienst, Private Wachleute, Kontrolleure und "Fahrgast­
betreuer" - PüUer: Öffentlicher Nahverkehr, Sicherheit durch Private? -
Beispiel Berlin. In: Bürgerrechte & Polizei, Cilip 43, 3, 1992, S. 32 ff. 

44) Dazu Fiedler, Hoppe und Berninghaus u. a.: Anhalterwesen und Anhalter­
gefahren. Wiesbaden 1989. S. 156 ff. 

45) Kerner in: Haesler (Hrsg.): Viktimologie. Grüsch 1986. S. 155. 
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Überzogene Kriminalitätsfurcht kann sich nicht nur als Verlust von 
Lebensqualität oder als kriminogener Faktor auswirken. Solche Furcht stellt 
auch eine insgesamt sozial destabilisierende Größe dar. Wie die emotionale 
Bewegtheit der Bevölkerung im Hinblick auf die Gefahren der Atomenergie 
(Tschernobyl) oder des Krieges (Kuwait/Irak) verdeutlicht, ist gerade bei den 
Deutschen die Kruste des "Systemvertrauens" über dem Vulkan der Angst 
recht dünn. 46) 

Es ist davon auszugehen, daß Bürger Geschehnisse, deren Eintritts­
wahrscheinlichkeit von ihnen als hoch eingeschätzt wird (z. B. Vandalismus 
im Wohngebäude und im Wohnumfeld), oft weniger schwerwiegend ansehen. 
Vertrauensverlust - insbesondere bei Älteren - wird erst bei einem Übermaß 
an entsprechenden Ereignissen eintreten (etwa vielfaltige, längerfristig nicht 
reparierte Beschädigungen des Wohnumfeldes, aber auch dauernd 
"herumhängende" Betrunkene oder Fixer).47) 

Dagegen ist zu vermuten, daß Vertrauen in staatliche Instanzen gerade dann 
generell massiv schwindet, wenn als unwahrscheinlich angesehene 
Ereignisse, die besonders gravierend empfunden werden (z. B. terroristische 
Anschläge mir radioaktiven Stoffen), nicht verhindert werden könnten. Hier 
zeigt sich die Notwendigkeit, Prävention nicht vorrangig am quantitativen 
Maßstab des Delinquenzvorkommens und der insoweit möglichen 
Kriminalitätsreduzierung auszurichten (es sei denn, der Umfang erscheint de 
facto als Kapitulation vor dem Delikt). Unter dem Aspekt des "System­
vertrauens" darf die Bedeutung der Verhütung besonders furchtinduzierender 
und damit destabilisierender Kriminalität nicht unterschätzt werden. 

Nach Meinung mancher sind die Deutschen ängstlicher, furchtsamer und 
verzagter als andere Nationalitäten. Die Deutschen huldigen offenbar einem 
"Betroffenheitskult" .48) Gegenstand dieser Betroffenheit scheint auch die 

46) Luhmann: Vertrauen. Ein Mechanismus der Reduktion sozialer Komplexität. 
Stuttgart (2. Aufl.) 1973, S. 5 ff. 

47) Vgl. Kube: Systematische Kriminalprävention, a.a.O., S. 152 m.w.N. Zur Frage 
des Alkoholverbots und sonstiger Maßnahmen vgl. Kohl: Zulässigkeit 
ordnungsrechtlicher Maßnahmen gegen Obdachlose in den Städten. In: NVwZ 
1991, S. 620 ff. 

48) Dazu Stephan: Der Betroffenheitskult. Eine politische Sittengeschichte. Berlin 
1993. 
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Kriminalität zu sein. Davon zeugen die Opferbefragungen zur Kriminalitäts­
entwicklung im Makrobereich. Wenn sich Furcht im sozialen Nahbereich 
nicht zur allseits verbreiteten Angst ausweiten soll, muß - wie die neueren 
Untersuchungen zur Verbrechensfurcht zeigen - mit Kriminalität, insbeson­
dere krimineller Gewalt, und Unsicherheitsgefühl in der öffentlichen 
Diskussion sachlich und angemessen zurückhaltend umgegangen werden.49) 

Dies heißt aber dennoch, daß aktuelle Sicherheitsprobleme - ideologiefrei -
zügig aufgegriffen und sachgercht gelöst werden sollten. Zu diesem 
Problemlösungsbedarf zählt auch die Dämpfung der allzu großen Besorgnis 
vor Kriminalität als gesellschaftlichem Phänomen und die Eindämmung 
teilweise überzogener (allgemeiner) Kriminalitätsfurcht. Denn das Gefühl der 
Bedrohung durch Kriminalität kann die Lebensqualität nachhaltiger 
beeinträchtigen als die Kriminalität selbst. Man sollte nicht den Täter 
ausschließen wollen. indem man sich selbst einschließt. Vielleicht schließt 
man sich auch zusammen mit dem Täter ein, denn - je nach Deliktsart - ist 
der Anteil der Täterschaft aus dem sozialen Nahbereich relativ hoch. So 
fand bei vollendetem und versuchtem Mord in den alten Bundesländern 
einschließlich Gesamt-Berlin 1992 nahezu jede zweite Tat unter Verwandten 
und näheren Bekannten statt. 

Selbstvertrauen und Vorsicht bei grundsätzlicher sozialer Offenheit 
erscheinen bei dem (objektiv) vorhandenen Viktimisierungsrisiko als 
brauchbare Leitlinie. 

Walfgang Bilsky u. a. kommen in der KFN-Dunkelfeldstudie allerdings zu 
dem Ergebnis, daß bereits bei Raubdelikten, Körperverletzung mit Waffen 
sowie Vergewaltigung/sexueller Nötigung im Jahr 1991 die Prävalenzrate 
Ost 2,4 % und die Prävalenzrate West 1,6 % (bei älteren Menschen im 

Osten 1,1 %, im Westen 0,9 %) betrug.50) 

Erwartet man auch in Zukunft soziale Offenheit, so müssen Polizei und 
Justiz in der Lage sein. die Sicherheit der Bürger zu gewährleisten. Dies 
setzt jedoch flankierend eine - als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 

49) V gl. auch Kunz: Die Verbrechensfurcht als Gegenstand der Kriminologie und 
als Faktor der Kriminalpolitik. In: MschrKrim, 66 (3) 1983, S. 162 ff. 

50) Bilsky, Mecklenburg und Pfeiffer u.a.: Kriminalitätsfurcht und kriminel1e 
Viktimisierung ... , a.a.O., S. 15 f. 
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verstandene - effektive Kriminalprävention auf Bundes-, Landes- und 
Gemeindeebene voraus, die nicht zuletzt die Kriminalitätsfurcht in ihren 
Themenkatalog aufnimmt. Schritte in diese Richtung tun not. 
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Private Sicherheitsdienste als Alternative zur Polizei? 

Harry Loyo 

Für die Gelegenheit, heute zu Ihnen über das private Wach- und Sicherheits­
gewerbe sprechen zu können, möchte ich mich bei den Verantwortlichen der 
diesjährigen Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes recht herzlich 
bedanken. Viele haben in den letzten Monaten über unser Gewerbe geredet 
oder geschrieben, ohne sich zuvor ausreichend sachkundig gemacht zu 
haben. Mit meinem Beitrag verfolge ich in erster Linie drei Ziele: Ich möchte 
sie 

1. über Umfang, Größe und Art der Tätigkeit unseres Gewerbes, so gut es 
geht, sachlich und objektiv informieren, 

2. um Ihnen dann die Selbsteinschätzung des Sicherheitsgewerbes 
gegenüber der Polizei zu erläutern und 

3. mögliche Formen der Zusammenarbeit zwischen Polizei und privatem 
Sicherheitsgewerbe zu skizzieren. 

Zunächst einmal die nüchternen Fakten: 

Nach der letzten Auskunft des Statistischen Bundesamtes vom 30. Septem­
ber 1992 gab es in den alten Bundesländern rund 70 000 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigte im privaten Sicherheitsgewerbe. 
Zahlenmaterial aus den neuen Bundesländern lag dem Statistischen 
Bundesamt zu diesem Zeitpunkt noch nicht vor. Nach Erhebungen unseres 
Verbandes dürften aus den neuen Bundesländern noch ca. 15 000 
Beschäftigte hinzukommen, so daß man von 85 000 sozialversicherungs­
pflichtigen Sicherheitsmitarbeitern ausgehen kann. 

Die für unser Gewerbe zuständige Verwaltungs-Berufsgenossenschaft hat 
zum Stichtag 31. Dezember 1992 alle gemeldeten Beschäftigten im 
Sicherheits gewerbe, einschließlich der neuen Bundesländer und einschließ­
lich aller Aushilfen und Teilzeitkräfte mit ca. 150 000 ermittelt. Es ist daher 
realistisch und mit den seriösen Quellen des Statistischen Bundesamtes und 
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der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft belegt, daß zum Ende diesen Jahres 
die Zahl der Gesamtbeschäftigten mit rund 145 000 angegeben werden kann. 

Von den Medien und einzelnen Interessenverbänden wird zum Teil mit weit 
überschätzten, falschen Zahlen gearbeitet. Dies geschieht zum Teil aus 
Unkenntnis, zum Teil aber auch aus vordergründigen und durchsichtigen 
Interessen. So wird die Zahl der in unserem Gewerbe Beschäftigten teilweise 
phantasiereich mit "bis zu 300 000" angegeben, um eine höhere Kopfzahl als 
die der Polizeikräfte zu suggerieren. Leider machen wir auch die Erfahrung, 
daß eine einmal falsch in die Welt gesetzte Zahl von nicht sehr gründlich 
recherchierenden Journalisten übernommen wird und somit quasi ein 
Medienorgan vom anderen falsch abschreibt. Deshalb noch einmal: Die Zahl 
der Gesamtbeschäftigten im privaten Wach- und Sicherheitsgewerbe in 
Deutschland liegt bei rund 145 000. Ich kann in dieser Zahl angesichts der 
Größe unseres Landes mit 80 Mio. Einwohnern nichts Bedrohliches 
entdecken. Die Quantität, d. h. die Kopfzahl der Beschäftigten, ist allerdings 
auch aus meiner Sicht nur ein nebensächliches Indiz für eine Einschätzung 
unseres Gewerbes. Viel entscheidender ist, wie diese Beschäftigten 
ausgebildet sind und wie sie ihren Dienst ausüben. 

Ich möchte so weit gehen, zu sagen, daß sogar 250 000 Beschäftigte kein 
Problem darstellen, wenn sie ordentlich ausgebildet sind und ihre Rechte 
und Befugnisse kennen; allerdings können schon 100 000 Beschäftigte im 
Sicherheitsgewerbe, die sich als Quasi-Polizisten aufspielen und ungesetzli­
che Sonderrechte für sich in Anspruch nehmen, eine ernsthafte Bedrohung 
des Rechtsstaates und des Gewaltmonopols darstellen. Auf diesen Aspekt 
werde ich später noch näher eingehen. 

Neben der Zahl der Sicherheitskräfte ist es von Interesse, auf wieviel 
Unternehmen sich diese Kräfte verteilen. Hier ist ebenfalls das Statistische 
Bundesamt als Quelle heranzuziehen. Für 1993 sind in Deutschland 1 150 
Unternehmen registriert; gezählt werden alle Firmen, die einen Jahresumsatz 
von über 20 000 DM erwirtschaften. Zum Vergleich: Im Jahre 1980 lag die 
Zahl der Unternehmen bei 542. Sie können hieraus eine Verdoppelung der 
Firmen in den letzten 13 Jahren erkennen. Zur Einschätzung der Größe 
unseres Gewerbes ist auch der erwirtschaftete Umsatz zu berücksichtigen. 
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes lag der Branchenumsatz im 
Jahr 1980 bei 1,1 Mrd. DM, für 1993 wird er auf 3,6 Mrd. DM geschätzt. 
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Bei diesen Wachstumszahlen ist allerdings zu berücksichtigen, daß durch 
die deutsche Wiedervereinigung seit 1990 ein besonderer Wachstumsschub 
erfolgte. 

Nun wird immer wieder von dem Boom des Sicherheitsgewerbes, dem 
Geschäft mt der Angst usw. gesprochen und dies in Zusammenhang gesetzt 
mit dem Anstieg der Raub- und Einbruchskriminalität. Dieser Zusammen­
hang ist jedoch so nicht gegeben. Sie müssen sich dabei bitte vor Augen 
führen, daß die überwiegende Bewachungstätigkeit unserer Firmen im 

Rahmen des Objekt- und Werkschutzes für die Industrie erfolgt. Wir können 
davon ausgehen, daß diese Art der Tätigkeit etwa 75 % ausmacht. Das 
Wachstum unseres Gewerbes in den vergangenen 15 Jahren ist auf diesem 
Sicherheitsmarkt zu finden. Wir haben von einer generellen Entwicklung in 
der Industrie profitiert, Dienstleistungen außer Haus zu vergeben. Dies 
geschah vor dem Hintergrund, daß die Industrie ihre eigenen Sicherheitskräf­
te nach den für sie typischen Lohn- und Manteltarifverträgen auszustatten 
hatte. Die hierfür aufzuwendenden Kosten liegen durchschnittlich weit über 
dem, was für die Inanspruchnahme eines seriösen Wach- und Sicherheits­
dienstes gezahlt werden muß. 

Natürlich hat die veränderte Kriminalitätslage die Entwicklung einzelner 
Geschäftsfelder unseres Gewerbes vorangetrieben. So haben insbesondere 
Haus- und Wohnungseigentümer und Geschäftsleute, die ihre Einbruch­
meldeanlagen nicht mehr an die Polizei anschließen konnten, von der 
Aufschaltungsmöglichkeit auf unsere Sicherheitszentralen Gebrauch 
gemacht. 

Auch ist die Inanspruchnahme unseres sogenannten Revierdienstes - dabei 
werden nicht einzelne Objekte ständig bewacht, sondern in bestimmten 
Zyklen angefahren und kontrolliert - erheblich angestiegen. 

Das Schlagwort vom Boom des Sicherheitsgewerbes kommt zustande, weil 
- wie Sie alle wissen - in den letzten zwei bis drei Jahren Sicherheitsfirmen 
für Streifen- und Ordnungsdienste in Fußgängerzonen, S - und 
U-Bahnhöfen, Einkaufspassagen etc. engagiert wurden. Durch dieses 
Auftreten im "Öffentlichen Raum", die damit einhergehende Debatte unter 
den Schlagworten "Privatarmee" und "Aushöhlung des staatlichen 
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Gewaltmonopols" ist ein verzerrtes Bild über die bisherige Entwicklung 
unseres Gewerbes und seine Wachstumsimpulse entstanden. 

Ich möchte allerdings nicht ausschließen, daß der letztgenannte Bereich 
- Tätigkeiten auf öffentlichem Gelände - je nach Fortgang der rechtlichen 
und politischen Diskussion zu einem weiteren Anschub in der zweiten Hälfte 
der 90er Jahre werden kann. 

Wir sind jetzt schon mitten im Thema: Ist das private Wach- und 
Sicherheitsgewerbe eine Alternative zur Polizei? Diese Fragestellung ist 
sicherlich für jeden im Polizeidienst Stehenden eine Provokation, für mich 
als Vertreter des Sicherheitsgewerbes ist sie eher schmeichelhaft. Suggeriert 
sie doch, wir könnten uns auf einer Stufe mit der Polizei messen. Manche 
meiner Kollegen erliegen dann auch der Versuchung und bezeichnen sich 
selbst öffentlich oder in Werbeanzeigen als "anerkannte Partner der Polizei" 
oder Ähnliches. 

Orientieren wir uns doch ganz einfach wieder an den Fakten, ohne uns durch 
provokative Fragestellungen in ein unergiebiges Hick-Hack führen zu lassen. 

Tatsache ist, daß die personelle und sachliche Ausstattung der Polizei zur 
Bekämpfung des gegenwärtigen Kriminalitätsniveaus nicht ausreichend ist. 
Gemeinden, Bürger und Geschäftsleute greifen zur Selbsthilfe oder 
beauftragen Sicherheitsfirmen. Man muß kein großer Prophet sein, um 
vorauszusehen, daß diese Entwicklung in den nächsten Jahren anhalten 
wird. Nun ist es notwendig, emotionsfrei den bestehenden Sachverhalt 
aufzunehmen. Auf welcher rechtlichen Grundlage arbeiten die Sicherheits­
firmen? Welche Aufgaben können zur Entlastung der Polizei an solche 
Firmen übergeben werden? Sind hierfür gegebenenfalls neue Regelungen und 
Auflagen für das Sicherheitsgewerbe notwendig? 

Ich möchte Ihnen die grundsätzliche Auffassung unseres Verbandes mit den 
folgenden fünf Feststellungen zu diesem Thema näherbringen: 

1. Das Wach- und Sicherheitsgewerbe will in keiner Form das grundge­
setzlich verankerte staatliche Gewaltmonopol antasten. 

2. Nicht alle Aufgaben, die die Polizei heute noch ausübt, stellen 
hoheitliches Handeln dar. So könnten Objektschutzaufgaben und 
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Werttransporte an seriöse Wach- und Sicherheitsfirmen übertragen 
werden. 

3. Öffentliche Sicherheit darf nicht käuflich sein. Sie muß vom Staat 
gewährleistet werden. Gegen den Einsatz von Sicherheitsfirmen auf 
befriedetem Gelände, wie das der S- oder U-Bahn im Rahmen des 
Hausrechts und der GarantensteIlung, ist zur Entlastung der Polizei aus 
unserer Sicht nichts einzuwenden. 

4. Es sollten jedoch behördliche Rahmenvorgaben gemacht werden, wie 
Sicherheitsfirmen im Auftrag einzelner Bürger oder Geschäftsleute 
gegen Bezahlung Sicherheitsdienste auf öffentlichem Gelände wie 
Fußgängerzonen, Wohnvierteln etc. durchführen. 

5. Es gibt ein Gewaltmonopol des Staates, aber es darf kein Sicherheits­
monopol geben. Sicherheit ist eine gemeinsame Aufgabe, die jeder an 
dem ihm rechtlich und gesellschaftlich zugewiesenen Platz zu erfüllen 
hat. Die seriösen Wach- und Sicherheitsfirmen sind heute schon ein 
wichtiger Bestandteil der inneren Sicherheit aufgrund ihrer Tätigkeit im 
Rahmen der Gewerbeordnung und der Gesetze. 

Wenn man sich die gegenwärtige Rechtslage ansieht, muß man feststellen, 
daß es für die Beschäftigten im Sicherheitsgewerbe keinerlei staatlich 
vorgeschriebene Ausbildung gibt. Hier besteht Handlungsbedarf. Unser 
Verband fordert schon seit 1980 die Einführung eines Sachkundenachweises 
für das Sicherheitsgewerbe. Ohne daß ich Sie mit Paragraphen langweilen 
möchte, halte ich es jedoch für sinnvoll, Ihnen den Paragraphen 34 ader 
Gewerbeordnung auszugsweise vorzulesen, um Ihnen deutlich zu machen, 
daß es ohne große Umstände möglich wäre, auf die veränderte Situation zu 
reagieren. 

"§ 34 a Bewachungsgewerbe: 

( 1) Wer gewerbsmlißig Leben oder Eigentum fremder Personen bewachen 
will (Bewachungsgewerbe), bedarf der Erlaubnis der zustlindigen 
BehlJrde. Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden werden, soweit dies 
zum Schutze der Allgemeinheit oder der Auftraggeber erforderlich sind; 
unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachtrligliche Aufnahme, 
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Änderung und Ergl1nzung von Auflagen zull1ssig. Die Erlaubnis ist zu 
versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller die für 
den Gewerbebetrieb erforderliche Zuverll1ssigkeit nicht besitzt, oder 

2. er die für den Gewerbebetrieb erforderlichen Mittel oder entspre­
chenden Sicherheiten nicht nachweist. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung zum Schutze der Allgemeinheit und 
der Auftraggeber Vorschriften erlassen über den Umfang der Befugnisse 
und Verpflichtungen bei der Ausübung des Bewachungsgewerbes, 
insbesondere über 

1. den Geltungsbereich der Erlaubnis, 

2. die Pflichten des Gewerbetreibenden bei der Einstellung und 
Entlassung der im Bewachungsgewerbe beschl1ftigten Personen, über 
die Anforderungen, denen diese Personen genügen müssen, sowie 
über die Durchführung des Wachdienstes, 

3. die Verpflichtung zum Abschluß einer Haftpflichtversicherung, zur 
Buchführung, zur Erteilung von Auskünften, 

4. die Verpflichtung zur Duldung der behördlichen Nachschau; das 
Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes kann insoweit 
eingeschrl1nkt werden. 11 

Es liegt im Eigeninteresse unseres Gewerbes, daß selbsternannten 
Hilfssheriffs mit dubiosen Firmennamen und Phantasiekleidung das 
Handwerk gelegt wird. 

Die Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sicherheitsfirmen vor Ort kann 
dann funktionieren, wenn man vorurteilsfrei aufeinander zugeht und sich 
nicht in Prestige-Denken verstrickt. Unser Gewerbe kann sich nicht selbst 
zum Partner der Polizei ernennen, da vollkommen unterschiedliche 
Voraussetzungen der Rechtsgrundlagen, der Ausbildung, der Kompetenzen 
etc. vorliegen. Ich wäre natürlich stolz darauf, wenn ich unser Gewerbe 
eines Tages in der Situation erleben könnte, daß die Polizei von sich aus 
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sagt, wir haben im Wach- und Sicherheitsgewerbe einen verläßlichen 
Partner gefunden. Bis dahin empfehle ich meinen Kollegen, mit der Polizei 
vor Ort eine atmosphärische Partnerschaft anzustreben. 

Ich habe versucht, meine Ausführungen sehr sachlich zu halten, deshalb 
erlaube ich mir zum Schluß doch noch einmal emotional zu werden. Montag 
dieser Woche fand ich in der FAZlRhein-Main-Ausgabe folgende Meldung, 
die zu dem Thema der diesjährigen BKA-Arbeitstagung leider nur allzu gut 
paßt und auch für die Fragestellung zu meinen Ausführungen etwas hergibt: 

Überschrift: "Jugendliche Schltiger verletzen Passantin schwer". Ich 
zitiere: "Unbegreiflich brutal und ohne Anlaß hat eine Gruppe Jugendli­
cher in der Bornheimer-Mainkur-Str. eine 43 Jahre alte Frau mit 
Schltigen und Fußtritten mißhandelt. Mit schweren Verletzungen im 
Gesicht und im Unterleib mußte das Opfer der unbekannt gebliebenen 
Ttlter ins Krankenhaus gebracht werden. Die Frau erlitt nach Mitteilung 
der Polizei u.a. einen komplizierten Bruch des Wangenknochens, mit einer 
Schtldigung des Augenlichts müsse gerechnet werden. Die Frau war mit 
ihrem zwei Jahre jüngeren Mann gegen 23.40 Uhr nach Hause gekommen. 
Als das Ehepaar die Haustüre aufschloß, sah es, wie ein junger Mann aus 
einer Gruppe von fünf Jugendlichen gegen die Hauswand urinierte. Die 
Frau machte eine Bemerkung darüber und wurde sofort angegriffen. Ihr 
Mann, der gegen die Übermacht der prügelnden und tretenden Jugendli­
chen ebenfalls machtlos war, konnte ihr nicht helfen und wurde selbst 
verletzt. Die geflüchteten fünf Ttlter sollen Türken und Jugoslawen im 
Alter zwischen 15 und 17 Jahren sein. Der Zwischenfall ereignete sich in 
der Nacht zum Samstag. Wer Angaben machen kann ... " usw. Eine 
Meldung, wie gesagt, vom letzten Montag; Meldungen, wie wir sie im 
Rhein-Main-Gebiet häufiger lesen. 

Die Bürger und vor allen Dingen die Betroffenen interessiert es in erster 
Linie nicht, wer ihnen hilft. Hier sehe ich die Gemeinsamkeit aller an der 
Aufgabe der Inneren Sicherheit Beteiligten. Wir wollen gemeinsam Leben 
und Eigentum der Bürger schützen, jeder an seinem Platz. Wir sind, wollen 
und können keine Alternative zur Polizei sein, wir halten uns aber für fähig, 
ergänzend und im Vorfeld zur polizeilichen Tätigkeit unseren Beitrag zu 
leisten. 
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Gewalt und Organisierte Kriminalität 

Leo Schuster 

1. Einleitung 

1.1. Definition von Gewalt 

Der Begriff der Gewalt kann nicht allgemeingültig definiert werden. Viel­
mehr sind die Definitionen der verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen 
von unterschiedlichen inhaltlichen Vorstellungen und Elementen geprägt. 
Die strafrechtliche Diskussion!) über einen engeren oder weiteren Gewalt­
begriff zeigt, daß Differenzen selbst in einzelnen Teilbereichen bestehen. hn 
Bereich der Organisierten Kriminalität stellt sich die Gewalt ambivalent 
dar. Gewalt als Sanktionierungsmittel zur Erhaltung der eigenen Machtposi­
tion wird sowohl nach innen als auch nach außen eingesetzt. Hochent­
wickelte OK-Strukturen tendieren hingegen zu Gewaltvermeidung und 
Gewaltverschleierung, um ihre kriminellen Eruagsmöglichkeiten nicht durch 

zu großes Aufsehen zu gefährden und polizeilichen Ermittlungen keine 
Ansatzpunkte zu bieten. 

1.2. Das Merkmal "Gewalt" der Definition "Organisierte Kriminalität" 

Bereits seit 1973 gab es verschiedene Initiativen zur Erarbeitung einer 
Definition "Organisierte Kriminalität". Die derzeit gültige Definition wurde im 

Mai 1990 durch die "Gemeinsame Arbeitsgruppe JustizIPolizei" erstellt und 
1993 bestätigt. Nach dieser Definition ist Organisierte Kriminalität "die von 
Gewinn- oder Machtstreben bestimmte planmäßige Begehung von Straftaten, 
die einzeln oder in ihrer Gesamtheit von erheblicher Bedeutung sind, wenn 
mehr als zwei Beteiligte auf längere oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig 

a) unter Verwendung gewerblicher oder geschll.ftsll.hnlicher Strukturen, 

Vgl. Dreher und Tröndle: Kurzkommentar zum StGB zu § 240. 
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b) unter Anwendung von Gewalt oder anderer zur Einschüchterung 
geeigneter Mittel oder 

c) unter Einflußnahme auf Politik, Medien, öffentliche Verwaltung, Justiz 
oder Wirtschaft 

zusammenwirken". 

Die Definition enthält strafrechtliche, soziologische, psychologische und 
ökonomische Elemente. Sie stellt keinen materiell-strafrechtlichen Normen­
begriff dar und entzieht sich derzeit einer strengen, dem Bestimmtheitsgebot 
genügenden Legaldefinition. Bei der Erarbeitung maß die Arbeitsgruppe dem 
ok-indizierenden Merkmal der Gewalt eine besondere Bedeutung bei. 
Insoweit fand die Gewalt als qualifizierendes Element Eingang in die 
Definition und wurde bei der Aufzählung der speziellen Merkmale der 
Organisierten Kriminalität berücksichtigt. Unter dem Phänomen der Gewalt 
im Sinne der Definition "Organisierte Kriminalität" ist sowohl Gewalt nach 
außen als auch Gewalt nach innen zu verstehen, unabhängig davon, ob sie 
als offener Akt oder in subtiler Form Anwendung findet. 

Gewalt nach außen richtet sich insbesondere auf die Einschüchterung und 
Beeinflussung von Opfern, Zeugen oder der Allgemeinheit sowie gegen 
Strafv~rfolgungsorgane bei Ermittlungshandlungen. Im Verdrängungs­
wettbewerb konkurrierender Organisationen wird sie aber auch zur Herstel­
lung und Behauptung territorialer Ansprüche eingesetzt. 

Gewalt nach innen zielt auf die Disziplinierung von Organisations­
mitgliedern, z.B. zur Verhinderung der Aussagebereitschaft oder als 
Repressalie gegen Mittäter, die sich außerhalb der subkulturellen Strukturen 
stellen. Insbesondere sind hier ritualisierte Drohungen oder die Verwendung 
von Symbolen sowie die Anwendung interner Sanktionssysteme mit 
Bestrafungen für abweichendes und Belohnungen für willfähriges Verhalten 
anzuführen. Im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens gegen eine italienische 
Straftätergruppe im Bereich der Rauschgiftkriminalität wurde Zeugen bzw. 
Mittätern, die ihre belastenden Aussagen vor Gericht wiederholen wollten, 
dergestalt gedroht, daß ein verwelktes Grabgebinde sowie drei Fische mit 
abgeschnittenen Köpfen vor ihre Tür gelegt wurden. 

Subtile Formen werden zwar vom Betroffenen eindeutig als Bedrohung 
empfunden, sind aber als solche für Außenstehende nicht ohne weiteres 
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erkennbar. So deutet die Unterstützung der Familie inhaftierter 
Organisationsmitglieder nach außen zunächst nicht auf eine Drohung hin. 
Für den Inhaftierten ist jedoch klar, daß ein den Interessen der Organisation 
zuwiderlaufendes Verhalten entsprechende Auswirkungen auf ihn oder seine 
Familie haben wird. 

Entscheidend ist in jedem Falle die Tätervorstellung und -absicht sowie die 
objektiv feststellbare Wirkung auf die Betroffenen. Die Verhaltensweisen 
gemäß Alternative b) - gleichgültig in welcher Form angewendet, auch 
vordergründig positiv erscheinende Verhaltensweisen - müssen aus der Sicht 

der Betroffenen als Zwang2) verstanden werden. Einschüchterung und 
Gewalt sind zur Durchsetzung und Sicherung der Machtansprüche organi­
sierter krimineller Gruppierungen gängige Mittel, wenngleich sich mit 
zunehmendem Organisationsgrad die Anwendung immer subtilerer Macht­
mittel beobachten läßt. Fehlende tatsächliche Gewaltanwendung ist deshalb 
kein Hinweis auf das Nichtvorhandensein von OK Vielmehr kann davon 
ausgegangen werden, daß bei ausgereiften, in ihrer Struktur verfestigten 
Organisationen Gewalt nur selten offenkundig wird, da subtilere Formen von 
Pressionen ausreichen. Allein das Wissen um die im Extremfall unausweich­
liche, konsequente und in aller Härte durchgeführte Gewaltanwendung reicht 
aus, um Organisationsmitglieder, Opfer und Zeugen gefügig zu machen. 

2. Die Entwicklung der Gewaltkriminalität 

2.1. PKS-Daten3) und Einschätzung 

2.1.1. Allgemeine Entwicklung 

Von den 150 678 für das Jahr 1992 registrierten Fällen entfielen auf Mord 
1 123 Fälle (ca. 0,74 % der Gewaltkriminalität), auf Totschlag 2 185 Fälle 
(ca. 1,4 %), auf geHihrliehe und schwere Körperverletzung 84 104 Fälle (ca. 
55,8 %) und auf Körperverletzung mit Todesfolge 1 498 Fälle (ca. 1 %). 

2 V gl. Arbeitsgruppe des AK 11: Hinweise zur praktischen Anwendung der 
Definition OK vom 10.8.1992. 

3 PKS = Polizeiliche Kriminalstatistik der Bundesrepublik Deutschland. 
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Zu berücksichtigen ist bei den PKS-Daten, daß sie ausschließlich auf 
Hellfelderkenntnissen beruhen. Aussagen zum Dunkelfeld sind nur einge­
schränkt möglich. Rückschlüsse auf den Anteil der Gewaltdelikte mit 
OK-Bezug sind aufgrund der PKS-Daten nicht möglich. 

2.1.2. OK-Morde I Ritualmorde in Deutschland 

Für das Jahr 1991 wurden beim Bundeskriminalamt 34 schwerwiegende 
Auseinandersetzungen in der kriminellen Szene mit 16 Todesopfern, in der 
Mehrzahl Jugoslawen, registriert. 1992 waren es 35 Fälle mit 26 Todesop­
fern, überwiegend türkischer Herkunft. Im laufenden Jahr 1993 wurden 
bislang 26 Fälle mit 15 Todesopfern bekannt. 

2.1.3. Fallbeispiele 

Nachdem ein türkischer Kurde gegen seine Hintermtinner wegen Drogen­
handels ausgesagt hatte, wurden er und seine Freundin von bewaffneten 
Kurden bedroht. Bei einem Rechtsanwalt mußte der Zeuge seine Aussage 
widerrufen. Einige Tage sptiter wurde der Zeuge erschossen aufgefunden. 
Seine Freundin erlitt bei einem Angriff der Ttiter schwere Kopjverletzun­
gen. Beide hatten Zeugenschutzmaßnahmen strikt abgelehnt. 

Ein durch tschetschenische Strafttiter erpreßter, in Deutschland anstissi­
ger Exilrusse wurde durch einen Georgier, der ihm gegen Entgelt Schutz 
zugesagt hatte, veranlaßt, sich der Polizei zu offenbaren. Diese eklatante 
Verletzung des russischen Ehrenkodexes, nicht mit der Polizei zusamm­
menzuarbeiten, ahndete die tschetschenische Ttitergruppe mit einem 
zuntichst mißglückten Attentat auf den Georgier, bei dem mehrere Perso­
nen teilweise schwere Schußverletzungen erlitten. Einige Monate sptiter 
wurde der Georgier durch zwei Kopfschüsse getötet in einem Kanal in den 
Niederlanden aufgefunden. Zwei aufgrund der Aussagen des erpreßten 
Exilrussen festgenommene Strafttiter mußten aus der Untersuchungshaft 
entlassen werden, nachdem dieser seine belastenden Aussagen kurz nach 

dem Mordanschlag zurückgezogen hatte. 

Ein in Deutschland lebender italienischer Staatsangehöriger wurde in 
Mannheim auf offener Straße mit sechs Schüssen aus einer großkalibrigen 
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Pistole in Gesicht und Hinterkopf getötet. Es handelte sich um den 
Schwager eines wenige Monate zuvor festgenommenen Italieners, der sich 
als Kronzeuge den italienischen Behörden zur Verfügung gestellt hatte. 

Zwei türkische Staatsangehörige wurden in einem Frankfurter Bistro 
durch Kopfschüsse aus unmittelbarer Ntlhe getötet. Hintergrund der Tat 
war eine unbezahlte Heroinlieferung eines der Getöteten an den der Tat 
verdtlchtigen Betreiber des Bistros. Die Getöteten hatten die Absicht, das 
Lokal gegen den Willen des Betreibers zu übernehmen. Dem Tötungsdelikt 
soll eine "Gerichtsverhandlung" führender Persönlichkeiten türkisch­
kurdischer Rauschgijthtlndler vorausgegangen sein. Hierbei sei der 
Inhaber zur Obergabe des Bistros an den Lieferanten verurteilt worden. 

2.2. OK-Jahreslagedaten und Einschätzung 

2.2.1. Lagebild Organisierte Kriminalität BRD 1992 

Seit 1991 erstellt das Bundeskriminalamt gemeinsam mit den Landes­
kriminalämtern das "Lagebild Organisierte Kriminalität Bundesrepublik 
Deutschland". Die Ergebnisse des Berichtes beziehen sich überwiegend auf 
Erkenntnisse aus Ermittlungsverfahren, also auf Hellfelderkenntnisse. 
Qualitative oder quantitative Aussagen zum - sicherlich in ausgeprägtem 
Maße vorhandenen - Dunkelfeld sind nur eingeschränkt möglich. 

Der Auswertung für das Jahr 1992 lagen 641 Ermittlungskomplexe zugrun­
de. Sie richteten sich gegen 8 352 Tatverdächtige, die insgesamt mehr als 
60 000 Einzeldelikte verübten. 747 oder 8,9 % der Tatverdächtigen waren 
bewaffnet. In 260 Ermittlungsverfahren wurde die Anwendung von Gewalt 
oder anderer zur Einschüchterung geeigneter Mittel im Sinne der Alternative 
b) der OK-Definition festgestellt. 93 Sachverhalte enthielten Angaben über 
die Anwendung von Gewalt, in 115 Sachverhalten wurden andere zur 
Einschüchterung geeignete Mittel angewandt. Bei weiteren 52 Sachverhalten 
wurden neben Einschüchterungshandlungen zusätzlich Gewaltanwendungen 
festgestellt. 

Das bedeutet, daß in anntlhernd jedem zweiten ausgewerteten Verfahren 
Gewaltanwendungen oder Einschüchterungen erfolgten! 
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Im Bereich der Rauschgijtkriminalittit ist ein hohes, in der Tendenz deutlich 
ansteigendes Gewaltpotential feststellbar. Die Gewaltanwendung verfolgt 
hier im wesentlichen drei Zielrichtungen: 

die Beeinflussung von Zeugen und aussagewilligen Mitbeschuldigten; . 

als Repressalie gegen Konkurrenten bzw. gegen Mittäter, die 
Rauschgiftgeschäfte nicht "korrekt" abgewickelt haben; 

gegen Strafverfolgungsorgane bei Ermittlungshandlungen. 

2.2.2. Fallbeispiele 

Die Palette der Gewaltanwendungen reicht vom Umbiegen der Fingernägel 
bei Prostituierten, über Brandstiftungen, Sprengstoffanschläge, die Bedro­
hung von Angehörigen, insbesondere von Kindern, bis hin zu Tötungs­
delikten als Sanktionierungsmaßnahmen: 

Im Verlauf einer Schießerei im Rauschgijtmilieu wurden zwei Personen 
getötet, zwei weitere verletzt. Unmittelbar nach der Tat wurde mehreren 
Zeugen mit der EntfUhrung und Erschießung von Familienangehörigen 
gedroht, wenn sie ihre Aussagen nicht ttnderten. 

Durch einen auf eine FUhrungsperson im Kfz- Verschiebermilieu 
gerichteten Sprengstojfanschlag, bei dem eine Person getötet wurde, 
erzielten die Ttiter eine derart einschUchternde Wirkung auf weitere 
potentielle Opfer, daß dadurch nachweislich in einem anderen Verfahren 
ein Beschuldigter seine ursprungliche Aussagebereitschaft zurUckzog. 

Ein tarkischer Heroinverkttufer wurde in eine Falle gelockt, um mit zwei 
KopfschUssen liquidiert zu werden, weil er trotz Androhung der Tötung 
seine Schulden in Höhe von 500 000 DM nicht rechtzeitig bezahlt hatte. 
Nur glacklichen, den Ttitern nicht zuzurechnenden Umstttnden war es zu 
verdanken, daß das Opfer, lebensgeftthrlich verletzt, Uberlebte. Anzumer­
ken bleibt, daß "selbstverstttndlich" weder das Opfer noch dessen Famili­
enangehörige zu Aussagen Uber die HintergrUnde bereit waren. Eindeutig 
konnte in diesem Fall aber festgestellt werden, daß es sich um einen 
Aujtragsmord (Versuch) handelte, der von einem oberen Funktionstrttger 
kompromißlos angeordnet worden war. 
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Einem in Haft befindlichen Aussteiger aus dem Bereich der internationa­
len Kfz-Verschiebung wurde eine Fotografie seiner Familie zugespielt, 
auf der eine mannliehe Person seinem Kind eine Pistole an den Kopf halt. 

Russische und weißrussische Frauen wurden über Inserate von Angehöri­
gen der "russischen Mafia" angeworben, indem ihnen TlLtigkeiten in 
deutschen Haushalten in Aussicht gestellt wurden. Die Frauen wurden 
zunachst per Sammeltransport nach Warschau verbracht und dort für 
10 000 DM pro Person an eine polnische TlLtergruppe übergeben. Hier 
wurden sie durch Wegnahme ihrer Passe in die Abhangigkeit der Schlep­
per gebracht und anschließend massiv körperlich mißhandelt (Vergewalti-

gung etc.). Schon vorher standfest, daß die Frauen an bestimmte Bordell­
betriebe weitergeleitet werden sollten. 

2.3. Organisierte Kriminalität Wld Zeugenschutz 

Die festgestellten Gewalt- und Einschüchterungshandlungen im Rahmen von 
OK-Verfahren belegen die Notwendigkeit eines effektiven Zeugenschutzes, 
insbesondere auch, um die Aussagebereitschaft von Zeugen aufrechtzuer­
halten. Einschüchterungen von Verfahrensbeteiligten wirken sich überdies 
nicht nur in den davon direkt betroffenen Straf- oder Zivilverfahren aus, 
sondern erzielen die intendierten Auswirkungen auch in anderen Verfahren. 
In der Folge nimmt die Aussagebereitschaft von Zeugen ohne den Einsatz 
wirksamer Zeugenschutzmaßnahmen stetig ab. 

Den Vorwürfen des Deutschen Strafverteidigertages, die Sicherheitsorgane 
tendierten dazu, Zeugen durch ihre Schutzmaßnahmen dem öffentlichen 
Verfahren zu entziehen und damit einen "Geheimprozeß" zu erzeugen, kann 
vor diesem Hintergrund nicht gefolgt werden. Es gilt vielmehr, einen 
sachgerechten Interessenausgleich zwischen dem verfassungsrechtlich 
verankerten Gebot eines fairen Strafverfahrens einerseits und dem Recht des 
Einzelnen auf Schutz seiner körperlichen Unversehrtheit sowie dem staatli­
chen Strafverfolgungsanspruch andererseits herbeizuführen. Auf keinen Fall 
kann es ein Rechtsstaat hinnehmen, daß schwerwiegende Straftaten 
ungesühnt bleiben, weil gerichtsverwertbare Aussagen vorhandener Zeugen 
aufgrund des Gewaltpotentials organisierter krimineller Organisationen nicht 
zu erlangen sind. 1992 mußten in fast jedem achten OK-Verfahren gefährde­
te Personen in das Zeugenschutzprogramm aufgenommen werden. Insgesamt 
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waren 96 langfristige Zeugenschutzmaßnahmen erforderlich, die zum Teil 
auch jetzt noch nicht abgeschlossen sind und naturgemäß mit einem 
erheblichen personellen, materiellen und logistischen Aufwand verbunden 
sind. 

Der Zeugenschutz hat sich zu einem wesentlichen Instrument bei der 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität entwickelt. Durch die zunehmen­
de Professionalität der Täter ist festzustellen, daß bedeutende Sachbeweise 
nur noch selten zu erlangen sind. Gerichtsverwertbare Informationen über 
Strukturen und Hintermänner sind, insbesondere solange der Polizei 
Abhörmaßnahmen in Wohnungen zu Zwecken der Strafverfolgung untersagt 
bleiben, oftmals nur über den Zeugenbeweis zu erzielen! 

Polizei und Justiz haben auf die zunehmende Bedeutung des Zeugenschutzes 
bei der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität durch die Schaffung 
einheitlicher Zeugenschutzrichtlinien, die Einrichtung zentraler Zeugen­
schutzdienstellen bei Bund und Ländern sowie durch die Änderung des § 68 
StPO im Rahmen des OrgK(4) reagiert. 

Die bisherigen Erfahrungen aus der Zeugenschutzarbeit zeigen allerdings, 
daß das zur Verfügung stehende Instrumentarium nicht ausreicht, um den 
qualitativen Anforderungen an die Schutzmaßnahmen zu genügen. Den 
intensiven Bemühungen der Täterseite zur Auffindung und Beeinflussung 
von geschützten Zeugen kann mit den derzeitigen rechtlichen Möglichkeiten 
auf Dauer nicht wirksam begegnet werden. Die wichtigsten Änderungs­
notwendigkeiten sind bereits in einen legislativen Forderungskatalog 
eingeflossen, der von der "Arbeitsgruppe der Leiter der Zeugenschutz­
dienststellen" auf Initiative der "Gemeinsamen Arbeitsgruppe JustizIPolizei" 
aufgestellt wurde. Sie betreffen im wesentlichen die Schaffung bzw. 
Ergänzung von Rechtsgrundlagen: 

(für die Polizei:) zur Anfertigung und Nutzung von Tarnpapieren für 
im Zeugenschutzprogramm befindliche Personen, 

(im Ausll1nderrecht:) zur Verhinderung von "Ist- bzw. Regel aus­
weisungen" (Duldung) 

4 Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Erschei­
nungsformen der Organisierten Kriminalität. 
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eines Auskunftsverweigerungsrechts für geschützte Zeugen bezüglich 
der getroffenen Zeugenschutzmaßnahmen, 

(im Strafvollzug:) zur Verbesserung des Zeugenschutzes bei inhaftier­
ten Zeugen. 

Als wirksames Element zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität ist 
neben dem Zeugenschutz die damit eng verbundene Kronzeugenregelung zu 
nennen. Die bisherigen Erfahrungen mit der Kronzeugenregelung im § 31 
BtMG5) haben gezeigt, daß durch dessen Anwendung, insbesondere im 
Bereich der Organisierten Rauschgiftkriminalität erhebliche Ermittlungser­
folge erzielt wurden. Diese Erfahrungen decken sich mit denen des FBI6), 
das die Kronzeugenregelung im Bereich der Rauschgiftkriminalität sowie 
anderer Formen der Organisierten Kriminalität und der Schwerkriminalität 
schon seit über 20 Jahren erfolgreich praktiziert. 

3. OK-Gewalt international 

3.1. Mafia lUld Gewalt 

3.1.1. Tötungsdelikte in Italien 

Im Jahr 1986 wurden in Italien 871 Tötungsdelikte registriert. Dies entsprach 
einer Häufigkeitszah}7) von 1,5 und lag damit im Durchschnitt der anderen 
europäischen Nationen. Bis zum Jahr 1989 schnellte die Anzahl der 
Tötungsdelikte auf 1 695 mit einer Häufigkeitszahl von 2,7. Während sich 
die Anzahl der Tötungsdelikte in Italien in vier Jahren verdoppelt hatte, war 
in Ländern wie England, Japan und Deutschland im gleichen Zeitraum eine 
Abnahme zu verzeichnen. 

Das italienische Forschungsinstitut CENSIS8) hat in einer 1991 in Zusam­
menarbeit mit kompetenten Wissenschaftlern, Staatsanwälten, Richtern und 
Polizei angehörigen erstellten Studie die Tötungsdelikte des Zeitraumes von 

5 Betäubungsmittelgesetz. 
6 Federal Bureau of Investigation. 
7 Anzahl der Delikte auf 100000 Einwohner. 
8 Centro Studi Investimenti Sociali (Studienzentrum für soziale Investitionen). 
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1986 bis 1989 unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Tatmotive 
analysiert und kam zu dem Ergebnis, daß es sich bei dem in Italien beobach­
teten Phänomen nicht um einen allgemeinen Zuwachs der Gewalttaten 
handelt, sondern daß die Verdoppelung der Tötungsdelikte ausschließlich 
auf die Aktivitäten der großen mafiosen Organisationen zurückzuführen ist. 

Für das Jahr 1991 wurde nochmals ein Anstieg der Tötungsdelikte auf 1 812 
Fälle registriert. Erst 1992 konnte mit 1 444 Tötungsdelikten ein deutlicher 
Rückgang von ca. 20 % gegenüber dem Vorjahr beobachtet werden, der auf 
den stark intensivierten Fahndungs- und Ermittlungsdruck der italienischen 
Polizei- und Justizbehörden zurückzuführen sein dürfte. 

3.1.2. Auseinandersetzungen in der Mafia I Mafiamorde 

In den letzten zehn Jahren wurden mehrere tausend Personen Opfer der 
großen mafiosen Organisationen in Italien. Seit 1971 wurden 41 Angehörige 
von politischen Parteien, Justiz- und Polizeibehörden ermordet. Hiervon 
entfielen fünf Fälle auf den Zeitraum von 1971 bis 1979, 20 Fälle auf den 
Zeitraum von 1980 bis 1989 und im Zeitraum von 1990 bis 1992 waren es 
16 Fälle. Daß die Mehrzahl dieser Morde in Sizilien verübt wurde, die Mafia 
also in ihrem "Hoheitsbereich" zuschlägt, deutet auf einen rituellen Charak­
ter hin, ist aber gleichzeitig auch als Machtdemonstration zu verstehen. Der 
Einsatz von Gewalt oder Drohungen erfolgt zur Durchsetzung sowohl 
krimineller als auch politischer Ziele. Zum einen will die Mafia die siziliani­
sche Bevölkerung mit den Terrormorden beeindrucken und die Durchsetzung 
der "Omerta"9) als tragende Säule ihres Systems sicherstellen. 

Die Demonstration von Macht und Gewalt zur Einschüchterung hat in Italien 
zum anderen aber auch bei Kommunal- und Parlamentswahlen in der 
Vergangenheit, insbesondere bei Angehörigen einfacher sozialer Schichten, 
ihre Wirkung nicht verfehlt. Allerdings zeigen die jüngsten Kommunalwah­
len in Italien eine Abkehr der Wähler von den traditionellen italienischen 
Parteien zum linken und rechten Spektrum, nicht zuletzt aufgrund der 
jahrelangen Korruptionsvorwürfe und Verbindungen der etablierten Parteien 
zur Mafia. Mit Ausnahme von Palermo, wo Leolucca Orlando, der Kandidat 

9 Schweigegebot der sizilianischen Mafia. 
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der Anti-Mafia-Partei "La Rete" direkt die erforderliche Mehrheit für das 
Bürgermeisteramt erlangte, sind in allen anderen Wahlbezirken Stichwahlen 
erforderlich. Ein weiterer Aspekt ist die Anwendung von Gewalt gegen 
Personen und Sachen zur Erlangung öffentlicher Aufträge, insbesondere im 
Bau- und Dienstleistungsgewerbe. 

Die jüngsten Bombenanschläge in Florenz, Rom und Mailand könnten 
darauf hindeuten, das die Mafia ihre Vorgehensweise verändert und ihre 
Anschläge in Richtung Festland verlagert. Gewalttaten gegen in Deutschland 
ansässige Italiener belegen zudem, daß italienische mafiose Organisationen 
aufgrund des starken Ermittlungs- und Fahndungsdruckes in Italien ihr 
Betätigungsfeld u.a. auf Deutschland ausweiten. 

3.1.3. Herausragende Opfer 

Herausragende Opfer der Mafia waren unter anderem 1979 der Richter 
Terranova, 1982 der Polizeipräfekt von Palermo, Dalla Chiesa, und 1990 
der Richter Livantino. 

Zwei Tatbeteiligte des Mordes an Livantino konnten noch 1990 in Deutsch­
land festgenommen und an Italien ausgeliefert werden. U.a. aufgrund von 
Aussagen eines 1992 in Deutschland festgenommenen und an Italien 
ausgelieferten italienischen Staatsangehörigen, der sich den italienischen 
Behörden als "Pentito"IO) zur Verfügung gestellt hatte, konnte auch ein 
dritter Tatbeteiligter idenifiziert und ebenfalls in Deutschland festgenommen 
werden. 

Am 23.5.92 wurden der Richter Giovanni Falcone, seine Ehefrau sowie drei 
seiner Sicherheitsbeamten ·auf der Fahrt nach Palermo Opfer eines Spreng­
stoffanschlages, bei dem ca. 1 000 kg 1NT fern gezündet detonierten. 
Falcone zählte zu den herausragensten und kompetentesten Mafia­
Anklägern und galt als aussichtsreichster Kandidat für die Leitung der 
geplanten DNAll). Noch im November 1990 hatte er anläßlich der 
BKA-Arbeitstagung mit dem Thema "Organisierte Kriminalität in einem 

10 Kronzeuge. 
11 Direzione Nazionale Antimafia (nationale Antimafia-Anklagebehörde). 
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Europa durchlässiger Grenzen" vor den Gefahren der italienischen Mafia 
gewarnt. 

Der am 19.7.92 in Palermo durch eine Autobombe zusammen mit fünf 
seiner Sicherheitsbeamten getötete Richter Paolo Borsellino, ein ehemaliger 
Mitarbeiter Falcones, war als Bezirksstaatsanwalt für die Koordination der 
Mafia-Bekämpfung in Sizilien verantwortlich und galt nach der Ermordung 
Falcones als aussichtsreichster Kandidat der geplanten DNA. 

3.2. La Cosa Nostra und Gewalt 

3.2.1. Gewaltkriminalität in den USA 

Der Uniform Crime Report12), erfaßt unter dem Begriff Gewaltkriminalität 
die Delikte Mord. Totschlag, Vergewaltigung, Raub und schwere Körperver­
letzung. Für das Jahr 1992 wurden 1 932 274 Fälle der Gewaltkriminalität 
registriert. Hiervon entfielen auf Mord und Totschlag 23 760 Fälle (1 %), 
auf Vergewaltigung 109 062 Fälle (6 %), auf Raubdelikte 672 478 Fälle 
(35 %) und schwere Körperverletzung 1 126 974 Fälle (58 %). 

Mit ca. 1,9 Millionen registrierten Fällen der Gewaltkriminalität wurde 1992 
in den USA erneut ein Höchststand erreicht. Dies entsprach im Vergleich 
zum Jahr 1991 einer Steigerungsrate von ca. 1 %, im Vergleich zum Jahr 
1988 einer Steigerungsrate von 23 % und im Vergleich zum Jahr 1983 einer 
Steigerungsrate von 54 %. Die Steigerungsraten der Gesamtkriminalität 
fielen im gleichen Zeitraum deutlich niedriger aus. 

Vergleicht man die Häufigkeitszahlen der USA mit denen der 
Bundesrepublik, wird das Ausmaß besonders deutlich. Bei Gewalt­
kriminalität lag sie in den USA 1992 bei ca. 757, in der Bundesrepublik bei 
ca. 158. Bei den Tötungsdelikten lag sie in den USA bei 9,3. in der Bundes­
republik bei ca. 4. Ein Übergreifen dieser Entwicklungen in den USA mit 
zeitlicher Verzögerung nach Europa und nach Deutschland kann aufgrund 
der bisherigen Erfahrungen nicht ausgeschlossen werden. 

12 Kriminalstatistik der USA. 
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3.2.2. Gewalt innerhalb La Cosa Nostra (LCN) 

Die Bekämpfung der Cosa Nostra war über 30 Jahre lang ein Ermittlungs­
schwerpunkt in den USA. Aufgrund der streng hierarchischen Aufbau­
struktur der ca. 25 LCN-Familien und der konsequenten Abschottung 
zwischen den einzelnen Organisationsebenen, gestalteten sich die Ermittlun­
gen als äußerst schwierig. Die interne Struktur dieser mafiosen Organisa­
tionen wird durch ein System von Sanktionen und latenten Drohungen 
einerseits und von außergewöhnlich hohen Verdienstmöglichkeiten und 
Belohnungen andererseits geprägt. 

Erst nach einer Reihe von Gesetzesnovellen und der Entwicklung neuer 
Ermittlungsstrategien durch das PBI konnten in der Zeit von 1981 bis 1992 
die Führungspersonen von 20 LCN-Familien in Städten wie New York, 
Philadelphia, Boston und Cleveland sowie 26 Bosses, 14 Underbosses, 5 
Consiglieres und 67 Capos verurteilt werden. 

Die Anwendung von Gewalt spielt innerhalb der LCN traditionell eine 
wichtige Rolle. Im Gegensatz zu den großen mafiosen Organisationen in 
Italien richteten sich die Gewaltakte der LCN aber überwiegend gegen eigene 
Organisationsmitglieder oder Konkurrenten. Obwohl in diesem Jahrhundert 
bislang drei Bundesrichter der USA ermordet wurden, blieben aufsehenerre­
gende Anschläge der LCN auf Vertreter von Justiz, Polizei oder Politik die 
Ausnahme. 

Ein Beispiel für die außerordentlich hohe Zahl an Opfern der LCN ist die 
Stadt Philadelphia. Hier wurden im Zeitraum von 1980 bis heute 30 der 
LCN zuzuordnende Morde registriert. Anlaß der Morde waren, soweit 
feststellbar, Machtkämpfe zwischen verschiedenen "Fraktionen" der 
LCN-Familie sowie zwischen der LCN-Familie und neu angekommenen 
sizilianischen Gruppierungen. Eines der berühmtesten Opfer der LCN ist der 
Gewerkschaftsführer Hoffa, der in den 60er Jahren der bedeutenste Führer 
der Transportarbeitergewerkschaft in Detroit war und enge Verbindungen 
zur LCN hatte. Nach seiner Entlassung aus der Haft wegen mehrerer 
geringfügiger Delikte im Jahr 1975 verschwand er spurlos. Das PBI vermu­
tet, daß er von der LCN beseitigt wurde, weil er seine alte Führungsposition 
zurückforderte, die mittlerweile aber schon wieder im Sinne der LCN 
besetzt war. 
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3.2.3. Zeugenschutz und kooperierende Zeugen in den USA 

Aufgrund der bei der Bekämpfung der LCN gewonnenen Erfahrungen wurde 
die Bedeutung des Zeugen schutzes und der Kronzeugenregelung bei der 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität in den USA schon früh erkannt. 
Bereits 1970 wurde ein Zeugenschutzgesetz, der "Organized Crime Control 
Act", erlassen und mit dem "Comprehensive Crime Control Act" 1984 
nochmals weiterentwickelt. In diesen Gesetzen sind die wichtigsten 
Zeugenschutzmaßnahmen gesetzlich normiert und die Aufgabenzuweisungen 

für die zuständige Behörde, den US Marshall Service, beschrieben. Anwen­
dung findet das Zeugenschutzprogramm in den Deliktsbereichen "Organisier­
te Kriminalität", "Rauschgiftkriminalität" und "sonstige Schwerkriminalität". 

Soweit erforderlich, werden neben Zeugen auch Familienangehörige und 
Bekannte in die Schutzmaßnahmen miteinbezogen. Zum Schutz inhaftierter 
Zeugen wurden spezielle Zeugenschutzgefängnisse eingerichtet. Aufgrund der 
geltenden Kronzeugenregelung haben Bundesbezirksrichter die Befugnis, 
Kronzeugen eine erhebliche Strafminderung einzuräumen. 

Im Jahr 1991 wurden durch die Whitness Security Division des US Mars­
hall Service 13 504 Schutzpersonen betreut. Die Kosten pro geschütztem 
Zeugen betrugen inklusive Personalkosten durchschnittlich 100 000 Dollar, 
obwohl eine finanzielle Unterstützung für die Schutzpersonen maximal nur 
18 Monate lang gewährt wird. Die Tendenz bezüglich der Anzahl der 
Zeugenschutzfälle ist weiterhin steigend. Zeugenschutz und Kronzeugen­
regelung haben bei der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität in den 
USA eine herausgehobene Bedeutung erlangt. 

3.2.4. Fallbeispiele 

John Gotti, Pate der größten LCN-Familie in den USA, der LCN-Familie 
von New York, wurde im Jahr 1992 zu lebenslanger Haft verurteilt. Das 
Gerichtsverfahren gegen Gotti beruhte zum größten Teil auf elektronisch 
abgehörten Gesprtichen und auf Aussagen des Kronzeugen Sam Gravano, 
seines Underbosses. Gravano hatte sich zur Aussage entschieden, nach­
dem ihm die auch ihn schwer belastenden elektronisch aufgezeichneten 
Gesprtiche vorgespielt worden waren. Gotti war seit 1979 als Mitglied 
der Cosa Nostra in New York bekannt. Er erwarb sich den Spitznamen 
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"Teflon-Don", nachdem er trotz einer Vielzahl von Ermittlungen und 12 
Gerichtsverfahren nur zu geringfUgigen Strafen verurteilt werden konnte. 
Aufgrund der elektronischen Aufzeichnungen und der Aussagen des 
Kronzeugen konnten ihm u.a. vier Morde, darunter der an seinem Vorglin­
ger, Paul Castellano, nachgewiesen werden. Insgesamt werden ihm 
mindestens 17 Morde vorgeworfen. 

Ein weiterer herausragender Kronzeuge bei der Beklimpfung der Organi­
sierten Kriminalittlt ist Phillip Leonetti, ehemaliger Underboss der 
LCN-Familie von Philadelphia. Nachdem er zu 40 Jahren Haft verurteilt 
worden war, entschloß er sich, als Kronzeuge gegen die LCN auszusagen. 
FUr seine Familie wurden umfangreiche Zeugenschutzmaßnahmen einge­
leitet. Er selbst befindet sich in einem Zeugenschutzgeftlngnis. Aufgrund 
seiner Aussagen in bislang mehr als zehn Hauptverhandlungen konnte u.a. 
die Mehrzahl der oben angefUhrten LCN-Morde in Philadelphia gekltirt 
werden. Seine Strafe wurde auf acht Jahre reduziert. 

3.3. Gewalt in Rußland 

3.3.1. OK-Lage in Rußland 

Anläßlich eines russisch-amerikanisch-deutschen Arbeitstreffens zur 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität im August 1993 in Moskau 
zeichnete Generalleutnant Yegorov, Leiter der Hauptverwaltung zur 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und 1. Stellvertretender Innen­
minister Rußlands, folgendes Lagebild der Organisierten Kriminalität in 
Rußland: 

Nach einer Verschärfung der Kriminalitätslage mit jährlichen Zuwächsen 
von 25 % in den letzten fünf Jahren, wird derzeit eine Beruhigung der 
Situation mit Zuwächsen im Bereich von 3 % konstatiert. Die Häufigkeits­
zahl der Straftaten insgesamt beträgt 1 800 (Häufigkeitszahl BRD 1992: 
7 838). Bei den Morddelikten ist ein Zuwachs von 40 % festzustellen, wobei 
20 % der Delikte dem Bereich Organisierte Kriminalität zugeordnet werden. 
Im ersten Halbjahr 1993 wurden 93 Geiselnahmen mit OK-Hintergrund 
registriert. Bei 197 Bandenkonflikten wurden 32 Personen getötet und 88 
verletzt. Im gleichen Zeitraum wurden 300 Fälle von Schutzgelder­
pressungen bekann t. 
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Die Hauptverwaltung für die Bekämpfung der Organisierten Kriminalität geht 
davon aus, daß in Rußland derzeit 40 000 Geschäftsbetriebe von der OK 
kontrolliert werden. Insgesamt wurden über 3 000 OK-Gruppen bekannt: 
1 000 lokale, 1 000 interregionale, 500 zwischenrepublikanische, 270 
überregionale und 160 internationale Gruppierungen. Bei 150 interregionalen 
Gruppierungen wurden Gruppenstärken von durchschnittlich 100 Mitglie­
dern registriert. Über 3 000 Führer von OK-Gruppierungen wurden erkannt, 
darunter ca. 200 sogenannte "Diebe im Gesetz", von denen sich sechs in Haft 
befinden. Bei "Dieben im Gesetz" handelt es sich um kriminelle "Persönlich­
keiten", die aufgrund ihrer kriminellen Vergangenheit höchste Autorität 
genießen und "Patenfunktionen" ausüben. 

3.3.2. Tendenzen in Rußland 

Das Phänomen der hohen, in der Tendenz noch zunehmenden Gewalt­
bereitschaft innerhalb der russischen OK-Gruppierungen kann als Beispiel 
für die gesamte "osteuropäische Organisierte Kriminalität" gelten. Prof. Dr. 
Fituni von der Russischen Akademie der Wissenschaften sieht vier grundle­
gende Ursachen für das Anwachsen von Kriminalität und damit auch für 
Gewalt in Rußland: 

a) Eine der Hauptursachen liegt laut Prof. Dr. Fituni in der ökonomischen 
Krise der osteuropäischen Staaten seit Beginn der grundlegenden 
politischen, ökonomischen und sozialen Umwälzungen, die zu einer 
starken Polarisation zwischen arm und reich führten. Die Einkommens­
schere zwischen den wohlhabenden Schichten und den Armuts­
schichten in Rußland klafft bereits um das 32fache auseinander. Zum 
Vergleich, in den USA ist es das 17fache, wobei sich die Situation in 
Rußland weiter verschärft. 

b) Ein zweiter Grund liegt nach seiner Meinung im Machtverlust des 
Staates und seiner Einrichtungen. Die Freizügigkeit der liberalen 
russischen Regierung, die ein totalitäres System abgelöst hat, wirkt auf 
die Bevölkerung als Schwäche und wird als neu erworbene Freiheit 
mißverstanden, auch gegen Gesetze verstoßen zu können. Hinzu 
kommt, daß Polizei und Justiz aufgrund ihrer Vergangenheit wenig 
Vertrauen genießen, zumal sie sich Korruptionsvorwürfen ausgesetzt 
sehen und häufig faktisch noch nicht funktionsfähig sind. 
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c) An dritter Stelle nennt er in Anlehnung an die Anomietheorie nach 
Merton und Dürkheim den allgemeinen Werteverlust und die Ableh­
nung von Gesetzen. Aufgrund des Verfalles der tradierten Wertvorstel­
lungen der sozialistischen Gesellschaft ist es für weite Teile der 
Bevölkerung in der aktuellen Phase der Neu- und Umorientierung 
schwer, Trennungslinien zwischen Recht und Unrecht zu ziehen. Neue, 
die persönliche Freiheit einschränkende Gesetze, werden unter Hinweis 
auf einen vermeintlichen Rückfall in die Vergangenheit abgelehnt. 

d) Einen weiteren Grund sieht Professor Fituni in der Öffnung der 
Grenzen. Obwohl der wirtschaftliche Wohlstand des Westens die in 
Rußland agierenden OK-Gruppierungen lockt, versuchen umgekehrt 
kriminelle Organisationen aus Ost und West, die ehemalige UdSSR zu 
infiltrieren, um sich deren Absatzmärkte zu sichern. Hieraus erwachsen 
zudem weitere Verteilungskämpfe. 

Folge dieser Tendenzen ist ein weiteres Anwachsen der Kriminalität in 
Rußland, damit einhergehend aber auch eine Ausweitung der gewalttätigen 
Auseinandersetzungen sowie verstärkte internationale Aktivitäten, zunächst 
in den Staaten des ehemaligen Ost-Blocks, zeitverzögert aber auch in 
Westeuropa und Amerika. 

3.4. Chinesische Triaden 

Nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch im polizeiinternen Sprachge­
brauch wird der Begriff "Triade" als Synonym für "Organisierte Kriminali­
tät" durch Chinesen gebraucht. Dies ist irreführend, da Triaden nur einen 
Teil, wenn auch den weitaus bekanntesten, dieses Kriminalitätsbereiches 
umfassen. 
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Die Struktur von Triaden, die ihre Basis zumeist in Hongkong haben, ist 
durch strenge Disziplinarregeln geprägt, die bei der Aufnahme neuer 
Mitglieder vor der gesamten Logenbruderschaft anerkannt werden müssen. 
Die umfangreichen Regularien lassen sich auf drei Grundprinzipien zurück­

führen: 

Geheimniswahrung, 

Solidarität in Notfällen, 

Respekt vor den Frauen und Töchtern der Mitbrüder. 

Verstöße gegen die Disziplinarregeln werden zum Teil mit Prügel strafen, 
aber auch mit drakonischen Maßnahmen, wie Anschneiden der Ohren oder 
sogar dem Tod bestraft. 

Erste Ermittlungsverfahren belegen, daß Organisierte Kriminalität durch 
Chinesen in der Bundesrepublik Deutschland auf regionaler Ebene bereits 
eine gewisse Bedeutung hat. 

Die internationale Vernetzung dieser chinesischen Organisierten Kriminalität 
ist aufgrund der Mentalität der Chinesen und der vorhandenen Erkenntnisse 
sehr wahrscheinlich. Obwohl in diesem Bereich noch erhebliche 
Informationsdefizite bestehen und von einem erheblichen Dunkelfeld 
ausgegangen werden muß, dürfte der chinesischen Organisierten Kriminalität 
im quantitativen Gesamtrahmen der Organisierten Kriminalität aller Wahr­
scheinlichkeit nach eine noch untergeordnete Bedeutung beizumessen sein. 

3.5. Südamerikanische DrogenkarteUe 

1992 wurden weltweit 214 Tonnen Kokain sichergestellt, davon 120 Tonnen 
in den USA und 18 Tonnen in Europa. Allein 1 331 kg Kokain wurden in 
diesem Zeitraum in Deutschland beschlagnahmt. Der größte Teil des 
weltweit sichergestellten und nach dem Ursprungs- oder Herkunftsland 
bestimmbaren Kokains stammt aus Kolumbien. Nicht etwa weil dort die 
Hauptanbaugebiete für den Kokastrauch liegen - die größten Anbauflächen 
für Koka wurden bislang in Peru und Bolivien festgestellt - sondern weil die 
Organisation der Herstellung, des Transportes und des HandelslVertriebs 
dort schon seit Jahrzehnten betrieben wird und der weltweite bedarfs­
gesteuerte Handel in die Hauptverbraucherregionen Nordamerikas und 
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Westeuropas durch Organisationen erfolgt, die aufgund ihrer Struktur und 
der von ihnen betriebenen exzessiven Ausweitung des Kokainhandels auch 
als Kartelle bezeichnet werden. 

Die bedeutensten kolumbianischen Drogenkartelle sind u.a.: 

das Medellin-Kartell, 

die Kali-Kartelle, 

die Branquilla-Kartelle, 

das North-Coast-Kartell, 

die Atlantikküste-Kartelle, 

die Valley- Karte lle. 

Die Kompetenzen in den einzelnen Kartellen sind in mehrere "Sektionen" 
unterteilt, die genau definierte Aufgaben erfüllen und wie folgt klassifiziert 
und differenziert werden: 

Organisation des Ankaufs von primären Stoffen (Rohstoffe und 
chemische Substanzen) in anderen Ländern; 

Durchführung der Raffination in geheimen Labors im kolumbianischen 
Dschungel oder in Venezuela, Brasilien Argentinien und den USA; 

Organisation eines "Sicherheitsdienstes" zum Schutze der Labors 
und Distributionszentren, sowie zur Einschüchterung, Korrumpierung 
und Eliminierung von Vertretern der Polizei, der Politik, von Richtern 
und Journalisten, die sich gegen die kriminellen Aktivitäten wenden; 

Eintreiben des Geldes und Tlitigen von Investitionen; 

Organisation des Warentransportes. 

Die rücksichtlose Anwendung von Gewalt ist ein Wesensmerkmal der 
Kartelle. Staatliche Organe werden korrumpiert oder durch Anwendung von 
Gewalt zur Duldung illegaler Geschäfte gezwungen. Gegner und Abtrünnige 
werden unnachgiebig ausgeschaltet. Die Macht der Kartelle hat in 
Kolumbien Dimensionen angenommen, die mit demokratischen Strukturen 
kaum noch zu bekämpfen sind. 

Exemplarisch ist hier das Medellin-Kartell anzuführen, das einst als 
größtes Kartell der Welt mit jährlichen Gewinnen in Milliardenhöhe galt. 
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Der Name tauchte erstmals 1979 auf. In der darauffolgenden Zeit erfolgte 
ein rasanter Aufbau des Produktions- und Verteilernetzes. Gleichzeitig 
wurden eigene Killerkommandos gebildet, die jeden Gegner brutal beseitig­
ten. 

Als Antwort auf die Ratifizierung des Auslieferungsvertrages der kolumbia­
nischen Regierung mit den USA im Jahr 1988 erzeugte das Kartell von 
Medellin eine Welle von Gewalt gegen Politiker, Richter, Staatsanwälte, 
Polizisten und Vertreter der Presse. Den Höhepunkt des Terrors bildete die 
offizielle Kriegserklärung des Kartells im August 1989 mit der Ermordung 
des Präsidentschaftskandidaten Luis Carlos Galan. 

Durch eine Abkehr von der kompromißlosen Bekämpfung der Drogenkartelle 
versuchte der seit 1990 amtierende kolumbianische Staatspräsident Gavira, 
den inneren Frieden in Kolumbien wiederherzustellen. Per Dekret wurde 
allen Rauschgifthändlern Strafmilderung bei Ausschluß einer Auslieferung 
an die USA angeboten, die sich freiwillig einem Richter stellen und ihre 
Straftaten bekennen würden. In der Folge stellten sich einige Anführer des 
Medellin-Kartells, darunter Pablo Escobar Gaviria, der ein eigenes 
Gefängnis bezog, aus dem er später ungehindert fliehen konnte. 

Erst durch erhebliche gewalttätige Auseinandersetzungen, kartellintern und 
mit rivalisierenden Organisationen sowie durch die "Abrechnung" der 
sogenannten PEPES13) mit einzelnen Kartellmitgliedern, verlor das 
Medellin-Kartell seine Vormachtstellung. 

4. Prognose 

4.1. Trends Wld Entwicklungen 

Durch den politischen und wirtschaftlichen Zusammenbruch der osteuropäi­
schen Staaten wird der Druck gewalttätiger krimineller Gruppierungen aus 
diesen Ländern auf den westeuropäischen Wirtschaftsraum im Rahmen des 
bereits begonnenen Verteilungswettbewerbes weiter zunehmen. Die Tendenz 
der Ausbreitung der OK-Gewalt in Richtung Westen wird durch Meldungen 

13 Vereinigung der von Pablo Escobar Verfolgten. 
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über das Auftreten brutal agierender ukrainischer, tschetschenischer, 
georgischer oder russischer Tätergruppierungen in Staaten des ehemaligen 
"Ost-Blocks", wie der Tschechischen Republik oder Ungarn bestätigt. 

Analysen des Bundeskriminalamtes haben zudem ergeben, daß auch in 
Deutschland bereits ein erhebliches kriminelles Potential osteuropäischer 
krimineller Gruppierungen vorhanden ist, das durch den ständigen Zustrom 
aus den Staaten der ehemaligen UdSSR verstärkt wird. Erheblich unter­
stützt wird diese Entwicklung durch die neu gewonnene Reisefreiheit in 
diesen Staaten. Die ausgeprägte Gewaltbereitschaft dieser Gruppierungen, 
die in solchem Ausmaß in Deutschland bislang nicht bekannt war, stellt die 
Stafverfolgungsorgane bereits jetzt vor nicht unerhebliche Probleme. 

Zu einem Zentrum osteuropllischer organisierter Krimineller hat sich nach 
der Wiedervereinigung die Stadt Berlin entwickelt. In den Führungsebenen 

der hier bisher erkannten Gruppierungen aus dem Bereich der GUS finden 

sich überwiegend Personen wieder, die zwar in der ehemaligen Sowjetunion 
gebürtig sind, jedoch längst in Westeuropa und/oder weltweit (insbesondere 
im Nahen Osten und in Nordamerika) über neue Staatsangehörigkeiten 
verfügen. Entsprechende internationale Täterverbindungen sind nachgewie­
sen. 

Am 27.9.91 wurde ein Exilrusse von unbekannten Tlltern auf einem 
Parkplatz in München durch ca. 20 Messerstiche getötet. Das Opfer 
verfügte über weltweite Verbindungen und hatte regen Kontakt zur 

russischen OK-Szene in Berlin und zu Antiquitlltenschmugglern in 
Moskau und Leningrad. Es betlltigte sich überwiegend in den Delikts­

bereichen Falschgeldherstellung und -vertrieb, Ikonenschmuggel und 

Hehlerei und soll versucht haben, an die Spitze der in Berlin ansllssigen 
kriminellen Gruppe der Exilrussen zu gelangen. 

Im Mllrz 1993 wurden vier ehemalige GUS-Bürger von Landsleuten 
entführt. Von den bewaffneten Tlltern erfolgten Lösegeldforderungen in 

Millionenhöhe. Die Geiselnahme wurde von der Polizei be endet. Der 

Geschlldigtenkreis betreibt mehrere Spielhallen in Berlin. 
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Seit der Ermordung der Richter Falcone und Borsellino im Jahre 1992 sieht 
sich die Mafia in Italien einem starken Strafverfolgungsdruck ausgesetzt. 
Die in den letzten Monaten erzielten Erfolge bei der Bekämpfung der 
italienischen Organisierten Kriminalität führen zu einem Verdrängungseffekt 
mit der Folge, daß Angehörige krimineller italienischer Gruppierungen 
Deutschland nicht nur als Ruhe- und Rückzugsraum nutzen, sondern ihr 
Aktionsfeld zunehmend ins Ausland, insbesondere auch nach Deutschland, 
verlagern. 

Bereits 1992 waren 63 % der in Deutschland geführten Ermittlungsverfahren 
im Bereich der Organisierten Kriminalität durch internationale Tatbegehung 
gekennzeichnet! Eine weitere Verschärfung der Situation ist unter anderem 
auch durch den den Abbau der Grenzkontrollen im Rahmen des 
"Schengener Abkommens" zu erwarten. 

4.2. Fazit 

Organisierte Kriminalität und Gewalt werden sich sowohl national als auch 
international weiterhin noch stärker entwickeln, als dies bislang der Fall 
war. Die Straftäter werden in einem immer höheren Maß die 
unterschiedlichen rechtlichen und infrastrukturellen Voraussetzungen der 
verschiedenen Staats- und Rechtssysteme ausnutzen, um ihre kriminellen 
Aktivitäten durchzuführen und zu optimieren. Die Täter werden in ihren 
Taten immer professioneller und internationaler agieren. Die Polizei muß auf 
diese Herausforderung in einem dynamischen Umfeld sachgerecht und 
rechtsstaatlich reagieren. Sie muß Strategien zur Aufdeckung und Begren­
zung Organisierter Kriminalität finden, die jenseits der Einzelverantwortung 
einzelner Staaten liegen. 

National und international muß die OK-Bekämpfung stärker als bisher 
formiert werden. Es muß zu einer Angleichung vorhandener Definitionen 
kommen, damit ein gemeinsames Verständnis für Organisierte Kriminalität 
entwickelt wird, das deliktsunabhängig, personen- und strukturbezogen ist. 
Daneben ist eine Angleichung der materiellen und formellen rechtlichen 
Möglichkeiten erforderlich. 
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Das Bundeskriminalamt versucht diesen Erfordernissen im Rahmen seiner 
Zuständigkeiten u.a. durch 

Mitarbeit bei internationalen Gremien zur Bekämpfung der Organisier­
ten Kriminalität, wie z.B. der "Nizza-Gruppe" und TREVI III, 

Beteiligung am Aufbaustab Europol mit dem Ziel der Schaffung eines 
europäischen Kriminalpolizeiamtes, 

Ausbau des RG/OK-Verbindungsbeamtenkonzeptes 

Verabschiedung bilateraler Vertrtige, insbesondere mit osteuropäi­
schen Staaten, 

Vereinbarung von Zusammenarbeitsregelungen mit ausländischen 
Polizeibehörden, wie DIAI4) und FBJ15) und mit dem russischen 
Innenministerium, 

Rechnung zu tragen, um zu einer europäischen Sicherheitspartnerschaft 
unter Einschluß Osteuropas zu gelangen. 

14 Direzione Investigativa Anti-Mafia. 
15 Federal Bureau of Investigation. 
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Betrachtungsweisen von Gewaltmustem in den 
Vereinigten Staaten 

Albert J. Reiss jr. 

1. Einleitung 

Die Auffassungen von Gewalt in unserem eigenen Land werden im wesentli­
chen durch unsere alltäglichen Erfahrungen geprägt und durch formelle und 
informelle Nachrichten darüber, was mit anderen Menschen in unserer 
Gesellschaft geschieht. Darüberhinaus werden unsere Wahrnehmungen auch 
durch Ereignisse in anderen Ländern beeinflußt. Vergleiche mit anderen 
Gesellschaften werden weitgehend durch die Darstellung von Vorfällen in 
Zeitungen und Zeitschriften, im Fernsehen und auf Videos ermöglicht. Die 
Massenmedien verzerren oft solche Vergleiche, weil sie sich häufig auf 
besonders brutale Ereignisse stürzen, wie etwa Schußwechsel, Bombenat­
tentate, Serienmörder, Terrorismus, Übergriffe gegen Ausländer und Kriege. 
Was uns besonders fehlt, ist das Hintergrundwissen, das eine angemessene 
Bewertung möglich macht. Was sollen denn die Amerikaner von den den 
Bombenattentaten in London durch die !RA halten, die Angriffe von 
moslemischen Fundamentalisten in Israel, Berichte über Angriffe von 
Skinheads auf Mitglieder des amerikanischen Rodelteams in Suhl, oder die 
Bombenattentate und die Schießereien in Südafrika? Was sollen deutsche 
Bürger von Berichten über die zunehmende Gewalt in Amerika, mit Schieße­
reien aus fahrenden Autos und die Tötung deutscher Touristen in Miami und 
Dade CountylFlorida halten? 

Wie wir Gewalt in anderen Ländern einschätzen, hängt weitgehend von 
unserer Einschätzung des persönlichen Risikos ab, Opfer von Gewalt, 
Körperverletzung oder Tod zu werden. In einigen Ländern, besonders in 
denen, die vom Krieg erschüttert werden, hängt diese Einschätzung auch von 
einem Gefühl kollektiver Sicherheit ab. Wie wir aber sehr wohl wissen, muß 
unser tatsächliches Risiko für die persönliche Sicherheit durchaus nicht 
unbedingt mit dessen Wahrnehmung übereinstimmen. Unser tatsächliches 
Risiko wird von unserem sozialen Status, unserer lokalen Situation und 

263 



unserer Risikobereitschaft abhängen. In den Vereinigten Staaten z. B. 
unterliegen wir einem leicht höheren Risiko, von einem betrunkenen 
Autofahrer getötet zu werden, als durch einen geplanten Mord. Nichtsdesto­
trotz macht man sich viel mehr Gedanken über Mord als über den natürli­
chen Tod. In den gesamten Vereinigten Staaten machen Mord und Totschlag 
ein Fünftel aller Todesfälle aus der Gruppe "Selbstmord, Mord und Tot­
schlag und Verkehrsunfälle" aus. Die allgemeine Mordrate ist seit 1950 in 
den Vereinigten Staaten gestiegen, während die Selbstmordrate relativ 
konstant geblieben ist und die Zahl der Toten durch Verkehrsunfälle 
abgenommen hat. 

Zu dem Thema "Betrachtungsweisen von Gewaltmustern" möchte ich 
folgende Aspekte darstellen: Zunächst möchte ich etwas darüber sagen, wie 
wir in den Vereinigten Staaten über Gewaltkriminalität denken. Danach 
möchte ich über die Motive von Gewalttaten in meinem Land sprechen. Im 
Anschluß möchte ich Ihnen über einige Vorgehensweisen berichten, mit 
denen wir bisher auf Gewalt reagiert haben. Und schließlich möchte ich 
Ihnen erläutern, wie wirksam Reaktionen auf das Risiko sind, Opfer eines 
gewalttätigen Übergriffs zu werden) 

2. Ansichten über Gewaltkriminalität in den Vereinigten Staaten 

Eine Möglichkeit, Gewaltkriminalität in den Vereinigten Staaten zu erfassen, 
besteht darin, die Strukturen von Gewalt denen in anderen Ländern gegen­
überzustellen. Obwohl keine genauen Vergleiche wegen der Unterschiede in 
den Gesetzbüchern der verschiedenen Länder und auch in ihrer amtlichen 
Kriminalstatistik vorgenommen werden können, gibt es jedoch keinen 
Zweifel daran, daß die Vereinigten Staaten signifikant höhere Zahlen für die 
meisten Gewaltdelikte aufweisen, als fast alle anderen Industrienationen. 
Außerdem ist die Diskrepanz zwischen den Zahlen in den Vereinigten 
Staaten und denen in den anderen Industriestaaten umso größer, je schwer­
wiegender das Verbrechen ist. Die Zahl der Tötungsdelikte ist in den 

1) Einiges, aber längst nicht alles, was ich vortragen werde, basiert auf den 
Ergebnissen und Schlußfolgerungen unseres Nationalen Forschungsausschusses 
(National Research Council Panel) zum Thema "Understanding and Preventing 
Violence" (Verstehen und Verhüten von Gewalt) (Reiss und Roth 1993). 
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Vereinigten Staaten um das achtfache höher als in einigen Ländern Europas, 
und mindestens viermal so hoch wie die der meisten europäischen Länder, d. 
h., in den letzten Jahren kamen im Durchschnitt auf 100 000 Einwohner acht 
Opfer von Tötungsdelikten. Diese Zahl ist viermal so hoch wie die in 
Westdeutschland. Wenn man den Bericht des International Crime Victim 
Survey (Internationale Untersuchung über Kriminalitätsopfer) von 1989 
zugrundelegt (van Dyk et al., 1990), so sind die Unterschiede bei Gewalt­
delikten ohne tödlichen Ausgang viel kleiner, obwohl die Vereinigten 
Staaten sich noch immer unter den Staaten mit den höchsten Zahlen 
befinden. So haben die Vereinigten Staaten z. B. die höchste Häufigkeits­
zahl für schwere Sexualdelikte, aber die Häufigkeitszahl für Kanada, 
Australien und Westdeutschland lag ebenfalls erheblich über der Zahl der 
meisten anderen Staaten. 

Wenn wir die Zahlen für andere Ursachen eines gewaltsamen Todes -
Selbstmord und Verkehrsunfalle - betrachten, dann liegen die Zahlen für die 
Vereinigten Staaten deutlich niedriger als die vieler europäischer Staaten. 
Nach den von der Weltgesundheitsorganisation für 1989 zusammengefaßten 
Informationen über Sterblichkeit betrug die Suizidrate in den Vereinigten 
Staaten nur die Hälfte im Vergleich zu den nachfolgend genannten Staaten 
Mittel- und Nordeuropas: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, 
Finnland, Frankreich, Schweden und der Schweiz (Reiss, 1990, Tabelle 1). 
Nationale Unterschiede bezüglich der Selbstmord- bzw. Mordraten lassen 
sich nicht so einfach erklären, auch dann nicht, wenn Unterschiede in der 
Altersstruktur der jeweiligen Staaten in Betracht gezogen werden. 

Unabhängig von der Zahl der Tötungsdelikte in den Vereinigten Staaten 
haben sich bedeutende Veränderungen bei den Tötungsarten und bezüglich 
des Status der Opfer ergeben. Die Anzahl der Tötungen von Personen, die 
dem Täter bekannt waren, ist im letzten Jahrzehnt ständig gesunken, und die 
Anzahl der Opfer, die den Täter nicht kannten, ist ständig gestiegen. In den 
letzten Jahren konnten wir neuartige Tötungsdelikte feststellen, nämlich 
Todesfälle durch Schüsse aus vorbeifahrenden Autos in Innenstadt­
bereichen, Tötungen durch Übergriffe auf ausländische Touristen - vermut­
lich in Bereicherungsabsicht -, und das Schießen von Jugendlichen auf 
andere Jugendliche, mit denen sie sich gerade im Konflikt befinden. Obwohl 
diese Tötungsdelikte als "zufallsbedingte Erschießung" bezeichnet werden, 
folgen sie jedoch keineswegs einem Zufallsprinzip. Diese Tötungen unter-
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scheiden sich nicht nur deshalb von anderen, weil es keine vorherige 
Bekanntschaft zwischen Opfern und Tätern gibt - ein typisches Kennzeichen 
von Tötungsdelikten - sondern daß im Gegensatz zu den meisten Morden, 
die Opfer kein logisches Ziel für den Täter darstellen. Sie werden als 
"unschuldige Opfer" bezeichnet. Unschuldige Opfer sind eher charakteri­
stisch für terroristische Anschläge und für kriegerische Auseinandersetzun­
gen, als für Tötungen im kriminologischen Sinne. In der letzten Zeit sind 
unschuldige Opfer in den Vereinigten Staaten zumeist die Opfer bewaffneter 
Jugendlicher. 

Eine weitere Betrachtungsweise von Gewaltkriminalität in den Vereinigten 
Staaten besteht darin, die Zahlen der Gewaltkriminalität über eine bestimmte 
Zeit hinweg und innerhalb einer bestimmten Statuszugehörigkeit in der 
amerikanischen Gesellschaft zu beobachten. Wenn wir fragen: gibt es in den 
Vereinigten Staaten heutzutage mehr Gewalttätigkeit als je zuvor, dann 
lautet die Antwort "nein". Die nationale Mordrate hat in diesem Jahrhundert 
zweimal einen Höhepunkt erreicht, nach dem jeweils ein Absinken erfolgte. 
Die erste Spitze lag in den frühen 30er Jahren, danach sank die Rate 
während der folgenden 30 Jahre kontinuierlich. Es gab einen erneuten 
Anstieg von 1973 an bis zu HÖhepunkten 1979 und 1981, danach ein 
Abfallen bis 1985, und dann wieder einen Anstieg. Die Rate ist heute so 
hoch, wie sie noch nie in diesem Jahrhundert gewesen ist. Einige vermuten, 
daß der Hauptanstieg der allgemeinen Gewaltkriminalitätsrate parallel zu 
den Perioden verläuft, in denen Gewalt von der Vermarktung illegaler 
Waren geleitet war. Die Brutalität der Gangster in den Zwanziger Jahren 
war eng verbunden mit der Prohibition von Alkohol, seiner illegalen 
Herstellung und seines illegalen Verkaufs. Die Gewalt des letzten J ahr­
zehnts, begleitete den Vertrieb von Marihuana, Kokain, Heroin und anderen 
illegalen Drogen. Ob wir uns einem neuen Höhepunkt hinsichtlich der Zahl 
der Gewaltdelikte nähern, ist unklar; nur die Zukunft kann uns das zeigen! 

Es gibt große Schwankungen von Gewaltkriminalitätsraten innerhalb der 
Vereinigten Staaten je nach Statusgruppe und nach Wohnort. Die bereinig­
ten Tötungsraten nach Geschlecht und Alter für das Jahr 1989 zeigen, daß 
etwa siebenmal soviel Tötungsdelikte durch Schwarze wie durch Weiße 
verübt wurden, wobei die Rate bei Schwarzen beiderlei Geschlechts zusam­
men deutlich über der von männlichen Weißen lag. Da die meisten Übergrif­
fe in den Vereinigten Staaten innerhalb ein und derselben Rasse passieren, 
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sind die Risiken, Täter oder Opfer zu werden, für Schwarze viel größer als 
für Weiße, und zwar in bezug auf alle schwerwiegenden Gewaltdelikte. 
Tatsächlich ist Mord angesichts einer allgemein niedrigen Sterberate junger 
Menschen in hochentwickelten Industriegesellschaften zur Haupt­
todesursache junger Schwarzer in den Vereinigten Staaten geworden, die die 
Zahl der Unfälle mit Todesfolge (Verkehrsunfälle, Ertrinken, usw.) über­
steigt. Obwohl wir keine verwertbaren landes weiten Angaben bezüglich der 
Kriminalitätsraten getrennt nach weißen und schwarzen ethnischen Gruppen 
haben, wissen wir, daß die Mordrate bei eingeborenen Amerikanern (ameri­
kanischen Indianern) viel näher· an der für Schwarze liegt als an der für 
Weiße, und daß die Raten für neue asiatische und lateinamerikanische 
Einwanderer ebenfalls höher sind. Diese zugegebenermaßen groben Klassifi­
zierungen deuten darauf hin, daß es beträchtliche Unterschiede bei Mord­
raten zwischen den Statusgruppen der amerikanischen Gesellschaft gibt. 
Ähnliche Strukturen können auch bei anderen Gewaltverbrechen beobachtet 
werden. 

Es ist sicherlich der Erwähnung wert, daß fast alle europäischen Einwande­
rer in der ersten Generation zunächst hohe Raten an Gewaltkriminalität 
aufwiesen. Untersuchungen über die Kriminalitätsraten der nachfolgenden 
Generationen zeigen eine deutliche Verringerung der Kriminalitätsbelastung. 
Es gibt kaum Unterschiede zwischen den Tötungsraten der späteren Genera­
tionen europäischer Einwanderungspopulationen. 

Berufsverbrecher machen nur einen geringen Anteil an der gesamten 
Gewaltkriminalität in den Vereinigten Staaten aus. Die meisten aktenkundi­
gen Gewaltverbrechen passieren im Verlauf einer langen, aktiven kriminel­
len Karriere, die von Eigentumsdelikten beherrscht wird, so daß Festnahmen 
wegen Gewaltdelikten nicht mehr als ein Achtel der Festnahmen in amerika­
nischen Untersuchungen bilden, ähnlich wie in europäischen Staaten, für die 
vergleichbare Informationen vorliegen. Das allgemeine Muster sieht so aus, 
daß nur wenige Täter ihre kriminelle Laufbahn mit einem Gewaltverbrechen 
beginnen, daß aber die meisten kriminellen Laufbahnen, die über eine lange 
Zeitspanne reichen, mindestens einen gewalttätigen Angriff aufweisen. Trotz 
des Medienrummels sind sogenannte "Serienmörder" für nicht mehr als 2 % 

der Morde in einem bestimmten Jahr verantwortlich. 
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Die Massenmedien haben die Aufmerksamkeit auf Bandenkriege unter 
Jugendlichen in Innenstadtwohngebieten gelenkt. Eine Zeitlang beschrieben 
die Medien in den Vereinigten Staaten eine nationale Bewegung zur Bildung 
von Supergangs, die Einheiten auf lokaler Ebene gründeten, wie etwa die 
Crips und die Bloods, d. h. Gangs, die ihren Ursprung in Los Angeles hatten. 
Aber Jugendbanden und Bandenkonflikte waren schon immer Teil des 
Lebens in unseren Innenstädten. Gangs scheinen heute auch allgemein in 
unseren älteren städtischen Sozialwohnungsblöcken verbreitet zu sein, 
besonders in jenen Wohn siedlungen, die von einer großen Zahl Ein-Eltern­
Familien mit weiblichem Haushaltsvorstand bewohnt werden. Was heute bei 
diesen Gangs anders ist, ist die größere Altersspanne bei ihrer Mitglied­
schaft. Darunter befinden sich Mitglieder, die 20 Jahre oder älter bis Anfang 
30 Jahre alt sind. Die Bandenmitglieder sind weitgehend arbeitslose 
Männer; Frauen sind gewöhnlich keine Bandenmitglieder. 

Es gibt außerdem recht hohe Schwankungen bei den Gewaltdelikten, je nach 
Art und Größe des Wohnortes. Ländliche Orte, kleine Gemeinden und Städte 
sowie Vorortgebiete haben im Durchschnitt niedrigere Verbrechensraten als 
große Städte und Großstadtbereiche. Diese Unterschiede bezüglich der 
relativen Sicherheit von Gemeinden blieben über lange Zeit konstant, ebenso 
wie die erhöhte Steigerungsrate für große Städte. Daneben gibt es beträchtli­
che Unterschiede innerhalb der Nachbarschaften und Stadtviertel großer 
Städte, wobei die Unterschiede innerhalb der Stadtteilbereiche großer 
Städte oft größer sind als die zwischen Gemeinden unterschiedlicher Größe. 
Man kann innerhalb einiger Großstadtwohnbezirke genauso sicher sein, wie 
in vielen unserer ländlichen Gemeinden. Tatsächlich sind die Kriminalitäts­
raten in erster Linie in Innenstadtbezirken und in Geschäftsvierteln hoch. 
Die vorliegenden Ergebnisse deuten darauf hin, daß die Zahl der Gewaltver­
brechen bedeutsam gestiegen ist, wie z. B. Vergewaltigung und Raub, und 
zwar auf öffentlichen Plätzen so wie auf Straßen und in Parks. 

Eine weitere Art, in den Vereinigten Staaten Gewaltverbrechen zu betrach­
ten, kann darin bestehen, die Reaktion hierauf näher zu beleuchten. Es 
lassen sich wichtige Konsequenzen aus der steigenden Zahl der Gewalt­
delikte ziehen. Diese schließen die wachsende Forderung nach medizinischer 
Notfallversorgung und Behandlung für die Opfer von Gewalttaten und Raub 
ein, die Kosten für den Wiederaufbau ganzer Innenstadtbereiche nach 
Gewaltakten, die Kosten für verstärkte Sicherheitsmaßnahmen für Personen 
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und Sachen, und die Kosten für psychologische Behandlung bei traumati­
schen Erlebnissen und bei Angst vor Überfallen. 

Trotz der beträchtlichen Unterschiede von einer Gemeinde zur anderen 
bezüglich der Häufigkeit von Gewaltdelikten gibt es allgemein eine enorme 
Angst unter Amerikanern, irgendwann einmal Opfer eines Gewaltverbre­
chens zu werden. Das hat z. T. damit zu tun, daß Amerikaner durch ver­
schiedene Gemeinden fahren müssen, um zur Schule, zur Arbeitsstelle, oder 
in Freizeitbereiche zu gelangen. Es ist ungewiß, welches Risiko man eingeht, 
wenn man mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder mit dem eigenen Auto fährt. 
Besonders bedroht fühlen sich Menschen, wenn sie allein, zu Fuß und bei 
Nacht unterwegs sind. Frauen sind ängstlicher als Männer, obwohl sie im 
Durchschnitt weniger zu Opfern werden. Allerdings sind Frauen viel eher 
dem Risiko eines Sexualdeliktes ausgesetzt als Männer. 

Erhebliche Kosten für die Öffentlichkeit entstehen durch die Kontrolle der 
Gewaltkriminalität durch die Polizei, die Nachsorge für Opfer von Gewalt­
kriminalität und durch die Ermittlung und Verurteilung von Tätern durch die 
Verfolgungsbehörden. Am deutlichsten spürbar ist der wachsende Wunsch 
nach einer Erweiterung des Polizeiapparats, um auf Gewaltverbrechen 
adäquat reagieren zu können. Wir haben es derzeit mit einem enormen 
Anstieg an Kosten für das Strafverfolgungssystem und für dessen Sanktio­
nen zu tun. Der Präsident der Vereinigten Staten versucht z. Z., Bundesgel­
der frei zubekommen , um 100 000 neue Polizeibeamte einstellen zu können. 
Gesetzentwürfe zur Waffenkontrolle werden von der Legislative in einzelnen 
US-Staaten diskutiert. Seitens der US-Bundesregierung wurden bereits 
Gesetze erlassen, die für Käufer von Schußwaffen eine Wartezeit vorsehen, 
in der das Strafregister überprüft wird. 

Es gibt erhebliche öffentliche Befürwortung strengerer Bestrafung von 
Gewaltverbrechern, und es werden verstärkt Maßnahmen getroffen, um 
dieser Forderung nachzukommen. Eine Mehrheit in der amerikanischen 
Bevölkerung fordert offensichtlich, mehr Gefangnisse zu bauen, mehr 
Behandlungsprogramme für Drogenabhängige einzurichten, das Strafmaß 
für Gewaltverbrechen zu erhöhen, die Bewährung für verurteilte Gewaltver­
brecher abzuschaffen, lebenslängliche Haft ohne Bewährung bei wiederhol­
ter Verurteilung wegen Gewalttaten einzuführen und die Todesstrafe für eine 
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breitere Palette von Gewaltverbrechen zu verhängen. Wir werden später 
sehen, wie gut diese Maßnahmen funktionieren. 

Es gibt eine weitere Art, Gewaltkriminalität in den Vereinigten Staaten zu 
betrachten, und zwar dergestalt, daß man überlegt, auf welche Art und 
Weise neuere soziale Bewegungen und Änderungen in der Rechtsstruktur 
sowie deren Anwendung, die Aufklärung von Verbrechen und die Anzeige­
bereitschaft von Gewaltdelikten beeinflußt haben. Mehrere Veränderungen 
in der amerikanischen Gesellschaft hatten eine spürbare Auswirkung auf die 
Anzeigeerstattung von Gewaltkriminalität. Vier hiervon sind besonders 
erwähnenswert. 

Die erste Veränderung besteht in einem erheblichen Anstieg der Anzeigen 
bezüglich Gewalt in der Familie und die entsprechenden Reaktionen darauf. 
Drei Ursachen hatten signifikante Auswirkungen auf die verstärkte Anzeige 
bei der Polizei und die Reaktion der Polizei auf Gewaltdelikte und Gewalt­
verbrechen im familiären Bereich (Sherman, 1993: 92-118). Da war 
zunächst die Frauenbewegung in den Vereinigten Staaten, die in zunehmen­
dem Maße Druck auf die Polizei ausübte, das Strafgesetz tatsächlich 
anzuwenden und Männer festzunehmen, die gegen ihre Frauen tätlich 
geworden waren. Die zweite Ursache war das Experiment zur Gewalt in der 
Familie in der Stadt MinneapolislUSA, das zu dem Ergebnis führte, daß die 
Festnahme des gewalttätigen männlichen Partners einen abschreckenden 
Effekt hatte (Shermann & Berk, 1948). Und drittens gab es eine Reihe von 
Gerichtsurteilen, angefangen von dem Urteil über 2,5 Millionen US-Dollar 
Schadensersatzforderung in einem Deliktshaftungsverfahren gegen das 
Polizeirevier von Torrington/Connecticut, eingeleitet von Tracey Thurman, 
einer verprügelten Ehefrau, weil Polizisten es versäumt hatten, ihren 
Ehemann zu verhaften, nachdem er ihr ernsthafte Verletzungen zugefügt 
hatte. Das Experiment von Minneapolis zur Gewalt in der Familie und die 
Entscheidung von Torrington halfen der Frauenbewegung, sich in einigen 
Bundesstaaten und Großstädten erfolgreich für Gesetze zur zwingenden 
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Festnahme bei derartigen Vorfällen einzusetzen.2) Dies hat dazu geführt, 
daß die Zahl der häuslichen Gewaltverbrechen, die offiziell bei Polizeirevie­
ren bekannt wurden, beträchtlich gestiegen ist.3) 

Einige Jahre später gab es eine weitere deutliche Veränderung, nämlich 
steigende Anzeigeraten anderer Arten häuslicher Gewalt, besonders Kindes­
mißhandlungen durch Eltern bzw. Pjlegepersonen. Heutzutage übersteigt 
die Zahl der Fälle von Kindesmißhandlungen und Kindesvernachlässigungen 
in einigen amerikanischen Großstädten noch immer die Zahl der tatsächlich 
verhandelten Fälle. Es besteht auch eine wachsende Aufmerksamkeit 
hinsichtlich der Mißhandlung von älteren Leuten in Pflegeheimen und im 
familiären Umfeld. 

Beim dritten bedeutenden Wandel handelt es sich um eine Zunahme der 
angezeigten Sexualdelikte mit weiblichen Opfern. Diese Delikte werden 
gewöhnlich in unserem Uniform Crime Reporting System (UCR) als 
"Vergewaltigung" oder "versuchte Vergewaltigung" klassifiziert. Der 
National Crime Victim Survey berichtete als Erster über sexuelle Angriffe 
sowohl auf Männer als auch auf Frauen und das neu geschaffene National 
Incident Based Reporting System (NIBRS) (landesweites Meldesystem von 
Vorfällen), das wahrscheinlich unser bisheriges System (UCR) ablösen 
wird, wird Vergewaltigungsdelikte für Männer und Frauen gleichermaßen 
aufnehmen. Die ersten Versuche mit diesem Meldesystem lassen erkennen, 
daß auch eine nicht zu unterschätzende Minderheit von Männern heute 
sexuelle Übergriffe, die als Vergewaltigung klassifiziert werden, der Polizei 

2) In der Folgezeit. im Jahre 1989, wurde viel von dem gesetzlichen Einfluß der 
Entscheidung von Torrington durch den Obersten Gerichtshof der Vereinigten 
Staaten abgeschwächt (De Shaney ./. Winnebago County Department of Social 
Services). Diese Entscheidung wurde als nur bedingt auf die Polizei anwendbar 
interpretiert, da klar ist, daß Beamte, die mit im Ermessen stehender Exekutiv­
gewalt ausgestattet sind, nicht wie Verwaltungsbeamte behandelt werden 
können, die per Gesetz beauftragt wurden, sich in bestimmter Weise zu 
verhalten. Der verfassungsmäßige Status der Polizei in den Vereinigten 
Staaten ist der, daß sie im Ermessen stehende Autorität hat. 

3) Die Annahme ist verbreitet, daß der beträchtliche Anstieg der Zahlen von 
weiblichen Polizeibeamten während dieser Zeit ebenfalls die Anzeigehäufigkeit 
von Gewalt in der Familie beeinflußt hat. 
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melden.4) Es ist nicht bekannt, inwieweit diese erhöhte Anzahl von Anzeigen 
der Schwulen bewegung (Gay Rights Movement) in den Vereinigten Staaten 
zuzuschreiben ist, aber man vermutet, daß diese Bewegung Auswirkungen 
auf das Anzeigeverhalten bei Sexualdelikten gegen Männer hat. 

Die vierte bedeutende Veränderung zeigt sich in der Anzeige von Verbrechen 
gegen Personen oder Organisationen, die man als durch Intoleranz oder Haß 
motivierte Übergriffe betrachtet. Diese werden in der Rechtssprechung 
entweder als "Diskriminierungsstraftaten" (bias crime) oder als "Straftaten 
aus Haß" bezeichnet, und falls die Täter verurteilt werden, kann eine 
zusätzliche Strafe, üblicherweise ein zusätzliches Haft jahr, für das Begehen 
oder die Mittäterschaft bei irgendeinem Verbrechen, verhängt werden, 
dessen Motiv Diskriminierung oder Haß einschließt. Die typische 
Diskriminierungsstraftat gegen Personen wird als gewalttätiger Übergriff 
bezeichnet, wobei eine solche Straftat gegen das Eigentum als Schändung 
von Besitz bezeichnet wird.5) Schwarze, Juden und männliche Homosexuel­
le sind die wahrscheinlichsten Opfer dieser Verbrechen. Viele dieser 
Straftaten sind vielleicht bevor die entsprechenden Gesetze in Kraft traten, 
nicht ernsthaft genug von der Polizei verfolgt worden. Der Kongreß der 
Vereinigten Staaten hat die Schaffung eines Anzeigesystems für 
Diskriminierungsstraftaten gefordert. 

Es gab beträchtliche Veränderungen hinsichtlich der Kriminalisierung des 
Erzwingens von Intimverkehr allgemein wie auch wachsende Unterstützung 
für die Kriminalisierung von erzwungenem Intimverkehr zwischen Ehepart­
nern. Alle 50 Bundesstaaten stellen inzwischen gewaltsamen Geschlechts­
verkehr zwischen Ehepartnern unter Strafe, obwohl die meisten zwischen 
"Vergewaltigung in der Ehe" und "sexuellem Mißbrauch in der Ehe" unter­
scheiden. Vergewaltigung in der Ehe wird nur strafrechtlich verfolgt, wenn 

4) Ein neuerer Bericht über Testunterlagen aus drei Bundesstaaten läßt erkennen, 
daß fast 9 % aller Vergewaltigungsdelikte im Jahre 1991 an männlichen Opfern 
geschahen, wobei fast alle von ihnen Opfer von männlichen Tätern waren. 
Männliche Täter waren für 99 % der gemeldeten Vergewaltigungsdelikte 
verantwortlich. (Bureau of Justice Statistics, Technical Report, Oktober 1993, 
"Using NIBRS Data to Analyze Violent Crime.") 

5) Schändung schließt Vandalismus auf Friedhöfen, das Malen von Hakenkreuzen, 
Drohungen gegen Minderheiten und Brandstiftung ein. 
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die Ehepartner getrennt voneinander leben, aber wenn sie zusammenleben, 
kann der Mann wegen sexuellen Mißbrauchs in der Ehe verklagt werden.6) 

Was in zunehmendem Maße bezüglich des Sexualverkehrs zwischen 
Personen, die miteinander bekannt sind, zur Debatte steht, ist die Frage, ob 
der Sexual verkehr erzwungen wurde oder im Einvernehmen geschah. 
Besondere Aufmerksamkeit wurde auf das sogenannte date-rape gelenkt. 
Date rape liegt dann vor, wenn eine Frau bei einem verabredeten Treffen 
durch ihren Partner zum Sexualverkehr gezwungen wird. Bisher wird die 
Entscheidung darüber, ob dem Verkehr zugestimmt wurde oder aber erzwun­
gen wurde, den Staatsanwaltschaften, Gerichten und Geschworenen 
überlassen. Es gibt keine rechtsgültige Definition von date rape analog zu 
der von "Vergewaltigung in der Ehe", obwohl mit der Zunahme des Zusam­
menlebens unverheirateter Paare in den Vereinigten Staaten die Angelegen­
heit noch weit von einer Klärung entfernt ist. 

Zur Debatte steht auch die Anwendung strafrechtlicher Sanktionen auf die 
Herstellung, den Vertrieb und den Besitz von Pornographie, besonders von 
Kinderpornographie, die einen Bezug zu Gewaltkriminalität hat. Es gibt 
inzwischen sowohl US-Bundes- als auch Einzelstaatsgesetze zur Kinder­
pornographie. 

Bisher habe ich die Aufmerksamkeit hauptsächlich auf die Gewalt­
kriminalität gelenkt, wie sie jeden Tag in den Vereinigten Staaten geschieht. 
Aber gewalttätiges kriminelles Verhalten erscheint auch auf andere Weise. 
Einige dieser Verhaltensweisen sind sporadisch und vorübergehend, wie 
z. B. unsere städtischen Unruhen, die oft als Rassenunruhen bezeichnet 
werden, wenn an den Aufruhrhandlungen Angehörige unserer schwarzen 
Minderheit beteiligt sind. Obwohl die Aufmerksamkeit auf die Unruhen in 

6) Ein neueres merkwürdiges Beispiel, das dieses Problem verdeutlicht, ist ein Fall 
aus Virginia, in dem eine Frau Bobbitt den Penis ihres Mannes abschnitt, 
während er schlief, weil er sie angeblich vergewaltigt hatte. Sie warf seinen 
Penis auf einen Parkplatz. Der Penis konnte wiedergefunden werden und 
Chirurgen nähten ihn wieder an. Dann wurde der Mann wegen angeblicher 
Vergewaltigung vor Gericht gestellt. Das Gericht erklärte ihn für nicht 
schuldig. Frau Bobbitt wird demnächst vor Gericht gestellt wegen eines 
Gewaltverbrechens. (New York Times, Freitag, den 16. November 1993, 
S. A16). 
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städtischen Schwarzen ghettos gelenkt wird, sind einige dieser Aufstände 
Konflikte und Spannungen unter den Armen verschiedener Minoritäts­
gruppen, und nicht allein konfliktgeladene Beziehungen zwischen der 
dominanten weißen Mehrheit und ethnischen Minderheitsgruppen. Die vor 
kurzem ausgebrochenen Unruhen in Los Angeles z. B. spiegelten die 
Spannungen zwischen der Minderheit der koreanischen Geschäftsleute und 
ihren schwarzen Kunden in einigen Stadtbezirken wider. Es ist eigentlich 
erstaunlich, daß es trotz der großen Anzahl legaler und illegaler Einwande­
rer aus den verschiedenen Nationen und großen kulturellen Unterschiede in 
den Großstädten der Vereinigten Staaten, bisher relativ selten zu Gewalt­
konflikten zwischen ethnischen Gruppen gekommen ist. 

Sporadisch auftretende Gewalt geschieht auch in Verbindung mit politischen 
Konflikten. Zum größten Teil haben diese regionale oder nationale politische 
Anliegen als Ursache. Bombenattentate und gewalttätige Demonstrationen 
gab es in Verbindung mit dem Vietnamkrieg. Konflikte zwischen Gegnern 
und Befürwortern der Abtreibung haben zu sporadischen Gewalttätigkeiten 
in den letzten Jahren geführt. Ärzte, die Abtreibungen vornahmen, wurden 
von Personen getötet, die sich dem "Recht auf Leben" verschrieben hatten. 
Abtreibungskliniken wurden durch Bomben oder durch Brandstiftung 
beschädigt. Im allgemeinen aber werden wir nicht durch rechte und linke 
politische Gruppierungen polarisiert, deren Konflikte zu gewalttätigem 
Verhalten führen. 

Die Vereinigten Staaten sind bisher im allgemeinen frei von Terrorakten 
durch inländische politische Gruppen oder durch vom Ausland aus operie­
rende Gruppen gewesen. Terroristische Anschläge gegen US-Bürger fanden 
im allgemeinen auf ausländischem Territorium in Verbindung mit militäri­
schen oder nachrichtendienstlichen Interventionen oder aus vermeintlichen 
Ungerechtigkeiten unserer Außenpolitik statt. Für einige mag es erstaunlich 
sein, daß es relativ wenige solcher Vorfälle von ausländischem Terrorismus 
in den Vereinigten Staaten gibt, wenn man bedenkt, wie relati v leicht es ist, 
ins Land zu gelangen und an Sprengstoff zu kommen, gerade wenn man an 
die Unterstützung denkt, die die Vereinigten Staaten der einen oder der 
anderen Seite bei nationalen Konflikten im Ausland gewährt hat. Vielleicht 
hat die neueste terroristische Tat, nämlich die im Twin Trade Towers in 
New York explodierte Bombe, ein etwas häufigeres Auftreten solcher 
Straftaten "angekündigt". 
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Schließlich muß die Tatsache beachtet werden, daß Gewalthandlungen 
auch durch Aufsichtspersonal in den Vereinigten Staaten ausgeübt werden, 
besonders durch die Polizei und Gefängniswärter. Die Anwendung von 
Zwangsmitteln durch die Polizei bei Festnahmen und die Anwendung von 
Gewalt mit Todesfolge bleibt ein strittiges Problem der Strafverfolgung in 
den Vereingten Staaten. Ob und wann Gewalt rechtmäßig angewandt wird, 
ist ein wichtiger Diskussionspunkt für Menschenrechtsorganisationen und 
auch allgemein in öffentlichen politischen Foren. Die neueste Form von 
Gewaltanwendung durch unser FBI (Feder al Bureau of Investigation) und 
durch das ATF (Alcohol, Tobacco and Firearms Division) und durch unser 
Bundesfinanzministerium gegen das verbarrikadierte Gelände einer religiö­
sen Sekte - den "Branch Davidian Complex" (Davidianer) in Texas - bleibt 
umstritten. Spannungen zwischen Polizeibeamten und Gemeinden sowie 
Gewalttaten der Polizei gegen Bürger waren ebenfalls ein Auslöser für 
städtische Unruhen. 

3. Ursachen von Gewaltkrirninalität 

Inzwischen wird in den Vereinigten Staaten allgemein anerkannt, daß 
Gewaltkriminalität kein einheitliches Phänomen darstellt, und daß man 
nicht versuchen sollte, die Ursache für Gewalt oder für Gewaltkriminalität 
zu finden. Es gibt viele verschiedene Arten gewalttätigen Verhaltens und 
viele verschiedene Arten von Gewaltkriminalität. Ein geeignetes Modell 
gewalttätiges Verhalten zu verstehen, ist das Modell, welches allgemein zum 
Verständnis, zur Behandlung und zur Vorbeugung von körperlichen und 
seelischen Krankheiten benutzt wird. Die medizinische Forschung stellt 
beispielsweise fest, daß es viele verschiedene Arten von Krankheiten gibt 
und daß sogar der Begriff "Krebs" eigentlich mehrere verschiedene Krebs­
krankheiten beeinhaltet. Die Behandlungs- und Präventionsmethoden für die 
einzelnen Krebserkrankungen variieren beträchtlich. So steigert z. B. der 
Einfluß ultravioletter Strahlung das Risiko für eine Hautkrebserkrankung. 
Dieses Risiko kann durch Einschränkung der Einwirkung dieser Strahlung 
vermindert werden, indem man angemessene Kleidung trägt oder 
Sonnenschutzmittel auf die exponierte Haut aufträgt. Diese Methoden sind 
allerdings zur Verhütung von Darmkrebs ungeeignet. 

275 



Es gibt viele verschiedene Arten von Gewalttaten und -ereignissen und 
ebensoviele verschiedene Ursachen hierfür, u. a. biologische, individuelle, 
situationsbedingte und soziokulturelle Faktoren. Für die meisten Vorfälle 
gibt es primäre, sekundäre und tertiäre Ursachen. Oft ist es nicht so leicht 
bei den primären Ursachen anzusetzen. Deshalb müssen sich die 
Interventionsstrategien auf die sekundären und tertiären Ursachen konzen­
trieren. Dementsprechend richtet sich die Hauptstrategie der Forscher eher 
darauf herauszufinden, wie gewalttätige Ereignisse verhindert werden 
können und wie deren Folgen gemildelrt werden können, als auf die Ent­
wicklung und Überprüfung allgemeiner Theorien oder auf Kausalerklärungen 
von gewalttätigen Ereignissen. Diese Strategie bedeutet, daß Maßnahmen 
zur Gewaltreduzierung ausgewertet werden müssen, indem die Risikofakto­
ren isoliert werden, die zu bestimmten Gewaltvorfällen führen, und indem 
untersucht wird, wie eventuelle Folgen von Gewalttaten reduziert werden 
können. 

Die Untersuchung des Research Council Panel über Risikofaktoren, die in 
Zusammenhang mit Gewaltstrukturen in den Vereinigten Staaten stehen, 
veranlaßte einige Forscher, das Augenmerk auf vier wichtige Faktoren zu 
richten, die das Risiko für Gewalteinwirkung vergrößern - nämlich alle 
Arten von Waffen zur Gewaltanwendung, besonders Schußwaffen, Konflikte 
beim illegalen Handel mit Waren, insbesondere beim Rauschgifthandel, der 
Genuß von Alkohol und die Situationen, die Voraussetzungen für viele 
gewalttlltige Handlungen sind (Reiss & Roth, 1993). Bei der Entwicklung 
von Präventions- und Interventionsstrategien werden diese Risiken oft 
miteinander verbunden. So ist Alkohol z. B. die einzige Droge, bei der 
deutlich Aggression durch Gewalttätigkeiten zum Ausdruck kommt, aber 
Gewaltanwendung im Zusammenhang mit Alkohol passiert nur in einer 
relati v kleinen Zahl öffentlicher Lokale, wo Alkohol ausgeschenkt wird. 
Dementsprechend könnte man den Blick auf den Alkoholkonsum an diesen 
Orten richten, z. B. indem man Barkeeper für die Kontrolle von Konflikten 
innerhalb ihrer Ausschankräume verantwortlich macht. Die Situations­
kontrolle von Gewalt ist sowohl ein Mittel, Gewalt zu verhindern, als auch 
ein Mittel, die schädlichen Auswirkungen von Gewalthandlungen zu 
begrenzen. 

Obwohl wir auf die Bedeutung der Kontrolle von Schußwaffen, von 
illegalen Märkten, des Verkaufs und Konsums von Alkohol und von 
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Situationen, die ein hohes Gewaltpotential beinhalten, aufmerksam gemacht 
haben, kam das Research Council Panel zu dem Ergebnis, daß es doch eher 
umfassende strukturelle und kulturelle Faktoren sind, die Gewaltbereitschaft 
in der amerikanischen Gesellschaft erzeugen, obwohl ihre Auswirkungen 
nicht im Detail untersucht wurden. Vier dieser Faktoren könnten einen 
beträchtlichen Einfluß auf zumindest einige Arten von Gewalt haben. Ein 
Faktoren ist die im Wandel begriffene Familienstruktur in den Vereinigten 
Staaten, ein weiterer Faktor die Tatsache, daß zunehmend junge Menschen 
Gewaltdarstellungen in Medien ausgesetzt werden, ein dritter ist die Lang­
zeitarbeitslosigkeit und Armut, und ein vierter Faktor ist die starke Zunahme 
der Einwanderung mit den sie begleitenden Problemen der Anpassung an 
eine neue Kultur und Gesellschaft. 

Die Familienstruktur hat sich in den Vereinigten Staaten schnell verändert. 
Man betrachte nur die nachfolgend aufgeführten bedeutsamen Veränderun­
gen bei der Zusammensetzung der Haushalte: 

Die Zahl der Haushalte mit unverheirateten Paaren hat sich zwischen 
1970 und 1980 fast verdreifacht und wuchs zwischen 1980 und 1990 
um 80 %. 

Die Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die noch bei den Eltern leben, 
fiel von 85 % (1970) auf 73 % (1990), etwa 15 % davon waren 
Stiefkinder. 

Bis 1990 lebten 19 % der weißen, 30 % der lateinamerikanischen und 
62 % der schwarzen Kinder unter 18 Jahren nur noch mit einem 
Elternteil zusammen. 

Über neun von zehn Haushalten mit Kindern unter 18 Jahren und nur 
einem Elternteil haben einen weiblichen Haushaltsvorstand. 

Ein großer Teil von Kindern wächst also in Haushalten mit weiblichem 
Haushaltsvorstand auf. Solche Haushalte befinden sich überproportional 
häufig in Wohnvierteln mit niedrigem Einkommen, besonders in 
Sozialwohnungssiedlungen, wo das Wohnungsamt alleinerziehenden 
Müttern mit ihren Kindern Vorrang bei der Vermietung gewährt. Bedenkt 
man die überproportional hohe Zahl der Haushalte mit alleinerziehenden 
schwarzen Müttern, so resultiert aus der Konzentration dieser Wohnbevölke­
rung eine hohe Konzentration junger Schwarzer, die keine männlichen 
Bezugsperson haben. Daher ist es auch nicht verwunderlich, daß diese 
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jungen Schwarzen Banden bilden, die weitgehend unter der Kontrolle von 
Gleichaltrigen stehen. Ich muß nicht besonders erwähnen, daß wesentliche 
Veränderungen als Ergebnisse des Wandels der Familienstruktur in den 
Vereinigten Staaten extrem umstritten sind, da sie sowohl mit feministische, 
wie auch rassische Zielvorstellungen berühren. Es scheint jedoch so zu sein, 
daß Jugendkriminalität und Gewalttätigkeit von Banden mit einer 
Wohngebietsstruktur zusammenhängen, die entsteht, wenn Ein-Eltern­
Haushalte mit jungen Männern in Bezirken mit Sozialwohnungen und in 
städtischen Bezirken konzentriert werden. Eine Möglichkeit, dieses Problem 
in den Griff zu bekommen, besteht darin, stärker lebenswerte Wohnbereiche 
in unseren Innenstädten zu schaffen. 

Ob und in welcher Weise die Massenmedien zur Gewalt in Amerika beitra­
gen, ist Gegenstand großer Kontroversen. Zwei nationale Kommissionen, 
eine zum Thema "Obszönität und Pornographie", die andere zur Erforschung 
des Zusammenhangs von Fernsehen und sozialem Verhalten, wollen 
feststellen, ob die Medien zur Anwendung von Gewalt beitragen. In ihren 
Berichten bleibt die Frage ungelöst, ob es klare mittelbare oder unmittelbare 
Zusammenhänge zwischen Medien und verschiedenen Arten von Gewalt 
gibt. Das Thema ist wieder stark ins politische Bewußtsein gedrungen, und 
derzeit gibt es den Ruf der Öffentlichkeit nach mehr Kontrollen gegenüber 
Gewaltdarstellungen in Medien. Untersuchungen von Eron (1986) fanden 
zunehmend Interesse, da sie klare Beweise dafür lieferten, daß Aggression 
gelernt ist und daß Kinder, die Fernsehsendungen mit Gewaltdarstellungen 
ansehen, besonders zur Aggression neigen. In einer fachspezifischen 
Metaanalyse der vielen verschiedenen Studien über die Darstellung von 
Gewalt im Fernsehen und deren Auswirkungen auf gewalttätiges Verhalten, 
die für die Kommission des Nationalen Forschungsrates durchgeführt wurde, 
kam man zu dem Schluß, daß sexuelle Gewalt gegen Frauen mit der 
Darstellung sexueller Gewalt in den Medien zusammenhängt. Derzeit denkt 
die Fernsehindustrie über mehr Selbstkontrollen nach, während sie sich 
allen staatlichen Medienkontrollen widersetzt, und unser Kongreß hält 
Anhörungen über Mittel und Wege ab, wie die Darstellung von Gewalt, 
besonders in Kinderprogrammen, reduziert werden könnte. Die Frauenbewe­
gung drängt auf mehr Kontrolle über die Darstellung "gewalttätiger" Frauen 
in den Massenmedien. 
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Armut und Arbeitslosigkeit sind Risikofaktoren für Verbrechen, aber sie 
sind für viele Arten von Gewalt nicht die primären Ursachen. Deshalb wird 
die Verringerung von Armut und Arbeitslosigkeit kaum Auswirkungen auf 
alle Gewaltverbrechen haben, z. B. nicht auf jene, die im Zustand der 
Trunkenheit begangen werden. Trotzdem könnte die Verringerung von 
Arbeitslosigkeit und Armut eine direkte Wirkung auf einige Gewalttaten 
haben, wie z. B. auf die innerhalb ethnischer Gruppen und auf wiederholte 
Gewalttätigkeiten innerhalb der Familie. 

Die Vereinigten Staaten verzeichnen immer noch eine große Anzahl von 
Einwanderern, legale wie auch illegale. Wir haben keine gen auen Angaben 
über die Anzahl der illegalen Einwanderer in den Vereinigten Staaten. Die 
Schätzungen reichen von mehreren Millionen bis zu 10 Millionen im letzten 
Jahrzehnt. Ein Grund für die illegale Einwanderung ist die relative Leichtig­
keit, mit der Mexikaner und andere Angehörige mittel- und südamerikani­
scher Staaten die Grenze von Mexiko in die Vereinigten Staaten passieren 
können. Andere illegale Einwanderer, z. B. aus der Karibik, kommen oft per 
Schiff an. Diese Einwanderer sprechen hauptsächlich spanisch und stammen 
aus unterschiedlichen spanischen Kulturen; darunter sind Schwarze wie 
auch Weiße. Einige illegale Einwanderer kommen über Kanada ins Land. 
Abgesehen von jenen legalen Einwanderern, die gemäß der Einwanderungs­
quoten ins Land kommen - wobei diese eine relativ kleine Anzahl darstel­
len - haben wir eine beträchtliche Einwandererzahl von Asiaten aus 
Kambodscha, Laos, Vietnam und Korea, die als politische Flüchtlinge aus 
unseren Kriegen in jenen Gebieten akzeptiert werden. Die Asiaten siedelten 
sich vorwiegend in den Städten der Westküste und in einigen Großstädten in 
anderen Teilen der Vereinigten Staaten an. Viele von ihnen hatten ernsthaf­
te Probleme mit der Anpassung an unsere Kultur und ließen sich in den 
Slumvierteln unserer Großstädte nieder. Einige, wie die Koreaner, die mit 
Erfolg Geschäfte in schwarzen Wohngebieten eröffnet haben, sind in letzter 
Zeit Opfer von Raubzügen und anderen Gewaltdelikten und auch zur 
Zielscheibe städtischer Unruhen geworden. 

Die große Mehrheit dieser Einwanderer kommt nicht mit dem Gesetz in 
Konflikt. Jedoch sind, wie bei jeder früheren Einwanderergruppe in die 
Vereinigten Staaten auch, die Probleme der Anpassung an die Landeskultur 
und die Kluft der Wertvorstellungen bei den eingewanderten Eltern und ihren 
in Amerika geborenen Kindern sehr groß. Die Schwere ihrer Anpassungs-
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probleme und die Tatsache, daß viele der Einwanderer an der unteren 
Einkommensgrenze leben, macht sie anfällig für Verbrechen und Gewalt. Die 
einzelnen Einwanderergruppen haben jeweils unterschiedliche Probleme in 
Bezug auf Kriminalität. Die Nachkommen asiatischer Einwanderer führen oft 
die Muster von Verbrechensbegehung und Bandenbildung ihres Heimatlan­
des in den Vereinigten Staaten fort und geraten auch miteinander in 
Konflikt. Sie erwecken den Eindruck, daß sie zu Gewalttätigkeit neigen, 
besonders in Großstädten wie San Diego und Los Angeles. Flüchtlinge aus 
Haiti bleiben auch weiterhin ein Problem für Florida. Es gab eine Zeit, wo 
Castro kubanische Häftlinge als "Bootsflüchtlinge" nach Florida schickte; 
sie sind bis heute ein Problem für unser Strafrechtssystem, wenn sie 
entlassen werden, aber auch als Häftlinge. Kolumbianische Einwanderer 
waren schon immer am illegalen Drogenhandel beteiligt, ebenso wie illegale 
Einwanderer aus Mexiko. Verstärkte Schiffs- und Hafenkontrollen waren 
bisher bei der Kontrolle des Zustroms von Menschen per Schiff einigerma­
ßen erfolgreich, eine erhebliche Verstärkung der Grenzkontrollen und die 
Schließung der Grenzstationen für Einwanderer hat jedoch den illegalen 
Zugang von Mexiko aus bisher auch nicht erheblich eingeschränkt. 

4. Reaktionen auf Gewaltkriminalität 

Neuere Reaktionen auf Gewaltkriminalität in den Vereinigten Staaten haben 
die Aufmerksamkeit in erster Linie auf die Beschränkung der Verfügbarkeit 
von Waffen, auf die Erhöhung der Aufklärungsrate und auf die härtere 
Bestrafung von Tätern gelenkt. Weniger Mittel wurden jedoch auf die 
Prävention von Gewalt verwandt. 

Es gilt längst als gesicherte Erkenntnis, daß Faustfeuerwaffen zu den am 
häufigsten tödlich wirkenden Gegenständen gehören, die zur Bedrohung und 
zur Verletzung von Personen benutzt werden. Ihre Nutzung hängt auch von 
der Tatsache ab, daß man sie gut verstecken kann. Viele Länder beschrän­
ken ihre Verfügbarkeit sehr strikt. In den Vereinigten Staaten ist die Zahl 
der Waffenbesitzer hoch, wobei fast die Hälfte aller Haushalte irgendeine 
Art von Schußwaffe besitzt, und jeder vierte Haushalt besitzt eine Faustfeu­
erwaffe. Der Prozentsatz der Besitzer von Faustfeuerwaffen stieg seit 1959 
von 13 % auf etwa 25 % bis 1992. Man schätzt, daß in einigen Innenstadt­
bereichen mindestens drei Viertel aller Haushalte eine Faustfeuerwaffe 
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besitzt. Diese Zunahme an Waffen fiel mit deren verstärktem Gebrauch bei 
Tötungsdelikten und bei Raubüberfallen zusammen. In einigen Bundesstaa­
ten kann man Faustfeuerwaffen ohne Erlaubnis oder auch ohne Wartezeit 
kaufen. Es gibt einen illegalen Handel mit Schußwaffen, sowohl mit neu 
erworbenen, als auch mit solchen, die bei Wohnungseinbrüche erbeutet 
wurden. 

Es gibt inzwischen einen wachsenden öffentlichen Druck dahingehend, daß 
der Verkauf von Faustfeuerwaffen durch Lizenzvergabe an Waffenhändler 
beschränkt werden solle, der Erwerb durch Wartezeiten begrenzt wird und 
damit nur ein eingeschränkter Personenkreis überhaupt einen Waffenschein 
bekommen kann. Kein Bundesstaat und auch nicht die US-Bundesregierung 
hat den Verkauf von Feuerwaffen total verboten, z. T. wegen einer starken 
Waffenträger-Lobby, die gegen jede gesetzliche Regelung Sturm l~uft. Der 
Kongreß der Vereinigten Staaten verabschiedete vor kurzem eine begrenzte 
Maßnahme zur Kontrolle von Schußwaffen, die sogenannte "Brady Bill", 
die nach Präsident Reagans Assistenten benannt wurde, der bei einem 
Anschlag auf den Präsidenten verletzt wurde und seitdem gelähmt ist. 

Aber auch wenn ein totales Verbot für den Verkauf von Schußwaffen bald 
eingeführt würde, könnten wir keine dramatische Verringerung von deren 
Einsatz bei der Begehung von Verbrechen erwarten, solange es kein 
wirksames Programm zur Auf- bzw. Rückgabe von Waffen gibt. Es stünden 
Waffen weiterhin Tätern zur Verfügung, die sie bei Wohnungseinbrüchen 
und durch Handel auf illegalen Märkten erhalten. Da die Vereinigten 
Staaten schon immer Schwierigkeiten mit der Kontrolle jeglicher Art von 
illegalen Märkten hatte, wäre zu erwarten, daß beträchtliche finanzielle 
Mittel eingesetzt werden müßten, um den illegalen Handel mit Faustfeuer­
waffen zu kontrollieren, der mit einem wirkungsvollen Verbot des legalen 
Handels einhergehen müßte. Allerdings könnten bescheidene Erfolge 
erwartet werden, wenn Gesetze zur Kontrolle des Verkaufs von Faustfeuer­
waffen verabschiedet würden. 

Beträchtliche Gewaltanwendung hat schon immer den illegalen Verkauf von 
Rauschgift begleitet. Wissenschaftliche Untersuchungsergebnisse zeigen, daß 
mit Ausnahme von Alkohol, keine derzeit illegal gehandelten Drogen 
unmittelbar in gewalttätiges Verhalten ausarten. Gewalttätiges Verhalten 
entsteht in Zusammenhang mit der Struktur der illegalen Märkte. Die 
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Vereinigten Staaten haben bisher hauptsächlich zwei Wege hinsichtlich der 
Kontrolle von Drogen verfolgt, obwohl die Schwerpunkte je nach nationaler 
politischer Verwaltungsstruktur unterschiedlich gesetzt werden. Es handelt 
sich dabei um Kontrolle von Angebot und Nachfrage. 

Drei Hauptstrategien wurden bisher bei der Kontrolle des Drogenangebots 
verfolgt. Die eine bestand darin, daß man die Herstellung von Drogen in den 
Erzeugerländern kontrolliert hat. Eine weitere Strategie bestand im Abfan­
gen der Drogen, bevor sie in die Vereinigten Staaten gelangten. Die dritte 
Strategie bestand bisher darin, den inländischen Vertrieb und Verkauf von 
Drogen zu kontrollieren, entweder durch eine bundesweite organisierte 
Drogenbekämpfungsstrategie oder durch polizeiliche Maßnahmen auf lokaler 
Ebene. Jede dieser Strategien hat nur einen geringen Effekt auf die Steue­
rung des Drogenangebots in den Vereinigten Staaten gehabt. Ich lasse dabei 
zunächst einmal die Frage außen vor, zu wieviel Gewaltanwendung diese 
Maßnahmen in den Erzeugerländern geführt haben, wo wir Geld an die 
Regierungen gezahlt haben, damit sie ihre Drogenproduktion kontrollieren, 
und wieviel Gewalt sich aus den verschiedenen Verbotsstrategien ergeben 
hat. Was jedoch klar zu sein scheint ist, daß jede dieser Strategien zur 
Kontrolle von Drogenmärkten in den Vereinigten Staaten und im Ausland zu 
einem gewissen Anstieg der Gewalttätigkeit geführt hat. Darüberhinaus 
haben örtliche Polizeirnaßnahmen, durchgeführt von speziellen Drogen­
bekämpfungsteams, nur sehr begrenzte Ergebnisse erbracht. Lokale Märkte 
sind schwer zu kontrollieren, weil sie äußerst mobil und anpassungsfähig 
sind. 

Daraus ergibt sich eine sehr wesentliche Konsequenz für die lokale Strafver­
folgung. Nachdem man anfangs die Aufmerksamkeit auf die Festnahme und 
Bestrafung erwachsener Drogenhändler richtete, paßte sich der Markt an, 
indem Jugendliche als Drogendealer eingesetzt wurden, weil Jugendliche bei 
einer Verhaftung weniger streng behandelt werden und immer wieder neue 
dazu gewonnen werden konnten, und somit ein fast unerschöpfliches 
Reservoir darstellten. Nach und nach begannen die Jugendlichen kleine 
lokale Märkte zu organisieren. Sie bewaffneten sich mit Faustfeuerwaffen, 
und wir erleben eine beträchtliche Gewaltanwendung durch Jugendliche, 
wenn sie versuchen, ihren lokalen Markt gegen das Eindringen der Konkur­
renz zu verteidigen. Das Ansteigen der Zahlen von tätlichen Übergriffen und 
Tötungsdelikten gegenüber unbeteiligten Personen und von Jugendlichen 
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gegenüber anderen Jugendlichen kann im großen und ganzen dem Kampf 
von Jugendlichen um ihre Marktanteile zugeschrieben werden. 

Die derzeitige Bekämpfungsstrategie besteht entweder im Einsatz der Polizei 
der einzelnen Staaten (state police), oder in der erheblichen Verstärkung der 
örtlichen Polizei bei der Überwachung der Innenstadtbezirke, wo Gewalt in 
Zusammenhang mit Drogenhandel sehr verbreitet ist. Der Präsident der 
Vereinigten Staaten drängt auf die Einstellung von 100 000 zusätzlichen 
Polizeibeamten auf lokaler Ebene, was als Eskalation in unserem ständigen 
"Krieg gegen Drogen und Kriminalität" erscheint. Eine Vielfalt von Taktiken, 
die den Einsatz von verdeckt arbeitenden Polizeibeamten vorsieht, wurde für 
die Festnahme von Drogenhändlern entwickelt. Allerdings kommt man bei 
der Auswertung dieser Strategien zu dem Schluß, daß sie nur von begrenz­
ter Wirksamkeit für die Verringerung der Zahlen von Händlern oder Käufern 
oder für den Abbau von Gewalt im Zusammenhang mit dem Drogenhandel 
sind. Sie können sogar zu steigender Gewalt bei der Anwendung polizeili­
cher Maßnahmen führen. 

Strategien bezüglich der Drogennachfrage können bestenfalls einen begrenz­
ten Effekt haben, da Gewalt nicht direkt mit Drogenkonsum einhergeht, 
sondern nur mit der Vermarktung. Wenn jedoch die Nachfrage erheblich 
sinken würde, hätte dies vielleicht indirekte Auswirkungen auf die Markt­
strategien. Zwei Grundstrategien bezüglich der Verringerung der Nachfrage 
nach Drogen werden derzeit verfolgt. Eine Strategie besteht darin, 
Behandlungsprogramme einzuführen, um die Nachfrage der Konsumenten 
nach Drogen zu reduzieren. Wenn man die Nachfrage drosselt, dann kann 
das die Zahl von Raubüberfällen reduzieren, da Raubüberfälle begangen 
werden, um an Geld zum Kauf von Drogen zu kommen. Der Nutzen solcher 
Behandlungsprogramme ist gering, so daß die zunehmende Zahl der Drogen­
abhängigen nicht ausgeglichen wird. Suchtbehandlungsprogramme in 
Gefängnissen bleiben ohne Erfolg, da es unmöglich ist, den Drogenhandel 
innerhalb der Gefängnisse zu unterbinden. Die einzige größere präventive 
Strategie bezüglich der Drogennachfrage, die derzeit entwickelt wird, sind 
Anzeigenaktionen in den Massenmedien und Schulprogramme, die den 
jungen Leuten vermitteln sollen, dem Gruppendruck Gleichaltriger standzu­
halten, wenn es um den Konsum von Drogen geht. Ob diese Programme 
wirklich effektiv sind, ist noch nicht eindeutig nachgewiesen. 
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Bei der Entwicklung von Strategien für den Umgang mit Gewaltkriminalität 
setzt man hauptsächlich darauf, die Strafe für gewalttätige Übergriffe zu 
erhöhen und vor wiederholten Übergriffen abzuschrecken. Eine Strategie 
besteht in der Erhöhung der Anzahl der Festnahmen wegen Gewalttätigkei­
ten; eine weitere in der Verstärkung der selektiven Strafverfolgung von 
Gewalttaten; eine dritte in der Verbesserung der Anklagemöglichkeiten und 
in der härteren Bestrafung von verurteilten Gewalttätern. Die Frage bleibt 
offen, wie effektiv diese Maßnahmen in den Vereinigten S taten bisher 
gewesen sind. 

Die Strategie, die Zahl der Festnahmen für Gewalttätigkeit zu erhöhen, hat 
nur wenig abschreckende Wirkung gezeigt. Wir haben in den Vereinigten 
Staaten eine erhöhte Anzahl von Verhaftungen von Männern beobachtet, 
die ihre Partnerinnen gewalttätig angegriffen hatten. Die Auswertung der 
Wirksamkeit erhöhter Festnahmen zeigt, daß dies nur einen geringfügigen 
Abschreckungseffekt auf Täter hat, die in einem festen Arbeitsverhältnis 
stehen und daß dadurch die Wahrscheinlichkeit erneuter Gewaltanwendung 
bei Festgenommenen noch erhöht wird, die in keinem festen Arbeitsverhält­
nis stehen. Die Wirkungen in Richtung einer Reduzierung wiederholter 
Gewalttätigkeit im familiären Bereich sind klein (Shermann, 1993). Die 
Maßnahme der Festnahme scheint generell nicht als Abschreckung zu 
funktionieren. 

Die stärkste Zunahme an Festnahmen in den Vereinigten Staaten erfolgte 
bisher für den Besitz von Drogen, in der Annahme, daß dadurch die 
Gewaltkriminalität reduziert würde, weil die Konsumenten und Käufer keine 
Gewaltverbrechen mehr begehen müssen, um ihre Drogenabhängigkeit zu 
finanzieren. Es muß sich noch zeigen, ob dies tatsächlich eine wirksame 
Strategie zur Bekämpfung von Gewalt ist, da viel Geld für den Drogen­
konsum aus weniger gewalttätigen Verbrechen, wie Einbruch und Diebstahl, 
stammen. Es gab inzwischen auch einen starken Anstieg der Zahl festge­
nommener Händler, besonders von solchen, die am untersten Ende der 
Verkäufer-Hierarchie stehen. Aber dies sind die am leichtesten zu ersetzen­
den Händler, so daß ihre Festnahme bestenfalls einen zu vernachlässigen­
den Effekt auf das Umsatzvolumen haben wird. Der Haupteffekt verstärkter 
Aufklärung von Straftaten und Festnahmen war, daß sich der Markt der 
neuen Gegebenheit angepaßt hat. Eine Art der Anpassung war, wie bereits 
erwähnt, die Aufnahme jugendlicher Händler in den bestehenden Markt, weil 
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es weniger wahrscheinlich ist, daß sie gefaßt und schwer bestraft werden. 
Eine weitere Art der Anpassung besteht darin, daß Händler mit ihren 
Märkten häufig umziehen, so daß die polizeilichen Ermittlungen schwieriger 
werden, oder sie verlegen den Handel in Privatwohnungen und machen ihn 
dadurch weniger zugänglich für Polizeibeamte, die bei Durchsuchungen und 
Beschlagnahme an Gesetze gebunden sind. 

Auf jeden Fall führte die selektive Strafverfolgung dazu, daß eine große 
Zahl von Drogenhändlern und -konsumenten gezielt festgenommen werden 
konnten, so daß sie inzwischen einen großen Anteil an der Gesamtheit aller 
Häftlinge darstellen, besonders weil sie oft lange Haftstrafen verbüßen 
müssen. Selektive Strafverfolgung einerseits und das Verhandeln zwischen 
Anklagevertretern und Verteidigern andererseits, mit dem Ziel, daß Ange­
klagte sich schuldig bekennen und die Anklagevertreter dann eine milde 
Strafe beantragen können, führt oft zur Streichung von Anklagepunkten 
oder zur Einstellung eines Strafverfahrens gegen jene, die wegen Gewalt­
delikten angeklagt sind. Die Verhaftung von Drogenhändlern und 
-konsumenten im großem Umfang könnte daher kontraproduktiv sein, da sie 
selbst keine Gewalttäter sind und ihre Nische auf dem Drogenmarkt rasch 
wieder aufgefüllt werden kann. Jedenfalls zeigte eine Untersuchung darüber, 
ob eine Verlängerung des durchschnittlichen Gefängnisaufenthaltes pro 
Verbrechen tatsächlich auch neue Verbrechen verhindert, entweder durch 
Verhinderung oder durch Abschreckung, nur wenig Effekt.?) 

Trotzdem ergaben sich beträchtliche Veränderungen hinsichtlich der 
Festnahmepolitik und -praxis seit 1975. Wir haben mehr Gefängnisse gebaut 
und auch die Haftzeit für Gewalttäter verlängert, um die Wirkung von 
Verhinderung und Abschreckung zu erreichen. Zwischen 1975 und 1989 hat 
sich die durchschnittliche Hajtzeit pro Gewaltdelikt fast verdreifacht. 
Dies lag teilweise daran, daß es eine erhebliche Zunahme an erlassenen 
Rechtsvorschriften gab, die eine Mindestlänge von Haftstrafen forderten 
sowie härtere Strafen für den Gebrauch von Schußwaffen. Aber es gab hier 
nur eine geringe Reduzierung von Delikten dadurch, daß Täter durch längere 
Inhaftierung an der weiteren Ausübung von Straftaten gehindert wurden, 
und es gab auch nur einen sehr geringen Abschreckungseffekt. Es erscheint 

7) Reiss & Roth 1993. 
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daher zweifelhaft, daß unsere Maßnahme, die Haftzeit zu verlängern, viel 
bewirkt; wir sind jedoch dabei, mehr Platz für Gefangene zu schaffen, indem 
wir regionale Gefangnisse bauen, die Zahl der Delikte erhöhen, für die es 
lange Haftstrafen gibt, und die Haftstrafen für die schwersten Gewaltdelikte 
verlängern. Wir erhöhen ebenfalls die Anzahl der Gewaltverbrechen, die mit 
der Todesstrafe bestraft werden. 

5. Zusanunenfassung 

Alles in allem beruhen unsere wichtigsten unmittelbaren Reaktionen auf die 
erhöhte Zahl von Gewaltdelikten gegen Personen in den Vereinigten Staaten 
auf Maßnahmen allgemeiner und spezifischer Abschreckung, indem wir die 
Täter fassen und bestrafen. Wir haben mehr Haftstrafen vollzogen und mehr 
Täter für längere Zeiträume inhaftiert, und wir haben mehr Todesurteile 
vollstreckt. Ein Ergebnis dieser Maßnahmen ist, daß unsere Gefangnisse 
überproportional mit männlichen Schwarzen belegt sind, ein Zustand, der 
ein weiteres Abdriften aus dem sozialen Gefüge bewirkt und damit die 
Nichteinhaltung von Normen bei den Einwohnern schwarzer Wohnviertel 
noch weiter erhöht. Es ist schwierig nachzuweisen, daß diese Strategie 
irgendeinen bedeutenden Effekt auf die Zahl von Gewaltdelikten hatte. 

Unsere andere Hauptstrategie war, Einfluß auf das Angebot von Drogen auf 
dem illegalen Drogenmarkt zu nehmen und die Nachfrage von Drogenabhän­
gigen mittels Behandlungsprogrammen zu drosseln. Die Auswertungen 
bei der Strategien zeigen höchstens einen geringen Erfolg, aber dieser reicht 
aus, um die Entscheidungsträger zu überzeugen, daß die Ausgaben für die 
Anwendung von Gesetzen und die Durchführung von Drogenprogrammen 
erhöht werden müssen. Wir haben bis jetzt noch kein Drogenpräventions­
konzept, das die Nachfrage stoppt und die Anzahl der Drogenabhängigen 
verringert. Ebenso haben wir kein einschlägiges Programm zur Gewalt­
prävention, obwohl es in ,den verschiedenen Gemeinden viele einzelne 
Gewaltpräventionskonzepte gibt. Sie sind nicht ausgewertet worden und ihre 
Wirkung ist umstritten. 

Unsere Programme zur Reduzierung der kollektiven Gewalt konzentrieren 
sich hauptsächlich auf die Unterstützung beim Wiederaufbau von Stadtvier­
teln, die durch Unruhen verwüstet wurden. Aber viele Flächen sind nach 
Unruhen in unseren Städten Ruinenlandschaften geworden. Einige vielver-
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sprechende Programme, wie etwa Gewerbegebietsprogramme, die Anreize für 
die industrielle Entwicklung in unseren Innenstädten bieten, hatten bisher 
bescheidene Erfolge, denn ihre Zahl ist durch die nur langsam wachsende 
Wirtschaft und durch die fehlende Verfügbarkeit von staatlichen Finanzhil­
fen begrenzt. Der Erfolg solcher Programme ist untrennbar mit dem allgemei­
nen Zustand der nationalen und der lokalen Wirtschaft verbunden, und 
unsere Wirtschaft muß erst einmal wieder ein gesundes Wachstum aufwei­
sen. 

Es ist charakteristisch für Amerika, daß wir viele Dinge ausprobieren, und 
ich bin sicherlich nicht den vielen Aktivitäten gerechtgeworden, die bisher im 
Zusammenhang mit der Gewaltkriminalität ausprobiert wurden. Trotzdem 
bleibt nur der pessimistische Schluß übrig, daß man das Problem der 
Gewaltkriminalität nicht lösen kann, sondern daß wir lernen müssen, neue 
Wege zu suchen, um die verschiedenen Arten von Gewaltverbrechen zu 
verhindern und ihre Schäden zu begrenzen. Dies erfordert finanzielle und 
personelle Mittel und Geduld und darüberhinaus den Willen, mit Gewalt 
umzugehen wie mit Gesundheitsproblemen. 
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Gewalt in unserer Gesellschaft - Tendenzen und 
Gegenstrategien 

Streitgespräch (Zusammenfassung): 

Teilnehmer: [ring Fetscher 
Horst Eylmann 
Hagen Saberschinsky 

Moderation: Frank Schirrmacher 

Die Diskussion wurde mit einem kurzen Überblick über die Bedeutung der 
Inneren Sicherheit für Staat und Gesellschaft eröffnet. Dabei wurde u. a. 
auf die Notwendigkeit einer technisch und personell gut ausgestatteten 
Polizei hingewiesen. Der Befürchtung, eine "starke" Polizei würde eine 
Gefahr für den Rechtsstaat darstellen, wurde entgegengehalten, daß die 
Ausbildung der Polizei sowie die politischen und ethischen Einstellungen 
innerhalb der Polizei eine Garantie für die Wahrung des Rechtsstaates 
darstellten. Dem Einwand, die Polizei könnte zu leicht instrumentalisiert 
werden und jeweils für unterschiedliche politische Zielrichtungen eingesetzt 
werden, wurde mit dem Hinweis begegnet, daß die Polizei in erster Linie 
Ländersache ist und damit über eine relativ hohe Stabilität gegenüber 
bundespolitischen Veränderungen verfügt. Die Forderung der Polizei nach 
einer stärkeren Lobby, die u. a. mehr Freiräume für die Verbrechensbekämp­
fung durchsetzen sollte, wurde sowohl kritisch als auch zustimmend 
aufgenommen. Die Diskussionsteilnehmer waren sich jedoch darüber einig, 
daß eine Eskalation von Gewalt möglichst vermieden werden sollte. Hierzu 
gab es verschiedene Vorschläge und Anregungen, z. B. mehr Ausländer in 
den Außendienst der Polizei einzustellen und wirksamere Waffengesetze zu 
schaffen. 

Den Medien wurde der Vorwurf gemacht, häufig zur Gewalteskalation 
beizutragen. Als ein Beispiel wurde die Presse in Berlin genannt, die 
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Polizeibeamte als fremden feindlich bezeichnet hatte. Bei der Diskussion 
hierüber wurde deutlich, daß die Politik über relativ wenig rechtliche 
Eingriffsmöglichkeiten gegenüber den Medien verfügt. Die gesetzlichen 
Kontrollmöglichkeiten wurden als nicht ausreichend beurteilt. Zwar wären 
neue gesetzliche Maßnahmen erforderlich und theoretisch auch möglich, 
doch fürchtet man den Vorwurf der Medien, eine Zensur einführen zu 
wollen. Daher bestünde noch am ehesten die Möglichkeit, die Medien zu 
kontrollieren, wenn verstärkt Jugendschutzbestimmungen angewandt 
würden. 

Für den Bereich der Organisierten Kriminalität wurde eine engere Zusam­
menarbeit zwischen der Polizei und anderen Verwaltungsbehörden gefordert. 
Diesbezüglich wurde angeregt, Datenschutzgesetze neu zu überdenken und 
zu diskutieren. 
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Gewalt und politische Verantwortung 

Rudolf Wassermann 

Wir wissen heute viel über die Ursachen der Gewalt, diese verstanden als 
physische Gewalttätigkeit. Was konnte man nicht alles im letzten Viertel­
jahrhundert an Erklärungen über Aggression und Gewalt lesen, über das 
Entstehen von Gewalttätigkeit, über gewaltfördernde Bedingungen und 
gewaltauslösende Faktoren. Die Wissenschaft schien mir einig darüber zu 
sein, daß es möglich sein würde, aus den Erklärungen Folgerungen zu 
ziehen, die ihren Schwerpunkt in der Erziehung, Wertevermittlung und 
Sozialarbeit haben müßte. Die Gewaltkommission der Bundesregierung hat 
unter dem Stichwort Prävention viele solcher Vorschläge zusammengefaßt. 

Das Ergebnis der Bemühungen - machen wir uns da nichts vor - ist 
betrüblich. Wir können Gewalt erklären und verstehen, sind aber nicht 
imstande, Effektives dagegen zu tun. Im Gegenteil: Die Gewalt nimmt zu, die 
Verbrechen sind immer brutaler, die Täter immer jünger geworden. 

In dieser Situation stellt sich die berühmte Frage Alexander Herzens mit 
größerer Dringlichkeit, denn je zuvor: Was tun? Zwei Reaktionsweisen 
scheinen zu dominieren. Die eine setzt unverdrossen auf die Erziehung zur 
Humanität und gegenseitigen Rücksichtnahme, wenn nicht auf die Wieder­
herstellung von Ligaturen, auf eine Strategie also, die langfristig ist, so 
wichtig und notwendig sie auch sein mag. Aber bleibt uns die Zeit, die die 
Verwirklichung dieser Strategien benötigt? Müssen wir nicht daneben nach 
Mitteln suchen, die sofort greifen? 

Mir scheint, diese beiden Reaktionsweisen können nicht der Weisheit letzter 
Schluß sein. Ich plädiere deshalb für eine dritte, wonach die Gesellschaft 
die Pflicht hat, ihre Werte hier und jetzt zu verteidigen, und der Staat die 
sittliche Substanz des Gemeinwesens zur Geltung bringen muß. Es muß 
Schluß damit sein, daß der Staat den Gewaltausbrüchen mehr oder weniger 
hilflos gegenübersteht, gar die Rechtsbrecher als eine zu hegende, hilfsbe­
dürftige Minderheit ansieht, der man mit Nachsicht und immerwährendem 
Verständnis begegnen muß. 

291 



Was wir erleben, ist das Zurückweichen des Staates vor der Gewalt. Es 
führt in letzter Zuspitzung dazu, daß die Sorge, dem Gewalttäter weh zu tun, 
die Wirksamkeit polizeilicher Maßnahmen beeinträchtigt. Die Polizei ist 
verunsichert, und nicht nur sie. In der Justiz stehen wir vor einem Paradox, 
das so beschrieben werden kann: Je mehr wir über die inneren und äußeren 
Umstände, die zu einer Gewalttat geführt haben, wissen, desto schwieriger 
fällt es, dem Täter Verantwortung zuzuschreiben. Die Folge ist ein 
Strafenschwund, der potentielle Gewalttäter eher ermutigt als abschreckt. 
So aber kann es nicht weitergehen. Das Konzept, das sich in dieser 
Situation anbietet, möchte ich soziale Verteidigung nennen, die Mobilisie­
rung der Kräfte von Polizei, Justiz und Gesellschaft mit dem Ziel wirksamer 
Gewährleistung innerer Sicherheit, selbstverständlich auf der Grundlage des 
Rechtsstaats und unter Respektierung der Menschenwürde. Die Realisierung 
dieses Konzepts ist die Sache aller. Besonders groß ist die Verantwortung 
von Polizei und Justiz. Noch stärker aber trifft die Verantwortung jedoch die 
Politik, und kein Politiker hat Grund, sich darüber zu beklagen. Politik ist 
das Schicksal, sagte Napoleon zu Goethe auf dem Erfurter Fürstentag 1808. 
Erst recht, ja noch viel stärker gilt dies heute. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein ausgeprägter Parteien staat. Die 
politischen Parteien beanspruchen eine nahezu universelle Kompetenz, die 
Zuständigkeit also für alles und jedes. Es ist eine offenbar verschollen 
gewesene Wahrheit, wenn man daran erinnert, daß die Hauptleistung, die die 
Bürgerinnen und Bürger vom Staat erwarten, die Gewährleistung des 
inneren Friedens, der inneren Sicherheit ist. Das Gewaltmonopol des 
Staates, das Selbsthilfe verbietet und die Ausübung der Gewalt an strenge 
rechtfiche Regeln bindet, ist eine kulturelle Leistung ersten Ranges. Gewalt 
kann man nicht aus der Welt schaffen. Sie gehört zur biologischen 
Grundausstattung des Menschen und ist in der Geschichte stets aufgetreten. 
Aber man kann sie binden, bändigen und domestizieren und dies hauptsäch­
lich mittels des Gewaltmonopols des Staates. Wenn der Staat sein 
Gewaltmonopol nicht zu behaupten und nicht auszuspielen weiß, verwirkt er 
seine Daseinsberechtigung. Es ist bitter, aber wohl notwendig, an diese 
schlichte Wahrheit zu erinnern. Freilich möchte ich damit keine allgemeine 
Politikerschelte üben. Zum Glück gibt es Politiker, die den Ernst der Lage 
erfaßt haben. Aber die Widerstände sind groß, und allenthalben wimmelt es 
von Bremsern und Zaghaften, die dem Bären den Pelz waschen wollen, ohne 
ihn naß zu machen. Deshalb sei hier betont: Verantwortung ist kein 
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abstrakter Begriff. Er läßt sich an Personen und Gruppen festmachen. Das 
sollten sich alle sagen, die glauben, parteipolitischen Profilierungsbedürfnis­
sen größeres Gewicht als dem objektiven Befund beimessen zu können. 

Die Bürgerinnen und Bürger unseres Gemeinwesens wollen die Freiheit, die 
ihnen das Grundgesetz verheißt, ohne Angst vor dem Verbrechen genießen. 
Ist das zuviel verlangt? Sie brauchen Schutz, und deshalb sei den 
Verächtern der schützenden Gewalt des Staates gesagt: 

Versagt die Politik in ihrer Verantwortung, so ist die Folge kein Vakuum. 
Das Versagen führt vielmehr zur Ermutigung potentieller Gewalttäter und 
zur Verstärkung aktueller Gewalt. Auch nur annähernd alle Fälle von 
Politikversagen durch ungenügende Wahrnehmung der Verantwortung für 
die Gewalt aufzuzählen, ist an dieser Stelle unmöglich. Ich beschränke mich 
auf sieben der wichtigsten - der allerwichtigsten, wie mir scheint. 

An die Spitze stelle ich, erstens, die hartnäckige Verweigerung, die Realität 
als solche anzuerkennen, deren sich die Politik schuldig macht. Arnulj 
Baring hat kürzlich von der Realitätsverweigerung als dem entscheidenden 
Fehler unserer gegenwärtigen und vergangenen Politik gesprochen. Ich kann 
ihm, was die Sicherung des inneren Friedens durch die Bekämpfung von 
Gewalt angeht, nur beipflichten. Dabei verkenne ich durchaus nicht, daß 
zumindestens seit jenem Zeitpunkt, als die Kriminalitätsfurcht zum Thema 
Nr. 1 in vielen Umfragen avanciert ist, mehr und mehr Politiker den Ernst 
der Lage erfaßt haben. Aber immer noch üben sich zu viele in einer 
Beschwichtigungsstrategie, die sich mit Vorliebe der Statistik bedient. Für 
die Bevölkerung des vereinten Deutschlands ist es aber keine Beruhigung, 
wenn ihr erklärt wird, daß die Verhältnisse in Deutschland nicht so sind wie 
in Florida und Los Angeles und sich die Kriminalität, was Deutschland 
angeht, im Rahmen durchschnittlicher Gewaltanwendung in westlichen 
Demokratien hält. Das jahrzehntelange Herunterspielen linksextremistischer 
Gewaltkriminalität rächt sich jetzt, wo - was vorauszusehen war -
rechtsextremistische Gewalt ihr Gorgonenhaupt erhebt. Das Zurückweichen 
vor linksextremistischer Gewalt hat unsere Politik, gestatten Sie mir den 
Ausdruck, geradezu verinnerlicht. Ich erinnere nur an die beschämenden 
Vorgänge bei der Asyldebatte des Deutschen Bundestages im Mai dieses 
Jahres, als die auf die Deeskalationstaktik verpflichtete Polizei es ablehnte, 
den Repräsentanten des deutschen Volkes den ordnungsgemäßen Zugang 
zum Bundestag zu ermöglichen und die Volksvertreter vor Mißhandlungen 
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durch die Belagerer zu schützen. Dieser beschämende Vorgang der Duldung 
von Gewalt, von Nötigung und Rechtsverweigerung, wurde - dahin ist der 
Zeitgeist geraten - noch als Erfolg gefeiert, was als Ausdruck von 
Wertblindheit und nicht etwa von Liberalität in die Parlamentsgeschichte 
eingehen wird. 

Erst jetzt. angesichts der rechtsextremistischen Gewalt, die sich vornehmlich 
gegen Ausländer austobt, dämmert es vielen, die sich bisher gegen 
entschiedene Maßnahmen zur Eindämmung der Gewalt sperrten, daß 
Deutschland nicht zum Tummelplatz extremistischer Gewaltaktionen werden 
darf. Die Tatsache, daß Polizei und Justiz sich zunächst gegenüber 
rechtsextremistischen Ausschreitungen so verhielten, wie sie es gegenüber 
linksextremistischen gewohnt waren, führte im In- und Ausland dazu, daß 
man sie der Sympathie mit Ausländerfeindlichkeit und Rechtsextremismus 
bezichtigte - nach der Weimarer Melodie, der Staat sei auf dem rechten Auge 
blind. Wie verfehlt diese Bezichtigung war, habe ich oft genug dargelegt; ich 
erspare mir hier die Wiederholung. 

Als Fall der Realitätsverleugnung ist auch das Ansinnen zu bezeichnen, die 
Ausländerkriminalität in der Statistik nicht auszuweisen. Für wie dumm hält 
man denn den ansonsten für mündig erklärten Staatsbürger, wenn man 
glaubt. ihm verschweigen zu können, wie groß der Anteil gerade an 
Gewalttätigkeiten ist, der auf das Konto von Ausländern geht? Die erste 
Aufgabe der Politik ist es, zu erkennen und anzuerkennen, was ist. Daraus 
lassen sich dann die richtigen Folgerungen ziehen. In unserem Falle gehen 
sie dahin, daß wir im Interesse der Bürger unseres Landes das vollziehen 
müssen, was man in der Wissenschaft gern Paradigmenwechsel nennt. Das 
große Thema der 60er und 70er Jahre war der Schutz des einzelnen vor dem 
Staat. Jetzt verlangt die neue Lage neues Nachdenken, und das kann nur zu 
dem Ergebnis führen, daß der Schutz des Bürgers vor dem Verbrechen die 
große Aufgabe dieses Jahrzehnts ist. Wenn die Politik dieser Tatsache nicht 
Rechnung trägt, wenn sie ihr nicht den gebührenden Stellenwert einräumt, 
geht sie an den elementaren Bedürfnissen des Bürgers vorbei. Irgendwann 
erhält sie die Quittung dafür. 

Zum zweiten muß der Politik als mangelndes Verantwortungsbewußtsein 
angekreidet werden, daß der Zeitraum zwischen dem Auftreten von 
Kriminalitätsformen - wie hier der Gewalt - und dem Ergreifen von 
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Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung zu lang ist. Dieser Vorwurf schließt Kritik 
an dem langen Weg der Gesetzgebung ein. Es mag politisch-taktische 
Vorteile bieten, möglichst viele Kräfte, Verbände und Interessenten in den 
Gesetzgebungsvorgang einzubinden. Wo schnelles Handeln geboten ist, muß 
aber auch die Demokratie imstande sein, schneller zu reagieren, als dies 
heute der Fall ist. 

Wie lange wird nicht schon über das Gewaltproblem geredet, das uns heute 
beschäftigt. Ganze Berge haben gekreißt. Die Mäuslein, die geboren wurden, 
kennen Sie alle zur Genüge. 

Damit komme ich zum dritten Punkt meiner Kritik. Es wäre verfehlt, den 
Vorwurf zu erheben, daß keine Maßnahmen zur Bekämpfung der Gewalt 
getroffen werden. Aber diese Maßnahmen sind halbherzig. Klare und 
entschiedene Entwürfe werden oft genug so verwässert, daß ihre Urheber 
Mühe haben, sie wiederzuerkennen. In den Augen der Bevölkerung besteht 
kein Verständnis dafür, daß jahrzehntelang über die Berechtigung des 
finalen Rettungsschusses gestritten wird, der den Geiselnehmer töten soll, 
um die Geisel zu retten. Und mutet es nicht als absurdes Theater an, wenn 
die Polizei erleben muß, daß die Gewalttäter von gestern am nächsten Tage 
wieder bei Gewaltaktionen zu finden sind, weil das Haftrecht mit so vielen 
Kautelen gespickt ist, daß es in den meisten Fällen unmöglich ist, Festge­
nommene auf längere Dauer, wie es so schön heißt, "aus dem Verkehr zu 
ziehen "1 Der Polizeigewahrsam ist keine Erfindung neuesten Datums. Ebenso 
wird seit langem gefordert, die U-Haft wegen Wiederholungsgefahr zu einer 
echten Sicherungshaft auszubauen, die der traurigen Lage, in der wir uns 
befinden, Rechnung trägt. 

Viertens: Oft versagt die Justiz der Polizei ihre Unterstützung im Kampf 
gegen das Verbrechen. Wenn das aus zwingenden rechtsstaatlichen Gründen 
geschieht, ist nichts dagegen einzuwenden. Im Gegenteil: Wir sind dies dem 
Rechtsstaat, den wir haben wollen, schuldig. Die erschreckend lange 
Verfahrensdauer ist jedoch ein Skandalon, das nicht länger hingenommen 
werden kann. Die vielen Beschleunigungsgesetze, die erlassen wurden, 
haben kaum Nutzen gebracht. Aussichtslos ist die Forderung nach 
Verstärkung der Richterzahl. Dies gilt umso mehr, als allmählich auch den 
Politikern bekannt wird, daß zu einem erheblichen Teil die Überlastung der 
Justiz "hausgemacht" ist, nämlich durch eine Interpretationsakrobatik und 
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eine Verteidigungstaktik, die alle Möglichkeiten zur Prozeßverschleppung 
auszunutzen versteht. Strafenschwund und Abdrängen der Verfahrens­
erledigung in den "deal" sind die Stichworte, die hier nicht unerwähnt 
bleiben dürfen. Verblüffend ist auch, wie sehr Bestimmungen, die eine 
sorgfaltige Prüfung des Einzelfalles verlangen, zu Routineangelegenheiten 
verkommen. Ich denke hier an die Strafaussetzung zur Bewährung bei 
Freiheitsstrafen von zwei Jahren und an die Tendenz, selbst festgefügte 
Charaktere von 18-21jährigen als unreife, Jugendlichen gleichstehende 
Heran wachsende einzustufen, so brutal sie sich auch aufführen, um ihre 
Phobien auszutoben. 

Zum fünften muß ich die Frage aufwerfen, ob Politiker Polizeibeamte nicht 
zu oft "im Regen stehen" lassen. Niemand kann verlangen, daß sich jemand 
vor Polizeibeamte stellt, die gegen das geltende Recht verstoßen oder in 
komplizierten Situationen versagt haben. Aber es ist ein öffentlicher 
Mißbrauch, wenn - wie im Fall Bad Kleinen - von Medien auf zweifelhaften 
Tatsachengrundlagen Mißtrauen gegen die Polizei - und hier besonders 
gegen das BKA - geschürt wird, während der Terrorist, den wir einen 
"mutmaßlichen" nennen, gleichsam in den Rang des unschuldigen Opfers 
erhoben wird. Wo bleibt hier die Warnung vor Vorverurteilungen? In der 
politisch-publizistischen Wirklichkeit unserer Tage - das zeigte sich hier -
streitet für jeden die Unschuldsvermutung, nicht aber für die Beamten der 
Polizei. 

Ich habe mich bei dieser Gelegenheit auch gegen die Neigung ausgesprochen, 
als Politiker seine Energie dadurch zu beweisen, daß Beamte, die den Status 
des sogenannten politischen Beamten haben, ohne hinreichende Prüfung 
"gefeuert" werden. Meine Bedenken gegen diese Art von Kraftmeierei, 
gleichviel ob sie von eigenem Ministerverschulden ablenkt oder nicht, 
wiederhole ich hier. Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit auch mit 
Nachdruck sagen, daß es in der Polizei nicht, wie kürzlich ein Bundestags­
abgeordneter bemerkte, zu wenige politische Beamte gibt, sondern zu viele, 
die diesen Status erhalten haben. Im Interesse der Ausübung unabhängiger 
Sachkompetenz sollten z. B. die Polizeipräsidenten überall zu normalen 
Beamten gemacht werden, wie dies kürzlich bei den Generalstaatsanwälten 
geschehen ist. Auch das gehört zur Stärkung der Polizei, die dringend 
geboten ist. 
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Befremdlich - und das wäre ein sechster Punkt - ist, wie schwer es 
Politikern fällt, Irrtümer einzugestehen. Ich bin ja politisch kein unbeschrie­
benes Blatt und mache auch keinen Hehl daraus, daß ich mitverantwortlich 
für die jetzige Fassung des Landfriedensbruchstatbestandes (§ 125 StGB) 
bin. Noch in der Gewaltkommission der Bundesregierung habe ich mich 
dagegen gestemmt, an dieser liberalen Errungenschaft des modernen 
Strafrechts etwas zu ändern. Damals hoffte man, daß das Vermummungs­
verbot, wenn es - wie geschehen - zum Straftatbestand erhoben würde, 
durchgesetzt und zur Befriedung der Gewaltszene beitragen könnte. Dies hat 
sich als unrichtig erwiesen. Aber der Irrtum, den ich hier meine, liegt noch 
tiefer. Ich habe damals an die politische Selbsterziehung einer zur 
Selbstverantwortung befreiten Jugend geglaubt, und wie viele, die damals 
mit am selben Strang zogen, nicht erwartet, daß das Gegenteil eintreten 
würde - daß ein großer Teil der Jugend der 70er, 80er und jetzt 90er Jahre in 
einem solchen Ausmaß extremistisch und aggressiv sein würde, wie es 
tatsächlich der Fall gewesen ist - und noch weiter ist. Die Militanz, die in 
diesen Demonstrationen zum Ausdruck kam und kommt, hat nichts mit der 
Demonstrationskultur des Grundgesetzes zu tun. Jede Langmut muß einmal 
ihr Ende haben, erst recht die Toleranz gegenüber der Gewalt. Da auf 
anderem Wege eine Trennung zwischen den friedlichen Demonstranten und 
den militanten nicht möglich ist, sollte eine Entfernungspflicht nach 
mehrmaliger Aufforderung durch den Träger der Staatsgewalt eingeführt 
werden, deren Nichtbefolgung strafbar ist. 

Dies nur als Beispiel, wie im einzelnen Fall Umdenken notwendig sein kann. 
Politik darf nicht gebetsmühlenhaft alte Formeln wiederholen, die einmal 
ihre Berechtigung hatten, aber sie unter gewandelten Verhältnissen verloren 
haben. Es gilt die Notwendigkeit, in jeder neuen Lage neu nachzudenken. 

Schließlich und zum letzten möchte ich an die Verantwortung des Politikers 
für das politische Wort erinnern. Politik wird heute - in der Kommunikation­
sgesellschaft, in der wir leben - vornehmlich durch Worte gemacht. Um so 
größer ist die Verantwortung für das, was man schreibt und sagt. Die 
Lektüre, namentlich politischer Essays, zeigt viel Verständnis für Gewalt 
und Gewalttätige. Es ist zu begrüßen, daß von Politikerseite den Medien 
vorgehalten wird, in welchem Ausmaß sie, gewollt oder ungewollt, die 
Gewalt als Lösungsmittel für mancherlei Konflikte propagieren. Wenn die 
freiwillige Selbstkontrolle der Medien versagt, wird man im Interesse 
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künftiger Generationen nach rechtlichen Möglichkeiten suchen müssen, um 
der Gewöhnung an die Gewalt, die von solchen Sendungen ausgeht, Einhalt 
zu gebieten. Politiker müssen aber auch Selbstdisziplin üben. Dazu gehört 
der Verzicht auf die vielen versöhnlerischen Kundgebungen, mit denen 
immer wieder Gewalttäter ermutigt werden. Was ist nicht alles geschehen, 
um Linksterroristen zur Abkehr von der Gewalt zu bewegen. Der Erfolg war 
gleich Null. Er würde keineswegs größer sein, wenn das Versöhnlertum jetzt 
dem Rechtsextremismus gelten würde, dessen Brutalität selbst Jugend­
forscher überrascht. Die schon zitierte Gewaltkommission der Bundesregie­
rung hat verlangt, daß Gewalt ohne Wenn und Aber geächtet wird. Daran 
sollte sich die Politik halten. Ohnehin ist zu bedauern, wie wenig von diesem 
Programm, das in erster Linie auf Prävention setzt, verwirklicht worden ist. 
Es ist und bleibt gültige Wahrheit, daß man bei der Bekämpfung der Gewalt 
gar nicht tief genug ansetzen kann. Es ist aber blanke Illusion, wenn man -
wie kürzlich behauptet - meint, Lichterketten seien als Ausdruck gegen 
Fremdenfeindlichkeit wirksamer als Strafen. Mit bloß symbolischer Politik 
ist der Gewalt nicht - auch nicht der fremdenfeindlichen - beizukommen, erst 
recht nicht in einer Gesellschaft, in der Begriffe wie Anomie und Permissivi­
tät gängige Termini sind. Es muß auch gesagt werden, daß wir nicht an 
einem Defizit von Vorschlägen leiden, sondern an einem solchen der 
Durchsetzung. Die Politik ist es den Bürgerinnen und Bürgern des Staates 
schuldig, das Gewaltmonopol des Staates zu festigen und gegenüber 
Gewalttätern durchzusetzen. 

Das ist - nicht mehr und nicht weniger - die Forderung des Tages. Allerdings 
darf Repression nicht die einzige Antwort des Staates auf die Herausforde­
rung durch die Gewalt sein. Insbesondere sollten die Möglichkeiten 
kommunaler Gewaltprävention ausgeschöpft werden. Gerade hier liegt - in 
der Einschaltung nicht nur von Sozial- und Jugendarbeit - eine Chance 
gesellschaftlicher Mobilisierung. 

In Babyion erschien eine Flammenschrift, die Sie alle kennen: Mene, mene 
tekel upharsin. Das vernichtende Urteil lautete: Gewogen und zu leicht 
befunden. Wird man das auch eines Tages in bezug auf die Gewalt­
kriminalität von den Politikern sagen müssen, die uns regieren? Viele 
fürchten das. Ich hoffe, daß sie sich täuschen - daß diese geschmähte, von 
den Wählern beinahe verlassene zweite deutsche Demokratie die Kraft 
findet, der Herausforderung durch die Gewalt doch noch Herr zu werden. 
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Schier endlos wuchern die Diskurse über die Gewalt. Kommen wir doch 
endlich einmal zu Taten, die der Problematik nicht halbherzig, sondern 
wirksam zu Leibe gehen. Soziale Verteidigung gegen Gewalt erfordert eine 
entschlossene Gegenwehr. 

Der Appell muß sich dabei an die classe politique richten: Unser Staat ist 
der Verantwortung der Politiker anheimgegeben. Sie haben es so gewollt, 
unsere Politiker insgesamt. Nun müssen sie auch zeigen, daß sie die Gewalt 
als Realität wahrnehmen, und sie müssen jene Signale setzen, die notwendig 
sind, damit Gewalt von Polizei und Justiz effektiv bekämpft und die gesamte 
Gesellschaft zur Verteidigung mobilisiert werden kann. 

Und dabei gilt, daß die Politik nicht nur für das verantwortlich ist, was sie 
tut, sondern auch dafür, was sie zu tun unterläßt. 
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Schlußwort 

Hans-Ludwig Zachert 

Das Streitgespräch des heutigen Morgens war nicht so streitig, wie es von 
einigen vielleicht erwartet worden war. Das hing möglicherweise damit 
zusammen, daß das gestellte Thema angesichts seiner Komplexität, die 
zuvor bereits in den Referaten zum Ausdruck gekommen war, wenn nicht 
Ratlosigkeit, so doch einen gewissen Rezeptemangel hat aufkommen lassen. 
Das ist offensichtlich nicht ohne Auswirkungen auf die Diskussionsrunde 
geblieben. 

Wir haben diese Veranstaltung unter den Titel "Aktuelle Phänomene der 
Gewalt" gestellt, weil wir glaubten, neue Formen im Bereich der Gewalt 
besonders herausstellen zu sollen. Wir haben erkennen müssen, daß wir in 
diesen vier Tagen all die Facetten, die mit der Gewalt in Zusammenhang 
stehen, nur sehr unvollständig wiedergeben konnten. Dennoch sind bei der 
Beschreibung dieser Phänomene einige Hintergründe der Gesamtproblematik 
sehr deutlich geworden - auch die Unsicherheiten und Defizite bei der 
Erklärung dieser Phänomene. Breiten Raum nahm die Frage ein, wie wir der 
Gewalt entgegenwirken können. Wir hatten vielleicht anfanglich etwas naiv 
geglaubt, daß die Wissenschaft, die wir durch mehrere Referenten eingebun­
den hatten, mit dem Rezeptblock kommt und die Heilmittel verschreibt. Dem 
war leider nicht so. Doch war bei unvoreingenommener Betrachtung nicht zu 
erwarten, auf diese großen Probleme mit einfachen Rezepten reagieren zu 
können. Was Herr Wassermann soeben mit der "sozialen Verteidigung" zum 
Ausdruck gebracht hat, ist indessen ein Ansatz, der sich unausgesprochen in 
allen Referaten wiederspiegelte. Es wurde immer wieder betont, daß die 
gesamtgesellschaftliche Adresse ein tragendes Element und ein genereller 
Ansatzpunkt zur wirksamen Verteidigung unseres Sozialwesens ist. Mit 
diesem Ruf an die Politik müssen wir antreten, und mit diesem Ruf müssen 
wir auch gehört werden. Dort liegt die gemeinsame Aufgabe, die über 
Partei grenzen hinweg angegangen werden muß. Es ist eine Existenzfrage des 
Staates, daß wir hier zu einem Konsens gelangen, das geht jeden von uns 
an. Wir müssen das Gemeinwesen verteidigen gegenüber der Gewalt. 
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Die Behandlung der ganz alltäglichen Gewalt nahm während der Tagung nur 
einen vergleichsweise geringen Raum ein. Wir haben uns vor allem über sehr 
exponierte Formen der Gewalt wie Fremdenfeindlichkeit unterhalten und 
über die politisch-motivierte Auseinandersetzung mit dem Hintergrund­
gedanken PKK sowie die organisierte Kriminalität. Darüber darf die alltägli­
che Gewalt nicht übersehen werden, und wir dürfen nicht verkennen, daß die 
Bevölkerung gerade von diesen Formen immer wieder massiv berührt wird. 

Wir mußten feststellen, daß über Ausmaß und Schwere begangener Gewalt­
taten nach wie vor erhebliche Wissensdefizite bestehen. Auch in der 
Berichterstattung wird mitunter nicht differenziert hinsichtlich der Schwere 
der einzelnen Gewalttat. Hier müssen die Meßinstrumente wesentlich 
verfeinert werden. 

Der Dialog mit der Wissenschaft prägte den Tagungsverlauf. Darin spiegelte 
sich insbesondere der Wunsch wider, mehr über Ursachen und Entstehungs­
bedingungen der Gewalt zu erfahren, denn darin sehen wir eine notwendige 
V oraussetzung, um wirksame Gegenmaßnahmen erörtern zu können. Aber 
wie vielfältig, wie außerordentlich breit war hier das Angebot. Darin liegt 
wohl auch die besondere Schwierigkeit, jeweils adäquate Antworten zu 
finden - namentlich für die Polizei. Wir haben vielfältige Diagnosen gehört. 
Einmal mehr wurde uns bestätigt, daß wir es mit einem komplexen Bündel 
von Auslösern und Wirkungszusammenhängen zu tun haben. Nun könnte 
man sagen, das war uns schon vorher klar. Aber es war doch beispielsweise 
interessant. wie unterschiedlich gerade der Einfluß der Medien bewertet 
wurde. Und ich stehe deshalb nicht an zu erklären, daß wir es uns zu 
einfach machen würden, wenn wir sagen: die Medien sind der Auslöser von 
Gewalt und deren Hauptursache. Dem ist sicherlich nicht so. 

Die Befunde legten keine eindeutige Therapie nahe, das habe ich anfangs 
bereits angeführt. Die Tatsache, daß diese Feststellung auch am Ende 
unserer Tagung gilt. hat dennoch Erkenntniswert. Es gibt offensichtlich nicht 
das Patentrezept. Die begrenzte Reichweite kriminalpolitischer Reaktionen, 
die ohnehin häufig dem Kurieren von Symptomen gleichkommen, ist erneut 
deutlich geworden. Die hier geäußerten Gedanken fordern zudem zum 
Nachdenken auf, ob Härte stets die richtige Reaktion auf Gewalt ist. Das 
haben wir auch in der heutigen Diskussion erneut gehört, man muß hier sehr 
differenziert vorgehen. 
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Doch was ist die Alternative? Wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Maßnahmen, Erziehung und Bildungschancen markieren den Rahmen des 
Handlungsbedarfs. Wollen wir diese Instrumente nutzen, wären enorme 
Finanzmittel erforderlich. Die Wirkung ist allerdings unsicher und tritt 
bestenfalls mittelfristig ein. Ein gesellschaftlicher Konsens für einen solch 
mühseligen und langwierigen Weg ist auch kaum zu erwarten. Zudem sind 
die Haushaltskassen leer. 

Schon allein deshalb können wir uns kurzfristig nicht aus der kriminalpoli­
tischen Verantwortung stehlen. Im Strafrecht und bei der Strafverfolgung 
muß die gesellschaftliche Ächtung von Gewalt angemessen zum Ausdruck 
kommen. Wir haben hier über verschiedene konkrete Vorschläge gesprochen. 
Es bestand auch Einigkeit darüber, daß das staatliche Gewaltmonopol nicht 
zur Disposition gestellt werden darf. Wir müssen dann aber auch dafür 
sorgen, daß der Staat seinen daraus erwachsenden Verpflichtungen 
nachkommt. Die Erwartungen der Bürger sind berechtigt und groß, es besteht 
Bedürfnis nach Zuwendung des Staates bei der Schutzgewährleistung. 

Am Ende dieser Veranstaltung habe ich den Eindruck, daß sie über eine 
polizeiliche Fachtagung hinaus ein gesellschaftspolitisches Forum war. 
Stellungnahmen aus unterschiedlichster Richtung haben der Blickschärfung 
gedient. Der Blick wurde insbesondere geschärft für ein soziales Phänomen, 
bei dem zwar in der Regel die Polizei an vorderster Front kämpft, doch 
zahlreiche andere Institutionen aufgerufen sind, ihren Verpflichtungen 
nachzukommen. Wichtig ist allerdings auch, daß die BKA-Arbeitstagung 
weiterhin ein Podium für polizeiliche Themen bleibt. Wie in den vergangenen 
Jahren will ich einen Ausblick auf das Thema der kommenden Arbeitstagung 
geben. Angedacht ist (vorbehaltlich aktueller Entwicklungen), daß wir uns 
dann mit modernen Methoden der Kriminalistik und Kriminaltechnik 
beschäftigen werden. Ich denke, wir sind es auch der Öffentlichkeit schuldig, 
daß wir in Ansehung der rasanten Entwicklung und Veränderung der 
Kriminalität die Instrumente, mit denen wir diesen Phänomenen begegnen, 
darstellen und deren Grenzen deutlich machen. 

Vor meinem Abschiedsgruß möchte ich noch einen Wunsch äußern. Wir 
haben unter uns einen Teilnehmer, Herrn Händel, der von den bislang 
durchgeführten 39 Arbeitstagungen 38 besucht hat. Mein großer Wunsch ist 
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es, lieber Herr Händel, daß Sie im nächsten Jahr zum 39sten Mal wieder 
dabei sein werden. 

Ihnen allen danke ich für die Denkanstöße, die Sie gegeben haben. Ich 
danke auch den Medien, die ein nachhaltiges Interesse bekundet haben. In 
der Hoffnung, Sie im nächsten Jahr wiederzusehen, verabschiede ich mich 
von Ihnen. 
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60488 Frankfurt, Heerstraße 50 

Quensel, Stephan, Prof. Dr. jur. 

Lehrstuhl für Resozialisation und Rehabilitation im Studiengang Soziologie 
der Universität Bremen. Arbeitsschwerpunkte: Kriminologische Theorie, 
Stravollzug, Drogenpolitik und Gewalt-Diskussion. 

28334 Bremen, Universitätsstraße 2 

Reiss, Albert J. Jr., Prof. Dr. Dr. 

William-Graham-Sumner-Professor der Soziologie an der Universität Yale 
und Dozent an der dortigen juristischen Fakultät. Inhaber folgender akade­
mischer Grade: "bachelor of philosophie" von der Universität Marquette, 
"master of arts" von der Universität Chicago und Yale (privatim) und 
"doctor of philosophie" von der Universität Chicago. Ferner Verleihung des 
Ehrentitels "doctor of laws" vom John Jay College und von der Stadt­
universität New York sowie von der Universität Montreal. 1966-1967 
Berater der "President's Commission on Law Enforcement and the Admini­
stration of Justice" sowie 1967-1968 Berater der "National Advisory 
Commission on Civil Disorders". Aufgrund präsidialer Ernennung Mitglied 
des "National Advisory Committee on Juvenile Justice and Delinquency 
Prevention " , ferner ehemals Mitglied der "National Academy of Science" 
und des "National Research Council's Panel on Research on Effects of 
Deterrence and Incapacitation" und des "Panel on Research on Criminal 
Careers" sowie unlängst Vorsitzender des "Panel on the Understanding and 
Contral of Violent Behavior" und früher Präsident der "American Society of 
Criminology". Heute Präsident der "International Society of Criminology". 
Zahlreiche Veröffentlichungen im Bereich der Kriminologie. 

New Haven, 140 Prospect Street, Connecticut USA 
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Saberschinsky, Hagen 

Polizeipräsident in Berlin (seit 17.9.92); zuvor (ab 1.4.92) Leiter der 
Hauptabteilung des Bundeskriminalamtes in Meckenheim. 1957-1962 
Angehöriger der Berliner Bereitschaftspolizei. 1965 Eintritt in das Bundes­
kriminalamt Wiesbaden; dort von 1981-1984 Leiter der Gruppe "Grundsatz­
angelegenheiten, Waffen-, Sprengstoff-, Falschgelddelikte, Organisierte 
Kriminalität". 1984/1985 Leiter der Gruppe "Informationssammlung Terro­
rismus"; 1986 Leiter der Gruppe "Ermittlungen Rauschgiftbekämpfung"; 1990 
Abteilungspräsident der Abteilung "Rauschgiftbekämpfung" (Vorsitzender 
der "Kommission-Rauschgift" und der "Ständigen Arbeitsgruppe Rausch­
gift"). 

12096 Berlin, Platz der Luftbrücke 6 

Sc~cher,Frank,Dr. 

Leiter der Redaktion "Literatur und literarisches Leben" (seit 1989) und ab 
1.1.1994 Mitherausgeber der "Frankfurter Allgemeine Zeitung". Studium der 
Germanistik und Anglistik in Heidelberg, der Philosophie und Literatur am 
Clare College in Cambridge; 1984 Magister-Examen und anschließend eine 
Hospitanz bei der F.A.Z.; seit 1985 Feuilletonredakteur. Herausgeber des 
Bandes "Verteidigung der Schrift. Kafkas Prozeß". Promotion mit einer 
Arbeit über den amerikanischen Dekonstruktivismus. Herausgeber des 
Bandes "Im Osten erwacht die Geschichte". Verfasser von Essays zur 
Revolution in Mittel- und Osteuropa (1990). 

60327 Frankfurt, Hellerhofstraße 2-4 
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Schuster, Leo 

Abteilungspräsident im Bundeskriminalamt. Seit 1992 Leiter der Abteilung 
"Rauschgift-Bekämpfung" und seit 1993 zusätzlich Leiter der Abteilung 
"Ermittlungen und Auswertung" (u. a. Organisierte Kriminalität). 1962 
Eintritt in den Polizeidienst; 1969-1973 Kommissariatsleiter in verschiede­
nen Deliktsbereichen im Polizeipräsidium Wiesbaden; Lehrtätigkeit an der 
Hessischen Polizei schule; 1974-1978 Leiter des Kriminalpolizeibereiches n 
beim Regierungspräsidenten in Darmstadt; 1978-1979 stellvertretender 
Abteilungsleiter der Ermittlungsabteilung im Hessischen Landeskriminalamt; 
1980-1986 Leiter des Fachbereichs KI 13 (Delikts- und Tätergruppen) im 
Kriminalistischen Institut des BKA; 1986-1989 Leiter des Fachbereichs 
"KriminalistiklKriminologie" an der Polizei-Führungsakademie in Hil­
trupIMünster; 1989-1992 Leiter der Gruppe 1E 1 (Ermittlungen und Auswer­
tung) in der Abteilung Terrorismusbekämpfung; zahlreiche Veröffentlichun­
gen zu kriminalistischen Themen. 

65173 Wiesbaden, Thaerstraße 11 

Schwind, Hans-Dieter, Prof. Dr.jw-. 

Lehrstuhl für Kriminologie, Strafvollzug und Kriminalpolitik an der Univer­
sität Bochum (seit 1974). Während vierjähriger Beurlaubung: 1978-1982 
Justizminister des Landes Niedersachsen; 1981 Vorsitzender der deutschen 
Justizministerkonferenz. 1984-1989 Präsident der Deutschen Kriminologi­
schen Gesellschaft (DKG). 1987-1990 Vorsitzender der (Anti-)Gewalt­
kommission der Bundesregierung. Ab 1990 Beteiligung am Neuautbau der 
Juristischen Fakultäten Greifswald und Jena. Leitung verschiedener For­
schungsvorhaben, u. a. im Auftrag des Bundeskriminalamtes. Arbeits­
schwerpunkte: Dunkelfeldforschung, Kriminalgeographie, Gewaltkriminalität, 
Strafvollzug, Entlassenenhilfe, Kriminalpolitik. 

44801 Bochum, Universitätsstraße 150 

311 



Selg, Herbert, Prof. 0... phil. 

Professor für Psychologie an der Universität Bamberg. Hauptarbeits­
bereiche: Entwicklungs- und Klinische Psychologie. Forschungs­
schwerpunkte: Aggressivität, Sexualität (und deren Durchdringung in der 
Gewaltpornographie) . 

96047 Bamberg, Markusplatz 3 

Wassermann, Rudolf, o...jur. h. c. 

Oberlandesgerichtspräsident a. D. Nach Studium der Rechtswissenschaften, 
Philosophie und Soziologie an den Universitäten Halle und Berlin von 
1956-1967 Richter am Land- und Kammergericht Berlin; 1967-1968 
Sprecher des Bundesjustizministeriums in Bonn; 1968-1971 Präsident des 
Landgerichts Frankfurt und ab 1971 Präsident des Oberlandesgerichts 
Braunschweig; 1965-1967 Vorstandsmitglied des Deutschen Richterbundes; 
1974-1980 Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer 
Juristen und von 1975-1990 Präsident des Landesjustizprüfungsamtes. 
Zahlreiche Veröffentlichungen zu aktuellen rechtspolitischen Fragen. 

38640 Goslar, Dr.-Wachler-Weg 25 

Zachert, Hans-Ludwig 

Präsident des BKA (seit April 1990), Lehrbeauftragter im Fach "Kriminolo­
gie" an der Universität Trier; zuvor (ab 1987) Vizepräsident des BKA. hn 
Bundeskriminalamt seit 1965; 1976-1980 Fachbereichsleiter für Kriminali­
stik und Kriminologie an der Polizei-Führungsakademie Münster; 1982-1985 
Leiter der Abteilung Sicherungsgruppe des BKA; danach als Hauptabtei­
lungsleiter zuständig für die Bekämpfung von Staatsgefährdung und 
Landesverrat sowie für den persönlichen Schutz der Mitglieder der 
Verfassungsorgane und ihrer Gäste. 

65173 Wiesbaden, Thaerstraße 11 
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BKA - Forschungsreihe 

In der "BKA-Forschungsreihe" werden Abschlußberichte von 
kriminalistisch-kriminologischen Projekten veröffentlicht, die 
entweder von der Forschungsgruppe des Bundeskriminalamts 
selbst durchgeführt oder vom BKA finanziert wurden. Weiterhin 
werden in dieser Reihe Vorträge und Diskussionsbeiträge von der 
alljährlichen BKA-Arbeitstagung und von wissenschaftlichen 
Symposien publiziert. Schließlich erscheinen in dieser Reihe auch 
Bibliographien. 

Die Bände der "BKA - Forschungsreihe" werden in der Regel nur 
an Polizeidienststellen, Justizbehörden und amtliche Institutionen 
sowie an einschlägige wissenschaftliche Einrichtungen und 
Bibliotheken abgegeben. Der Bezug ist für die genannten Stellen 
kostenlos. Interessenten wenden sich bitte an 

Bundeskriminalamt 
Kriminalistisch-kriminologische 
Forschungsgruppe 
Referat KI 11 
65 173 Wiesbaden 



I n den letzten fünf Jahren sind folgende Bände erschienen 
(vergriffene Bände sind besonders gekennzeichnet): 

1989 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Ausländerkriminalität in der Bundesrepublik Deutschland. 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 18.-21.10.1988 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 34) 

Schwind, H.-D., Ahlborn, W., Weiß, R.: 
Dunkelfeldforschung Bochum 1986/87. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 21) 

Fiedler, J., Hoppe, R., Berninghaus, P., Lenhart, A.: 
Anhalterwesen und Anhaltergefahren. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Leineweber, H., Büchler, H., Dufner, K.-H.: 

Falschalarme. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

Meyer, J., Dessecker, A., Smettan, J. R. (Hg.): 

Gewinnabschöpfung bei Betäubungsmitteldelikten. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

Plate, M., Schneider, H.: 
Schwereeinschätzung von Gewalthandlungen. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Symposium: Polizei und Gewalt 
In: Was ist Gewalt? - Auseinandersetzung mit einem Begriff­
Band 3. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

Rehm, J., Servay, W.: 

Wohnhauseinbruch aus Sicht der Täter. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 



Bundeskriminalamt (Hg.): 

Technik im Dienste der Straftatenbekämpfung 
Teil 1: Polizeitechnik (1985-1989) 
Teil 2: Kriminaltechnik (1987-1989) 
(COO-literatur-Reihe Bd. 9) 

1990 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Technik im Dienste der Straftatenbekämpfung. 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 7.-10.11.1989 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 35) 

Keup, W.: 

Kokainmißbrauch in der Bundesrepublik Deutschland. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Oörmann, U., Koch, K.-F., Risch, H., Vahlenkamp, W.: 

Organisierte Kriminalität - wie groß ist die Gefahr? 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

LolI, B.-U.: 

Prognose der Jugendkriminalität von Deutschen und 
Ausländern. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Organisierte Kriminalität in einem Europa durchlässiger 
Grenzen. 
(COO-literatur-Reihe Bd. 10) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Krim inalstatistik. 
Zusammengestellt von Wolfgang Heinz 
(bka Bibliographien-Reihe Bd. 5) 



1991 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Organisierte Kriminalität in einem Europa durchlässiger 
Grenzen. 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 6.-9.11.1990 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 36) 

Baurmann, M. C., Schädler, W.: 

Das Opfer nach der Straftat - seine Erwartungen und 
Perspektiven. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 22) 

Kühne, H.-H., Görgen, T.: 
Die polizeiliche Bearbeitung von Umweltdelikten. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 23) 

Kreuzer, A., Römer-Klees, R., Schneider, H.: 

Beschaffungskriminalität Drogenabhängiger. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 24) 

Kühne, H.-H., Miyazawa, K.: 

Kriminalität und Kriminalitätsbekämpfung in Japan. 
Versuch einer soziokulturellen-kriminologischen Analyse (1979). 
2. überarbeitete und ergänzte Auflage. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Symposium: Vorbeugung des Mißbrauchs illegaler Drogen. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Verbrechensbekämpfung in europäischer Dimension. 
(COO-literatur-Reihe Bd. 11) 



1992 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Verbrechensbekämpfung in europäischer Dimension. 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 26.-28.11.1991 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 37) 

Kury, H., Dörmann, U., Richter, H., Würger, M.: 

Opfererfahrungen und Meinungen zur Inneren Sicherheit in 
Deutschland. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 25) 

liebei, H. J., Oehmichen, J.: 

Motivanalyse bei Opfern von Kapitalanlagebetrug. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 26) 

Bora, A., Liebl, K., Poerting, P., Risch, H.: 

Polizeiliche Bearbeitung von Insolvenzkriminalität. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 27) 

Koch, K.-F.: 

Kriminalitätslagebilder. Zur Erstellung überregionaler 
Kriminalitätslagebilder auf der Basis von kriminologischen 
Regionalanalysen. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Standortbestimm ung und Perspektiven der polizeilichen 
Verbrechensbekämpfung. 
(eOD-literatur-Reihe Bd. 12) 



1993 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Standortbestimmung und Perspektiven der polizeilichen 
Verbrechensbekämpfung. 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 20.-23.10.1992 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 38) 

Sieber, U., Bögel, M.: 

Logistik der Organisierten Kriminalität. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 28) 

Erhardt, E., Leineweber, H.: 

Drogen und Kriminalität. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

Knauß, 1., Erhardt, E.: 

Freigabe von Drogen: Pro und Contra. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Symposium: Polizeibezogene kriminologische Forschung im 
zusammenwachsenden Europa. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Krey, V. u. a.: 

Rechtsprobleme des strafprozessualen Einsatzes verdeckter 
Ermittier einschließlich des "Lauschangriffs" zu seiner 
Sicherung und als Instrument der Verbrechensbekämpfung. 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Rechtsextremism uso 
Erscheinungsformen, Entwicklungstendenzen. 

(COO-literatur-Reihe Bd. 13) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 

Aktuelle Phänomene der Gewalt. 
(COO-literatur-Reihe Bd. 14) 


